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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen!

Die 51. Sitzung des Wiener Gemeinderates ist eröffnet.

Während des gesamten Tages entschuldigt sind Frau GRin Klicka und Herr GR Univ-Prof Dr Pfleger. Ich werde dann noch einzelne temporäre Entschuldigungen verlesen.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP – 03620-2009/0001 – KVP/GM) wurde von Herrn GR Dr Franz Ferdinand Wolf gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. [Andere Bundesländer und Städte (wie Linz) tun es, Wien will nicht. Warum sträuben Sie sich so, alle von der Stadt Wien gewährten Subventionen umfassend und transparent in einem jährlichen Subventionsbericht zu publizieren?]

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Nachdem wir über diese Frage – ich glaube, ich kann sagen – mit Fug und Recht ausführlich korrespondiert haben und ich jedenfalls meine Meinung dazu auch darlegen konnte – und Sie das in der Frageform tun konnten –, kann ich jetzt nicht ganz nachvollziehen, was meine Meinung dazu jetzt ändern sollte! Vielleicht können wir das in dem jetzigen Dialog entsprechend aufarbeiten.

Ich wiederhole noch einmal: Subventionen, die von der Stadt Wien vergeben werden, werden hier im Gemeinderat beschlossen. Es ist daher nachvollziehbar, an wen und aus welchem Grunde diese Subventionen ergehen. Da braucht man eigentlich nur, wenn man selbst nicht jede Minute hier sein kann, was ich verstehe, in den Protokollen des Gemeinderates, respektive den entsprechenden Ausschüssen, nachzuschauen. Das heißt, es ist aus meiner Sicht gesehen transparent, und ich sehe daher zur Stunde nach wie vor keine Veranlassung, einen eigenen Subventionsbericht zu erstellen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir eröffnen den Dialog. Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister, ich danke für Ihre Antwort! 

Es ist richtig, dass wir eine schriftliche Anfrage gestellt haben und diese beantwortet wurde. Es geht uns um Transparenz in all diesen Dingen, die wir nicht gewährleistet sehen. Wir werden ja heute im Schwerpunkt diese Transparenz noch diskutieren. 

Ihre Antwort verwundert mich aber deshalb, weil Sie selbst ja an Kultursubventionen höchst interessiert sind. Im vorliegenden Akt für die Subvention der Kunst im öffentlichen Raum GmbH im Jahr 2009 in Höhe von 800 000 EUR wird unter anderem die Höhe der Subvention damit begründet, dass – wörtliches Zitat: „auf besonderen Wunsch von Herrn Bürgermeister Michael Häupl die Ausstellung Alfred Hrdlicka in reduzierter Form 2009 wieder aufgestellt wird.“

Frage daher: Wie ist organisiert, dass Wünsche des Bürgermeisters von unabhängigen Gesellschaften erfüllt werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Überhaupt nicht! Es ist die Vorstellung und der Wunsch nicht zuletzt auch aus dem betroffenen Bezirk, nämlich aus dem 1. Bezirk an mich herangetragen worden, dass die aufgestellten Skulpturen von Herrn Prof Hrdlicka nicht weggenommen werden sollen. Man hat sich dann am Ende des Tages mit den Eigentümern der Skulpturen darauf geeinigt, dass für eine bestimmte noch zu definierende Zeit diese Skulpturen aufgestellt bleiben sollen.

Das heißt, es war nicht mein spezieller Wunsch, sondern ich war der Postillon d'amour. Ich finde es aber auch sehr gut, dass diese Plastiken von Hrdlicka dort stehen bleiben und kann daher nichts Verwerfliches daran erkennen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Ebinger gestellt. – Bitte schön.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Es gibt natürlich viele Fälle, über die man diskutieren kann. Ich habe einen kleinen herausgegriffen: die Subvention an den Verband österreichischer Galerien moderne Kunst für die Viennafair. Die Viennafair ist am 10. Mai zu Ende gegangen. Die Subvention über 13 000 EUR bei der MA 7 und 14 000 EUR in anderen Dienststellen wurde am 24. Mai gestellt. 

Jetzt fragt man sich: Haben sie vorher gewusst, nämlich zwei Wochen, bevor sie einen Antrag stellten, dass sie eine Subvention erhalten werden, oder haben sie auf gut Glück investiert, was ja einem Kaufmann nicht entsprechen würde? Ich kann ja kein Geld ausgeben, das ich noch nicht habe.

Herr Bürgermeister, meine Frage: Ist es üblich, dass potenzielle Subventionsnehmer, bevor sie einen Antrag stellen, schon wissen, dass sie ohnedies eine erhalten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Nein, das ist nicht üblich.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Ringler gestellt.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! 

Sie haben gerade gesagt, es ist ja ohnedies transparent und nachvollziehbar, wer die Subventionen wofür bekommt! Worauf meine Kollegen nicht hingewiesen haben, ist, dass wir schon zahlreiche Fälle gehabt haben, in denen Subventionsakte in einer Weise argumentiert waren, dass nicht nachvollziehbar war, für welchen Zweck diese Subvention ausgegeben werden sollte. 

Ich gebe Ihnen ein aktuelles Beispiel: Die unselige Subvention für das Michael Jackson Tribute-Konzert war in einem Akt versteckt, in dem der Tourismusverband sehr freundliche Worte darüber getroffen hat, dass leider der Tourismus in Wien um 20 Prozent zurückgegangen ist und er deshalb zusätzliche Mittel braucht. Kein Wort darüber, dass diese Subvention für das Michael Jackson Tribute-Konzert gedacht war. 

Das ist ein klarer Fall, wo ich so weit gehen würde zu sagen, da wurde versucht, uns Abgeordnete in unserer Kontrollfunktion zu behindern oder gar zu täuschen. Das ist ein klarer Fall, wo nicht nachvollziehbar ist, wofür eine Subvention ausgegeben wird.

Ich möchte aber noch einen Schritt weitergehen, über den Bereich der Subventionen hinaus. Es gibt viele Fälle, in denen wir schriftliche Anfragen stellen, wo wir nachfragen, wie Gelder der Stadt Wien geflossen sind. Einer dieser Fälle betrifft zum Beispiel Zuwendungen in Form von Inseraten an Medien. Ich kann mich erinnern, ich habe vor einigen Jahren – um nicht zu sagen, vor einiger Zeit – eine zirka 40 Seiten lange Anfrage gestellt, wo ich gefragt habe: Wie viele Inserate der Stadt Wien bekommen eigentlich alle Medien dieses Landes? Da habe ich wirklich alle aufgezählt, vom „Kurier" über den „Falter" über die „Echo"-Medien und so weiter und so fort, alle.

Die Antwort war: Das sind 40 000 Fälle, und Sie werden verstehen, liebe Frau Ringler, das können wir nicht beantworten! – Das ist die Transparenz in dieser Stadt. Ich glaube, daran sollten Sie jetzt was ändern. Es ist in unserem Interesse als Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, zu wissen ...

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Ich bitte Sie, zur Frage zu kommen!

GRin Mag Marie Ringler (fortsetzend): ... wie unsere Gelder verwendet werden.

Daher nochmals meine Frage an Sie: Können Sie sich vorstellen, zum Beispiel für den Fall dieser doch sehr sensiblen Frage, wie viel Zuwendungen einzelne Medien erhalten, in Zukunft eine Veränderung der Auskunftspolitik in die Wege zu leiten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich weiß zwar nicht, was das mit der ursprünglichen Frage zu tun hat, denn bei Inseratenschaltungen handelt es sich ja zweifelsohne um keine Subventionen, und selbstverständlich um keine Zuwendungen, sondern da wird entsprechende Information dargestellt. Ich denke, dass sehr gesetzeskonform damit umgegangen wird. 

Dass wir 40 000 Inserate – ich nehme die Zahl jetzt einmal so, wie Sie es gesagt haben, ich weiß sie nicht auswendig im Gegensatz zu Ihnen – entsprechend darstellen, kann ich mir persönlich nicht vorstellen, denn der Aufwand dazu wäre enorm! 

Wenn Sie sich der Mühe unterziehen, über 40 Seiten Anfragen zu erstellen, so bleibt das selbstverständlich Ihnen überlassen, aber ich werde meine Leute jedenfalls nicht mit unnötiger Arbeit entsprechend belasten. Das sage ich notabene, da die Inserate auch über die Medien entsprechend nachvollziehbar sind. Das ist ja wohl das Transparenteste, was es gibt, nämlich wenn es in den Zeitungen steht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu Ihrem ursprünglichen Beispiel über die Subventionen, nämlich im Speziellen an den Tourismusverband zu dem Michael Jackson Tribute-Konzert: Das ist natürlich ganz schlecht, dieses Beispiel, denn hier handelt es sich in der Tat um eine Subvention an den Tourismusverband, die – wie dort auch in den Gremien entsprechend beschlossen – dazu verwendet werden soll, dass der Tourismus angekurbelt wird. Und wie Sie wissen, ist der Tourismusverband ja eine mit der Wirtschaft sehr paritätisch besetzte Organisation und Truppe.

Jetzt können wir über das auch Tacheles reden: Selbstverständlich wäre ein derartiges Konzert, wäre es seriös vorbereitet und wäre das auch in der Tat ordentlich organisiert worden, etwas, was mit einer weltweiten Werbung für die Stadt Wien sehr interessant wäre. Das war es aber nicht, und daher konnte das auch nicht stattfinden. Da ist kein Groschen, kein Cent irgendwohin geflossen! Der Tourismusverband hat dieses Geld und wird es auch dafür ausgeben, wofür es drinnen gestanden ist.

Da das Konzert nicht stattfindet, wird es dafür kein Geld geben. So einfach ist gelegentlich die Welt! Da kann man das aufblasen, wie man will, es ist so.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Wir kommen nun zur 4. Zusatzfrage. Am Wort ist Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Es geht um Transparenz und um die Nachvollziehbarkeit, die, wie Marie Ringler gesagt hat, in der Tat nicht gewährleistet ist. Es gibt immer wieder Fälle, wo Subventionsakte unvollständig sind und sich erst bei nachträglicher Recherche herausstellt, dass auch andere Institutionen, die im Einfluss der Stadt stehen, oder andere Dienststellen der Stadt zusätzliche Subventionen gegeben haben, also ein wirklicher Überblick ist selbst bei fleißigster Recherche häufig nicht zu erlangen. 

Ich möchte aber einen Schritt weitergehen und die konkrete Frage stellen, ob Sie sich, wenn Sie schon einen Subventionsbericht ablehnen, eine Darstellung der abgelehnten Subventionen jährlich vorstellen können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Noch viel weniger! Das halte ich wohl für das Absurdeste und für diejenigen, deren Subventionsansuchen abgelehnt wurde, das überhaupt Unfairste! Sie können ganz sicher sein, dass es extrem gute Gründe gibt! Von abgelehnten Subventionen, wenn sie unkorrekt waren, oder auch wenn man inhaltliche Meinungsunterschiede dazu hat, wären Sie wahrscheinlich der Erste, der das erfahren würde, jedenfalls aus dem Kulturbereich! Daher ist das wahrscheinlich ohnehin für Sie das Transparenteste, was es gibt, wenn man meint, ungerecht behandelt worden zu sein.

Ich sage hier noch einmal: Ich halte es durchaus für möglich, dass hinter dem Vorwurf der Intransparenz einfach unterschiedliche Auffassungen darüber stehen, was man subventionieren soll und was nicht. Es schlägt sich auch im Abstimmungsverhalten nieder, das ist auch völlig korrekt – nicht ein Hauch von einem Vorwurf, das ist völlig in Ordnung –, aber dann soll man halt auch sagen: Ja, wir sind hier anderer Meinung, und es hat mit der Frage der Transparenz eigentlich nichts zu tun!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. 

Wir kommen nun zur 2. Anfrage (FSP – 02510-2009/0001 – KSP/GM). Sie wurde von Herrn GR Volkmar Harwanegg gestellt, und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Welche Vorkehrungen werden von der Stadt Wien getroffen, um die Auswirkungen der Baumaßnahmen für den neuen Hauptbahnhof Wien für den öffentlichen Verkehr und den Individualverkehr in Wien möglichst gering zu halten?)

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Arbeiten am Hauptbahnhof sind ja seit mittlerweile zwei Jahren im Gange. Die Vorbereitungen sind offensichtlich so gut getroffen worden, dass es kaum bemerkt wird.

Wir haben bei den Österreichischen Bundesbahnen von Beginn an darauf gedrängt, dass es zu ganz besonderen Absicherungen auch bei den Abbrucharbeiten kommt. Eines der größten Gebäude Wiens, nämlich das Postzentrum am Südbahnhof, ist bereits abgebrochen, und es ist de facto nicht aufgefallen. Wir haben den Abbruch des Frachtenbahnhofes Südostbahnhof, der de facto zur Gänze schon abgebrochen ist, nicht einmal registriert. Wir hatten keine einzige Beschwerde dazu, weil die Vorbereitungen mit den Bundesbahnen und von den Bundesbahnen so intensiv waren, dass möglichst wenig Material vom Bahnhofsareal wegtransportiert werden muss, dass sehr viel am Bahnhofsareal zu Verfüllungen, zu Geländemodellierungen wieder verwendet werden kann. 

Es ist auch im Rahmen der drei Umweltverträglichkeitsprüfungen, die stattgefunden haben – nämlich für den Bahnhof selbst, für das Straßennetz und für den Städtebau –, jeweils auch als Auflage formuliert, dass während der Bauphase sehr, sehr intensiv darauf geachtet werden muss, dass die Staubentwicklung und die Belastung der umliegenden Viertel durch LKW-Fahrten ganz gering gehalten werden, sodass der Abtransport des Materials, das gelagert und deponiert werden muss, zum überwiegenden Teil über die Schiene erfolgt.

Ich denke, dass wir damit auch auf die Bevölkerung vor allem im 10. Bezirk besonders Rücksicht genommen haben und dass insgesamt die Belastung für die Bevölkerung durch den Bau sehr gering bleiben wird.

Was allerdings der Fall sein wird: Wenn mit 13. Dezember der Südbahnhof und der Ostbahnhof gesperrt werden, dann wird es deutliche Verlagerungen des Verkehrs geben. Wir werden für die Südbahn dann die Endstation der Züge, die aus dem Süden kommen, wie Fernzüge, innerösterreichische Züge, in Meidling haben. Der neue Bahnhof Meidling wird zur Endstation eines Großteils der Südbahnzüge. Die Wiener Linien haben dort Vorkehrung getroffen, dass die U6 nur mehr mit den modernen Garnituren fährt. Es sind auch zusätzliche zwei Garnituren in Betrieb genommen, sodass die Kapazität der U6 diesen zusätzlichen Ansturm sehr gut wird annehmen können.

Darüber hinaus gibt es noch flexible Möglichkeiten, dass im innerstädtischen öffentlichen Verkehrssystem mit den Schnellbahnen, mit den Zügen von der Südbahn bis in den Norden von Wien die Verteilung der Fahrgäste wesentlich besser funktionieren kann. Wir haben bei den Wiener Linien Reservekapazitäten für Straßenbahn- und Busanbindungen zum Bahnhof Meidling vorgesehen, denn der Vorplatz beim Bahnhof Meidling ist sehr klein. Es gibt dort Platz für Busse, es gibt ganz wenige Kiss-and-ride-Parkplätze und es gibt vor allem keine Dauerstellplätze im Bahnhofsbereich Meidling.

Das heißt, es wird sehr darauf ankommen, dass die Wienerinnen und Wiener und unsere Gäste in der Bauzeit bis zur Rückverlagerung auf den neuen Hauptbahnhof, die etwa drei Jahre dauern wird, die Zufahrt zum Bahnhof Meidling vor allem mit öffentlichen Verkehrsmitteln oder mit dem Taxi vornehmen werden.

Die Österreichischen Bundesbahnen werden es mit dem Fahrplanwechsel mit 13. Dezember so organisieren, dass viele Züge, die früher am Südbahnhof/Kopfbahnhof geendet haben, über die Schnellbahnstrecke durchgeführt werden, sodass die Verteilung in Wien viel besser funktionieren wird. 

Was die Ostbahn betrifft, so wird der Bahnsteig um 150 m verkürzt werden. Und – da sind wir noch in Verhandlungen mit den Österreichischen Bundesbahnen: Unser Interesse dabei ist, dass diese 150 m-Verbindung, die die Pendler vor allem aus dem Burgenland und aus dem Marchfeld-Bereich gehen müssten, in einer überdachten Galerie und nicht im Freien bei Wind und Wetter stattfinden muss. Hier sind wir noch mit der Bahn in Verhandlungen, sodass wir auch zur D-Wagen-Station und zum 13A auch trockenen Fußes kommen können.

Das sind die Vorkehrungen, die getroffen sind. Ich muss aber darauf hinweisen, dass natürlich derartig große Baumaßnahmen bei einem Jahrhundertprojekt der Österreichischen Bundesbahnen Auswirkungen haben. Das soll man nicht verschleiern! Ich glaube aber, dass wir sie bewältigen können, wenn die Information, wenn die Bereitschaft, wenn die Hoffnung sozusagen auf den neuen Hauptbahnhof in Wien soweit kommuniziert ist, dass die Wienerinnen und Wiener und die Pendler und die Gäste, die mit dem Zug nach Wien kommen, darauf schon reagieren können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. – Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Frank gestellt.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat, ich habe den Eindruck, Sie fahren nur mit dem Zug zu dieser Baustelle, denn es ist ja auch der Individualverkehr Gegenstand der Anfrage. Es würde dort genügen – sage ich jetzt einmal –, wenn man die Ampelschaltungen im Bereich Gürtel bis hin zur Gudrunstraße diesem Verkehrsstrom anpasst, was aber nicht passiert! Das bedeutet, es kommen zwei Spuren vom Gürtel, es kommen die Spuren von der Favoritenstraße, es staut! Es staut aber nicht wenig, und das ist eine große Belastung für die Anrainer, für die Verkehrsteilnehmer im Allgemeinen. 

Meine Frage an Sie: Was haben Sie vor oder was werden Sie tun, um dort mit wenigen Schritten – das muss ich schon dazusagen – den Verkehr fließend zu machen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! 

Dass Baumaßnahmen – und ich nehme an, Sie spielen auf die aktuell stattfindenden Baumaßnahmen in der Sonnwendgasse an – zu gewissen Verlangsamungen im Verkehr führen, ist sonnenklar, auch in der Sonnwendgasse. Dass das auch kommuniziert ist und dass die Menschen das auch gewusst haben, ist auch klar. Dass wir dort, wo eine gesamte Eisenbahnbrücke erneuert wird, wie zum Beispiel am Matzleinsdorfer Platz über die Triester Straße, trotz dieser großen Baustelle kaum Beeinträchtigungen des Individualverkehrs hatten, ist Ihnen hoffentlich aufgefallen. Aber wo es nicht staut, da sind die Freiheitlichen nicht, daher ist Ihnen das wahrscheinlich entgangen! 

Wir nehmen sehr wohl auf den Individualverkehr Rücksicht, aber es ist in Summe klar: Wo gebaut wird, gibt es Einschränkungen, nicht nur für den Schienenverkehr, sondern auch für den Individualverkehr. 

Wir werden, wie Sie wissen, auch im Anschluss oder begleitend zum Bau des Hauptbahnhofes die gesamte Gürtelstraße vom Südtiroler Platz bis zur Auffahrt auf die Südosttangente komplett erneuern. Es wird die Strecke im 4. Bezirk Richtung Bahnhof verschoben. Es wird dann im 3. Bezirk der Abschnitt neben dem Schweizergarten belassen, wie er ist. Es wird aber die Auffahrt auf die Südosttangente mit einer Unterführung organisiert, sodass wiederum die Abbiegerelation für die Linie 18 in die Landstraßer Hauptstraße deutlich verbessert wird und – wenn Sie so auf den Individualverkehr schauen! – von der Landstraßer Hauptstraße auch eine Auffahrt auf die Südosttangente mit einem neuen Linksabbieger bestehen wird. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Maresch gestellt.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es freut mich natürlich sehr, dass es jetzt zumindest eine überdachte Galerie gibt, sodass die Passagiere, die mit der Schnellbahn auf der Ostbahnstrecke in Wien ankommen, sozusagen trockenen Fußes – hoffentlich! – zum 13A und zum D-Wagen kommen können. 

Es gibt aber einen zweiten Hotspot, dessen Auswirkungen auch sehr interessant sind. Mit Ende des Jahres ist es so, dass der Hauptbahnhof sozusagen tatsächlich gebaut wird und nach Meidling verlagert wird. 

Jetzt ist die Frage: Meidling ist ein Hotspot des öffentlichen Verkehrs, es gibt zahlreiche Buslinien, die U6 ist da, die Badener Bahn, der 62er. Was uns total wundert – und deswegen habe ich diese Frage gestellt –, ist: Warum gibt es kein Verkehrskonzept für die Philadelphiabrücke einschließlich der Oberfläche? Dort überlässt man die RadfahrerInnen, die FußgängerInnen, die Öffi-BenutzerInnen tatsächlich dem Individualverkehr. Da gibt es auch sehr viele Unfälle. Warum kein Verkehrskonzept?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Mir ist schon klar, dass nicht jedes Mitglied des Gemeinderates die Umweltverträglichkeitsprüfung für den neuen Hauptbahnhof im Detail kennen kann. (GR Mag Rüdiger Maresch: Gilt nicht für Meidling!) Es war natürlich auch bei der Einrechnung für die Umweltverträglichkeitserklärung der Österreichischen Bundesbahnen enthalten, wie und in welcher Form die Abwicklung während der Bauzeit stattzufinden hat. 

Das ist in dieser Frage sehr wohl geregelt! Das Verkehrskonzept für den Bahnhof Meidling während der Bauzeit am Hauptbahnhof ist schlicht so, dass wir dort keine Möglichkeiten für Parkplätze im Individualverkehr bieten können. Wir schaffen es, dass die Busse dorthin geführt werden können, wir schaffen es, dass die Taxis Stellplätze haben, und es gibt auch einige Kiss-and-ride-Punkte, von denen aber sehr rasch wieder weggefahren werden muss. 

Das bedeutet, dass durch den Hauptbahnhof Meidling für diese drei Jahre Bauzeit kein zusätzlicher Individualverkehr generiert werden soll, weil wir einfach mit dem öffentlichen Verkehrsmittel und mit den Taxis diese Verkehrsstation bewältigen müssen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Hoch gestellt.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Meine Frage beschäftigt sich mit dem Stoppen des Vergabeverfahrens durch die ÖBB wegen des Bauloses 1. Die Bietergemeinschaft, unter anderem Strabag und Porr, hat gegen das Bundesvergabeamt Einspruch erhoben. Ich wollte fragen, ob Sie beziehungsweise die Stadtregierung einen Plan B haben, sollte das Bundesvergabeamt – ich glaube, Ende September ist die Entscheidung – eine Neuausschreibung verlangen. 

Es wird ja dann zu einer Zeitverzögerung kommen. Sie haben selbst gesagt, ab 13. Dezember wird die Südbahnhofhalle abgerissen, das heißt, es entsteht dann ein Provisorium. Es ist zu befürchten, dass, wenn die Neuausschreibung den Zeitplan nach hinten rücken wird, wir ein jahrelanges Provisorium beim jetzigen Areal des Südbahnhofes, später dann des Hauptbahnhofes haben werden. Gibt es irgendeinen Plan B, um das Ganze voranzutreiben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Zunächst, Herr Gemeinderat: Wir sind nicht die Auslober dieses Bauloses 1 der Österreichischen Bundesbahnen, wir sind aber mit der Infrastruktur Bau AG der Österreichischen Bundesbahnen derselben Meinung. Es kann nicht sein, dass die Bauwirtschaft in so einer Situation der weltwirtschaftlichen Krise dann bei einem der wichtigsten Großprojekte sagt: So, und jetzt werden wir besonders teuer, denn jetzt können sie ohnehin nicht aus! 

Da gilt sozusagen dieselbe Meinung wie bei den Österreichischen Bundesbahnen, denn ansonsten ist dann die Nächste, wo die Bauwirtschaft sich ungerechtfertigterweise bedient, die Stadt Wien oder die Asfinag oder wer auch immer. Dem kann man nur beipflichten, dass die Bundesbahnen sich hier wehren. 

Es ist ein rechtlich höchst komplexer Bereich, ob kartellrechtlich oder vergaberechtlich vorzugehen ist. Wo dann letztlich die Lösung zu finden ist, ist eine Angelegenheit, deren Details im Bereich der Bundesbahnen und bei einer Reihe von Vergaberechtsexperten liegen. Wir als Stadt Wien haben permanent Kontakt mit den Stellen der Bundesbahnen. Sie werden aber verstehen, dass das Verhandlungen sind, wo die Bundesbahnen uns die Details über die Verhandlungen mit den Baufirmen nicht zur Kenntnis bringen, weil das tatsächlich Grenzbereiche zwischen den verschiedenen Gesetzesmaterien sind.

Was wir mit den Bundesbahnen aber besprochen haben, ist, dass es klar ist, dass eine Lösung, die drei Jahre ein Provisorium in Meidling bringt, auf drei Jahre beschränkt bleiben soll, und dass es nicht in Frage kommt, dass wir sozusagen einen Billigbahnhof in Wien bekommen, wo wir dann keine behindertengerechten Aufgänge mehr hätten oder wo man weite Wege in Kauf nehmen müsste. Alles das ist mit den Bundesbahnen abgestimmt. 

Die konkreten Verhandlungen aber, die die Bahn mit der Bauwirtschaft zu führen hat, bleiben bei der Bahn und bei der Bauwirtschaft. Wir mischen uns da nicht ein, beobachten es aber mit hoher Solidarität mit den Bundesbahnen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Dann kommen wir zur 4. Zusatzfrage. Herr GR Harwanegg ist am Wort.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Stadtrat!

Sie haben es ja erwähnt – und ich kann als Favoritner Gemeinderat dem nur beipflichten –: Die Infopolitik der Bahn und der Stadt Wien gemeinsam, die regelmäßig an die Bezirksvertretung Favoriten erfolgt – alle Vierteljahre –, ist wirklich sehr informativ. Es werden sowohl das bisherige Baugeschehen als auch der Stand und die Zukunft der Baustelle im Detail immer wieder präsentiert. 

Ich darf erinnern, weil das jetzt gerade von meinen Vorfragestellern angesprochen wurde, dass auch die niederösterreichischen Gemeinden und selbst Gemeinden im Burgenland laufend über das Baugeschehen informiert werden. Vorige Woche hat wieder eine Sitzung des SUM stattgefunden, wo ja viele Bürgermeister aus dem Umland Wiens teilgenommen haben, die natürlich dann bei dieser Projektvorstellung auch dementsprechende Fragen gestellt haben. 

Es ist zweifellos ein Riesenprojekt, ein Jahrhundertprojekt, wie Sie es gerade erwähnt haben, das seit den provisorischen Baueinrichtungen und den Abbrucharbeiten eine ganze Menge Probleme im öffentlichen Verkehr und in der Frage des Straßenverkehrs insgesamt hervorgerufen hat. Natürlich ist ... 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Kollege Harwanegg, ich bitte Sie, zur Frage zu kommen!

GR Volkmar Harwanegg (fortsetzend): Ja, kommt gleich. – Natürlich ist die Frage des PKW-Verkehrs des Linksabbiegers, da die Sonnwendgasse nicht zur Verfügung steht, ein Problem. Bei gutem Willen ist aber auch dies mit den Linksabbiegern möglich. 

Ich komme daher zur Fragestellung selbst: Herr Stadtrat, welche konkrete Auswirkungen hatten die Vorbereitungsarbeiten bisher? Und wie wurde im Vorfeld diesen Problemen entgegengesteuert?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Sie haben vieles von meiner Antwort vorweggenommen. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Es gibt eine Reihe von Informationsveranstaltungen, die sowohl mit den Bezirken als auch mit den Vertretern dieses Hohen Hauses durchgeführt wurden. Wir haben mit den Zeitungen, die vor allem von den Wienerinnen und Wienern und auch von den Pendlern gelesen werden, sehr enge Kooperationen, damit eben die Information rechtzeitig und - angesichts der Veränderungen, die im Bauablauf passieren -, auch immer wieder aktualisiert den Menschen zur Verfügung gestellt werden.

Was wir auch machen, ist, dass wir dort, wo der Antonie-Alt-Hof gestanden ist, ein Informationszentrum gemeinsam mit den Österreichischen Bundesbahnen errichten, wo permanent über den Bau und den Baufortschritt, über die einzelnen Maßnahmen auch zur Gestaltung des neuen Stadtteiles informiert werden kann: Wie geht es im Wohnbau weiter? Was passiert bei der Gestaltung des Grünraumes? Wie wird die künftige Schule dort ausschauen? – Über all diese Punkte wird informiert werden. So etwa auch über die Fragen: Wie fährt dann der D-Wagen durch das Areal? Wo ist die Verladestelle für die Autoreisezüge? 

Das alles wird - immer wieder erneuert - in dieser Informationsbox den Interessierten zur Einsicht vorgelegt. 

Wir werden dort auch einen Turm haben, der die Möglichkeit bietet, auf über 40 m hinaufzukommen, damit der volle Einblick auf die gesamte Baustelle gewährleistet ist. Ich denke, das wird wie damals bei dem Bau der U-Bahn am Karlsplatz werden, wo auch eine Aussichtsplattform war, die permanent von den Wienerinnen und Wienern benutzt wurde. So wird das bei der Info-Box des Hauptbahnhofs dann auch sein. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 2. Frage. 

Die 3. Anfrage (FSP – 02516-2009/0001 – KFP/GM) wurde von Frau GRin Henriette Frank gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Wie aus dem Rechnungsabschluss der Stadt Wien hervorgeht, hat die Stadt Wien für Bauaufsichtsorgane mehr als sieben Millionen Euro ausgegeben. Welche konkreten Aufgaben haben diese Bauaufsichtsorgane?)
Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau GRin Frank, in Beantwortung Ihrer Anfrage über die konkreten Aufgaben der Bauaufsichtsorgane möchte ich Ihnen mitteilen, dass diese Bauaufsichtsorgane im Wesentlichen die Sanierungsgruppen des Wohnfonds Wien sind. Es handelt sich dabei in etwa um 50 Personen, die ein sehr breites Aufgabengebiet haben, sich vor allem um die Sanierungsbereiche der Stadt Wien kümmern. In diese Leistungen der Sachverständigen fallen im Wesentlichen die verschiedenen Bereiche der Förderungsverfahren. Das sind im Konkreten die Beratung der Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer beziehungsweise Hausverwaltungen über die Förderungsmöglichkeiten gemäß WWFSG sowie die Prüfung der Förderungsanträge bezüglich Förderungsvoraussetzungen, aber auch die Empfehlung der Objekte zur Förderung beziehungsweise Ablehnung der Anträge. 

Weiters ist ein besonderer Schwerpunkt dieser Bauaufsichtsorgane die begleitende Kontrolle während der Bauführung. Das sind im Wesentlichen drei große Bereiche. Das ist zum Ersten der Baufortschritt, zum Zweiten der Einsatz der Förderungsmittel, die wir sehr genau prüfen – und zwar zweckentsprechend und wirtschaftlich –, und zum Dritten die Einhaltung der der Zusicherung zugrunde liegenden Pläne. Es ist uns ganz wichtig, dass es hier auch durch Experten eine laufende Kontrolle zwischen Theorie und Praxis gibt und dass wir auch laufend kontrollieren, welche Pläne eingereicht worden sind und welchen Niederschlag das in den konkreten sanierten Projekten findet. 

Eine weitere wichtige Aufgabe der Bauaufsichtsorgane ist es, die Anforderung von Landesdarlehen beziehungsweise nichtrückzahlbaren Zuschüssen beziehungsweise Beiträgen zu überprüfen, aber auch die Feststellung der ordnungsgemäßen Durchführung der förderungsrechtlich relevanten Maßnahmen. 

Ein Themenbereich, der dann vor allem auch beim Abschluss der Sanierungsvorhaben wichtig ist, ist die Vornahme der förderungsrechtlichen Endabrechnung, wenn wir also überprüfen, ob das Projekt auch entsprechend den Förderrichtlinien abgerechnet wurde. 

Das sind im Wesentlichen die großen Themenschwerpunkte der Bauaufsichtsorgane, die im Rahmen der Sanierungsgruppen des Wohnfonds Wien zusammengefasst sind. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Frank gestellt. – Bitte.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Stadtrat! 

Danke für die Beantwortung. Ich möchte mich jetzt auf jenen Punkt stützen, wo es um die begleitende Kontrolle der Bauführung geht. Sie haben da angesprochen, wie die Fördermittel verwendet werden, beziehungsweise die Einhaltung der Pläne und den Baufortschritt. 

Es ist ja so, dass vielfach Projekte den Leuten vorgelegt werden, Pläne vorgelegt werden, die Realität aber dann anders aussieht. Das heißt, die Leute bekommen dann Wohnobjekte, die sie sich so nicht vorgestellt haben, weil einfach Kürzungen vorgenommen wurden. Es ist auch so, dass mit dem Baufortschritt und der Kostenexplosion dann manchmal Abspeckungen – sage ich jetzt einmal – gemacht werden, wie zum Beispiel: Fall „9 ist 12" wurde dann zu „9 ist 11". Wir kennen die ganze Firmenkonstellation – das war ja noch vor Ihrer Zeit, aber trotzdem. Das wurde zurückgenommen, weil einfach alles viel zu teuer war und die Kosten überbordend waren. 

Meine Frage an Sie: Wie weit ist es jetzt bereits im Vorfeld, also auch bei der Planung beziehungsweise dann, sobald man merkt, die Kosten gehen sich überhaupt nicht mehr aus, da muss man reduzieren, mit der Hinweispflicht dieser Bauaufsichtsorgane, dass diese rechtzeitig so quasi die Bremse ziehen? Was passiert da?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Wir müssen im Wesentlichen zwei große Bereiche unterscheiden, die allerdings beide auch vom Wohnfonds Wien begleitet werden. Das ist zum Ersten die Sanierung. Hier sind vor allem die Bauaufsichtsorgane, die ich jetzt beschrieben habe, tätig. Das sind die Sanierungsgruppen im Wohnfonds Wien, wo wir sehr genau überprüfen, ob die Sanierungsschritte und Sanierungsmaßnahmen, die wir auf Grund der Bestimmungen des WWFSG vergeben, in der Sanierung umgesetzt werden. Das ist, wenn man so will, ein großer Aufgabenbereich. 

Aus Ihrer Zusatzfrage höre ich heraus, dass Sie sich vor allem auch für den Neubau interessieren. Das ist, wenn man so will, der zweite große Teil, der im Wohnfonds Wien begleitet wird, wo es beginnend vom Grundstücksmanagement bis hin zur Bauausführung begleitende Maßnahmen gibt. 

Ich habe auch angekündigt, nicht nur als Wohnbaustadtrat, sondern auch als Präsident des Wohnfonds Wien, dass wir hier stärker kontrollieren werden, ob es Differenzen zwischen der Einreichung eines Projektes – Projekte, die bei den Bauträgerwettbewerben den Zuschlag bekommen haben – und der Bauausführung gibt, weil ich auch den Eindruck gehabt habe, dass es bei einzelnen Projekten – ich will da nicht generalisieren –, bei einigen wenigen Projekten eine Differenz zwischen dem eingereichten Projektentwurf und der Bauausführung gibt. Das werde ich nicht akzeptieren, insbesondere dann, wenn das auf Kosten von Qualitäten der Bauausführung geht, die uns sehr wichtig und auch bedeutend vor allem für die Mieterinnen und Mieter sind und sehr oft auch dazu führen, dass sich die Mieter speziell für ein Wohnprojekt entscheiden. 

Ich denke dabei etwa an Qualitäten im grünen Freiraumbereich oder beispielsweise an Qualitäten bei den Kinderspielplätzen. Da werde ich nicht akzeptieren, dass es Differenzen zwischen Theorie und Praxis gibt. 

Das ist auch der Grund dafür, dass ich die Geschäftsführung des Wohnfonds Wien angewiesen habe, ein Modell zu entwickeln, um eine laufende Kontrolle der einzelnen Projekte zu gewährleisten. Ich habe angekündigt, dass es durchaus auch Sanktionsmöglichkeiten gibt, die wir verhängen wollen. Das heißt, wenn Projekte nicht so ausgeführt werden, wie sie vor den Bauträgerwettbewerben eingereicht worden sind, wird es Sanktionen geben. 

Das können finanzielle Sanktionen sein, es kann aber auch sein, dass wir bestimmte Bauträger eine längere Zeit sperren, damit sie nicht bei Bauträgerwettbewerben mitwirken können. Das ist, wenn man so will, in der jetzigen Zeit wahrscheinlich sogar die massivste Intervention, die wir von Seiten des Wohnfonds Wien vornehmen können. 

Ich habe das auch schon bei den Bauträgern berichtet und habe doch den Eindruck, dass sie diese Androhung auch sehr ernst nehmen, weil sie über die Konsequenzen sehr wohl Bescheid wissen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt. Ich bitte, hinter den Reihen der GRÜNEN etwas ruhiger, leiser zu diskutieren! (GRin Dr Sigrid Pilz: Hinteren Reihen?!) Hinter den Reihen der GRÜNEN, wo vorwiegend GRÜNE diskutieren! (StRin Dr Monika Vana: Bitte um Richtigstellung! Das ist einfach nicht wahr!)
Frau GRin Dipl-Ing Gretner ist am Wort. Das kann man jetzt aber nützen! 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Ich meinte, im ganzen Umfeld der grünen Bank ist es so laut, dass man kaum der Fragebeantwortung zuhören kann. Es war trotzdem interessant, Herr Stadtrat!

Ich möchte jetzt zu einem ähnlichen Themenbereich kommen, und zwar nicht zur Prüfung im Bereich des geförderten Wohnbaues und der Sanierung, sondern zu den Prüfingenieuren, die eine ähnliche Aufgabe haben, aber halt im Neubaufall im Rahmen ihrer baubehördlichen Tätigkeit und nicht, um zu prüfen, ob die Förderung richtig abgewickelt wird, sondern ob die Bauvorhaben ordentlich laufen. 

Wir hatten damals in der Arbeitsgruppe besprochen, dass es dazu ab und zu Fälle gibt, wo man mit den Prüfingenieurleistungen nicht zufrieden war und die Ausführungen nicht dem entsprochen haben, was eigentlich eingereicht wurde. Wir haben uns damals verständigt, dass man sich andere Modelle anschaut, beispielsweise wie in Deutschland, wo geregelt wird, dass man Zivilingenieure in einen Pool nimmt. Wenn es mehrmals zu unguten Abwicklungen kommt, müssen diese Zivilingenieure aus dem Pool hinausgenommen werden. So hat man sichergestellt, dass man immer gute Qualität bekommt.

Haben Sie da schon Ergebnisse aus Ihrer Recherche, wie das in Deutschland läuft, beziehungsweise erste Ideen, wie man so etwas in Wien implementieren könnte?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte schön, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Das System der Prüfingenieure in dieser Form gibt es ja noch nicht so lange. Wir wollen das auch noch evaluieren, denn das Prinzip und die Überlegung war, dass man versucht, flexibler und schneller reagieren zu können und Maßnahmen schneller durchsetzen zu können. 

Wir werden jetzt aber kritisch evaluieren, ob sich diese Erwartungshaltung einlösen ließ, ob es andere Möglichkeiten gibt. Wenn diese Pool-Lösung mithilft, dass es auf der einen Seite schneller geht, gleichzeitig aber auch die Qualitäten einheitlich durchgesetzt werden, dann ist mir das durchaus recht. Es wird, wie gesagt, jetzt einmal geprüft, welche Erfahrungen wir mit dem jetzigen System der Prüfingenieure gemacht haben. 

Im Wesentlichen habe ich den Eindruck, dass es in den meisten Fällen gut läuft. Es gibt natürlich auch Ausreißer und es gibt auch Entscheidungen, die nicht in unserem Sinne sind. Das gilt aber natürlich für alle Maßnahmen in diesem Bereich. Man muss sich nur anschauen, ob das System der Prüfingenieure besonders anfällig ist oder ob es andere Möglichkeiten gibt, die das kompensieren können. 

Wie gesagt, wir wollen jetzt einmal nach einem gewissen Zeitrahmen evaluieren, welche positiven Erfahrungen wir machen – ich habe den Eindruck, es geht in vielen Bereichen schneller –, aber auch, welche unter Umständen verbesserungswürdigen Umstände hier sind. Ich gehe davon aus, dass wir Anfang nächsten Jahres eine solche Evaluierung abschließen können und dann auch entsprechende Konsequenzen ziehen. 

Ich stehe nicht an zu sagen: Wenn es Modelle gibt – auch aus anderen Städten und Ländern –, die eine noch effizientere Abwicklung ermöglichen, werde ich mich dem mit Sicherheit nicht verschließen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GR Ing Mag Dworak gestellt.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Vizebürgermeister!

Ich möchte meine Frage ein bisschen anders stellen, nicht so sehr zu den Prüforganen, sondern ein bisschen zur Bauordnung im Zusammenhang mit der Überwachung. 

Mir geht es um § 69. Wir hatten mit der neuen Bauordnung den § 69 total verändert, von einer anderen Sichtweise betrachtet. Gibt es schon Erfahrungen Ihrerseits zum § 69? Können Sie schon irgendetwas sagen? Es ist vielleicht noch zu kurz, aber ich nehme an, Sie haben schon erste Erfahrungen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte schön, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Wie Sie wissen, bin ich nicht immer Ihrer Meinung. In dem konkreten Fall kann mich aber Ihrer Meinung anschließen, dass der Zeitraum noch sehr kurz ist, endgültige Befunde abzugeben. Richtig ist, dass wir den § 69 sehr intensiv diskutiert haben, auch in der Arbeitsgruppe, wie sie wissen, wo alle Fraktionen mitgewirkt haben. Es war uns gemeinsam ja ein Anliegen, dass wir den Intentionen des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans auch im Rahmen der Bauordnung stärker zum Durchbruch verhelfen. 

Ich bin sehr froh, dass es da auch eine sehr enge Kooperation mit meinem Amtskollegen Rudi Schicker gibt, weil wir mit der Bauordnung auch die Intentionen des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes durchsetzen wollen und weil wir auch eine Verschärfung – wenn man so will – in der Durchführung des § 69 gewählt haben. Es war mir dabei sehr wichtig, dass wir immer die Bezirke, die Bezirksvertretungen, die Intentionen und die Wünsche, die aus den Bezirken kommen, die ja sehr nahe an den einzelnen Objekten liegen, berücksichtigen und versuchen, gemeinsam Lösungen zu finden. 

Nach den ersten Monaten – es sind ja erst einige wenige Monate, in denen die neue Regelung zum Tragen kommt – können wir sagen, dass in den meisten Projekten diese Verschärfung dazu geführt hat, dass die Bauwerber stärker argumentieren müssen, warum sie einen solchen § 69 überhaupt ansprechen wollen. 

Ich habe auch den Eindruck, dass die Bezirksvertretungen und die Bezirksbauausschüsse sich noch intensiver auch mit Einzel- und Ausnahmeregelungen befassen. Das heißt, dass das, was wir gemeinsam erreichen wollten, nämlich eine stärkere Bewusstmachung, wirklich nur in ganz besonderen Ausnahmefällen zutreffen kann und Platz greift und dass es hier in enger Kooperation zwischen Stadtplanung, Wohnbauressort und den Bezirksvertretungen möglich ist, auch Wünsche von Bauwerbern, Bauträgern zu berücksichtigen. Im Wesentlichen ist im Vordergrund immer das Interesse der Menschen zu sehen, vor allem auch das Interesse der Anrainerinnen und Anrainer. Das ist mir auch persönlich ganz besonders wichtig.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur 4. Zusatzfrage. Sie wird von Frau GRin Frank gestellt. – Bitte.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Es freut mich zu hören, dass die Kooperation zwischen Ihnen und Herrn StR Schicker im Bezug auf den Flächenwidmungsplan und die Bebauung als solche besser funktioniert. Wir kennen alle die Fälle, wo die Flächenwidmungspläne eine deutlich andere Sprache als die tatsächliche Verbauung sprechen. Wenn sich hier etwas tut, nehmen wir das sehr positiv zur Kenntnis. 

Ich möchte noch einmal zu meiner ursprünglichen Anfrage zurückkehren. Es passiert relativ häufig – es gibt darüber schon sehr viele Kontrollamtsberichte und Rechnungshofberichte –, dass dann, wenn Neubauvorhaben fertiggestellt sind und nach einem Jahr die Mängellisten dann erstellt werden – es gibt ja Garantieleistungen der einzelnen Firmen –, diese nicht nachdrücklich behandelt werden. Das bedeutet, dass hier Schäden eingetreten sind, die über Jahre gezogen werden, damit die Firmen aus der Garantiepflicht herausfallen. Letztlich bleiben dann die Stadt Wien, respektive die Mieter, Mieterinnen übrig, die dann vielleicht für anfallende Kosten aus solchen Schäden zur Verantwortung gezogen werden oder diese tragen müssen.

Was werden Sie jetzt unternehmen, Herr Stadtrat, oder inwieweit können Sie da überhaupt Einfluss nehmen, dass künftig solche Schäden auch wirklich innerhalb der Garantieleistung abgearbeitet werden und nicht zulasten der Bewohner gehen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Im Wesentlichen handelt es sich in den meisten Fällen, die Sie ansprechen, um zivilrechtliche Verfahren zwischen den Mietern und den jeweiligen Bauträgern. Wir sind ja als Stadt Wien im Wesentlichen als Förderungsgeber in diesen Gesamtbereich eingebunden.

Was mir aber in dem Zusammenhang schon sehr wichtig ist, ist, dass wir das System, das wir aufgebaut haben, diese sehr enge Kooperation mit Bauträgern, vor allem auch mit gemeinnützigen Bauträgern dahin gehend auch ausbauen, dass wir auf Basis der Wohnzufriedenheit der Mieterinnen und Mieter uns auch sehr genau anschauen, welche Bauträger eine noch höhere Zustimmung haben als andere, wenn man so will. 

Ich bin jetzt gerade dabei, auch statistisches Material zusammenzustellen, um zu schauen, wie die Zustimmung der Mieterinnen und Mieter zu einzelnen Wohnobjekten ist, in welcher Relation das zu den finanziellen Aufwendungen steht, die wir auch als Stadt Wien bringen. Das heißt, welche Differenzen, welche Unterschiede gibt es in einzelnen Projekten, die von verschiedenen Bauträgern hergestellt werden? Daraus werde ich natürlich auch meine Konsequenzen ableiten.

Ich sehe das nicht nur im finanziellen, materiellen Bereich, sondern ich möchte mich da ganz stark auch mit der Wohnzufriedenheit der Mieterinnen und Mieter befassen. Das ist ja auch der Grund dafür, dass ich als 4. Säule bei den Bauträgerwettbewerben die soziale Nachhaltigkeit neben der Qualität der Architektur, ökologischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten neu eingeführt habe. Daher werde ich auch im Rahmen der Wohnbauforschung mir diesen Teil ganz besonders gut anschauen und auch entsprechende Konsequenzen daraus ableiten.

Auch diesbezüglich wissen die Wohnbauträger, dass sie da in mir eine starke Kontrollinstitution zu erwarten haben und dass ich, wie gesagt, nicht nur auf die finanziell wirtschaftliche Abwicklung achte, sondern dass mir die Wohnzufriedenheit der Mieterinnen und Mieter da sehr, sehr wichtig ist. 

Das wird sich nicht nur auf den Termin des Einzugs beschränken, wenn man das Gefühl hat, man übernimmt eine neue Wohnung, man ist mit allem zufrieden, sondern ich werde mir auch sehr genau anschauen, wie die Wohnzufriedenheit nach einer mittelfristigen Phase aussieht, also wenn die Mieterinnen und Mieter dann auch schon in der Lage waren, neben ihrem Wohnraum auch mit den grünen Freiflächen umzugehen, mit den Gemeinschaftsräumen umzugehen und vieles andere mehr. Dann hört man schon auch heraus von den Mieterinnen und Mietern, was besonders gut gefällt, beziehungsweise wo es Nachteile gibt. Da wird es auch entsprechende Konsequenzen bei den Bauträgerwettbewerben geben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Herr Vizebürgermeister. – Damit ist die 3. Frage ausführlich beantwortet worden.

Wir kommen zur 4. Frage (FSP – 03623-2009/0001 – KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. [Vor fast vier Wochen am 28. August zeigten Sie, Herr Bürgermeister, sich im Zusammenhang mit dem Konflikt am Augartenspitz laut einer Meldung auf der Internetseite orf.at vom 28. August gesprächsbereit. „Jetzt kommt etwas Bewegung in den Streit: Bürgermeister Michael Häupl (SPÖ) will nun mit den Besetzern ein Gespräch führen. Wann es zu dem Gespräch kommen wird, steht noch nicht fest. Man wolle sich ja gut darauf vorbereiten und keine Show abziehen, hieß es aus dem Büro des Bürgermeisters.“ Wann wird das gut vorbereitete Gespräch stattfinden?]

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Natürlich könnte ich auf Ihre Frage, wann das gut vorbereitete Gespräch stattfinden wird, antworten: Wenn es gut vorbereitet ist. Aber im Ernst: Ich habe mich als Gesprächspartner angeboten, weil ich weiß, was ich will, und ich weiß, was ich nicht will. 

Ich weiß, was ich will: Ich halte dieses Projekt, das für diesen Konzertsaal für die Wiener Sängerknaben geplant ist, für ein sehr vernünftiges Projekt, für ein gutes Projekt, für eines der wesentlichsten kulturellen Aushängeschilder unserer Stadt. Ich befürworte dieses Projekt. 

Was ich nicht will, ist, dass versucht wird, gesellschaftliche Konflikte, die dort auch stattfinden, mit der Polizei zu lösen. Davon halte ich gar nichts. Man kann solche Fragen, solche Probleme nur durch Gespräche auflösen. 

Wir sind dort nicht Grundeigentümer, wir sind nicht Projektwerber. Es gibt eine gültige Flächenwidmung dort, die dieses Projekt ermöglicht. Es wäre auch kein Widmungsverfahren notwendig. Das Einzige, wo die Stadt Wien noch etwas damit zu tun hat, ist bei den Baubewilligungen, wenn man das so sagen will, sonst bei nichts.

Ich denke daher, dass es vernünftig ist, ohne großes mediales Drumherum und tunlichst auch ohne Fremdeinmischungen Gespräche zu führen, wenn es nützlich ist. Ich dränge mich hier nicht auf. Ich habe da keine Eitelkeiten. Wenn ich etwas dazu beitragen kann, dass es dabei zu einer vernünftigen und friedlichen Lösung kommt, dann mache ich das gerne. Ich nehme aber auch zur Kenntnis, wenn man meint, ich sei hier Partei, weil ich dieses Projekt befürworte, und es habe eigentlich keinen Sinn, mit mir zu reden. 

Das Gesprächsangebot gilt für alle, selbstverständlich auch für die Eigentümer, selbstverständlich auch für die Bauwerber. Wenn ich etwas beitragen kann zu einer friedlichen Lösung, dann bin ich dabei, ansonsten muss ich das auch zur Kenntnis nehmen und wir beschränken uns auf die Rolle der Baubehörde.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Ich gehe davon aus, dass es noch keinen Termin gibt, es wurde quasi Ende August schon angekündigt. Deswegen stellte ich auch meine Frage bezüglich „gut vorbereiteten", weil Sie ja damals gemeint haben, Sie wollen sich gut vorbereiten. Ich habe gedacht, innerhalb eines Monats könnte es schon so weit sein, dass Sie die Sache von allen Blickrichtungen gut betrachtet haben und das Gespräch suchen. 

Ich interpretiere Ihre Antwort jetzt so: Das Gespräch wird von Ihnen nicht gesucht, sondern Sie würden, wenn man auf Sie zukommt, beispielsweise zu einem Runden Tisch mit allen Beteiligten bittet, dann gerne daran teilnehmen. 

Jetzt zu meiner Frage und zu diesem Projekt, wovon Sie sagen, Sie stehen dahinter, es ist wichtig: Ich glaube auch, dass es eine gute Idee ist, einen Konzertsaal für die Sängerknaben zu bauen. Allerdings halte ich es für eine der schlechtesten Ideen, es genau an diesem Ort zu machen. 

Wir wissen alle, in ganz Wien gibt es etliche Bauplätze, die nicht in einem denkmalgeschützten Park sind, die nicht an einem Ort sind, wo es einfach schon engagierte Bürger gibt, die diesen Ort bespielen, in Besitz genommen haben, kulturelle Veranstaltungen machen, für Kinder etwas bieten. Eigentlich müsste jede Stadt froh sein, dass es solche Orte gibt, wo Menschen selbst aktiv werden. 

Deswegen meine ich und frage Sie: Werden Sie beispielsweise StR Schicker auffordern, nach anderen Standorten zu suchen, wo auch die Sängerknaben mehr davon hätten, weil sie schöner bauen könnten, weil sie wirklich eine Geste machen könnten? Sie müssten sich nicht hinter einem denkmalgeschützten Gebäude verstecken und hineinducken, abgesehen von den ganzen Verkehrsproblemen, die das in diesem Gebiet mit sich bringt. 

Werden Sie also die Planungsabteilungen auffordern, geeignetere Standorte aufzulisten? Beispielsweise bräuchte das Nordbahnhof-Gelände, das ganz in der Nähe ist, dringend einen kulturellen, touristischen Impuls. Es gäbe auch geeignete Bauwerke, die verfallen, wo man nicht genau weiß, wann man sie nutzen soll, beispielsweise die Sophiensäle et cetera. 

Werden Sie also die Planungsabteilungen auffordern, diese aufzulisten und ernsthafte Gespräche mit den Sängerknaben dahin gehend zu führen, ob sie sich nicht vorstellen könnten, an einem Alternativstandort einen großzügigen, schönen Konzertsaal zu errichten? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst noch einmal zurück zu der Gesprächssituation: Es ist in der Tat richtig. Ich habe den Medien entnommen, dass man das Gespräch mit mir suchen will, und da verwahre ich mich nicht und verweigere ich mich nicht – das habe ich noch nie gemacht –, wenn ich etwas Sinnvolles dazu beitragen kann. 

Es geht daher nicht darum, ob ich mich auf dieses Gespräch vorbereite, ich bin hinreichend vorbereitet, sondern es geht darum auszuloten, was das Ergebnis eines solchen Gesprächs sein kann. Denn nur dann hat es letztendlich auch einen Sinn. 

Runde Tische hat es in der Republik genug gegeben, gerade auch in der jüngeren Vergangenheit oder auch eine Spur weiter zurückliegend. Über das Ergebnis kann man dann höchst geteilter Meinung sein, wobei ich den Verdacht hege, dass wir beide jedenfalls gar nicht so unterschiedlicher Meinung in der Beurteilung dieser Runden Tische und Gespräche an den Runden Tischen in der Republik sein werden.

Noch einmal: Ich verweigere das Gespräch nicht, aber es muss einen Sinn haben, und es muss das Ergebnis tatsächlich gut vorbereitet sein. 

Was nun die Frage der Alternativen betrifft, so kann alles das Ende eines solchen Gespräches sein! 

Wenn das nunmehr so eine tolle Inbesitznahme durch die anrainende Bevölkerung ist, worüber man auch diskutieren könnte, dann frage ich mich, warum das jetzt aufgefallen ist und die letzten Jahrzehnte nicht. Denn frühere Bebauungen sind ja auch schon sehr lange weg, um das einmal so zu formulieren. Es ist ja auch kein Zufall, dass man bei der ganzen Leitbilddiskussion genau diesen Teil ausgenommen hat, weil die Formulierung auch drinnen steht, dass bestehende Flächenwidmungen durch diese Leitbilddiskussion nicht geändert werden sollen. 

Ich kann verschiedene Dinge nicht so ganz nachvollziehen, aber das ist im Prinzip auch belanglos. Jetzt geht es darum, einen Konflikt zu entschärfen. Was ich dazu beitragen kann, das will ich tun. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GR Dr Wolf gestellt. – Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Ich habe Ihr Bekenntnis zu dem Bauprojekt zur Kenntnis genommen und auch erfahren, dass Sie sich als Mediator zur Verfügung stellen, um diesen Konflikt zu lösen. Das ist natürlich für einen Bürgermeister ein bisschen wenig. Es gibt geltende Genehmigungen, es gibt privatrechtliche Verträge und es gibt eine Gruppe von Personen, die sagen: Nein, nicht hier, suchen wir einen anderen Platz! 

Was werden Sie tun, um die Verwirklichung des auch von Ihnen als gut bezeichneten Projektes tatsächlich durchführen zu lassen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich habe den Begriff des Mediators nicht erwähnt, weil ich weiß, was ein Mediator ist. Ich habe betont – auch hier und jetzt –: Ich bin in dieser Frage inhaltlich gesehen Partei, weil ich für dieses Projekt bin und es für vernünftig halte. Jemand, der eine dezidierte Position in einem solchen Streit hat, kann wohl schwer Mediator sein. Was ich angeboten habe, ist, durch Gespräche diesen Konflikt aufzulösen, wenn es sinnvoll ist, wenn man meint, ich kann etwas beitragen. 

Was ich dezidiert nicht will, ist, dass durch Polizeiräumungen dann dieses Projekt entsprechend umgesetzt wird, sozusagen unter den Schildern der Polizei. Und da kann man natürlich über vieles reden. Da wird man mit mir sicherlich nicht darüber reden können, dass ich nun Maßnahmen treffe und die Sängerknaben erst recht wieder durch ganz Wien mit Bussen herumfahren lasse. Der Sinn der Sache ist ja auch die Örtlichkeit, es ist ja nicht nur die Frage des Projektes schlechthin und an sich. 

Wir werden aber schauen, was wir beitragen können. Wir werden das selbstverständlich mit jenen, die heute draufgekommen sind, dass das so ein toller Ort ist, an dem man für Kinder etwas machen kann, besprechen, wie auch natürlich mit den Sängerknaben, solange die das Ganze mitmachen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke schön. – Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mahdalik gestellt. – Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Es ist sehr löblich, dass Sie das Gespräch suchen, sich zur Mediation – oder wie Sie es sonst nennen wollen – anbieten. Man kann schwerlich etwas in Besitz nehmen, was einem nicht gehört, ohne das Recht zu brechen. Genau das ist in diesem Fall passiert. Es ist in der Lobau auch schon passiert. Wir sind ebenfalls dagegen, dass mit Polizeigewalt gegen die 30 Besetzer, die teilweise personenident mit den damaligen Lobaubesetzern sind, vorgegangen wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wie immer keine Ahnung!)

Man sollte so wie seinerzeit bei der schlussendlich kläglich gescheiterten Lobaubesetzung vorgehen, nämlich dem Recht mit Besitzstörungs- beziehungsweise Schadenersatzklagen zum Durchbruch zu verhelfen. Ich sehe auch nicht genau, wo die Lösung bei den Gesprächen liegen sollte, die Sie nach Meinung der Kollegin Gretner mit den Besetzern führen sollten. 

Die Lösung ist da: Es gibt eine Baugenehmigung, es gibt die Flächenwidmung. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Gibt es nicht!) Wir befinden uns auf dem Boden des Rechtsstaates. Ich glaube nicht, dass Gespräche etwas ändern könnten. 

Wenn dieses Beispiel Schule macht – wir haben in einem Jahr Gemeinderatswahl! –, machen Sie bald nichts anderes mehr, als sich mit den gleichen 30 Leuten zusammenzusetzen, die einmal dort, einmal da irgendein Grundstück, das ihnen nicht gehört, besetzen. 

Jetzt frage ich Sie daher, ob das zur Regel wird, dass Sie mit den Rechtsbrechern Gespräche führen. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Das ist ein Schwachsinn! GR Mag Rüdiger Maresch: Geh bitte!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitter, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! 

Was die Rechtsstaatlichkeit betrifft, sind wir uns ja näher in der Beurteilung, nur ist das noch keine Lösung! Wenn Sie fragen, ob es zum Regelfall wird, dass man mit – ich sage das einmal – Besetzern spricht, dann sage ich: Das ist schon der Regelfall! Denn selbstverständlich haben wir auch bei dem Beispiel, das Sie erwähnt haben, in der Lobau letztendlich mit Gesprächen die Probleme gelöst. Auch in der Frage des Bacherparks haben wir mit Gesprächen letztendlich dieses Problem gelöst, und so in vielen anderen Bereichen auch, wo es um Garagenkonflikte gegangen ist. Eine ganze Menge an Projekten auf Durchsetzung wurde genau durchbesprochen.

Ich denke, dass es auch diesmal sinnvoll sein wird, durchaus auf dem Boden des gesicherten Rechtsstaates die entsprechenden Gespräche zu führen. Rechtsschritte zu ergreifen, ist nicht eben die Aufgabe der Stadt, sondern jener, die a) Eigentümer und b) die Bauwerber sind. Was von dieser Seite her gemacht wird, weiß ich nicht. Auch da ist das Gespräch nicht gesucht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 4. Zusatzfrage wird von Frau GRin Dipl-Ing Gretner gestellt.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Zur Aufklärung nur kurz an den Herrn Mahdalik: Es gibt noch keine gültige Baugenehmigung, und es gibt auch im Verfahren durchaus andere Schritte, wo die Stadt Wien noch Einflussmöglichkeiten hat, beispielsweise, was Naturschutzrechte oder auch die wasserrechtlichen Bescheide betrifft. 

Man müsste die Debatte führen, was öffentlicher Grund ist. Es ist immerhin Eigentum des Bundes und es ist öffentlich zugänglich. Im Rahmen der Filmfestspiele im Sommer zum Beispiel werden diese Flächen genutzt. Dann immerzu von Privatbesitz zu sprechen, würde ich schon sehr hinterfragenswürdig finden.

Ich möchte noch einmal auf meine vorige Frage zurückkommen, um eine Lösung dieses Problems zu finden: Ich bin überzeugt davon, dass es bessere Standorte gibt, nämlich für alle Beteiligten, auch für die Sängerknaben.

Und meine Frage daher an Sie, Herr Bürgermeister: Werden Sie sich dafür einsetzen beziehungsweise mit dem Vereinsobmann der Sängerknaben, Herrn Nettig, Gespräche führen, um ihn möglicherweise davon zu überzeugen, dass es andere, bessere Standorte in Wien gäbe, und aktiv sich an einer Suche beteiligen, wo für die Sängerknaben wirklich ein guter und besserer Platz in Wien wäre?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sie haben schon recht: In der Tat könnte man darüber diskutieren, ob öffentlicher Grund sozusagen der Öffentlichkeit, der Allgemeinheit letztendlich auch gehört und daher das Recht einer Quasi-Inbesitznahme besteht, was an den Eigentumsrechten nichts ändert. Rein rechtlich gesehen, befinden Sie sich allerdings im Irrtum, denn es untersteht der Burghauptmannschaft, und damit ist es eindeutig nicht im öffentlichen Eigentum, sondern rechtlich gesehen ist es Privatbesitz. So gesehen, fußen auf dem alle entsprechenden rechtlichen Werte, die es da herum gibt. 

Sie haben auch recht, dass es natürlich nicht nur die Baugenehmigung für uns gibt. Ich habe alle Genehmigungen, die man für so etwas einholen muss, in einem zusammengefasst. Ich wollte auch nicht unbedingt ausbreiten, welche Rechtsvorschriften es für einen Bau in der Stadt gibt, denn dann könnte man unter Umständen wieder etwas ableiten, was die Bürokratiediskussion anheizen würde.

Sie können sicher sein, dass ich mit Walter Nettig jedes Gespräch suche, das er wünscht. Es ist überhaupt gar keine Frage, überhaupt kein Problem. Was wir in diesen Gesprächen allerdings zu sagen haben, das bleibt bei uns. Dann ist es auch hier gewährleistet, dass dann, wenn man Gespräche unter vier Augen führt, sie auch tatsächlich Vier-Augen-Gespräche bleiben.

Ich sage Ihnen noch einmal: Ich will gerne alles dazu beitragen, dass es zu einer friedlichen Auflösung dieses Konfliktes kommt. Was ich dazu beitragen kann, tue ich.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister für die Beantwortung der 4. Frage.

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP – 03622-2009/001 – KVP/GM) und damit letzten Frage dieser Fragestunde. Sie wird von Herrn GR Dr Tschirf gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (2009 drohen laut Ihren Aussagen Steuereinnahmenentfälle von rund 300 bis 400 Millionen EUR. 2010 werden sich diese Summen auf Grund der Steuerentwicklung noch erhöhen. Als einzige „Gegenmaßnahme“ war nun von Ihnen zu hören, dass die Verschuldung der Stadt Wien massiv ansteigen solle. Rund 400 bis 500 Millionen EUR Fremdmittelaufnahmen seien geplant. Werden Sie sich zwecks Stabilisierung des Wiener Budgets auch für phantasievollere Maßnahmen als nur eine enorme Neuverschuldung einsetzen?)
Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Kollege Tschirf!

Sie fragen mich nach der finanziellen Situation der Stadt angesichts der Krise und den entsprechend geringeren Steuereinnahmen und den Möglichkeiten, die es hier gibt, um trotzdem das Niveau und das Budget einhalten zu können und unsere Maßnahmen fortsetzen zu können, und meinen in Ihrer Frage, dass als einzige Gegenmaßnahme von mir vorgeschlagen wurde, Fremdmittel aufzunehmen. 

Da darf ich vielleicht meine Beantwortung mit einem Zitat des WIFO-Chefs Aiginger beginnen, der sagt: „Eine Lehre aus der Weltwirtschaftskrise ist, dass die staatliche Hilfe", ich ergänze: öffentliche generell, auch kommunale, „– das gilt heute für Geldpolitik, Fiskalpolitik und für die Bankenunterstützungen – nicht zu früh zurückgenommen werden soll." 

In anderem Zusammenhang verweist er immer wieder darauf, dass antizyklische Maßnahmen äußerst notwendig sind und keinesfalls jetzt schon, wo manche behaupten, es gäbe sozusagen Licht am Ende des Tunnels, zurückgenommen werden sollen – ähnlich dem Zitat, das ich Ihnen gerade gesagt habe.

Genau das ist Basis des Kampfes der Stadt Wien gegen die Krise. Wir haben ein großes Konjunkturpaket geschnürt, ein Konjunkturpaket, das auch wirkt. Es haben vielleicht alle gesehen: Es war vor wenigen Tagen eine große Beilage der Industriellenvereinigung. Ich habe mich sehr gefreut, dass der Präsident der Wiener Industriellenvereinigung sich positiv über das Wiener Konjunkturpaket geäußert hat und gemeint hat, dass wir im Prinzip auf dem richtigen Weg sind und die richtigen Maßnahmen eingeschlagen haben.

Ich darf vielleicht ein wenig korrigieren: Es ist natürlich keinesfalls so, dass die Finanzierung all dieser Maßnahmen und auch des Regelbudgets dieser Stadt sich ausschließlich nur durch Fremdverschuldung finanziert, sondern – und ich sage das, glaube ich zumindest, auch bei allen Gelegenheiten, wenn ich darüber diskutiere – es ist so, dass wir einerseits die Maßnahmen, die notwendig sind, durch Rücklagenauflösung finanzieren, andererseits durch einen sehr präzisen und sehr effizienten Budgetvollzug. 

Das ist ein Prinzip, dem wir uns ja immer unterwerfen und das wir natürlich jetzt ganz besonders beachten, nicht dadurch, dass wir sagen – wie es in anderen Bereichen diskutiert wird –, wir werden jetzt radikal den Spargürtel anlegen und Menschen kündigen. Das tun wir sicher nicht in dieser Stadt. Denn abgesehen davon, dass sich das unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für die tolle Arbeit, die sie machen, ganz sicher nicht verdient haben, ist es auch wirtschaftspolitisch falsch. Auf der einen Seite viel Geld in die Hand zu nehmen, um die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, und gleichzeitig selber aus dem eigenen Bereich Leute freizusetzen, macht wenig Sinn.

Das heißt, wir werden sicher in dieser Stadt niemanden entlassen. Was wir allerdings sehr wohl machen – das machen wir seit vielen Jahren und jetzt ganz besonders präzise –, ist, dass wir unsere Effizienz steigern, dass wir mit gleichbleibendem Personalstand sehr viel mehr Aufgaben bewältigen und noch sehr viel effizienter sind. 

Man unterstellt mir dann wieder, ich würde uns selber loben, aber ich stehe dazu, dass ich unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen lobe, weil sie es sich verdient haben. Es ist aber gar nicht so, dass wir uns selber loben. Ich darf den Staatsschuldenausschuss zitieren, der ja nun wirklich nicht in dem Verdacht steht, ein Instrument der Stadt Wien zu sein. Der Staatsschuldenausschuss hat eindeutig festgestellt, dass in der Frage der Entwicklung von New Public Management und entsprechender Effizienzkriterien das Land Wien in dem Fall von allen Bundesländern am besten und am effizientesten unterwegs ist.

Aber natürlich – und dazu bekenne ich mich – ist neben all diesen Maßnahmen Fremdmittelaufnahme notwendig. Wir haben verschiedene Ebenen, auf denen wir arbeiten – Effizienzsteigerung, Rücklagenauflösung, jawohl –, aber wir werden auch Fremdmittel aufnehmen müssen, um dieses Niveau der Arbeit der Stadt halten zu können und um gleichzeitig mit unseren antizyklischen Maßnahmen zur Bekämpfung der Wirtschaftskrise und damit zur Sicherung der Arbeitsplätze – das ist mir das Allerwichtigste in dieser Stadt – auch fortfahren zu können.

Wie gesagt, die Maßnahmen wirken auch. Ich habe Ihnen einige Beispiele genannt. Auch wenn wir uns die Steigerung der Arbeitslosigkeit anschauen, so sehen wir, dass sie in Wien geringer ist als in anderen Bundesländern. Um gleich Ihr Argument vorwegzunehmen, ja, die Arbeitslosigkeit ist immer noch höher: Wir wissen, und ich hoffe, Sie wissen es mittlerweile auch – ich sage es jedenfalls bei jeder Gelegenheit –, dass wir 200 000 Nichtwiener und Nichtwienerinnen mit Arbeitsplätzen versorgen. 

Das heißt, wir haben einen Mix an Maßnahmen, aber ein Teil der Maßnahmen, die notwendig sind, sind auch Fremdmittelaufnahmen. Ich bekenne mich dazu. Es ist notwendig, um weiter in dieser Stadt gegen die Wirtschaftskrise für die Wiener Wirtschaft – vor allem für die Klein- und Mittelbetriebe – und für jeden Arbeitsplatz kämpfen zu können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Tschirf gestellt.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vizebürgermeisterin! 

Es ist keine Frage, dass es einen Konsens in ganz Europa gibt, dass man anders als 1929 und danach auf die Weltwirtschaftskrise reagiert. Daher sind entsprechend antizyklische Maßnahmen dringend notwendig, und dazu stehen wir auch.

Gleichzeitig wird aber – und ich zitierte den Herrn Bundeskanzler – darüber gesprochen, dass am Ende des Tages natürlich auch die Frage des Wiederzurückzahlens stehen wird. Eines der Themen ist natürlich eine effiziente öffentliche Verwaltung.

Bundeskanzler Faymann spricht von einem Einsparungspotenzial in der öffentlichen Verwaltung des Bundes von 3,5 Milliarden EUR. Wie hoch sehen Sie solches in Wien?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Zum einen muss man sagen, dass wir in Wien in vielen Bereichen der Effizienz unserer Verwaltung schon sehr gut unterwegs sind. Ich habe Ihnen vorher schon gesagt, das Lob des Staatsschuldenausschusses ist ja kein Zufall. Ehrlich gesagt glaube ich: Wenn der Staatsschuldenausschuss, der uns normalerweise sehr kritisch beäugt, uns positiv erwähnt, dann heißt das schon sehr viel!

Es ist ja auch so, dass in vielen Bereichen – zum Beispiel beim Thema E-Government – Wien wirklich Vorbild ist. Unsere Experten und Expertinnen werden in ganz Europa eingeladen, um das, was wir tun, als Best Practice zu präsentieren. Wir haben vor Kurzem – ich hatte die Freude, selber dabei zu sein – unsere Abschlussveranstaltung zur Einführung von SAP in dieser Stadt gehabt. Auch da hat der Projektleiter berichtet, dass er sich der Einladungen im positiven Sinne fast weltweit nicht erwehren kann, damit er dieses Projekt, das in Wien so gut funktioniert, präsentieren kann.

Das heißt nicht, dass ich nicht glaube, dass es noch Effizienzpotenziale gibt. Wir arbeiten permanent daran. 

Sie werden von mir hier sicher keine Zahl in dieser Dimension hören, und ich halte es ehrlich gesagt auch nicht für möglich. – Warum? Was ist der große Unterschied zum Bund? Die Stadt Wien ist in geringem Ausmaß Verwalterin, die Stadt Wien ist in ganz hohem Ausmaß Dienstleisterin. Das heißt nicht, dass es hier nicht auch noch Effizienzsteigerungen geben kann, aber 80 bis 90 Prozent unserer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind nicht im engeren Sinn der Verwaltung tätig, sondern sind etwa in der Kinderbetreuung tätig. Und ich glaube nicht, dass einer von uns beiden möchte, dass wir in Zukunft weniger Kindergartenpädagogen und -pädagoginnen haben, nein, ganz im Gegenteil: Wir sind uns alle hier einig, dass es in Zukunft mehr sein werden, denn wir wollen aus vielen Gründen, dass alle Kinder in den Kindergarten gehen. Und wenn es alle sind, werden wir mehr PädagogInnen brauchen.

Ich darf erinnern an die Diskussion der Krankenpfleger und Krankenpflegerinnen! Ich darf erinnern an die Seniorenbetreuung, die – Sie wissen, Sie kennen meine Meinung – meiner Meinung nach fast wirklich die zentrale gesellschaftspolitische Herausforderung der Zukunft ist. Da werden wir nicht weniger Leute, sondern mehr Leute in Zukunft brauchen: bei der Pflege zu Hause und, und, und. 

Das heißt, ich glaube, dass es – ich kann sie nicht für den Bund beurteilen, das ist nicht mein Bereich, aber für Wien – absolut Effizienzpotenziale gibt, dass wir sehr gut unterwegs sind, sie zu nutzen, dass Sie ganz sicher sein können, dass eine Finanzerin sehr darauf schaut, dass die Effizienz weiter gesteigert wird, und dass wir da ganz, ganz aktiv sind. Gleichzeitig müssen wir aber sehen, dass 80 bis 90 Prozent unserer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Dienstleistungsbereich sind und dass wir das Niveau der Leistungen halten wollen. 

Daher denke ich, dass der Vergleich der Zahlen mit Wien in dieser Form unzulässig ist. Ich möchte es so formulieren.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Hatzl gestellt.

GRin Eva-Maria Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Die Neuverschuldung ist auch auf die Konjunkturpakete der Stadt Wien zurückzuführen, die nach einer Studie des WIFO den Aufschwung der Wiener Wirtschaft tragen. Vor rund einem Jahr fand der Wiener Beschäftigungs- und Konjunkturgipfel statt, bei dem auch die Sozialpartner, unter anderem die Wirtschaftskammer und Industriellenvereinigung, mitwirkten. Welches Zwischenresümee können Sie nach einem Jahr ziehen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Man sieht, wie schnell die Zeit vergeht! Es ist schon ein Jahr her, dass wir diesen Sozialpartnergipfel hatten. Wir hatten dann auch noch einen zweiten. Der erste Schritt – Sie haben recht, Frau Gemeinderätin! – wurde damals gesetzt. Es war mir auch sehr wichtig, da alle Sozialpartner und Sozialpartnerinnen an einen Tisch zu holen und gemeinsam zu überlegen, wie wir Maßnahmen setzen. Dort wurden auch die Grundpfeiler festgelegt, zu denen ich mich nach wie vor bekenne. 

Ein Thema, das mir bei unseren Konjunkturmaßnahmen ganz wichtig ist, ist das Thema Nachhaltigkeit. Mein Ziel ist, die Wiener Unternehmungen in der Krise so zu stärken, dass sie nach der Krise besser geworden sind. Ich denke, dass wir mit den Maßnahmen, die wir gesetzt haben, gut unterwegs sind, bei aller Problematik der wirtschaftlichen Entwicklung. Ich persönlich bin nicht der Meinung – aber ich kann es genauso wie viele andere natürlich nicht prophezeien, auch die Wirtschaftsexperten sind unterschiedlicher Meinung –, dass die Krise schon am Ende ist. 

Vermutlich ist das auch eine Definitionsfrage: Sagen wir, die Krise ist am Ende, wenn die Aktienkurse wieder steigen, oder sagen wir, die Krise ist am Ende, wenn die Arbeitslosigkeit wieder sinkt? Mir liegt die sinkende Arbeitslosigkeit, mir liegen die Menschen mehr am Herzen als die Aktienkurse. Die Arbeitslosigkeit – das wissen wir – wird dann steigen, wenn wir jedenfalls wieder ein Wirtschaftswachstum von 2 Prozent haben. Das ist absolut noch nicht in Sicht. 

Insofern sage ich, wir sind bei Weitem noch nicht am Ende der Fahnenstange angekommen, und wir werden unsere Maßnahmen noch fortsetzen. Aber im Rahmen dieser Analyse ist es so, dass wir eine positive Zwischenbilanz ziehen können. Sie haben selbst die WIFO-Studie erwähnt, wo die Unternehmer und Unternehmerinnen gefragt wurden, ob sie glauben, dass die Konjunkturmaßnahmen der Stadt die richtigen sind. Neben der schon zitierten positiven Bemerkung der Industriellenvereinigung haben auch die Wiener Unternehmungen in dieser Studie gesagt: Jawohl, die Maßnahmen der Stadt Wien gehen in die richtige Richtung. 

Es zeigt, dass wir bei der Arbeitslosenquote weniger ansteigen, wiewohl – wie gesagt – ich auch hier noch erwarte, dass leider Maßnahmen zu setzen sein werden. Darauf sind wir auch vorbereitet. 

Ich habe gerade auch die „Aktion 4 000" oder die Lehrlingsaktion vorgestellt. Diese Lehrlingsaktion zum Beispiel zeigt, dass die Maßnahmen, die wir gesetzt haben, richtig sind. Als wir gemerkt haben, dass das Angebot an Lehrstellen in Wien um zirka 8,5 Prozent zurückgehen wird – auch weniger, als in den anderen Bundesländern, aber trotzdem, es geht zurück –, haben wir unsere Ausbildungsplätze in den überbetrieblichen Lehrwerkstätten um 1 000 erhöht. Damit ist es mit dem Arbeitsmarktservice und dem Sozialminister gelungen, dass die Zahl der Lehrstellensuchenden in Wien um 40 Prozent zurückgeht. Und das als einziges Bundesland!

Im Burgenland geht sie ganz wenig zurück, im einstelligen Prozentbereich. Bei allen anderen steigt sie, in Wien geht sie um 40 Prozent zurück. Ich glaube, das ist das Ergebnis dieser Maßnahmen. 

Insofern ziehe ich einmal positive Zwischenbilanz, ohne aber zu sagen, damit ist schon alles erledigt. Wir werden sicher noch weiter Anstrengungen setzen müssen, um gegen die Krise anzukämpfen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Günther gestellt.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Finanzstaatssekretärin! 

Ich stimme Ihrer Vorschau, dass die Krise noch nicht beendet ist, durchaus zu. Das führt auch dazu, dass die Ertragsanteilsleistungen auf Grund des Finanzausgleichs und der nicht so hoch fließenden Steuereinnahmen zurückgehen werden.

Dagegen kann auch das Wiener Budget jetzt nur mit mehreren Vorstellungen etwas machen. Sie haben gesagt: A, wir werden Fremdmittel aufnehmen müssen, b, wir werden Rücklagen auflösen! – Wie viel Rücklagen können wir auflösen? Und die dritte Möglichkeit ist immer noch eine, die Sie unerwähnt gelassen haben, die aber auch gerne herangezogen wird und auf Bundesebene auch schon diskutiert wird: Man kann Steuern und Gebühren erhöhen! 

Und jetzt meine Frage dazu, um ausgleichend wirken zu können: Können Sie ausschließen, dass in nächster Zeit in Wien Steuern und Gebühren erhöht werden, um das Budget in den Griff zu bekommen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Jawohl, Sie haben recht. Selbstverständlich gehen die Ertragsanteile zurück. Ich habe bei den Interviews, die ich gegeben habe, immer gesagt, wir erwarten, dass unsere Ertragsanteile heuer zwischen 300 und 400 Millionen EUR zurückgehen werden. Leider muss ich Ihnen sagen, dass die momentane Vorausschau eher in Richtung 400 Millionen EUR geht. Wir haben ja auch schon entsprechende Fremdmittel aufgenommen. Zirka 300 Millionen EUR haben wir schon an Fremdmitteln aufgenommen. Zirka 100 Millionen EUR – 93 Komma irgendetwas, das habe ich jetzt nicht genau im Kopf – haben wir an Rücklagen aufgelöst heuer. 

Das ist natürlich für nächstes Jahr in keinster Weise besser zu erwarten, sondern wir werden diese jetzt präliminierten 400 Millionen EUR nächstes Jahr sicher überschreiten. Es gibt noch keine fixen Prognosen, aber es wird jedenfalls logischerweise um einiges höher sein, weil die volle Wucht der Wirtschaftskrise ja jetzt erst im Frühjahr und im 2. Halbjahr begonnen hat.

Was ich Ihnen ganz sicher sagen kann, ist, dass wir sicher nicht mit Gebührenerhöhungen Geld für die Stadt Wien holen werden, sondern mit dem von mir vorher genannten Mix aus Rücklagenauflösung, die wie gesagt heuer über 93 Millionen EUR erfolgt ist, mit Effizienzsteigerungen und mit Fremdmittelaufnahmen, die wir uns ja glücklicherweise leisten können. 

Die Stadt Wien hat in den vergangenen Jahren, wie Sie ja alle wissen, Schulden zurückgezahlt. Wir sind eines der wenigen, wenn nicht sogar das einzige Bundesland, das seinen Schuldenstand verringert hat in Zeiten der Hochkonjunktur. Antizyklisch – das vergisst man nämlich oft – heißt nicht nur, in schwierigen Zeiten Geld auszugeben, antizyklisch heißt auch, in guten Zeiten Geld anzusparen beziehungsweise Schulden zurückzuzahlen. Das haben wir getan. Deswegen haben wir jetzt die Möglichkeit, Fremdmittel auch zu halbwegs akzeptablen Bedingungen aufzunehmen. 

Wir werden sicher Gebühren nicht erhöhen. Erstens wäre das eine Belastung der Wienerinnen und Wiener, die gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten absolut nicht meiner Linie und meiner politischen Meinungen entspricht. Zum Zweiten wäre es – sage ich als Ökonomin – auch wirtschaftspolitisch falsch, weil wir wissen, dass ein ganz entscheidendes Element in der Frage der Krisenbekämpfung eine gute Inlandnachfrage ist, gerade für Wien. Wien ist weit weniger exportorientiert als viele andere Bundesländer, das heißt, der Inlandskonsum, der Binnenkonsum ist für uns ganz besonders wichtig. Diesen sozusagen einzuschränken, indem man Gebühren erhöht, wäre auch wirtschaftspolitisch falsch. 

Das ist auch der Grund, warum ich immer sage: Die Einführung des Gratiskindergartens ist nicht nur frauenpolitisch, bildungspolitisch, familienpolitisch und so weiter wichtig, es ist auch wirtschaftspolitisch wichtig, weil wir den Menschen damit hunderte Euro mehr Geld in die Hand geben, was auch wirtschaftspolitisch in Zeiten der Wirtschaftskrise wichtig ist, weil wir damit gerade für die Mittelschicht – die ganz Armen haben ja vorher auch schon nichts bezahlt – mehr Konsumnachfrage ermöglichen. Also: Keine Gebührenerhöhungen, da wirtschaftspolitisch falsch, aber auch nicht meinen gesellschaftspolitischen Vorstellungen entsprechend! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Wir kommen zur 4. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn GR Dipl-Ing Margulies gestellt. – Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es freut mich immer wieder, wenn Sie im Laufe der Zeit dann von mir prognostizierte Zahlen schon vor Monaten bestätigen, insbesondere, was 2010 und 2011 betrifft. Insofern wage ich natürlich noch eine Prognose und werde dann gleich auf die Kritik zu sprechen kommen. Natürlich sprechen auch Sie ein bisschen von einem Anstieg der Arbeitslosigkeit, aber ich habe das Gefühl, die Dimension machen Sie den Wienerinnen und Wienern nach wie vor nicht klar. 

Wir haben in den kommenden Monaten in Wien mit einem Anstieg der Arbeitslosigkeit um 25 bis 30 Prozent vom jetzigen Stand aus zu rechnen. Das ist eine Dimension, wo ich glaube, dass es bei Weitem sinnvoller wäre, viel mehr Geld tatsächlich in innovative Projekte und arbeitsmarktfördernde Projekte und wirtschaftsfördernde Projekte zu stecken, als das bisher passiert ist. Wir haben dafür diverse Vorschläge unterbreitet, ein Teil wurde von Ihnen übernommen, aber es wäre natürlich insbesondere im Sozial- und Gesundheitsbereich sinnvoll, würden auch hier noch andere Vorschläge von den GRÜNEN übernommen werden. 

Zum zweiten Punkte: Da war, wie ich glaube, die Frage der FPÖ ja nicht ganz ernst gemeint. Da traue sogar ich mich für die Wiener SPÖ zu versprechen, dass vor den Gemeinderatswahlen keine Gebührenerhöhungen kommen werden. Wie es nachher aussieht, ist ein ganz anderer Punkt. 

Jetzt zur eigentlichen Frage: Sie haben es ja kurz angesprochen. Im Sinn einer Budgetplanung muss man ja tatsächlich zum jetzigen Zeitpunkt – alle Ressorts sind schon aufgefordert worden, ihre Budgetplanungen bekannt zu geben – die Einnahmen zumindest abschätzen. 

Daher die konkrete Frage: Wie hoch schätzen Sie für das Jahr 2010 zum gegenwärtigen Zeitpunkt die Ertragsanteile seitens des Bundes, die der Gemeinde überwiesen werden, und die Kommunalsteuer?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich freue mich, dass Kollege Margulies alles vorhergesehen hat und alles weiß. Schön für dich, wunderbar! Das muss gut sein, wenn man sich am Abend ins Bett legt und sagt: Ich Prophet weiß alles! – Man wacht am nächsten Tag in der Früh auf, und alles ist so. Wunderbar, das freut mich! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Es geht nur darum, dass es leicht zu rechnen ist und oft falsch ist!) – Wunderbar, es ist in Ordnung! Ich finde das total schön, das muss ein gutes Gefühl sein. 

Ich möchte sachlich auf das Thema eingehen, welche Maßnahmen gesetzt werden. Ich denke, dass gerade Wien da sehr nachhaltige Maßnahmen gesetzt hat. Wir haben mit unseren Konjunkturpaketen in Forschung und Entwicklung investiert. Das ist etwas, was vonseiten der Wirtschaft immer wieder zu Recht gefordert wird. Deswegen der Begriff der Nachhaltigkeit, den ich vorher formuliert habe. 

Wir haben in den öffentlichen Nahverkehr investiert, haben hier Maßnahmen gesetzt. 

In der Fragestellung wurde das Thema Gesundheit und Soziales erwähnt: Von dem jetzigen Konjunkturpaket sind über 300 Millionen EUR in den Bereich Gesundheit und Soziales gegangen. Das Geld ist in viele Bereiche gegangen, unter anderem auch – und das ist mir auch wichtig – in sehr kleinteilige Sanierungen, weil wir natürlich die Wiener Wirtschaft mit unseren Maßnahmen besonders unterstützen wollen und uns gleichzeitig aber an Vergaberichtlinien halten müssen. 

Alles, was kleinteilige Sanierung ist, ist eine korrekte und absolut legale Möglichkeit, gerade Wiener Unternehmungen zu unterstützen. Wenn wir die Fenster austauschen lassen, oder wenn wir die Krankenzimmer neu ausmalen lassen, ist die Gefahr – in Anführungszeichen –, dass eine portugiesische Firma sich bewirbt, relativ gering. Das sind so typische Aufträge für Wiener Klein- und Mittelbetriebe. Das heißt, da haben wir sehr viel Geld in die Hand genommen. Wir haben thermische Sanierung unterstützt, etwas, was auch absolut nachhaltig ist. 

Jawohl, wir müssen nächstes Jahr – ich habe das ja schon in der Beantwortung auf die vorherige Frage angesprochen – mit einem entsprechenden Einnahmenentfall rechnen. Ich sagte im Sommer immer, es werden zwischen 300 und 400 Millionen EUR sein, jetzt zeigt sich, dass es so zirka 400 Millionen EUR sein werden, die heuer auf diese Art und Weise der Stadt Wien nicht zur Verfügung stehen. Bezüglich der Prognose für 2010 – man muss ja immer mitberücksichtigen, dass wir nicht nur die sinkenden Einnahmen auf Grund der Wirtschaftsentwicklung haben, wir haben ja auch eine Steuerreform, zu der wir uns bekennen, aber die natürlich auch einen entsprechenden Einnahmenentfall bewirkt – sprechen wir im Moment von zirka 800 Millionen EUR.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. – Wir kommen zur 5. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn GR Dr Tschirf gestellt.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vizebürgermeisterin!

Sie haben dargestellt, wo Geld gebraucht wird. Sie haben dargestellt, dass es Dienstleistungsbereiche gibt, in denen nicht eingespart werden kann, sehr wohl aber kann im Bereich der Verwaltung eingespart werden. Es stellt sich die Frage, inwieweit die Föderalismusreform weitergeht. 

Könnten Sie sich vorstellen, ähnlich wie das in der Bundesrepublik Deutschland ist, gemeinsame Behörden oder Einrichtungen zwischen Wien und Niederösterreich zu schaffen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich bin grundsätzlich sehr an einer Kooperation mit Niederösterreich interessiert. Wir haben keine gemeinsamen Behören, aber wir haben gemeinsame Instrumente der Wirtschaftsförderung, wenn ich nur an unsere Vienna Region denke und wenn ich an den Automotive Cluster zum Beispiel oder an LISA VR, unsere Life-Science-Bereiche denke. Da sind wir sehr interessiert zu kooperieren. 

Die Behördenfrage ist eine, die nicht autonom entschieden werden kann, aber ich weiß, dass auf Bundesebene in der Arbeitsgruppe, die jetzt eingesetzt wurde, tabulos alle Themen durchdiskutiert werden. Ich war bei der ersten Sitzung selbst dort. Jetzt hat dankenswerterweise Herr Landtagspräsident Kopietz übernommen, die Stadt Wien dort zu vertreten, um auch damit zum Ausdruck zu bringen, dass es eine Querschnittsmaterie ist, die eben alle Ressorts betrifft und sicher nicht nur meines. Ich habe dort aber auch sehr klar gesagt, dass wir seitens der Stadt bereit sind, über alle Dinge im Sinne einer Effizienzsteigerung nachzudenken. Grundsätzlich sind wir sehr an Kooperation interessiert. 

Im Moment haben wir eher das Problem mit den beiden genannten Beispielen, dass von niederösterreichischer Seite uns signalisiert wird, dass man an dieser Zusammenarbeit nicht mehr so interessiert ist, was ich persönlich sehr schade finde, denn ich glaube, dass es in dieser Vienna Region, gerade was den Bereich Automotive Cluster betrifft, ganz wichtig ist, sich abzustimmen. Es ist auch wichtig, sich im Immobilienbereich abzustimmen, und gerade auch im Life-Science-Bereich. 
Im Moment kämpfen wir gerade darum, dass dieses Instrument, das es schon gibt, erhalten bleibt, weil von niederösterreichischer Seite leider im Moment nicht so großes Interesse daran ist. Da sind wir sehr daran interessiert und setzen auch alles daran, dass diese positive Zusammenarbeit weiter fortgesetzt wird. 

Vielleicht können Sie uns auch dabei unterstützen, dass die Niederösterreicher unser Liebeswerben für die Zusammenarbeit auch annehmen!

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Vizebürgermeisterin für die Beantwortung! Wir sind damit am Ende der Fragestunde. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema: „Am Wochenende: U-Bahn rund um die Uhr!“ verlangt.

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Mag Gerstl, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Seine Redezeit beträgt zehn Minuten.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Der Redner stellt ein Schild mit der Aufschrift „Johannes Hahn. Die U-Bahn soll fahren, wenn man sie braucht. U am Wochenende rund um die Uhr" auf das Rednerpult.)

Unsere Devise lautet: 100 Prozent Mobilität bei 0 Prozent Emissionen! 

Meine Damen und Herren! Das klingt zu Beginn vielleicht als nicht erzielbar, doch ich kann Ihnen sagen: Wir sind es gewohnt, für Dinge, für die es sich auszahlt, zu kämpfen und einen langen Atem zu haben. 

Sie erinnern sich, das letzte Kindergartenjahr gratis wird es nun nicht mehr nur in Wien, sondern in Zukunft in ganz Österreich geben! Sie erinnern sich, dass Gio's Nightline auf der Linie 13A dafür gesorgt hat, dass wir auch dort eine Nachtautobuslinie haben! Und Sie erinnern sich, dass die Dinge, die wir lange fordern, auch in Zukunft immer umgesetzt werden! 

Meine Damen und Herren! Sie von der Regierungsfraktion haben in den vergangenen Jahren bei den Öffis fast ausschließlich die Tarife erhöht. Das Angebot blieb, wenn ich von der Verlängerung der U2 absehe, im Großen und Ganzen gleich. Das Straßenbahnnetz wurde sogar um 22 km verkürzt. 

Meine Damen und Herren! Als Wissenschaftsminister Dr Gio Hahn in diesem Sommer die Diskussion losgetreten hat, haben die Vertreter der Regierungsfraktion reflexartig mit einem Nein zur U-Bahn rund um die Uhr geantwortet und haben dies damit begründet, dass die Kosten zu hoch wären. Schauen wir uns daher die Kosten näher an! 

Die U-Bahn fährt heute mehr oder weniger von 1 Uhr nachts bis 5 Uhr früh nicht. Es geht somit um 4 Stunden U-Bahn-Betrieb. Die SPÖ wendete im Sommer ein, dass am Wochenende ja schon 20 Stunden U-Bahn-Betrieb ist. Das bedeutet, wenn wir von 20 Stunden auf 24 Stunden erhöhen, beträgt das zeitliche Ausmaß der Erhöhung nur 20 Prozent. Rechne ich das auf die gesamte Jahresleistung um, dann bedeutet das eine Erhöhung des U-Bahn-Betriebes um 5,8 Prozent zeitlich, oder wenn man die Intervalle auf 15 Minuten verkürzt, um nur 2,9 Prozent mehr Betriebsleistung. 

Meine Damen und Herren! Wollen Sie wirklich den Wienerinnen und Wienern einreden, dass die Ausweitung der Wiener U-Bahn um 2,9 Prozent das Finanzsystem der Gemeinde Wien in Schwierigkeiten bringt? Und das vor allem, wo Sie erst vor Kurzem die Tarife der Wiener Linien um bis zu 10 Prozent und teilweise mehr angehoben haben! (Beifall bei der ÖVP.)

Wir von der ÖVP stehen dafür, dass man für mehr Kosten, die man als Einzelner aufbringt, auch mehr Leistung erhält. Es ist daher das Mindeste, dass man bei einer 10-prozentigen Tariferhöhung 3 Prozent mehr Leistung erhält. 

Was bei den Kosten noch wichtig ist hervorzuheben, ist, dass das Sicherheitspersonal jetzt schon durchgehend die ganze Nacht Dienst hat. Das heißt, das Personal, das für das Einziehen eines Zuges verantwortlich ist, ist auch für das Einstellen des Zuges in den Frühbetrieb verantwortlich. Das heißt, in diesem Bereich gibt es heute schon einen 24 Stunden-Betrieb. Das heißt somit, für den Sicherungsdienst brauchen wir kein zusätzliches Personal. 

Was wir brauchen, sind ein paar Fahrer mehr. Ich gehe davon aus, dass man bei einem 15 Minuten-Betrieb bei 5 U-Bahn-Linien mit insgesamt rund 80 Fahrten rund 10 Züge zur Verfügung stellen müsste, was bedeutet, dass man rund 10 Personen mehr an Personal hat. Wenn ich gleichzeitig in Erwägung ziehe, dass man von den 20 Nightlines, die wir heute haben, einige abziehen könnte, weil sie parallel zu den U-Bahnen fahren, dann heißt das, dass man beim Fahrpersonal bei einem Nullsummenspiel ist. 

Wenn ich weiters davon ausgehe, dass rund 200 Personen pro Zug in den Nachtstunden befördert werden, und von diesen rund ein Drittel Einzelfahrscheine haben – bei allen anderen gehe ich davon aus, dass sie Netzkartenbesitzer sind –, so kann ich daraus schließen, dass ein U-Bahn-Fahrer in der Nacht die Stadt Wien nur 20 Cent kostet. Und das wollen Sie sich als Sozialpartei nicht leisten, meine Damen und Herren? (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Nachtautobusse kosten die Stadt rund 7 Millionen EUR pro Jahr. Die U-Bahn rund um die Uhr würde weniger als 1 Million EUR kosten. Insgesamt heißt das, um es hier nochmals zu wiederholen, dass die Leistungen der U-Bahn um 2,9 Prozent jährlich erhöht werden, nur um 2,9 Prozent! Der Aufwand pro Nachtfahrer beträgt nur 20 Cent pro Tag. Das entspricht der Erhöhung des Einzelfahrscheins vom Jahr 2007. Damit hätten die Wienerinnen und Wiener heute schon Anspruch auf die U-Bahn rund um die Uhr, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Schneller, sicherer und billiger! Das ist unsere Devise, damit in dieser Stadt etwas weitergeht. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wenn wir jetzt noch unseren Vorschlag der Stadtwache dazunehmen, der dabei helfen könnte, auch Sicherheit bei den U-Bahnen in der Nacht zu erzielen, so könnte man damit auch noch dem Vandalismus und den Verunreinigungen in den U-Bahnen vorbeugen. 

Meine Damen und Herren! Gemeinsam mit diesem U-Bahn-Betrieb rund um die Uhr schlagen wir noch zwei weitere Maßnahmen vor, die sicherstellen sollen, dass die Stadt am Wochenende rund um die Uhr erlebbar, leistbar und sicherer wird. Dadurch, dass man entlang der U-Bahn-Linien Nachtautobusse einsparen kann, könnten wir diese Nachtautobusse dann in den Radialen verstärken. Damit würden wir einem viel gehegten Wunsch junger Menschen nachkommen, die die langen Umsteigewartezeiten in der Nacht besonders ärgert. 

Gleichzeitig – und das ist unser zweiter Vorschlag dazu – könnte man mit einer Ausweitung des Anruf-Sammeltaxi-Systems vor allem im Westen und Süden der Stadt dünnbesiedelte Gebiete auch während der Nachtstunden leichter erreichbar machen. 

Und dann schlagen wir noch ein System vor, das auch in vielen anderen Städten der Welt bereits eingesetzt wird. Wir glauben nämlich, dass wir gerade in den Randgebieten mit einem Busstopp bei Bedarf, das heißt, außerhalb der vorgegebenen Haltestellen viel für die Sicherheit der jungen Menschen, insbesondere der jungen Frauen tun können. Umso kürzer der Zu-Fuß-Weg nach Hause ist, umso sicherer ist er. 

Meine Damen und Herren von der Regierungsfraktion vor allem, Sie sollen das nicht einfach wegwischen! Diese Maßnahme kostet nichts und bringt viel an Sicherheit. (Beifall bei der ÖVP.)
Mit diesem Mobilitätspaket, nämlich U-Bahn rund um die Uhr, Busstopp bei Bedarf und einem effizienten Anruf-Sammeltaxi-System wäre es in Zukunft möglich, die ganze Stadt am Wochenende rund um die Uhr kostengünstig zu erreichen. Dies ist vor allem im Interesse der Bevölkerungsschichten, die über wenig Geld verfügen. Und es ist im Interesse der Eltern, die in der Nacht in Hinkunft nicht mehr ihre erwachsenen Kinder von irgendwo abholen müssen, weil sie die Gewissheit haben, dass sie mit einem U-Bahn-Betrieb rund um die Uhr so sicher nach Hause kommen können wie sonst auch. 

Meine Damen und Herren! Das alles unterscheidet Wien von Barcelona, von Chicago, von New York, von Zürich, von München und von Hamburg. Das alles sind Städte, in denen der Rund-um-die-Uhr-Betrieb am Wochenende schon selbstverständlich ist. Ich kann daher überhaupt nicht verstehen, meine Damen und Herren, dass gerade die GRÜNEN diese U-Bahn-Verlängerung ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich glaube, das ist auch das, was man den Menschen in dieser Stadt klar sagen muss: Es ist nicht nur die SPÖ, die derzeit reflexartig zu jedem Vorschlag der ÖVP Nein sagt, sondern es sind auch die GRÜNEN, die zwar vorgeben, den öffentlichen Verkehr stets unterstützen zu wollen, aber dann, wenn es darauf ankommt, sich für das beste und sicherste Verkehrsmittel einzusetzen, nämlich für die U-Bahn, sagen sie Nein. (StR David Ellensohn: Lüge!) Manchmal habe ich den Eindruck, Sie stehen nur für die Straßenbahn und für nichts anderes. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Wiener GRÜNEN lehnen nicht nur den Rund-um-die-Uhr-Betrieb der U-Bahn ab, sondern sie lehnen auch eine U4-Verlängerung von Hütteldorf nach Auhof ab und sie lehnen auch eine U6-Verlängerung von Floridsdorf nach Stammersdorf ab. Das sind Bereiche, wo auch die GRÜNEN sehr feindlich dem öffentlichen Verkehrsnetz und der Reduzierung von CO2-Staub sind. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Mag Maria Vassilakou: Falsch!)

Meine Damen und Herren! Auch hier zeigt sich, welche Partei für die Wienerinnen und Wiener wirklich ein ausgewogenes Verkehrskonzept hat. Ein ausgewogenes Miteinander für 100 Prozent Mobilität bei 0 Prozent Emission, damit in Wien was weitergeht! (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Matthias Tschirf: Zur Geschäftsbehandlung!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: In der Aktuellen Stunde? – Kollege Tschirf zur Geschäftsordnung. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich verlange einen Ordnungsruf für StR Ellensohn, weil er das Wort „Lüge“ gebraucht hat. (GRin Mag Maria Vassilakou: Und die Klubobfrau! – StR David Ellensohn: Alphabetisierungskurs! Lernen Sie lesen!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Okay, das müssen wir uns anschauen! Das habe ich jetzt nicht gehört. Wir gehen jetzt einmal weiter. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) – Jetzt bin ich am Wort! 

Zu den weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Kolleginnen und Kollegen nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. Als nächster Redner hat sich Herr GR Dr Madejski gemeldet.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Reden wir einmal über den öffentlichen Verkehr! Der Anlass ist ein guter, das Thema ist weniger gut – das muss ich auch sagen. Wir werden auch sagen, warum das Thema weniger gut ist. Es gibt natürlich viele andere und viel wichtigere Probleme. Das ist auch ein wichtiges Problem in der Nacht, aber es gibt viele andere und viel wichtigere Probleme im öffentlichen Verkehr, die ich ganz kurz – ich habe nur fünf Minuten Zeit – aufzählen möchte. 

Beginnen wir beim öffentlichen Verkehr mit der Schnellbahn. Die Schnellbahn ist ein Verkehrsmittel, das durchaus Sinn und Ergänzung für die U-Bahn wäre, nur leider wird dieses Liniennetz nur sehr wenig benutzt. Da muss man der SPÖ schon einen Vorwurf machen, denn Sie haben 40 Jahre lang den Verkehrsminister gestellt und haben 40 Jahre in Wirklichkeit die S-Bahn, die eine gute Linienführung gehabt hat – heute gibt es nicht mehr eine optimale Linienführung, ich werde darauf noch eingehen – verkommen lassen – in Anführungszeichen –, meine Damen und Herren!

Ein Fremdwort sind weiterhin Buslinien, die im Halb- oder Ganzstundentakt an den Stadtrand hinausfahren, wo es noch keine U-Bahn gibt. Die U-Bahn wird ja laufend verbessert, das ist durchaus in unserem Sinne. Ein Tramway-Schnell-Programm gibt es kaum, Ruftaxi-Systeme stecken in den Kinderschuhen und, und, und. 

Meine Damen und Herren! Zu einem ganz wichtigen Punkt: Die Vereinbarkeit der Schienennetze ist ebenfalls von den Regierungsverantwortlichen verabsäumt worden, und das war die SPÖ im Bund und in Wien. 

Die Versäumnisse bei der U-Bahn-Planung am Anfang hängen uns heute noch nach. Es ist zu spät, das kann ich immer wieder nur wiederholen. Die Linienführung war am Anfang nicht optimal, damit kämpfen wir ebenfalls, ebenso mit der Stationsauswahl. 

Das heißt, die Grundsatzentscheidung, dass wir verschiedene Verkehrsmittel öffentlich nicht gemeinsam benutzen können, führt auch dazu, dass wir Verlängerungen an den Stadtrand, die relativ billig und günstig wären, nicht durchführen, weil wir eigene Schienennetze für jedes öffentliche Verkehrsmittel einplanen müssen. 

Meine Damen und Herren! Sicher ist die U-Bahn das beliebteste und auch in Wien das optimalste Verkehrsmittel für Leute, die quer durch Wien fahren, obwohl ich sagen muss, es fehlt natürlich schon einiges. Es fehlt natürlich weiterhin die U4 nach Auhof, eine alte Forderung der FPÖ, auf die sich die ÖVP dann irgendwann draufgesetzt hat. Es fehlt die Verlängerung der U6 Richtung Stammersdorf, aber auch in den Raum Mödling im Süden. Auch das müsste man noch angehen. Ich weiß, es fährt die Schnellbahn oder Schnellstraßenbahn dort irgendwo in diese Gegend. 

Es fehlt eine U5, die man durchaus jetzt planen könnten. Davon rede auch schon zwei Jahre. Man müsste sie von Westen in den Süden angehen, mit einem Verkehrsknotenpunkt hier beim Rathaus, was durchaus möglich wäre. Herr Kollege Hora wird uns das dann auch erklären, warum es vielleicht nicht geht! 

Meine Damen und Herren! Jetzt kommen wir zu dem Punkt, den die ÖVP als so wichtig in der Aktuellen Stunde erachtet, nämlich dass man am Wochenende die gesamte Nacht durchfahren kann. 

Meine Damen und Herren! Wir fordern in unseren Wahlprogrammen seit ungefähr 15 Jahren – ich kann es Ihnen zeigen, ich habe mir das jetzt herausgesucht – natürlich einen partiellen U-Bahn-Nachtbetrieb – man müsste sich genau überlegen, auf welchen Strecken – bis 2 Uhr! Das macht Sinn, das macht wirklich Sinn! Gleichzeitig fordern wir eine Verstärkung der Nachtbuslinien radial. Es gibt ja nicht nur junge Menschen, die in der Nacht vielleicht mit der U-Bahn fahren, es gibt Menschen in inneren Bezirken, die in Kinos gehen, die in Restaurants gehen, die nach dem Theater wohin gehen. Diese werden unter Umständen eher den Nachtbus, der radial fährt und besser optimiert ist, benutzen als die U-Bahn, die die ganze Nacht fährt.

Herr Kollege Gerstl! Sie haben auch etwas vergessen: Die Kosten, die Sie aufgezählt haben, stimmen nicht ganz. Es ist ja nicht so, dass ich 10 Fahrer und 10 Garnituren brauche! Ich brauche Bewachungspersonal, ich brauche in jeder Station mindestens eine Person, wenn nicht zwei ... (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist ja da!) – Herr Kollege Gerstl, ich habe Sie auch nicht unterbrochen! 

Wir brauchen ein Bewachungspersonal. Ich sehe nicht ein, dass der Steuerzahler dafür haftet, dass man dann die ganze Nacht insgesamt vielleicht mit 600 oder 700 Leuten fährt. 

Optimierung der Nachtbuslinien, Verstärkung der Nachtbuslinien radial, U-Bahn partiell – da müssten wir uns gemeinsam überlegen, wo und wann diese fahren sollen, bei welchen Festivitäten. Das würde auch Sinn machen. 

Es würde auch Sinn machen, Kurzgarnituren in der Stoßzeit zu führen. Da haben alle WienerInnen und alle Arbeitnehmer etwas davon. Und es wäre eine eigene U-Bahn-Polizei, die jetzt nur von einer Dienststelle zur anderen verschoben wurde, optimal und ganz, ganz wichtig. 

Das Pharisäertum der ÖVP möchte ich schon ein bisschen ansprechen: Sie haben das heute verteilt. Das ist ja lieb! Das sind ja ein fesches Mädel und ein richtiger Bodybuilder! Das Mädel denkt sich oder sagt zu ihm: „Wenn wir unseren Verkehr so planen,“ – Sie wissen, Herr Kollege Gerstl, wahrscheinlich noch, was das heißt! – „kommen wir nie in Fahrt!“

Meine Damen und Herren! Sie reden immer von Sexismus! Sie reden von Diskriminierung der Frauen! Und dann verteilt die ÖVP heute in allen U-Bahn-Stationen das. (Zwischenruf von GR Dr Wolfgang Ulm.) – Mir gefällt das, ich sage ja nichts! Sie sind der Pharisäer, nicht ich! Ich habe gegen das nichts, aber Sie haben dagegen etwas, Kollege! So kann man nicht agieren. Hinten schreibt man drauf: 15-Minuten-Intervall-Nachtbus, und vorne wirbt man sexistisch.

Herr Kollege! Mit dem machen Sie keinen Punkt bei uns, wirklich nicht! 

Bis 2 Uhr partiell, Nachtautobusse ausbauen, Kurzzüge führen. Das ist entscheidend im öffentlichen Netz und nicht das Hauptanliegen, ob am Wochenende irgendwann einmal 10 Züge der U-Bahn durch Wien fahren! Das muss ich auch sagen ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Jetzt ist die Redezeit aber wirklich aus!

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Es ist das Versäumnis der SPÖ, das öffentliche Verkehrsnetz, insbesondere die Schnellbahn verkommen zu lassen. Das wäre nämlich eine super Ergänzung – nicht parallel zu führen – für die U-Bahn.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Kollege Madejski, Sie reden schon sieben Minuten!

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Nein, ich bin schon fertig. Aber der Herr Gerstl hat mich furchtbar aufgeregt! (Allgemeine Heiterkeit. – Beifall bei FPÖ und ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Chorherr. – Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Es ist eine schlechte Tradition: Wenn von einer Partei ein Thema genommen wird, bemühen sich die anderen Parteien, dagegen zu reden. Ganz kurz und sehr eindeutig an alle: Soll am Wochenende die U-Bahn rund um die Uhr fahren? – Selbstverständlich ja! (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.)
Kurz zur ÖVP: Es gab einmal einen Werbespruch – ich glaube, das war für einen Hersteller von Geräten –: Ich mache mir solche Sorgen um die ÖVP! – Ich mache mir solche Sorgen um eine Forderung, wenn sie von der ÖVP aufgegriffen wird! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Nur ein Punkt, den ich erwidern kann: Wir seien dagegen gewesen! – Sie sind nicht die erste Zielgruppe unserer Folder, die wir austeilen! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Da steht als Punkt 7 in den 12 Forderungen für Wien, die damals Maria Vassilakou gefordert hat, sehr groß und deutlich und kurz geschrieben – also so, dass es Kollege Gerstl lesen könnte –: U-Bahn rund um die Uhr. (GRin Mag Maria Vassilakou: Der Kollege Gerstl kann nicht lesen!) Das sind Forderungen, die von verschiedenen Parteien schon lange erhoben werden. 

Ich will nicht argumentieren, warum das vernünftig ist. Das Problem bei großen Summen ist ja: Die kann sich keiner vorstellen! Ich habe nicht nachgerechnet, sondern ich habe bei den Wiener Linien angefragt, was das kosten würde. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Die Wiener Linien, die, wenn wir anrufen, immer sehr auskunftsbereit sind, haben gesagt, das würde 2,5 Millionen EUR im Jahr kosten. 

Damit wir uns vorstellen können, was 2,5 Millionen EUR im Jahr sind: Selbstverständlich, dafür, dass junge Leute und jung gebliebene Leute und Leute, die am Freitag und am Samstag ausgehen wollen, sicher mit der U-Bahn nach Hause fahren können, sind 2,5 Millionen EUR gut investiertes Geld. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wie viel ist das? – Die Überschreitungen beim Prater-Vorplatz: Mit dem, was wir hier beschlossen haben, kann man die U-Bahnen 20 Jahre lang in der Nacht fahren lassen! 

Wenn ich mir einen Beschluss anschaue: Kollege Hora, wir haben diese Woche – gegen unsere Stimmen – im Gemeinderatsausschuss die Verbreiterung der Südosttangente auf den Gürtel hinunter beschlossen. 110 Millionen EUR war das wert, 110 Millionen EUR! Das heißt, mit dem Geld, das bewirkt, dass einige Autofahrer vielleicht nicht im Stau stehen, kann man 44 Jahre lang in der Nacht fahren! 

Beim Skylink stockt mir der Atem, das geht nämlich in die Äonen! Ich nehme jetzt die untere Zahl: Das ist nur um 400 Millionen EUR teurer geworden, da können wir 153 Jahre lang die U-Bahn in der Nacht fahren lassen. 

Ich bin dafür, dass wir jetzt in Zukunft alle sozusagen in U-Bahn-für-die-Jugend-Verlängerungseinheiten reden. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Da kann man sich etwas darunter vorstellen. Also, merken wir uns die 2,5 Millionen EUR pro Jahr! Appellieren wir an alle, dass der Kollege Gerstl besser recherchieren lernt, denn es ist gut, dass auch die ÖVP dafür ist. Je mehr Menschen eine vernünftige Forderung unterstützen, desto besser ist es. Sorgen wir dafür und zeigen wir vor allem der Jugend in dieser Stadt, dass wir für sie etwas tun! Verlängern wir die U-Bahn so rasch wie möglich! Danke. (Beifall bei den GÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Hora.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Spannend habe ich gefunden, dass gleich beim Eingang die vereinigten Koalitionsparteien 2010, die ja vor einer Woche erklärt haben, sie wollen den Bürgermeister zu dritt stellen, schon beim ersten Thema, das im Sommerloch gespielt wurde, schon bei der ersten Meinung streiten! (Rufe bei den GRÜNEN: Was? – GRin Mag Maria Vassilakou: Bist du von Sinnen? Was ist das jetzt?) Aber ich habe nicht so viel Zeit, um auf das Ganze neu einzugehen. Meine Damen und Herren ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Herr Kollege Hora ist am Wort. (Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

GR Karlheinz Hora (fortsetzend): Darf ich Ihnen das erste Plakat der ÖVP zu dieser Aktion zeigen! (Der Redner hält ein Plakat mit der Aufschrift „24h Verkehr. U am Wochenende" in die Höhe.) Kollege Gerstl, wenn Sie dann Zeit haben: Es hätte mich eigentlich gefreut, wenn Sie ans Rednerpult gekommen wären und gesagt hätten, die Jugendorganisation hat über das Ziel geschossen! Das haben wir damals mit dem Thema nicht akzeptiert, dass man 24 Stunden Verkehr dermaßen sexistisch betreibt. Eine Entschuldigung wäre notwendig gewesen. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich habe natürlich nur fünf Minuten Zeit. Vielleicht kann ich Ihnen die Night-Pläne zeigen, damit Sie auch ein bisschen darauf kommen, wie das System funktioniert. Wir haben ein Busnetz, das quer durch die Stadt geht, in der Innenstadt endet und hier eine Umsteigemöglichkeit bietet. Sie reden von Sicherheit! Es ist das Sicherste, an einem Ort umzusteigen und nicht quer durch eine U-Bahn-Station zu gehen, hinauszugehen, in dem Bus weiterzufahren. Das ist also in meinen Augen das Sichere. Ich weiß, dass die Anschlusstakte der Anschlussknotenpunkte dementsprechend beibehalten werden. 

Meine Damen und Herren, bezüglich des Sommers: Ich habe zuerst gedacht, das sei ein Sommerloch, aber okay, die Opposition, die ÖVP hat halt keine neuen Ideen und bringt es heute ein. Die Fehlinformation des Sommers von Ihrem Kollegen Hahn, der ja vermutlich schon versucht, die Koffer in Richtung Brüssel zu packen, ist ja ganz groß. Wenn er behauptet, in Zürich fährt die U-Bahn rund um die Uhr, dann hat er recht, aber nur am Flughafen und nicht in der Stadt! (GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben eh ein Mikrofon! Schreien Sie nicht so!) – Kein Problem, Herr Kollege Jung, ich weiß, Sie hören schon etwas schlecht!

Dasselbe könnte ich Ihnen jetzt – und der Kollege Ekkamp wird das tun – über Hamburg erzählen! In Madrid fährt die U-Bahn nur bis 2 Uhr! (Rufe bei der ÖVP: Er hat Barcelona gesagt! – GR Dr Wolfgang Ulm: Es wäre schon 2 Uhr gut!) – Ganz spannend! Barcelona! In Ihrer Aussendung war es drin! 

Meine Damen und Herren, in Barcelona gibt es bei der U-Bahn nur einen Eingang in der Nacht. Das heißt, man muss herumlaufen, um überhaupt den Eingang zu finden! (GR Günter Kenesei: Spanier!) – Ja, Spanier! Dann gehen wir in den deutschsprachigen Raum! Kollege Gerstl, wir zwei waren ja schon öfters in Berlin! Ich fahre dort gerne öffentlich, die U-Bahn fährt in der Nacht. Aber wissen Sie auch, dass derzeit im Nachtbetrieb vier U-Bahn-Linien eingestellt werden und mit Ersatzautobussen geführt werden, die dann keinen Anschluss abwarten können? (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Sie merken schon, wie das ist. Man kann eine U-Bahn zwar dann führen, wenn es notwendig ist, aber ich glaube, dass das Wiener Bussystem sich sehr bewährt hat. Wir haben derzeit in Wien insgesamt 22 Nightlines, die unterwegs sind, und 11 Anrufsammeltaxis. Sie haben das Hinführen genannt. Gerade in jenen Siedlungsgebieten, wo eine dünne Besiedlung ist, ist es möglich, mit dem Anrufsammeltaxi bis zur Haustür zu fahren. Das ist ein wesentlich besseres Service, als wenn Sie den Stopp mitten auf der Strecke wünschen. 

Dabei ist mir die ÖVP immer noch die Antwort schuldig geblieben – aber sie wird ja jetzt kommen – auf die Frage: Wo soll denn der Stopp beginnen? Fangen wir gleich beim Schwedenplatz an, und bei der Urania bleiben wir das erste Mal stehen, obwohl die Station dann über der Brücke ist? 

Meine Damen und Herren, man soll also auch Realitätsbewusstsein pflegen! Ich glaube, dass gerade die Wiener Linien ein gutes Nachtprogramm gezeigt haben. Ich könnte jetzt andere Städte anführen, aber die Uhr fängt an zu leuchten. Ich könnte Städte wie zum Beispiel Zürich anführen, wo sehr wohl in der Nacht Busse und die S-Bahnen fahren. 

Kollege Madejski, zum Thema S-Bahn: Wann sind denn die S-Bahnen in der Nacht wieder eingestellt worden? (GR Dr Herbert Madejski: 40 Jahre SPÖ! Das ist eure Schuld!) – Danke, Selbstbeantwortung ist der erste Weg zur Besserung, Kollege Madejski! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich sage Ihnen, dass die Jugend sehr froh ist, heute die Nachtautobusse zu haben, ein System zu haben, das ganz einfach schon vom Liniensystem her zentral in die Stadtmitte geht und von dort in alle Richtung hinaus. Das schafft ein Bewusstsein, dass ich umsteigen kann und mit demselben Fahrschein fahren kann, den ich bei Tag benutzen kann.

In diesem Sinne weiß ich, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Auch wenn Sie, die vereinten Oppositionsparteien sich bei diesem Thema zusammenstreiten, wir werden weiter für diese Stadt arbeiten! – Danke. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Du fährst mit der Schnellbahn und ich mit der U-Bahn!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Damen und Herren!

Wenn die SPÖ auf dem richtigen Weg wäre, wie es der Kollege Hora gesagt hat, dann bräuchte der Kollege Hora nicht so laut zu werden. Sie versuchen, die eigene Unsicherheit und die Nervosität eines Sozialdemokraten zu überschreien! Wer ihn kennt, weiß, er ist ein sehr ruhiger, angenehmer Zeitgenosse. Wenn er wirklich einmal laut wird, dann muss was sein, wie man es bei uns in Eßling sagt.

Es ist ja kein Wunder, wenn man Seriensieger beim Wahlverlieren ist, wenn man laufend Watschen bekommt: vorige Woche eine „Genickwatsche", am Sonntag wird es die nächste geben! (GR Karlheinz Hora: Wie war das 2005?) Wenn man die internen Umfragen, Kollege Hora, bei der SPÖ sich vor Augen hält, dann ist der Grund der Nervosität natürlich gegeben. 

Es liegt nicht so sehr an den Versäumnissen, die auch bei den Verkehrsbereichen in Wien auf der Hand liegen, es liegt an vielen anderen Sachen. Dass jetzt schon Wahlkampf ist, merkt man nicht an Plakaten, die zum Beispiel manche Parteien aufhängen, man merkt es daran, dass auf einmal die U-Bahn bestreift wird. Ich habe mir das aus dem Pressedienst herausgesucht und habe gefragt: Seit wann fordern wir die U-Bahn-Polizei? Ich habe von Rudi Stark aus dem Jahr 1994 eine Presseaussendung gefunden, wo er auf die erhöhte Kriminalitätsentwicklung in der U-Bahn aufmerksam gemacht hat und eine eigene U-Bahn-Polizei gefordert hat. 

Da wurde und wird der Kollege Schuster, der Beschwichtigungshofrat der SPÖ, so wie es der Kollege Valentin in anderen Politikfeldern ist, nicht müde, zu beteuern, dass eine U-Bahn-Polizei nicht notwendig ist. Trotzdem, da in einem Jahr Wahl ist, werden jetzt die U-Bahnen doch bestreift! Es gibt zwar leider noch – Kollege Madejski hat das angemerkt – keine eigene U-Bahn-Polizei, aber wir werden uns auch bei diesem Thema irgendwann durchgesetzt haben. 

Man merkt aber auch an den Forderungen der verschiedenen Oppositionsparteien, dass Wahlkampf ist, die uns teilweise sinnvoll erscheinen und unsere Unterstützung erfahren, teilweise vielleicht ein bisschen kurios wirken und nach Freibier für alle klingen. Ich habe etwa gelesen: ein Hitzeticket ab 27 Grad, obwohl das mit der verstärkten Ozonentwicklung gut begründet war. Dann gibt es vielleicht ein Kälteticket ab minus 3 Grad, oder wenn es stark regnet, aber nur wenn es „Schusterbuben" regnet oder bei Nebel. Da wird dann auch gratis gefahren werden dürfen. 

Zu allen Sachen sagen wir auch nicht vorbehaltlos Ja, aber zur U-Bahn rund um die Uhr teilweise. Kollege Madejski hat es schon ausgeführt, bis 2 Uhr früh können wir uns das durchaus vorstellen. Es müssen aber flankierende Maßnahmen ergriffen werden. So muss das Nachtbusnetz ausgebaut werden – und zwar in der radialen Beziehung – und das ASTAX-System sollte ausgebaut werden, das zum Beispiel – das weiß ich aus eigener Erfahrung – in Eßling hervorragend funktioniert. Das wäre auch für andere periphere Teile in anderen Bezirken anzuraten. 

Daran merkt man auch, dass die Opposition – in diesem Fall die Freiheitlichen – nicht jede Maßnahme, die die SPÖ in den letzten Jahren in der Verkehrspolitik getroffen hat, verdammt, sondern auch viele Sachen gutheißt und sagt: Da wurde etwas gut gemacht, da könnten wir noch etwas besser machen! 

Aber die SPÖ bringt es nach wie vor nicht zusammen, auch nur den kleinsten Fehler irgendwann gegenüber irgendjemandem einmal zuzugeben. Die SPÖ ist immer auf dem richtigen Weg, auch wenn sie sehr laut werden muss, die SPÖ ist immer sehr super, die SPÖ hat in der Vergangenheit alles richtig gemacht, macht jetzt alles richtig und wird es auch in der Zukunft richtig machen. Ob es die Gelegenheit nach der nächsten Wahl noch gibt, steht in den Sternen, außer es erbarmt sich eine Oppositionspartei – die Freiheitlichen werden es nicht sein – und gibt den billigen Jakob als Mehrheitsbeschaffer für die SPÖ, die 2010, spätestens im Oktober, nicht mehr über eine absolute Mehrheit in Wien verfügen wird. 

Aber es kann auch sein, dass es einmal – und auch dann wird es im Verkehrsbereich andere Lösungen geben, intelligentere, volksnähere Lösungen – einen Bürgermeister Strache in Wien gibt, und darum wird eben unter anderem der Kollege Hora so laut, denn die einzelnen Mandatare der Sozialdemokratie scheppern wie die Kluppensackln, weil die internen Umfragen eine klare Sprache sprechen.

Da das Lamperl schon leuchtet, möchte ich zum Schluss kommen.

Dem Vorschlag der ÖVP – auch gegen die Bewerbung ist jetzt aus unserer Sicht nicht unbedingt etwas einzuwenden, man kann in der Politik ruhig einmal den Bierernst ablegen und ein bisschen pointierter schreiben oder formulieren – stimmen wir teilweise zu, so wie wir vielen anderen Vorschlägen auch von anderen Oppositionsparteien zur Verbesserung des öffentlichen Verkehrs zustimmen und auch in Zukunft zustimmen werden. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren!

Zum Thema der Aktuellen Stunde habe ich, nachdem es hinlänglich abgehandelt worden ist durch GR Chorherr, nur zu sagen: Es freut uns sehr, dass die ÖVP den Vorschlag der GRÜNEN, die U-Bahn auch in der Nacht fahren zu lassen, aufgreift. Im Übrigen würde es mich noch mehr freuen, wenn Sie auch den Vorschlag aufgriffen, eine mutige Tarifreform der Wiener Linien durchzubringen (Beifall bei den GRÜNEN.) und es auf diese Art und Weise Tausenden von Wienerinnen und Wienern zu ermöglichen, das Auto zu Hause zu lassen und auf die Öffis umzusteigen.

Zur Erinnerung: Unser Vorschlag lautet, 1 EUR als Tarif für einen Tag, 10 EUR für die Monatskarte, 100 EUR für die Jahreskarte. Da die ÖVP, wie gesagt, in regelmäßigen Abständen gute Vorschläge aufgreift, würde es uns sehr freuen, wenn wir mit vereinten Kräften für eine Tarifreform der Wiener Linien kämpfen könnten. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Nun zum eigentlichen Grund, warum ich mich umgemeldet habe. Herr GR Hora, es gibt einen absoluten Tiefpunkt in der Politik, der nie unterschritten wird in diesem Haus, und das nennt sich Lügen, infames Lügen. Gehen Sie heraus und beweisen Sie uns, wann und wo Sie jemals festgestellt haben, dass die GRÜNEN gesagt hätten, dass sie sich vorstellen könnten, mit der FPÖ gemeinsam in eine Regierung zu gehen. Infames Lügen ist das! (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Karlheinz Hora: Sie haben es am Freitag nicht dementiert!)
Herr Klubobmann Lindenmayr! Ich würde Sie ersuchen, sehr wohl Einfluss zu nehmen auf Ihre Abgeordneten, dass sie zumindest diesen Mindeststandard an Anstand, den es in diesem Haus gibt, nicht unterschreiten. (GR Karlheinz Hora: Aber Sie haben es am Freitag nicht dementiert!) Ich verstehe, dass die Angst vor dem Wahlsonntag in Oberösterreich sehr groß ist, ich verstehe, dass die Nervosität groß ist, ich verstehe, dass Sie auch versuchen, um jeden Preis davon abzulenken, dass Ihre Landeshauptfrau in Salzburg, Frau Burgstaller, mehrfach geflirtet hat mit dem Gedanken, mit der FPÖ gemeinsam zu arbeiten, ich verstehe, dass Sie ein Problem haben damit, dass Herr Voves sich das ebenso vorstellen kann, ich verstehe, dass Sie ein Problem damit haben, dass Herr Haider in Oberösterreich in den letzten drei Tagen des Wahlkampfes, wohl auch aus seiner Verzweiflung heraus, mit einem ausländerfeindlichen Wahlkampf begonnen hat. 

Ich verstehe das alles, aber das gibt Ihnen nicht das Recht, auf diese Art und Weise Dinge in diesem Haus zu artikulieren, die – noch einmal – gelogen sind. Sie sind gelogen, sie sind gelogen. Tun Sie das nicht! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau Kollegin Vassilakou! Den Zwischenruf habe ich zuerst nicht gehört, aber Sie haben jetzt dreimal das Wort Lüge gesagt (StR David Ellensohn: Wir werden es noch hundertmal sagen!) Ich nehme an, Sie haben es bewusst gesagt (GRin Mag Maria Vassilakou: Weil es stimmt! – StR David Ellensohn: Wir werden es noch hundertmal sagen!), und wir wissen, dass es in diesem Haus nicht üblich ist, sich gegenseitig der Lüge zu bezichtigen. (Weitere lebhafte Zwischenrufe bei den GRÜNEN. – StR David Ellensohn: Der Herr Hora lügt in diesem Haus! – GRin Mag Waltraut Antonov: Dann sagen Sie das für alle!) Ja, aber meines Wissens nach hat der Kollege Hora nicht Lüge gesagt. (Anhaltende Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Also ich erteile einmal der Kollegin Vassilakou einen Ordnungsruf. (Rufe bei den GRÜNEN: Ordnungsruf! Ordnungsruf!) Okay. Die gesamte grüne Fraktion bekommt jetzt einen Ordnungsruf. (Lebhafte Zwischenrufe, ironische Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.) Wir haben uns darauf geeinigt, dass wir mit der Wortwahl vorsichtig sind. (StR David Ellensohn: Das gilt aber für alle!) Ich habe nicht gehört, dass der Kollege Hora Lüge gesagt hat. (StR David Ellensohn: Er soll sich entschuldigen! – Anhaltende Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Jetzt ist diese Debatte einmal beendet! Das ist ja wie im Kindergarten. 

Als Nächste am Wort ist Frau GRin Anger-Koch. Ich nehme an, dass sie zur Sache sprechen wird. Sie hat das Wort.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Ich möchte mich gerne bei meiner Kollegin, Frau Vassilakou, bedanken, dass auch wir jetzt die Unterstützung von Ihnen für unsere Anträge bekommen, was die Verlängerung der U-Bahn angeht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das haben ja wir zuerst vorgeschlagen!) Ja, wir sind ja dankbar, dass wir jetzt an einem Strang ziehen. So soll es ja sein, hier geht es um die Sache und nicht darum, wer, sondern, dass. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun zum Kollegen Hora. Herr Kollege Hora, Sie brauchen das nur im Google einzugeben wegen Berlin, weil Sie gesagt haben, Berlin macht das nicht. Gehen Sie rein ins Google und googeln Sie Berlin ab. Da steht, dass sie zwei Linien (GR Karlheinz Hora: Sie haben das nicht verstanden! Da geht es um eine Betriebsstörung!) Nein, um zwei Linien. Googeln Sie das bitte ab! Es fahren zwei Linien nicht, und zwar fährt die U4 nicht, weil sie nur vier Stationen hat, das heißt, es rechnet sich nicht (GR Karlheinz Hora: Nein, wegen einer Betriebsstörung.) – Sie haben zuerst reden können, jetzt rede ich –, und die U2 ist eingestellt, weil sie umgebaut wird. 

Aber da haben wir in Wien genau dasselbe. Wenn umgebaut wird – das wird in jeder Stadt so sein –, wird sie nicht fahren können, und wenn, dann kann sie nur kurze Strecken fahren. Das ist einmal so. (GR Karlheinz Hora: Aber keine Betriebsstörung über vier Monate!)
Schauen Sie, Sie weigern sich jedes Mal, etwas aufzugreifen. Wenn es um Innovation geht, wenn es um gescheite Ideen geht, dann heißt es immer, in Wien ist ohnedies alles so gut. Nur, ich meine, wir hatten das Thema ja schon bei den Nachtlinien vor 15 Jahren. Vor 15 Jahren kamen damals auch die GRÜNEN durch den Herrn Kenesei mit dem Vorschlag, was man in der Presse und in der APA nachlesen kann, die Linien in der Nacht fahren zu lassen, um genau diese Dinge, die wir heute auch besprechen, einfach und effizienter zu machen. Und was war? Sie haben fast ein Jahr gebraucht, um diese Linien umzusetzen. Es war genauso, wie es heute überall heißt: Es geht nicht. Es funktioniert nicht. Das ist nicht okay. Wir haben ja ohnedies das und das. Das hören wir überall. Egal, welche Vorschläge auch von der ÖVP kommen, es wird nur gemauert, es wird nichts angenommen, und wir haben hier nicht einmal die Möglichkeit, dass Sie es vielleicht einmal nur recherchieren oder vielleicht annehmen. Gar nichts kommt da von euch. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich denke doch, dass nach 15 Jahren eine gewisse Änderung erfolgen muss, gerade wie es auch der Herr Kollege Chorherr angesprochen hat und wie es auch von der ÖVP immer wieder gesagt wurde, weil diese U-Bahn-Verlängerung und die 24 Stunden am Wochenende für Jugendliche einfach auch eine Alternative sind. Man muss in dieser Stadt nach 15 Jahren auch eine Alternative zu den Nachtbussen bieten. Es geht auch um den Sicherheitsfaktor. Gerade bei den U-Bahnen ist es schon so, dass die quasi beleuchtet sind, oft beheizt sind, im Winter wärmer sind als eine dunkle Haltestelle. Man muss natürlich auch schauen, dass von diesen Bushaltestellen nach wie vor – das ist auch schon vorher gesagt worden – einige eingestellt werden, um dann die Effizienz zu prüfen. Aber jeder Jugendliche, der heute unterwegs ist in der Stadt, der essen geht, der in ein Restaurant geht, der mit Freunden oder mit Cliquen unterwegs ist, der möchte auch eine Alternative haben und nicht immer auf die Uhr schauen müssen und sagen, um halb eins muss ich schon wieder fahren, muss den Freundeskreis hinter mir lassen und muss einfach dann eine Alternative suchen, zum Beispiel, wie es gerade der Herr Kollege Gerstl gesagt hat, dass nachher die Eltern herumfahren und die Kinder holen müssen. Da ist doch die U-Bahn das Einfachste und das Beste überhaupt. Was spricht da dagegen? Was spricht da dagegen? (Beifall bei der ÖVP. – GR Karlheinz Hora: Das ganze U-Bahn-Netz ist mit Nachtbussen abgedeckt!) Ich verstehe Sie akustisch nicht. (GR Karlheinz Hora: Die Busse fahren die ganze Nacht! Das ganze U-Bahn-Netz ist mit Nachtbussen abgedeckt!) Ja, aber es ist die Frage, ob das jetzt nach 15 Jahren noch die Effizienz hat, ob das nach 15 Jahren nicht einmal zu überdenken ist. (GRin Monika Riha, in Richtung GR Karlheinz Hora: Sie sprechen auch nicht davon, dass Sie das Fahren verteuert haben!)

Wir haben ein gutes U-Bahn-Netz. Wir fordern ja, dass es verlängert wird und dass es am Wochenende vier Stunden mehr – vier Stunden! – in Betrieb ist.

Ich weiß nicht, warum Sie sich gegen moderne, gute Ansätze ständig verwehren. Wo ist das Problem? Machen Sie doch etwas für Ihre Jugend, machen Sie doch etwas für die Menschen in Wien. Aber nicht nur für die Menschen in Wien, sondern Sie bezeichnen sich immer als Weltstadt, und wir haben viele Touristen. Das ist doch auch eine Attraktion für Touristen, dass die auch die U-Bahn entsprechend nutzen können. Also ich weiß nicht, wo das Problem ist. 

Nehmen Sie doch die Ideen der Opposition auf und sitzen Sie nicht da und sagen immer nur, dass alles so gut ist, was Sie haben. Aber so ist es ja nicht. Die Leute ... (GR Kurt Wagner: Sie verstehen das nicht! Das ist das Problem!) Was ist ein Problem? (GR Kurt Wagner: Ihre Unwissenheit!) Unsere Unwissenheit? (GR Kurt Wagner: Reden Sie doch mit den Leuten!) Aber wir reden ja mit den Leuten, wir machen Bedarfserhebungen. Über 5 000 Unterschriften auf Facebook haben wir schon. (GR Kurt Wagner: Sie reden nicht mit den Leuten!) Nein, überhaupt nicht, wir reden ja mit den Leuten, wir machen ja Bedarfserhebungen. Na, sicher machen wir das! (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Nein, Entschuldigung! Ich glaube, Sie sehen das alles ein bisschen falsch. Das ist einfach deshalb, weil Sie schon zu lange am Ruder sind. Sie sind eigentlich komplett blind und horchen nicht mehr zu, was Bedarf in dieser Stadt ist!

Ich sehe gerade, meine Zeit ist am Ende, ich muss aufhören. Ich danke trotzdem! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Ekkamp. Ich erteile es ihm.
GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren!

Ich habe durchaus Verständnis für das Thema der ÖVP, ein Sommerlochthema, mit dem man gut gewisse Pausen füllen kann (Zwischenrufe bei ÖVP und GRÜNEN.) Ich habe auch Verständnis ... (Anhaltende Zwischenrufe bei ÖVP und GRÜNEN.) Bitte, ich habe Ihnen zugehört, ich erwarte mir auch einen Respekt, wenn ich rede, um meine Argumente vorzubringen. (GR Dr Wolfgang Ulm: Da musst du ein bisschen klarer reden!) Ich habe auch Verständnis, dass man das thematisieren muss, sonst hätte man ja wahrscheinlich in der eigenen Fraktion Probleme, denn Plakate kosten eine Menge Geld und das muss man ja auch rechtfertigen beziehungsweise begründen.

Ich will mich, meine sehr verehrten Damen und Herren, auch nicht einmischen in die Politik der Opposition. Ich war vorigen Freitag nicht hier, aber es wurde hier bereits eine gemeinsame Oppositionspolitik für 2010 ausgerufen. Also wenn das der erste Vorgeschmack ist, da kann ich nur sagen: Gute Nacht, Wien! Mehr sage ich dazu nicht. (Beifall bei der SPÖ. – Lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Worüber ich aber verwundert bin, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist die Wirtschaftspartei ÖVP. Über die bin ich wirklich verwundert. Ständig fordert sie die wirtschaftliche Nachhaltigkeit, ständig fordert sie die wirtschaftliche Überprüfung von Maßnahmen – ich denke zum Beispiel an die Spitäler; ich kann mich noch gut erinnern, wie wir in der KFA gesessen sind, ich kann mich gut erinnern, wie es war, als es zum Beispiel um die Krankenkassen gegangen ist, die übrigens in der Zeit unter ÖVP-Dominanz mit Beihilfe der FPÖ fast ruiniert worden wären –, und jetzt stellt man sich ganz einfach her und sagt, so wie das der Herr Wissenschaftsminister Hahn getan hat, 3 bis 6 Millionen sind in Wahrheit ein Klacks, das kostet ganz einfach nichts. 

Nebenbei bemerke ich ... (Zwischenruf von GR Günter Kenesei.) Lass mich ausreden! Ihr könnt ja selber anscheinend nicht rechnen. Ein Kollege kommt hier heraus und redet von einer Million. Ich habe da die Presseaussendung vom 8. Juli. Der Herr Wissenschaftsminister – jetzt gehe ich davon aus, dass der studiert hat – schätzt, dass das Ganze 3 bis 6 Millionen kostet! Aber in Wahrheit, meine sehr verehrten Damen und Herren, müsste man ein bisschen weitergehen und rechnen. 

Verschwiegen wird dabei, dass das nur reine Betriebskosten sind. Verschwiegen wird dabei – ich will nicht unterstellen, dass Sie das bewusst machen, aber vielleicht können Sie es nicht besser – die Erweiterung des Fuhrparks – das wurde heute schon angesprochen –, wenn wir die U-Bahn rund um die Uhr fahren lassen wollen. Fünf Linien haben wir, und ein U-Bahn-Zug kostet 10 Millionen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Wieso braucht man da mehr Züge?) Auf jeder U-Bahn wahrscheinlich. Da brauche ich kein Studium dazu, da braucht man nur nachzuzählen, und redet mit Experten! Fünf Linien, das sind fünf Züge, das kostet noch einmal 50 Millionen. Plus die teuren Instandhaltungskosten! Die sind heute auch schon angesprochen worden. 
Meine Damen und Herren! Diese Vorgangsweise ist nicht seriös, insbesondere wenn sie mit sexistischen Argumenten und Darstellungen beworben wird. Das ist der falsche Weg, und den lehnen wir Sozialdemokraten in Wien aufs Schärfste ab. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Bei euch wird das bald gar nichts mehr kosten!)
Eine weitere Aussendung, die zeigt, wie man in der Öffentlichkeit agiert. Der Vergleich macht sicher. Hamburg ist angesprochen worden, bleiben wir dabei. (GR Günter Kenesei: Berlin!) Ich sag dir von Hamburg etwas. Wenn eine U-Bahn zum Beispiel gut funktioniert, dann ist das ja messbar an den Fahrgastzahlen. Das ist messbar.

Vergleicht man Hamburg mit einem ein bisserl größeren Streckennetz und mehr Kilometern als Wien – es besteht auch schon seit 1924 –, so hat Hamburg im Jahr 2008 knapp 190 Millionen Fahrgäste gehabt. Weil wir von der Qualität reden! Wissen Sie, was Wien gehabt hat 2008? 500 Millionen! Da ist der Qualitätsunterschied. (GR Günter Kenesei: Das ist ja ein Argument mehr, dass sie fahren soll!)

Verschwiegen wird, dass die U-Bahn in Hamburg wesentlich ungünstigere Taktfrequenzen fährt als in Wien. Wir fahren die halben Taktfrequenzen, also viel schneller! (GR Günter Kenesei: Das ist auch ein gutes Argument, dass sie fahren soll!) In den Morgen- und Abendstunden, zum Beispiel, haben wir einen 20 Minuten-Takt. 

Verschwiegen wird aber auch, dass in Hamburg zum Beispiel, wenn die U-Bahn in der Nacht fährt – es stimmt schon, sie fährt am Wochenende –, die Nachtautobusse, die von Montag bis Donnerstag fahren, nicht fahren, denn auch die Hamburger Regierung – schwarz-grün – muss ja wirtschaftlich nachhaltig kalkulieren. 

Meine Damen und Herren! Ich denke, wir haben ein gutes System mit der Nightline. 95 Prozent der Bevölkerung werden recht günstig und auch sicher erreicht. Wenn man nur die U-Bahn fahren lassen würde, dann hätten wir 35 Prozent erreicht. Das ist sicher ein Nachteil, wie auch schon von Hamburg zitiert, und es spricht eine eigene Sprache. 

Wien hat tolle, moderne öffentliche Verkehrsmittel, und wir werden diesen Weg auch im Sinne der Wienerinnen und Wiener weitergehen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Traurig! Traurig!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen fünf, des Grünen Klubs im Rathaus zwei, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien sechs eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen drei, des Grünen Klubs im Rathaus eine, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien elf Anträge und ein gemeinsamer Antrag von ÖVP und FPÖ eingelangt.

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Von den GRen Dr Sigrid Pilz und Markus Schreuder wurde ein Antrag an den Herrn Bürgermeister betreffend ortspolizeiliche Verordnung zur Gewährleistung eines sicheren Zugangs für Frauen zu Frauengesundheitseinrichtungen, die Schwangerabbrüche durchführen, gerichtet. 

Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieses Antrages wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Besprechung des Dringlichen Antrages vor Schluss dieser Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsgemäßen Behandlung des Dringlichen Antrages unterbrochen werden. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 3 bis 5, 7 und 8, 13 bis 21, 23 und 24, 26, 27, 30, 32, 34 und 35, 37 bis 39, 41, 42, 44 und 45, 47 bis 51, 53 und 54, 58, 61 bis 64, 66 und 67, 70 bis 72, 74, 75, 78, 80, 82 bis 87, 89, 91, 93 und 95 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechender Beratung die Postnummer 22, 29, 46 und 52 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 22, 29, 46, 52, 25, 31, 33, 36, 40, 43, 28, 92, 94, 88, 90, 55, 56, 57, 60, 65, 68, 69, 73, 76, 77, 79, 81, 59, 1, 2, 6, 9, 10, 11 und 12. Die Postnummer werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen nun zu unserem Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand. Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 22, 29, 46 und 52 der Tagesordnung – sie betreffen Subventionen an verschiedene Theatervereine – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall.

Dann bitte ich die Berichterstatterin, Frau GRin Bluma, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wenn man zuerst den Kollegen Ekkamp gehört hat, so spricht aus ihm schon die pure Angst, dass es eine Koalition zwischen ÖVP, FPÖ und Grünen geben könnte gegen die SPÖ in dieser Stadt. Und Bezug nehmend auf die Kollegin Vassilakou möchte ich schon sagen, wir grenzen niemanden aus (Beifall bei der FPÖ.), noch dazu, wo doch die Grünen jetzt im Angesicht der Oberösterreich-Wahl durchaus realistische Ansätze in der Ausländerpolitik zeigen. Nur weiter so, dann werden wir sicher ganz leicht zusammenfinden. (Beifall bei der FPÖ. – Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN. – Erstaunt-ironische Ah- und Oh-Rufe bei der SPÖ.) 

Aber wir wollen uns heute mit Kultursubventionen generell befassen, und was liegt näher, als dass wir mit dem Highlight vom September beginnen: „Tribute to the King of Pop. Enjoy Vienna." gibt es für jeden Touristen, im Internet, es liegt den ganzen September auf, jeder, der nach Wien kommt, kriegt das in die Hand gedrückt. Da schreibt die Dagmar Koller – die hat halt auch noch ihre Glossen in irgendwelchen Gratismagazinen: „Das Highlight schlechthin ist diesen September jedoch das königliche Tribute-Konzert für den ‚King of Pop', Michael Jackson, vor dem Schloss Schönbrunn." Und weiter unten kann man lesen: „Vienna proudly presents: The tribute in memory of Michael Jackson." Neben einem österreichischen Musikpreis und einem Wienerlied-Programm soll am 26. dieser Tribute stattfinden. 

Meine Damen und Herren! Die Ereignisse haben sich ein bisschen überschlagen. Das Wienerlied werden Sie durchführen können, das ist aber noch nichts Besonders, das hat ja auch unser Obmann gesagt. Das ist halt das Kulturverständnis der Stadt Wien. Die Leopoldsdorfer Seniorenschrammeln, das bringen Sie zuwege, das andere nicht. 

Wie man U2, Madonna und so nach Wien bekommt, meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, sagt Ihnen vielleicht der Onkel Dichand von der „Kronen Zeitung", denn da steht nämlich heute drinnen: „Die Sensation ist perfekt. Endlich kommen die Kultrocker U2 nach Wien." Allerdings erst am 30. August 2010. Vielleicht hat der ein bisschen mehr Professionalität in der Abwicklung.

Aber wenn wir schon von der Abwicklung reden, dann ist ja dieser Akt, der jetzt zurückgezogen wurde, auch ein weiterer Schritt der Abwicklung. Erstens einmal wurde der Antrag am 3. September ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Aber ihr habt zugestimmt!) Ja, ja ich komme schon dazu. Natürlich haben wir zugestimmt – kommen Sie, lassen Sie mich ausreden –, denn bei dem, was man uns gesagt hat, da muss man ja geradezu zustimmen. Aber gehen wir einmal zur Abwicklung.

Am 3. September wurde das geschrieben von WienTourismus, am 3. September ist es eingelangt, am 4. September war es bei der Buchhaltung. Mailath-Pokorny hat schon am 3. September unterschrieben, Magistratsabteilung 5 am 4. September, Mag Brauner am 4. September, und am 4. September wurde dem Ausschuss ein fertiges Konzept präsentiert. Zwei Tage, meine Damen und Herren! So schnell können die Beamten der Stadt Wien oder können die Dienststellen der Stadt Wien – sagen wir nicht, die Beamten, sondern die Dienststellen – und die Regierung der Stadt Wien arbeiten, wenn es um etwas Wichtiges geht. Das ist eine große Ausnahme. Man sollte sich diesen Akt aufheben, denn in zwei Tagen alle Stellen zu durchlaufen, ist bemerkenswert.

Leider Gottes war das Ergebnis ein weniger zufriedenstellendes. Und wenn man sich den Antrag anschaut, steht ja da eigentlich überhaupt nichts von dem Konzert drinnen. Da steht drinnen, wir wollen die touristische Bewerbung Wiens verstärken, mediale Präsenz, umfangreiche Information potenzieller Gäste, Mitarbeit an der Entwicklung touristischen Produkts. Blablabla. Kein Wort. Erst auf das Fragen im Kulturausschuss wurde uns mitgeteilt, da geht es um eine Subvention von 600 000 EUR – oder nicht Subvention, sondern das ist ein Leistungsentgelt – und um eine Umwegrentabilität von 150 Millionen EUR für die Stadt Wien. Meine Damen und Herren! Natürlich stimmen wir als Opposition dem zu, denn wenn wir mit so einem verhältnismäßig geringen Einsatz so eine Umwegrentabilität für unsere Stadt erreichen – ja, allemal. 

Leider Gottes hat sich, ich glaube, am Tag nach dem Kulturausschuss herausgestellt, dass keine Hollywoodstars kommen, sondern wenn, dann Bollywoodstars, und dann ist das alles im Sand verlaufen. Es wurde natürlich zurückgezogen, aber nicht ganz, denn gewisse Printmedien waren in der Euphorie schon draußen, die liegen noch immer überall auf: „Tribute to the King of Pop."

Im Endeffekt hätte man es sich eigentlich denken können, dass Sie das nicht schaffen, aber man ist ja immer guten Willens und will einer guten Sache nicht im Wege stehen. Aber man hätte es sich denken können, dass das nicht funktionieren wird. 

Schlussendlich bleibt nichts weiter über, als eine große Blamage für Wien weltweit, die durch diese Zeitschrift, die jeder Tourist jetzt noch den ganzen September über bekommt, noch verstärkt wird, weil man das ja nicht einmal zurückgezogen hat, sondern so stehen lässt, wie es ist.

Meine Damen und Herren! Ich bin auch einer der Geschäftsführer einer Regierungsagentur, die sich mit EU-Projekten beschäftigt, weil wir ja heute über Subventionen reden. Stellen Sie sich so ein ein- bis zweijähriges EU-Projekt vor. Da muss man sich bewerben gegen andere Mitgliedstaaten, da wird man dann genommen, dann hat man ein paar Monate Zeit, um einen Vertrag auszuarbeiten, und dieser Vertrag ist unglaublich umfangreich. Sie müssen in diesem Vertrag auf die Woche genau festschreiben im Vorhinein, welches Benchmark, welches Result Sie mit welchem Einsatz wann, in welcher Woche erreichen werden. Die Mittelverwendung wird vom Europäischen Rechnungshof kontrolliert – da geht es vielleicht um 1 Million oder um 700 000 EUR oder so für eineinhalb Jahre –, das wird von externen Firmen von der EU gemonitort, und wenn Sie diese Results, die Sie im Vorhinein auf ein bis zwei Jahre feststellen müssen, nicht erreichen, haben Sie ein Problem.

Das heißt, das ist die Art und Weise, wie die Europäische Union ihre Gelder bürokratisch kontrolliert. (GR Christian Hursky: Das ist ja nicht schlecht!) Das ist nicht so schlecht, aber jetzt kommen wir zu der Art und Weise, wie die Stadt Wien ihre Gelder kontrolliert, und da schaut das ganz anders aus. Ich kann mich an einen Kontrollamtsbericht erinnern, wo diverseste Interreg-Programme abgebrochen wurden, die Gelder entzogen wurden, weil das nicht funktioniert hat. Das ist ja kein Wunder, denn bei der Subventionspraxis kann man ja nicht gewohnt sein, exakt die Dinge einzuhalten. 

Wie schaut das in Wien aus? Ich habe ja heute schon den Bürgermeister in der Fragestunde konfrontiert mit dieser Subvention – um etwas Aktuelles zu nehmen – für den Verband österreichischer Galerien moderner Kunst. Die haben eine Subvention für die Viennafair gekriegt. Die Viennafair ist am 10. Mai zu Ende gewesen, der Verband hat den Subventionsantrag am 24. Mai gestellt. Das heißt offensichtlich, dass sie entweder das Geld ohnehin selber haben, oder sie haben gewusst, dass sie das kriegen, was sie brauchen, denn sonst kann ich ja nicht, nachdem ich eine Veranstaltung gemacht habe, sagen, jetzt brauche ich eine Subvention. Das widerspricht ja jeglicher Regel eines ordentlichen Kaufmannes. Natürlich kriegen sie die Subvention! Der Bürgermeister hat gesagt, das ist nicht üblich. Es ist vielleicht nicht üblich, aber es ist passiert, meine Damen und Herren.

Dann müssen wir natürlich nicht betonen, dass wir über diesen Subventionsantrag, der nach der Veranstaltung gestellt wurde, im September im Ausschuss abgestimmt haben. Das ist die normale Prozedur der Stadt Wien: nicht in zwei Tagen, sondern in drei Monaten oder noch länger. Aber das ist ja nur ein kleines Beispiel. 

Das klassische Beispiel ist das Donauinselfest, mit dem immer das 1. Mai-Fest mitsubventioniert wird. Ich kann mich erinnern, in etlichen Jahren war es durchaus üblich, dass wir im Juni über das 1. Mai-Fest abgestimmt haben, das am 1. Mai stattgefunden hat. Ja, ist das ein transparenter Umgang mit Steuermitteln, wenn ich die Veranstaltung abhalte – da ging es gleich um 200 000 EUR beim 1. Mai-Fest –, ohne zu wissen, ohne rechtlich zu wissen – auf Grund der Mehrheitsverhältnisse schon, aber ohne rechtlich zu wissen –, dass ich das Geld tatsächlich bekomme? 

Oder denken wir an die Subventionen an das Odeon Theater. Da haben wir jetzt zum Beispiel Foxfire, das ist ein Verein, der macht Theaterstücke im Odeon Theater. Zum Stichwort Transparenz: Das Odeon Theater bekommt eine Subvention, und bei der Subvention schreiben sie hinein, von wem sie eine Subvention bekommen, was sie für Eigenleistung haben und was sie für Kosten haben. Nur in dem Fall scheint die Miete, die Foxfire dem Odeon zahlt, dann wieder als Eigenleistung bei der anderen Subvention auf. Das heißt, mit einer Subvention finanziere ich die Eigenleistung der anderen Subvention. Das ist, wie der Kollege Wolf heute früh schon gesagt hat, völlig untransparent, und wenn man nicht alles gegencheckt und gegenliest, kommt man hier nie darauf, was das für ein Dschungel an Subventionen ist. 

„Club of Vienna" haben wir einmal schon gehabt. Ich möchte da nur als bemerkenswert herausstreichen, dass dieser wissenschaftliche Klub seine Subventionen über Jahre nicht verbraucht hat und dennoch immer die volle Subvention bekommen hat. Das widerspricht diesen Regeln, die es hier gibt, dass das genau abgerechnet werden muss. Das geschieht hier offenbar nicht, offenbar gibt es diese Kontrollen nicht. 

Aus langjähriger Erfahrung können wir eines sagen: Es gibt kaum einen Kontrollamtsbericht zu den wenigen Dingen, die wir dem Kontrollamt geben können, der ohne irgendwelchen Makel ist. Es gibt kaum einen Kulturakt, der beim Kontrollamt war und in dem nicht die haarsträubendsten Dinge auftauchen. Siehe damals das Rabenhof Theater, siehe Ronacher. Haarsträubend! Da sagt sogar schon der eigene Intendant, eigentlich ist die Zeit des Musicals vorbei, aber wir investieren, investieren, investieren. Und wie! Ein Fehler nach dem anderen passiert bei der Ausschreibung, es gibt unglaubliche Zusatzleistungen, Prämien, damit außer Haus gespielt wird, weil das Haus renoviert wird, und, und, und. 

Dann gibt es unabhängige Kommissionen, meine Damen und Herren, die zum Beispiel bei kleinen Theatern Subventionen vergeben. Diese Kommissionen sind angeblich unabhängig, aber wir sollten einer Subvention zustimmen, ohne zu wissen, wer sie kriegt, wer sie nicht kriegt, warum der sie kriegt, wie viel er kriegt. Das macht alles die unabhängige Kommission. 

Und das bringt mich zu dem Punkt Kunst im öffentlichen Raum, aber vielleicht vorher noch ein Pressedienst vom Kollegen Strobl, damit man dann, wenn ich das andere sage, sich das auf der Zunge zergehen lassen kann. Der Kollege Strobl hat im August zum Herrn Wolf gesagt, die Subventionsvergabenaufregung ist gekünstelt, sachlich nicht nachvollziehbar, völlig transparent ist das in Wien. Es wird immer exakt geprüft, steht hier. Alles wird penibel abgerechnet und kontrolliert. Es gibt hervorragend funktionierende Kontrollinstanzen. Bei Unzulänglichkeiten wird zurückgefordert oder auf Eis gelegt. – Das glaubt der Herr Kollege Strobl? Ich sage einmal, er glaubt es wahrscheinlich. Weiß er nicht, dass das in Wirklichkeit anders ist oder oftmals anders ist? 

Und dann schreibt er noch von einer schlanken Verwaltung. Wahrscheinlich meint er damit wenig Kontrolle und wenig Transparenz, damit wir wenig Ärger haben. Das ist dann die Art der schlanken Verwaltung, die er sich vorstellt. 

Aber kommen wir noch kurz zur Kunst im öffentlichen Raum. Sie wissen, im Ausschuss habe ich zugestimmt, weil ich auch Wert darauf lege, dass unsere Partei nichts gegen Kunst im öffentlichen Raum hat, wir halten das auch für etwas Wichtiges. Wir haben das dann länger diskutiert und haben uns diesen sehr umfangreichen Akt – ich glaube, er ist mehrfach nummeriert, aber ich schätze, 60 Seiten hat er – genauer angesehen und müssen diese Haltung leider revidieren aus folgenden Gründen: 

Erstens einmal – das ist heute auch schon zur Sprache gekommen – hat uns der Herr Direktor Matt gesagt, man hat extra eine internationale Kommission genommen, damit sie jeglichem Einfluss der Politik dieser Stadt entzogen ist. Und dann listen sie die Projekte auf, die sie sozusagen durchführen, und dann kommt dieses Projekt vom Alfred Hrdlicka. Wobei wir nichts gegen dieses Projekt haben, wir haben nichts gegen irgendwelche Projekte da drinnen, aber wenn da im Subventionsakt steht: „Auf besonderen Wunsch des Herrn Bürgermeisters Dr Michael Häupl", dann muss man sich fragen: Was kann das für eine unabhängige internationale Kommission sein, die so etwas hineinschreibt? Da wird ja alles ad absurdum geführt. Das heißt, ich muss eigentlich als Opposition annehmen, alle diese Kommissionen sind ein Schmäh. In Wirklichkeit passiert das, was der Häupl will. Vielleicht hat er jetzt einmal einen speziellen Wunsch gehabt, aber auch sonst wird wahrscheinlich rückgefragt und nichts eigenständig gemacht. Zumindest bleibt dieses Bild auf Grund dieses eines Satzes über. 

Das allein könnte man noch in beide Richtungen argumentieren, aber da ist mir noch etwas aufgefallen in diesem Akt, und das ist echt beängstigend. Wir sprechen hier von einer Subvention von 800 000 EUR, und wenn Sie sich diesen Bogen der Stadt Wien anschauen, dann muss man auf der einen Seite hinschreiben, welche Einnahmen sie haben – also zum Beispiel MA 7 800 000 EUR, Bundesdienststellen, andere Landesdienststellen, Eigenleistungen und Sponsoren –, und dann die Ausgaben. Aber die Ausgaben, meine Damen und Herren, widerspiegeln das, was Kunst im öffentlichen Raum im Jahr für Geld braucht. Und hier steht 800 000 EUR brauchen sie für Künstlerhonorare und so weiter und 800 000 EUR wollen sie von der MA 7. Okay. Das von wegen Transparenz. Das schaut man sich an und denkt sich, na gut, okay. 

Und dann liest man aber, was die MA 7 schreibt, und die MA 7 schreibt: „Auf Grund des Subventionsantrages der Kunst im öffentlichen Raum GmbH soll für die Tätigkeit im Jahre 2009 eine Subvention von 800 000 EUR gewährt werden." 

Nächster Absatz: „Ein Beitrag in der Höhe von 400 000 EUR von der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung soll in diesem Bereich gewährt werden. Ein weiterer Beitrag von 400 000 EUR der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr soll in diesem Bereich ebenfalls gewährt werden."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das sind nicht 800 000 EUR, sondern das sind 1,6 Millionen EUR. Und wenn man die Richtlinien, die die Stadt Wien aufstellt, liest, muss alles angeführt werden. Es ist aber nicht angeführt. Das heißt, die Kosten von Kunst im öffentlichen Raum müssen 1,6 Millionen EUR sein und nicht 800 000 EUR. 

Also ich möchte jetzt nicht hoffen, dass hier böse Absicht dahintersteht, aber es ist zu befürchten, dass, wie in vielen anderen Akten, hier offensichtlich eine heillose Überforderung besteht, denn wie kann ich in einen Akt selber hineinschreiben, dass die nur 800 000 EUR bekommen und das andere nicht mehr erwähnen. (GRin Mag Sybille Straubinger: Das Geld kommt ja von der Geschäftsgruppe Wohnen!) Das Geld kommt vom Wohnen. Das musst du hineinschreiben, diese anderen Dienststellen des Magistrats, denn die für Kunst im öffentlichen Raum machen nicht nur mit der MA 7 etwas und mit Wohnen was anderes, sondern die haben ihre Projekte hier aufgelistet und müssen im Sinne der Transparenz die Gesamtkosten und die Gesamteinnahmen anführen. Und das ist nicht gegeben. Das ist einfach unentschuldbar, meine Damen und Herren, und deshalb können wir diesen Akten nicht zustimmen. 

Wenn man sich auf diesen Pressedienst vom Herrn Strobl einschießt, es ist alles exakt geprüft, dann kann man wirklich nur annehmen, dass er überhaupt keine Ahnung hat, wenn man ihm nichts Böswilliges unterstellen will. 

Es ist entweder eine konzertierte Vertuschung, die hier im Gange ist – nur an diesem kleinen Beispiel oder einigen kleinen Beispielen in der Kultur gezeigt –, oder die SPÖ ist heillos überfordert mit dem, was sie hier macht. Jedenfalls hat sie nichts im Griff in diesem Bereich. Die Förderungen sind völlig untransparent und die Forderung nach einer Subventionsliste und die Forderung nach mehr Kontrolle ist wichtiger und notwendiger denn je, meine Damen und Herren! – Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mein Vorredner, der Herr Ebinger, hat einiges gesagt, dem ich nur zustimmen kann, was im Übrigen nicht bedeutet, dass das, was im Vorfeld dieser Debatte hier heiß diskutiert wurde an Koalitionsoptionen, damit irgendetwas zu tun hätte. Damit das nur klar ist! Auch der Herr Ebinger hat manchmal recht. (GR Mag Gerald Ebinger: Danke! Danke!) Manchmal, habe ich gesagt. Überspannen Sie den Bogen nicht! 

Mein Kollege hat eine Causa angesprochen, die in den letzten Wochen Stadtgespräch war, nämlich das Michael Jackson Tribute-Konzert. Und im Gegensatz zur ÖVP und FPÖ haben wir gegen diese Subvention gestimmt, als es diese Möglichkeit noch gab. Jetzt ist es von der Tagesordnung abgesetzt worden, aber im Kulturausschuss gab es diesen Akt. Dieser Akt ist nicht nur ob seines Inhaltes, über den ich dann auch noch reden werde, so ärgerlich, sondern deshalb, weil er tatsächlich eine Form der, sagen wir, fast schon Täuschung der Oppositionsparteien darstellt. 

Mein Kollege hat es bereits dargestellt: In Windeseile wurde dieser Akt vidiert. Das ist eine Sensation, wie schnell das gegangen ist. Wir würden uns in vielen Fällen wünschen, dass das so schnell geht. Offensichtlich auf besonderen Wunsch, in dem Fall der Finanzstadträtin Brauner, ist das möglich. Der Inhalt dieses Aktes war aber ganz klar einer, der nichts mit dem Jackson-Konzert zu tun hatte. 

Ich sage es Ihnen ganz offen, ich bin mit einer vorbereiteten Liste, wie wir abstimmen und wie wir zu diesen Dingen stehen, in diesen Ausschuss gegangen. Wir waren der Ansicht, es spricht nichts dagegen, dass der Tourismusverband weitere 600 000 EUR bekommt – es ist eine gute Idee, ich meine, wir wollen auch den Tourismus stärken, und wenn es das Geld gibt in schwierigen Zeiten, dann bitte sehr –, weil in diesem Akt Folgendes stand – ich muss Ihnen das jetzt leider vorlesen: „Wien, 3. September 2009" – auf dem Briefpapier des Tourismusverbandes und unterschrieben von dem von mir sehr geschätzten Tourismusdirektor – „Sehr geehrte Damen und Herren! Der Haushaltsplan 2009 des Wiener Tourismusverbandes wurde von der Tourismuskommission für Wien am 1. Dezember 2008 genehmigt. Er sieht Ausgaben von 27 104 500 EUR vor, von denen 16 980 400 EUR oder 62,65 Prozent als Marketingaufwand und 10 124 000 EUR, also 37,35 Prozent, als Managementaufwand anfallen." – So weit, so unspektakulär.

„Die Finanz- und Wirtschaftskrise schlägt sich seit Anfang des Jahres auch im Tourismus nieder, sodass auch Wien mit deutlichen Rückgängen in den Nächtigungen und den Hotellerieumsätzen – Jänner bis Juni minus 20 Prozent im Vergleich zu 2008 – konfrontiert ist, mit entsprechenden Auswirkungen auf die Ortstaxe."

Unterstrichen jetzt, Absatz: „Es ergeht das Ersuchen, und es wird der Antrag gestellt" – sehr schöne Formulierung, sollte man sich merken –, „dem Wiener Tourismusverband für das Jahr 2009 eine Zusatzsubvention im Ausmaß 600 000 EUR zur Durchführung operativer Marketingmaßnahmen zur Steigerung der Nächtigungen und der damit verbundenen touristischen Wertschöpfung zu gewähren." – So weit, so gut. 

„Mit den im Jahr 2009 durchgeführten und noch geplanten Maßnahmen werden folgende Zielsetzungen verfolgt: Die touristische Bewerbung Wiens im In- und Ausland, die mediale Präsenz über das Wiener Angebot im In- und Ausland, Kooperationen vorwiegend mit touristischen und kulturellen Leistungsträgern im In- und Ausland, die umfangreiche Information potenzieller Gäste und Gäste vor Ort über das Wiener Angebot, die Mitarbeit an der Entwicklung des touristischen Produkts in Wien, insbesondere bei Maßnahmen der Stadt Wien, die Information der lokalen Branche und der Bevölkerung über touristische Anliegen. 

Zielsetzung für den zusätzlichen Mitteleinsatz ist, die Marktposition Wiens im internationalen Vergleich zu halten und vor allem auch weiterhin zu verteidigen. 

Mit freundlichen Grüßen Norbert Kettner, Tourismusdirektor."

Haben Sie in dem wunderbar formulierten Brief irgendwo das Wort „Michael Jackson Tribute" gehört? Haben Sie in diesem wunderbar formulierten Brief, der am 3. September abgeschickt wurde, irgendwo eine Andeutung mitbekommen? Nein! Also wir haben das gelesen, haben uns gedacht, das ist doch eine gute Sache, da sind wir dafür. 

Dann kommen wir in den Ausschuss, wo dankenswerterweise der Herr Kettner auch persönlich anwesend war. Das ist ja auch keine Selbstverständlichkeit. (GR Ernst Woller: Er ist immer da, wenn es um Tourismus geht!) Ich bedanke mich, das meine ich auch ganz ernst. Es ist gut, dass er da war, denn am Ende hätten wir sonst vielleicht zugestimmt, weil uns dort auch niemand gesagt hätte, dass das für das Konzert ist. Also dankenswerterweise hat der Norbert Kettner dort gesagt, ja, das ist für das Michael Jackson Konzert. 

Ich war baff und ziemlich schmähstad und auch ziemlich angefressen, wie Sie sich vorstellen können, denn das ist tatsächlich nicht die Art und Weise, wie in dieser Stadt Gelder vergeben werden sollten. Wo kommen wir da hin, wenn in den nächsten Gemeinderatssitzungen, die wir haben, nur noch Akte dieses, sage ich jetzt einmal, qualitativen Inhalts vorgelegt werden? Da kommen wir dann zu einem Punkt, wo dann steht: „Wir planen eine Flächenwidmung irgendwo in Wien. Stimmen Sie bitte zu!" Oder: „Wir haben uns überlegt, es wäre gut für den Wirtschaftsstandort, wenn wir vielleicht ein bisserl Geld in den Wirtschaftsförderungsfonds fließen lassen. So an die 100 Millionen EUR sind okay, oder?" Oder: „Wir haben uns gedacht, wir bräuchten mehr Kindergärten, wir würden jetzt ein paar planen wollen."

Sehr geehrte Damen und Herren! Es hat gute Gründe, wieso die Akten, die uns vorliegen, im Normalfall sehr präzise sind, wieso Flächenwidmungspläne Karten sind, wo eingezeichnet ist, wo die Flächenwidmung ist, und warum normalerweise die uns vorliegenden Kulturakte auch ganz ordentlich sind. Nicht so ausführlich, wie sie früher einmal waren, das möchte ich schon festhalten, aber immerhin lässt sich in den meisten Fällen nachvollziehen, was dort passiert. In diesem Fall klar nicht, und ich vermute, mit Absicht.

Jetzt frage ich mich nur: Warum eigentlich mit Absicht? Denn wenn dieses Konzert so toll ist für Wien – 50 bis 150 Millionen EUR Werbewert –, warum schreibt man das nicht rein? Warum steht dann dort nicht, wir planen ein Konzert, wir wissen noch nicht genau, was dort passiert, aber wir haben uns gedacht, es wird eine Supersache und bringt außerdem irrsinnig viel Geld? Warum schreibt man das nicht hinein? Am 3. September hat bereits jeder gewusst, dass es dieses Konzert geben wird. Man hat nicht gewusst, was dort passieren wird, aber man hat schon gewusst, demnächst wird es schöne Bilder von Renate Brauner und Jermaine Jackson geben. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist ein Fall von Täuschung. Ich kann es gar nicht anders sagen. Es ist ein bedauerlicher und ein sehr ärgerlicher Fall, und es ist einer, der, wie Sie sich vorstellen können, die Kulturschaffenden in dieser Stadt und ganz viele Menschen extrem erbost hat. Das liegt vor allem daran, wie damit umgegangen wurde, aber – das sage ich aus kulturpolitischer Sicht, aber auch aus tourismuspolitischer Sicht – man muss sich schon auch ernsthaft die Frage stellen und gefallen lassen: Was heißt das, wenn man dieses eine Konzert subventioniert hätte? Der Kollege hat vorgelesen, U2 kommt nach Wien. Kriegen die demnächst dann auch 600 000 EUR? (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: 800 000!) 800 000? Na bitte, es wird ja immer besser. Wer bietet mehr? 

Also die Frage, die sich stellt, ist: Ab sofort kann man nur sagen, internationale Popstars aller Länder vereinigt euch, macht hier Konzerte, denn es gibt irrsinnig viel Kohle. Jeder, der sich mit dem Musikgeschäft auskennt, weiß, es gibt ein paar große Namen, die sehr gut verdienen, und dann gibt es ganz viele, die ganz schlecht verdienen. Aber die paar, die sehr gut verdienen, verdienen unter anderem deshalb so gut, weil sie große Konzerte machen, weil sie tolle Bühnen aufstellen, tolles Licht haben und hin und her und alles drum und dran. Das ist ein Spaß, und die Leute zahlen dafür 60, 80, 90, 120, 140, 180 EUR, je näher dran, umso teurer. 

Ich habe mir auch Konzertkarten für das Modonna-Konzert gekauft, und ich war selber schuld, dass sie teuer waren, denn sie hat schlecht gesungen. So ist das, das kommt vor. Madonna hat dieses Konzert auf der Donauinsel aber nicht gemacht aus irgendwelchen altruistischen Gründen, weil sie den Wienerinnen und Wienern etwas Gutes tun wollte, weil es wichtig ist, sondern die hat dort ein Geschäft gemacht, auch mit mir, und das ist auch okay. Wunderbar, sehr gut, es war trotzdem ein lustiger Abend. Aber ist es gerechtfertigt, dass wir beim nächsten Madonna-Konzert, weil im Hintergrund der Millenniums-Tower zu sehen ist, dort, ich weiß nicht, 200 000 bis 800 000 EUR hineinstecken? Ich glaube nicht. 

Also nicht nur die Art und Weise, wie vorgegangen wurde, sondern auch die Frage, ob das gescheit ist, ist zu stellen. Wie sich herausstellt, ist jetzt eigentlich von all dem nur ein großer Schaden geblieben, ich hoffe, kein zu großer. Ehrlich gesagt, angesichts dessen, was da alles passiert ist, wäre es gar nicht so schlecht, wenn der Tourismusverband 600 000 EUR kriegen würde, um diesen Schaden zu korrigieren. Also insofern wäre es mir fast lieber gewesen, wir hätten die 600 000 EUR jetzt tatsächlich, um damit etwas Sinnvolles zu tun, nämlich interessante Aktivitäten, die in unserer Stadt stattfinden, tatsächlich zu bewerben.

Es ist nicht ganz ein Einzelfall, dass wir Akten vorgelegt bekommen, die irgendwie verschwurbelt sind und wo man am Ende nicht ganz weiß, was damit eigentlich gefördert wird. Das passiert immer wieder. Ich erinnere mich noch sehr gut an einen großen Konflikt, den wir im Kulturausschuss hatten, als es um den damals noch sehr skandalumwitterten Rabenhof ging und außer dem Rahmenbetrag Gelder an den damals schon sehr problematischen Rabenhof gegangen sind und auch ... (GR Ernst Woller: Das ist schon so lange her!) Bitte, ich erinnere mich. (GR Ernst Woller: Das ist Jahre her!) Ja, ja, das stimmt. (GR Ernst Woller: Wenn nicht gar Jahrzehnte!) Nein, Jahrzehnte nicht! Nein, nein, bitte nicht. Ich bin noch nicht Jahrzehnte im Gemeinderat. Ich weiß, dass es nicht so lange her ist, aber ich erinnere mich noch, ich saß dort im Gemeinderatsausschuss, und wir haben einen Rahmenbetrag diskutiert. Ich habe dort den Beamten angeschaut, der jetzt nicht mehr dort arbeitet, und habe gefragt: Wird aus diesem Rahmenbetrag für den Rabenhof Geld fließen? Und dann war das eigentlich immer so, wenn man dort auf das Gesicht geschaut hat, dann hat man eigentlich die Antwort schon gehabt. Also es war immer besser, auf das Gesicht, auf die Miene zu schauen, also die eigentliche Antwort zu hören. Und tatsächlich hat sich im Nachhinein herausgestellt, sie haben Geld aus diesem speziellen Rahmenbetrag bekommen, und das ist auch nicht in Ordnung gewesen. So etwas kommt immer wieder vor und ist ein Problem. 

Was Kunst im öffentlichen Raum betrifft, kann ich mich der Kritik anschließen, denn dass das auf besonderen Wunsch von Dr Michael Häupl geschieht, ist, sagen wir mal, bezeichnend. Nichtsdestotrotz, wir werden dem Akt zustimmen, und ich glaube – aber ich vermute, das wird jetzt noch jemand von der SPÖ aufklären –, das mit den 800 000 EUR von da und dort, das ist ein Missverständnis, das sind nicht 1,6 Millionen EUR. Wobei ich das gar nicht so schlecht finden würde, wenn die Kunst im öffentlichen Raum 1,6 bekommen würde, das fände ich auch okay, ich fürchte aber, es handelt sich tatsächlich um ein kleines Missverständnis. 

In jedem Fall, sehr geehrte Damen und Herren, diese Stadt braucht jedenfalls dringend mehr Transparenz, und mehr Transparenz heißt – da bin ich ganz bei der ÖVP –: ein ordentlicher Subventionsbericht, der sich über alle Ressorts erstreckt, Nachvollziehbarkeit, was mit unseren Steuermitteln passiert. Ich habe das heute schon in der mündlichen Anfrage gefragt, und es ist wirklich ärgerlich, dass in dieser Stadt Anfragen nicht ordnungsgemäß beantwortet werden. 

Ich habe mir wirklich eine große Mühe gemacht. 40 Seiten! Haben Sie schon einmal eine schriftliche Anfrage mit 40 Seiten geschrieben? Das ist viel Zeit, selbst mit Copy and Paste. Also 40 Seiten Anfrage, wo alle Medien erfasst waren, die mir nur irgendwie untergekommen sind, und ich wollte wissen: Wie viel haben die Gegenleistungen an Inseraten bekommen? Diese Anfrage wurde mit einem schnöden Zettel abgewiesen: Das muss man verstehen, es sind 40 000 Fälle, das kann man nicht. Also ich sage Ihnen was. Ich hoffe sehr, dass der PID genau weiß, wem er wie viel Geld gibt, und dass er diese Liste ganz einfach ausdrucken kann. Ich hätte sie mir gerne durchgeschaut. 

Es ist nicht transparent, so wie es der Herr Bürgermeister heute gesagt hat, dass man eh sieht, bei wem die Stadt Wien schaltet, denn es wird ja wahrscheinlich unterschiedliche Anzeigenpreise geben. Wir haben das auch in der Vergangenheit schon öfter kritisiert, dass etwa ziemlich schmuddelige, fremdenfeindliche Blätter auch Anzeigen bekommen, und da würden wir sehr gerne wissen, wie viel Geld da hineinfließt. Ich vermute, ohne dass ich es weiß, dass es wahrscheinlich ein bisschen mehr ist, als jetzt der durchschnittliche Mediaplaner in diese Zeitung hineinstecken würde.

Das heißt, es geht an den Kern der Frage: Was passiert mit unseren Steuermitteln? Das ist wichtig, das interessiert die Leute und das interessiert uns als Opposition, weil wir nicht zulassen wollen, dass mit diesen Geldern Schindluder getrieben wird. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Wolf. – Momenterl! Ich muss erst Ihre Zeit einstellen. Jetzt, bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin vom bisherigen Verlauf der Debatte hingerissen. Die Opposition formiert sich, um die Regierungsverantwortung zu übernehmen. Wir sind alle einer Meinung – über alle ideologischen Grenzen hinweg. Ich würde mich fürchten, Herr Hora (Beifall bei der ÖVP.), oder zehn Sekunden auf’s Nachdenken verschwenden und vielleicht draufkommen, dass hier Missstände sind, die alle Gruppierungen dieses Hauses, die nicht SPÖ sind, massiv stören, und daher kritisieren wir gemeinsam diese Dinge. 

Es kann doch nicht sein, dass die Subventionen derart vergeben werden im Kulturbereich, wie meine Kollegin und mein Kollege es schon dargestellt haben. Es wird hier planmäßig Verwirrung betrieben. Ich glaube auch, dass der Kollege Ebinger falsch liegt mit seiner Vermutung, dass nicht 800 000 EUR Subvention vergeben würden für die Kunst im öffentlichen Raum, sondern 1,6 Millionen. Tatsächlich sind das Umbuchungen, nur, er ist Opfer genau Ihrer Buchungstricks, Ihrer Verschleierungen und der mangelnden Transparenz. (Beifall bei der ÖVP.)

Es gibt keine Transparenz im Subventionsbereich, und ich sage Ihnen jetzt ein paar Beispiele dafür.

Sie lassen immer wieder Rahmenbeträge beschließen, Rahmenbeträge, von denen es heißt, die würden dann für verschiedene kulturpolitische Zwecke verwendet werden. Daneben gibt es ganz konkrete Subventionsansuchen zu Einzelprojekten, Einzelinstitutionen et cetera. Und dann stellt sich heraus, wenn man das Ganze näher anschaut – auf Hinweis des Herrn Bürgermeisters, sinngemäß etwa, recherchieren Sie halt ein bisschen –, dass teilweise Institutionen aus Rahmenbeträgen und aus gewidmeten Beträgen finanziert werden. 

Und da frage ich schon: Wo ist da die Transparenz? Der Ausschuss und der Hohe Gemeinderat beschließen Subventionen in Höhe von 300 000 EUR, zum Beispiel, und dann stellt sich heraus, dass die Institution 450 000, 600 000 oder 700 000 EUR bekommt. Das ist nicht transparent, das ist Tricksen, das ist Verschleiern, das ist der Versuch, die Opposition, die kontrollieren soll, hinters Licht zu führen. Und das ist abzulehnen! (Beifall bei der ÖVP.)

Es geht in der Tat um Steuergelder, und da sind wir penibel. Dieses spätfeudale System, das hier eingerissen ist bei der Subventionsvergabe, wird abgeschafft werden, sobald die nächsten Mehrheitsverhältnisse es gestatten. Sie sind offenbar nicht in der Lage, es zu ändern. 

Die Gewährung von Subventionen hat in vielen Fällen den einzigen Zweck, Stadträte und Regierungsmitglieder glücklich zu machen. (Beifall bei der ÖVP.) Man sieht hier die Frau Stadtrat (Der Redner stellt ein Foto auf das Rednerpult, auf dem VBgmin Mag Renate Brauner und Jermaine Jackson zu sehen sind.), die in einer Pressekonferenz einem Schwadroneur Geld zugesagt hat, sich danach bemüht hat, das Geld auch aufzustellen, wie man in Wien sagen würde, und dann den Antrag an den Gemeinderatsausschuss gestellt hat, das Geld flüssig zu machen. Aber zuerst war die Zusage der Frau Stadtrat, und man sieht ja, wie sie sich freut. Das Foto ist ja eine tolle Geschichte. Endlich darf ich 600 000 hergeben, und der Jermaine Jackson ist freundlich zu mir. Super! Wenn das die Subventionspolitik dieser Stadt ist, dann gute Nacht! (Beifall bei der ÖVP.)

Kollegin Ringler hat sehr minutiös nachgewiesen, wie dieser Akt gelaufen ist, und dass sich erst auf Nachfrage herausgestellt hat, dass das zur Finanzierung von Marketingmaßnahmen für das Konzert vorgesehen war. Wir jedoch haben unter der Bedingung zugestimmt, dass tatsächlich ein Leistungsvertrag abgeschlossen wird. Nach dem reinen Text, der dem Ausschuss vorgelegt wurde, ist das nicht zu ersehen. Da ist all das drinnen, was Marie Ringler vorgelesen hat, das heißt, eine Subvention der Bemühungen, den Tourismus besser in Schuss zu bringen, der unter der Krise leidet. 

Wenn dem so ist, frage ich Sie, warum Sie den Akt zurückziehen. Geht es dem Tourismus jetzt gut und braucht er die 600 000 nicht mehr? Oder floppt der Tourismus wie anderes in Wien auch? Wenn dem so ist, dann geben Sie dem Tourismus die 600 000 – nicht für einen Schwadroneur, nicht für einen offenbar nicht professionell genug seienden Veranstalter, sondern für vernünftige Marketingmaßnahmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber die Subventionen werden in der Tat häufig nach Gutsherrenart vergeben. Das hat sich ja gezeigt und es wurde auch bereits diskutiert, dass eine GmbH, die in einiger Entfernung zu den Dienststellen der Stadt Wien steht, in offizielle Akte hineinschreibt – das wurde zitiert: „auf besonderen Wunsch von Bürgermeister Dr Michael Häupl.“ Und das Ganze macht eine angeblich international zusammengesetzte Jury. 

Ich erspare mir jetzt, sozusagen den kulturpolitischen Aspekt oder den ästhetischen Aspekt dieser Ausstellung auch noch anzusprechen. Da wurden nämlich ein paar Statuen lieblos zum Hrdlicka-Denkmal vor der Albertina gestellt und zerstören eigentlich das, was das Denkmal bezweckt und will. Aber das ist eine andere Diskussion. 

Auf besonderen Wunsch des Herrn Bürgermeisters, Sie wünschen, wir spielen – das ist offenbar hier das Prinzip. Transparenz, Kontrollmöglichkeiten für die Vergabe und Verwendung von Steuergeldern gibt es nicht.

Ich sage Ihnen ein anderes Beispiel: Das Ensemble für Städtebewohner, eine lobenswerte Kulturinitiative, die viel Geld bekommt von der Stadt – im Jahr 2005 waren es 100 000 EUR Subvention laut eigener Darstellung auf der Homepage –, hat um das Geld fünf Projekte verwirklicht.

Im Jahr 2006 hat die gleiche Institution 275 000 EUR bekommen und zwei Projekte gemacht. Und im Jahr 2007 hat diese Institution 275 000 EUR Subvention bekommen und laut Homepage kein Projekt gemacht. Da fragt man sich schon: Was ist geschehen mit dem Geld? Kein Projekt ausgewiesen, vielleicht ein Irrtum, aber von wegen Transparenz. 

Aber es stellt sich heraus, dass Markus Kupferblum, ein eigenes Thema mit der Kulturförderung und Kulturbürokratie dieser Stadt, dass der aus den Mitteln des Ensembles für Städtebewohner in diesem Jahr 130 000 EUR bekommen hat. Es mag alles korrekt gewesen sein. Ich unterstelle hier nichts, nur wenn Sie das als Transparenz bezeichnen, wenn Sie das als Nachvollziehbarkeit, wenn Sie das als präzise Verwendung von Steuermitteln bezeichnen, dann kann ich Ihnen, fürchte ich, nicht mehr helfen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Offenbar ist das System: Wer in der Huld ist, bekommt viel Geld und wer nicht in der Huld ist, bekommt keines. Wer in der Huld ist - der Name Adi Hirschal ist, glaube ich, heute noch nicht gesagt worden -, bekommt Geld, der bekommt Subventionen auf Grund des Beschlusses des Kulturausschusses, dann Subventionen aus Rahmenbeträgen und dann Subventionen vom Forstamt der Stadt Wien sicherheitshalber auch noch. Das nennen Sie Transparenz. Wir nennen es Verschleiern und Tricksen. Andere, die nicht in der Huld stehen, bekommen kein Geld oder müssen entwürdigend betteln, um Geld zu bekommen.

Ich lese Ihnen jetzt eine E-Mail des Vereins Romanodrom vor. Ich lese es vor, wie es geschrieben ist:

„Sehr geehrter Herr Dr Dressler! Wir lassen uns entschuldigen, falls wir Sie belästigen, jedoch wir stehen unter Zeitdruck und können unsere Arbeit nicht fortsetzen. Abgesehen davon, auch die Finanzen vom Bund und Nationalfonds sind gebunden an Ihren Förderungsbeitrag. Wir bitten Sie noch einmal um rasche Unterstützung, um die Theaterinszenierung und das Roma-Kulturfestival planen und umsetzen zu können. Wir hoffen auf baldige Antwort und verbleiben mit freundlichen Grüßen Obrad Jovanovic." 

Die Geschichte endet damit, dass ich dem Gemeinderat die Unglaublichkeit erzählt habe, dass eine Institution, eine Volksgruppe, die unter Druck steht, keine 10 000 EUR für ein Kulturfestival bekommen soll und habe den ablehnenden Brief des Kulturamtes zitiert. Der Herr Stadtrat hat damals gesagt: Stimmt nicht, die bekommen ihr Geld. Stimmt, er hat es ihnen drei Tage später telefonisch zusagen lassen. Aber hier sieht man, wie Subventionen in dieser Stadt funktionieren. (Beifall bei der ÖVP.)

Noch ein Beispiel: Das Jüdische Theater Austria, 10-Jahre-Jubiläum. In den 10 Jahren seit Bestehen hat das Jüdische Theater Austria keinerlei Basisförderung vom Kulturamt erhalten, weder für den laufenden Betrieb inklusive der Produktionstätigkeit noch für das Personal oder das Büro. Und nun plant dieses Jüdische Theater, eine einmalige Institution, für das Nachkriegs-Wien, sage ich’s verhüllend, ein Projekt, das den Namen trägt „Gedainkst, Erinnerung und Aufbau“. Es ist ein zweijähriges Programm, das einerseits des Beginns des Zweiten Weltkrieges vor 70 Jahren gedenkt, gleichzeitig aber auch die interkulturelle Erneuerung in Österreich feiert. Der Programmstart war für September 2009 anberaumt, musste jedoch auf Grund der Ablehnung des Antrags im April verschoben werden. Inzwischen ist das gesamte Projekt gefährdet oder zumindest wird es, wenn es stattfindet, in einer abgeschminkten Variante stattfinden. Hier fragt man sich: Nach welchen Kriterien werden eigentlich Subventionen vergeben? Nach welchen Überlegungen werden Subventionen vergeben? Wirklich nur nach den Kriterien, die das Foto zeigt oder geht es auch um inhaltliche Dinge?

Wir bringen daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein und unternehmen den nächsten Versuch betreffend einen Subventionsbericht der Stadt Wien. Wir meinen, dass dieser Sumpf trockengelegt werden muss. Wir meinen, dass hier ein Bericht alle Subventionen aus allen Bereichen der Stadt Wien auflisten soll. Wir wollen Transparenz. Wir meinen, dass das die Stadtregierung der Bevölkerung, den Steuerzahlern schuldig ist. Und wir wollen auch eine Auflistung der Ablehnung von Subventionen. 

Ich habe Ihnen einige Beispiele hier dargelegt, wo nicht nachvollziehbar ist, warum hier Subventionen verweigert werden. Ist es die Bürokratie? Ist es der politische Wille? Wir wissen es nicht, wir wollen es wissen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu dem Antrag werde ich dann kommen. Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Als Erstes möchte ich mich einmal in aller Form bei der Opposition bedanken, dass sie heute wieder das Schwerpunktthema Kultur gewählt hat. Sie wissen ja, ich rede gerne zur Kultur. Es gibt ja auch wahnsinnig viel zu sagen, viel Positives zu sagen und daher bin ich wirklich glücklich, dass ich heute wieder zur Kultur reden kann, zum Kultursommer, und es gibt ja wirklich viel Positives zu berichten.

Blicken wir auf die letzten Monate zurück. Die Wiener Festwochen hatten 185 000 BesucherInnen, eine Auslastung von 91 Prozent der aufgelegten Karten. Und die Wiener Festwochen wirken auch nachhaltig. Jetzt nach den Wiener Festwochen gehen die Eigenproduktionen der Wiener Festwochen auf internationale Tour, sind weltweit zu sehen. Christoph Marthalers „Riesenbutzbach" wurde in Neapel, in Athen, in Avignon gezeigt, geht nächstes Jahr nach Tokyo.

Peter Sellars „Othello" war schon in Bochum, ist dieser Tage in New York zu sehen.

Wir blicken zurück auf ein tolles Jazzfest im Sommer, auf ein grandioses „Tanzfestival Impuls“, das wieder einen Monat lang die Tanzbegeisterung in Wien angefacht hat, das die Tanzelite, alle Tanzbegeisterten, Tausende nach Wien gebracht hat und Wien wieder zur Tanzhauptstadt, auch international, gemacht hat.

Wir blicken zurück auf Filmfestivals, ein neues Festival am Karlsplatz. Ein Festival, das aus dem Kulturleben dieser Stadt nicht mehr wegzudenken ist, ist am Rathausplatz, 650 000 Besucherinnen und Besucher! Die Wienerinnen und Wiener lieben das Filmfestival am Rathausplatz zumindest gleich wie unsere Gäste aus dem In- und Ausland.

Wir blicken zurück, Sie nicht, weil Sie schauen es sich ja nicht an, aber wir blicken zurück auf großartige erste Premieren im Theater an der Wien: Händel-Oratorium „Susanna", ein grandioser Erfolg, Benjamin Brittens „Death in Venice", ein grandioser Erfolg. Wir haben eine neu adaptierte Musical-Fassung von „Rudolf" im Raimund Theater erlebt und eine fulminante Rückkehr von „Tanz der Vampire" nach 12 Jahren in die Stadt des Entstehens in einer neuen Wiener Fassung im Ronacher.

Aber wir brauchen auch nicht so lange zurückzublicken: Vor wenigen Tagen das 18. Mal „Literaturfestival rund um die Burg“. Die Wienerinnen und Wiener haben es gestürmt, die Zelte waren voll, tagsüber, abends und in der Nacht, ein großartiges Festival, entspricht auch ganz dem künstlerischen Erfolg der österreichischen Schriftsteller und Autoren international. Ein Foto habe ich besonders schön gefunden, da wird ein Foto vom Sommer im MuseumsQuartier gezeigt, das Literaturfestival „O-Töne", eine Lesung von Wolf Haas: 3 000 Menschen sitzen im Hof des MuseumsQuartiers und hören sich eine Lesung an. Das ist eine Demonstration der Wienerinnen und Wiener für die Kultur in dieser Stadt und Sie stellen sich da heraus und sagen das, was Sie gesagt haben. (Aufregung bei den GRen Ing Mag Bernhard Dworak und Günter Kenesei.) Ich glaube, ich bin im falschen Film. 

Nun, die Wiener Kultur feiert fulminante Erfolge, auch international. Vor wenigen Tagen, Herr Dworak, Sie sind immer so für das Wien Museum. Schauen Sie sich das an (GR Ernst Woller zeigt eine Seite einer japanischen Zeitung.), das ist eine Seite über die große Ausstellung „Kunst von Wien um 1900“, die große Schau des Wien Museums in Tokyo. Das ist eine Seite in der größten Zeitung von Japan in Millionenauflage. Die Frau Landtagspräsidentin Klicka hat das eröffnet, die Ausstellung mit den größten Kunstwerken von Schiele und Klimt aus dem Wien Museum wird in Tokyo, in Osaka, in Sapporo und Fukuoka gezeigt. Der Herr Bundespräsident wird in wenigen Tagen mit einer großen Wirtschaftsdelegation dorthin kommen und wird sich die Ausstellung ansehen und Sie stellen sich da her und beißen in die Wadeln. Also es ist ja wirklich fast unglaublich, wie Sie an die Kultur herangehen in einer wirklich der Kultur nicht adäquaten Art und Weise.

Nun, die Theaterreform, eigentlich geht es um vier Theaterakte, die wir hier heute beschließen und behandeln, geht weiter, geht erfolgreich weiter. Ich sage nur: Der Nestroy-Preis geht ins zehnte Jahr in neuer Form an einem neuen Ort und wird wieder zeigen, welche Bedeutung das Theater in dieser Stadt hat. Wir haben neue Projekte, die in der Theaterreform umgesetzt werden, die der Herr Kulturstadtrat gemeinsam mit dem „Simpl“-Chef Schmidleitner vorgestellt hat, das neue Comedy-Zentrum für den Melting-Pot-Vienna. Das „Vindobona“ wurde gerettet. Sie haben sich immer interessiert, solange Sie ein Problem gesehen haben. Jetzt, wo es fertig ist, habe ich kein Wort in Ihren Wortmeldungen gehört. Sie stellen sich her und reden einfach über Dinge, die mit der Kultur im weitesten Sinne auch gar nichts zu tun haben.

Der Herr Kulturstadtrat hat vor Kurzem das neue „Theater Nestroyhof Hamakom“ am Nestroyplatz 1 vorgestellt. Wien holt damit ein altes jüdisches Theater in die Gegenwart zurück und schafft einen neuen multidisziplinären Ort für Theater und Kunst. Dass das der FPÖ nicht gefällt, verstehe ich, weil derzeit dort die Ausstellung „Was damals Recht war ... - Soldaten und Zivilisten vor Gerichten der Wehrmacht“ gezeigt wird. Ich verstehe schon, dass diese Ausstellung nicht wirklich sehr angenehm ist, aber sie ist sehr wichtig. Sie wird dort übrigens noch bis 11. Oktober zu sehen sein. Dieses neue Zentrum am Nestroyplatz im Nestroyhof wurde durch die Infrastrukturförderung der Wienkultur in der Höhe von 400 000 EUR und durch eine vierjährige Konzeptförderung der von Ihnen so geschmähten Theaterreform ermöglicht.

Es gibt weitere schöne Beispiele für die erfolgreiche Theaterreform. Ich sage jetzt nur „Palais Kabelwerk“. Meine Kollegin Inge Zankl wird dazu dann ausführlich sprechen, weil ihr das als Meidlinger Gemeinderätin ja ein besonders Anliegen ist und sie sich dafür auch sehr stark eingesetzt hat.

Wir haben ein neues Tanzquartier. Ein Tanzquartier unter neuer Leitung, Walter Heun, der versuchen wird, die künstlerische Qualität, die internationale Bedeutung fortzusetzen, aber neue Publikumsschichten anzusprechen. Er geht eine neue Kooperation – sehr lobenswert, sehr gescheit gemacht – mit dem Impulstanzfestival ein und wird Anfang Oktober mit der Trisha Brown Dance Company eröffnen. Und er wird als Erstes am 10. Oktober – das hat er schon angekündigt – eine erste lange Tanznacht in Wien durchführen.

Der „Dschungel“ feiert nächste Woche erfolgreich sein fünfjähriges Jubiläum. Das Odeon präsentiert sich in einer erweiterten neuen Form mit einer neuen Musikschiene, mit einer neuen Tanzschiene. Alle drei Projekte sind durch die vierjährige Konzeptförderung abgesichert. Das Ensemble Theater wird sich bald unter neuer Leitung - weil immer gesagt wird, da ändert sich gar nichts - auch mit einem Facelifting präsentieren. 

Nun, im Sommer hat der Herr Kulturstadtrat zwei ganz wichtige, interessante Studien präsentieren können. Zum Ersten einmal die Studie „Lebensqualität in Wien“, wo die Wienkultur die Bestnoten der Wienerinnen und Wiener bekommen hat. Mehr als 90 Prozent der Wienerinnen und Wiener sagen, sie sind sehr zufrieden oder zufrieden mit dem Kulturangebot. Offensichtlich sind die restlichen 10 Prozent alle von den Oppositionsparteien, wahrscheinlich sogar in der Nähe des Wiener Gemeinderates. Nun, diese Tatsache, dass die Wienerinnen und Wiener der Kultur die beste Note bei den Dienstleistungen in Wien geben, deckt sich auch mit dem realen Kulturleben in dieser Stadt. Wir haben in Wien jeden Tag 70 000 Sitzplätze für Theater, Oper, Musik, Kabarett, Unterhaltung. Die werden bestens genutzt. Ich freue mich immer wieder, dass ich Interventionen bekomme, dass Leute mich anrufen und sagen: „Kannst du mir nicht eine Karte für den Rabenhof besorgen.“ oder „Kannst du mir nicht eine Karte für den Justizpalast besorgen.“, zu dem von Ihnen gerade zitierten Kupferblum. Also das heißt, da freuen wir uns sehr. Die Theater sind so knallvoll, dass man einfach keine Karten bekommt und wir haben insgesamt 70 000 Sitzplätze, die wir jeden Tag anbieten. Das ist Weltrekord! Bezogen auf die Einwohnerzahl und auf den Einzugsbereich der Stadt Wien ist das einfach Weltrekord. In Wien ist Kultur ein Massenphänomen. Wir setzen tatsächlich dieses große Ziel, das Hilmar Hoffmann einmal formuliert hat - „Kultur für alle“ - um und der Kulturstadtrat macht auch Dinge, wo man das einfach verstärkt. Ich sage jetzt nur: Viele Veranstaltungen bei Gratiseintritt, neue Fördermodelle, die extrem niederschwellig sind, wie „Cash for Culture“ oder „Neue Zugänge zum Kulturleben durch KulturlotsInnen“.

All das ist eine Bestätigung für den Weg der Wiener Stadtregierung, in die Kunst und Kultur besonders zu investieren, in ihre Stärke zu investieren und ich sage: Es ist zwar so, dass Sie es nicht gerne hören, aber ich sage es immer wieder, weil es einfach wichtig ist: Plus 40 Prozent Kulturbudget in den letzten sieben Jahren! Das ist ein großartiger Erfolg der Wienkultur und das ist insbesondere auch ein großartiger Erfolg unseres Kulturstadtrats.

Nun, die zweite Studie ist eine Studie der IHS. Diese Studie hat der Kulturstadtrat gemeinsam mit der Frau Wirtschaftskammerpräsidentin Brigitte Jank präsentiert. Sie zeigt, dass sich die Kulturförderung in dieser Stadt auch wirtschaftlich rechnet, weil immer, wenn in Wien 1 000 EUR Kulturförderung eingesetzt werden, gehen 2 300 EUR zurück nach Wien. Dieser wirtschaftliche Erfolg, dieser wirtschaftliche Effekt kommt direkt der Wiener Wirtschaft zugute und wir sichern durch unsere Kulturförderung in Wien 6 700 Arbeitsplätze. Das hat sich jetzt nicht der Kulturstadtrat ausgedacht, sondern das hat das IHS berechnet und vorgestellt. Es ist das ein Beitrag der Stadt Wien gegen die Krise und das ist für den Wien-Tourismus wichtig. Wir sind bekanntlich die bedeutendste Kongressmetropole der Welt. Zwei Drittel aller Touristinnen und Touristen sagen, sie kommen nach Wien hauptsächlich wegen des umwerfend guten Kultur- und Kunstangebots in dieser Stadt. 

Nun, diese KulturtouristInnen bringen wieder eine Wertschöpfung von 442 Millionen EUR. Das ist auch in dieser Studie gestanden. Es wird daher durch die Kunst- und Kulturförderung sehr viel Positives ausgelöst. Das gilt insbesondere für die Filmwirtschaft. Es ist dies mit ein Grund, warum wir nicht nur wegen der großen internationalen künstlerischen Erfolge des österreichischen Films die Filmförderung angehoben haben. Der Kulturstadtrat hat ein Wiener Filmpaket präsentiert, eine Erhöhung der eh schon sehr hohen Wiener Filmförderung, einen neuen Wiener Fernsehfilmfonds in der Höhe von 1,5 Millionen EUR jährlich, die Schaffung einer neuen Vienna Film Commission und die Erhöhung der Kinoförderung, um die Kinostandorte noch besser absichern zu können.

Nun, bei all diesen realen Erfolgen - ich war der Erste, der in dieser Kulturdebatte, glaube ich, auch zur Kultur gesprochen hat -, was steht dem gegenüber? Die Raunzerei und Wadlbeißerei der vereinigten Oppositionsparteien!

Nun, wir kennen dieses politische Spiel. Das ist so. Die Opposition muss alles krankreden. Wir müssen alles gutreden. Aber wenn man sich die realen Verhältnisse anschaut, dann frage ich mich oft: Wo leben Sie eigentlich? Was schauen Sie sich eigentlich in dieser Stadt an Kultur an? Mit welchen Leuten reden Sie in dieser Stadt? Ich glaube, Sie sind im Untergrund. Ja, weil sonst gibt es das einfach nicht, sich in einer Kulturdebatte nach diesem fulminanten kulturellen Sommer in Wien hier herzustellen und nur über Dinge zu reden, die entweder ewig lang zurück sind - ich sage als Beispiel Ringler im Rabenhof, das ist, glaube ich, acht Jahre her oder so ähnlich - oder sich herzustellen und über Dinge zu reden, die mit Kunst und Kultur soviel zu tun haben, wie ... (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Subvention! - GR Dr Herbert Madejski: Jackson Tribute!) Ich weiß nicht, das Jackson-Konzert hat natürlich mit der Wien-Kultur überhaupt nichts zu tun. Das war (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Ach so! – GR Dr Herbert Madejski: Ach so!) natürlich (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.) keine Kulturveranstaltung der Stadt Wien. Es gibt auch keinen Veranstalter, der bei uns um kulturelle Förderung angesucht hat. Und wie gut die Wiener Kultur (Aufregung bei ÖVP und FPÖ.) und die Stadt Wien funktionieren, ist ja davon abzulesen, dass Sie hier eine Schwerpunktdebatte Kultur wollen und dann stellen sich alle drei Parteien da raus und reden über eine Veranstaltung, mit der wir null und Nüsse zu tun hatten. Das war nicht unsere Veranstaltung. (Weitere Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.) Wir haben hier auch keine Kulturförderung zugesagt und es ist auch kein Cent Steuergeld verwendet worden, nicht einmal für das Foto vom Herrn Kollegen Wolf. Also es ist absolut lächerlich. (Aufregung bei ÖVP und FPÖ.) 

Es gab sehr wohl einen Tourismusakt und ich würde mir gerne anschauen, was Sie gesagt hätten, wenn dieses Konzert durch private Veranstalter tatsächlich zustande gekommen wäre, die ganze Welt hätte gerne berichten wollen und wir hätten dafür keine Vorsorge getroffen. Es war verantwortungsvoll von der Frau Vizebürgermeisterin, so vorzugehen, was die Vorsorge betrifft für den Fall (Aufregung bei den GRÜNEN.), dass wir es brauchen, dass wir das Geld haben. Es hat sich dann herausgestellt, diese Veranstaltung gibt es nicht (GR Dr Herbert Madejski. Das war g’scheit! – Heiterkeit bei der FPÖ.), ich kommentiere jetzt nicht, ob ich das jetzt gescheit oder schlecht finde, das ist mir eigentlich auch egal, es gibt diese Veranstaltung nicht, es gibt keinen Cent Steuergeld, das in diese Veranstaltung gelaufen ist, weder vom Stadtbudget, schon gar nicht vom Kulturbudget. Es hat einen Antrag im Kulturausschuss gegeben, der immerhin mit den Stimmen von FPÖ und ÖVP gemeinsam beschlossen worden ist. Ihre Kritik ist ziemlich lächerlich.

Und weil jetzt von Transparenz und Intransparenz gesprochen wird: Schauen Sie, die Sachen liegen natürlich auch im Detail. Und weil der Kollege Ebinger gesagt hat: Wieso zahlt die Gruppe Foxfire im Odeon Miete? Na ganz einfach, weil das Kostenwahrheit ist. Egal, eine freie Gruppe bekommt eine Förderung und mit der Förderung können sie Kunst produzieren. Selbstverständlich ist das einmal das Erste. Dafür brauchen sie einen Ort, wo sie in aller Regel auch eine Miete zahlen müssen, und dafür brauchen sie Werbung- und Strukturkosten. Das hat jede Gruppe. Und ob die Gruppe Foxfire das im Wiener Stadion aufführt, am Klo am Graben oder im Odeon, das ist wirklich die freie Entscheidung der freien Gruppe Foxfire. Und die haben sich entschieden, es im Odeon zu machen. Natürlich zahlen sie dort Miete, weil ja auch das Odeon immer wieder seinen eigenen Raum vermieten muss, um die Fixkosten hereinzubekommen. 

Weil Sie sagen „Haarsträubend der Rabenhof“ - der Herr Ebinger ist jetzt gar nicht mehr da, schade, das hätte er sich jetzt anhören sollen. Haarsträubend am Rabenhof ist der Erfolg. Es ist einfach fast unglaublich. Der Rabenhof macht eine Produktion und noch bevor die Premiere war, ist sie bis Dezember ausverkauft. So ist es. Die Leute rufen mich an und sagen: Kannst nicht intervenieren bei deinen Freunden im Rabenhof, dass ich eine Karte bekomme? Das ist haarsträubend, Ihre Ignoranz, dass Sie das einfach nicht sehen (Aufregung bei der FPÖ.), dass es hier große Erfolge gibt! Und Sie stellen sich da heraußen her und reden alles krank, raunzen alles zu Tode! (Beifall bei der SPÖ.) 

Also nichts ist intransparent, um es einmal auf den Punkt zu bringen. Es gibt ordentliche Beschlüsse im Gemeinderatsausschuss, es gibt die Beschlüsse im Gemeinderat, es gibt einen ausführlichen Kunst- und Kulturbericht, da ist jeder Cent ganz genau dargestellt. Es gibt daher nichts, was in Wirklichkeit ein Problem ist. Und wenn jetzt die vereinigten Oppositionsparteien über den Kollegen Wolf immer wieder Anträge für Subventionsberichte stellen, so sage ich Ihnen eines: Ein Antrag wird dadurch nicht besser, dass man ihn jeden Monat neu stellt. Also er ist schlecht und daher werden wir ihn wieder ablehnen und wir werden ihn in Zukunft ablehnen. (GR Mag Wolfgang Jung: Wenn Sie dann die Mehrheit haben!) Also falls Sie es wissen wollen, wir werden ihn in Zukunft auch ablehnen. (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, wenn Sie dann die Mehrheit haben! - Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.) 

Nun, die Kritik ist durch nichts berechtigt und ist eigentlich nur durch eines erklärbar, durch ein Datum, nämlich durch das Wahldatum Oktober 2010. Immer wenn Wahlen kommen, werden die Oppositionsparteien offensichtlich besonders laut und untergriffig. Und erklärbar ist das alles nur durch die neue Chaoskoalition aus Schwarz, Blau und Grün. (Heiterkeit bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.) Und es ist wirklich ... (Beifall von GR Mag Wolfgang Jung.) Danke für den Applaus, Sie haben auch recht. Man muss wirklich dem Kollegen Schock dankbar sein, dass er es so deutlich ausgesprochen hat, was wir uns eh schon immer gedacht haben, dass er hier die Katze aus dem Sack gelassen hat und gesagt hat: Das ist eine gemeinsame Arbeit von Schwarz, Blau und Grün. Die haben wir jetzt mit dem Ziel begonnen, nach den kommenden Wahlen den SPÖ-Bürgermeister zu stürzen. 

Nun, der Kollege Ebinger hat das heute ja dankenswerterweise noch einmal unterschrieben. Er hat gesagt: „Wir werden zusammenfinden.“ Die Frau Vassilakou hat gelacht und nicht dementiert. (Aufregung bei GRin Mag Maria Vassilakou.) Der Herr Wolf ist hingerissen von der Vorstellung, dass der SPÖ-Bürgermeister gestürzt werden kann. Also das macht schon ein gutes Bild. Die Frau Kollegin Ringler spricht ganz höflich von ihrem Kollegen Ebinger. Das hat sie früher nicht gemacht. Aber ich erkenne hier jedenfalls, es gibt eine neue Koalition, ich sage jetzt einmal, Chaoskoalition. Der Herr Schock gibt Kommando, sehr gut. Der Herr Schock hat es ja auch angekündigt, das finde ich großartig. Noch einmal Danke für diese Klarstellung. Also es gibt eine neu angesagte Chaoskoalition aus Schwarz, Blau und Grün. (Weitere Aufregung bei GRin Mag Maria Vassilakou: Das ist ja lächerlich! Das ist ja lächerlich!) Jetzt sage ich Folgendes (Aufregung bei den GRÜNEN): Schauen Sie, ehrlich, das ist in der Demokratie gar nicht verboten, dass sich die Opposition zusammentut und sagt, wir wollen den SPÖ-Bürgermeister stürzen. (GRin Mag Maria Vassilakou: Das ist ja lächerlich! – Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ. ) Das ist nicht verboten. Wir werden uns aber dieser Auseinandersetzung stellen! In aller Härte werden wir uns dieser Auseinandersetzung stellen und wir werden aufzeigen (Beifall bei der SPÖ.), was eine derartige Chaoskoalition aus Schwarz, Blau und Grün in dieser Stadt bedeuten würde. 

Weil wir in der Kulturdebatte sind, bleiben wir einmal bei der Kultur. Ich habe mir jetzt angeschaut, was alles in dieser Stadt beschlossen worden ist, wo ÖVP, FPÖ und GRÜNE zusammen dagegen gestimmt haben. Also was würde es objektiv nicht geben? Da würde es zum Beispiel keine Vereinigten Bühnen Wien geben, kein Theater an der Wien, kein Ronacher, keine 800 Arbeitsplätze in diesem Bereich (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.), keine 80 OrchestermusikerInnen, keine Aufführungen mit mehr als 500 000 BesucherInnen in dieser Stadt, keine positiven Auswirkungen auf die Wirtschaft und den Tourismus. Es würde keine Wiener Festwochen geben, keine Wiener Symphoniker, es würde viele Projekte im Bereich Kunst im öffentlichen Raum nicht geben. So schaut Ihre Politik aus. 

Das ist nicht nur in der Kultur so, sondern ... (GR Dr Herbert Madejski: Ja, das Donauinselfest!) Das Donauinselfest, da stimmt die ÖVP mit. Du bist einfach nicht aufmerksam. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das Donauinselfest, da stimmt immer die ÖVP sehr verlässlich mit. Sie fragen warum, aber es ist so, es ist so. Das Donauinselfest würde es geben, aber die Vereinigten Bühnen Wien würde es beispielsweise nicht geben. Das wäre echt schade, weil die sind tatsächlich erfolgreich und bedeutend. Das gilt aber nicht nur für die Kultur. 

Ich habe mir das ja auch in anderen Bereichen angeschaut. Das zieht sich quer durch alle Geschäftsgruppen: In der Stadtentwicklung würde es keinen Stadtentwicklungsplan 2005 geben, es würde viele Flächenwidmungen und Schutzzonen in dieser Stadt nicht geben, es würde im Gesundheitsbereich kein Geriatriekonzept geben und keinen Ausbau zum Beispiel der Therme Oberlaa. Da haben auch alle drei dagegen gestimmt. (Aufregung bei ÖVP und FPÖ.) Es würde im Sozialbereich keinen Fonds Soziales Wien mit seinen vielen Einrichtungen geben, die das soziale Netz in dieser Stadt sichern. Es würde im Verkehrsbereich keine Park-and-ride-Anlage in Hütteldorf geben, keinen Masterplan Verkehr. Im Umweltbereich würde es kein Abfallwirtschaftskonzept geben und keine dritte Müllverbrennungsanlage. Und im Wirtschaftsbereich würde es keine wirtschaftlich erfolgreichen Betriebe in der Holding geben, weil gegen die haben Sie auch immer geschlossen gestimmt. Es würde vor allem kein ausgewogenes Budget geben, weil Sie immer gegen alle notwendigen Tariferhöhungen gestimmt haben und es würde insgesamt überhaupt kein gesundes Budget geben, mit dem wir jetzt auf die Krise so reagieren können, so wie wir das erfolgreich auch tun. 

Nun, es würde tatsächlich schlecht um diese Stadt ausschauen, um Wien und die Wiener Wirtschaft und um die Wiener Kultur, wenn es zu dieser Chaoskoalition aus Schwarz, Blau und Grün kommen würde. Eine düstere Zukunft, die man sich nur ausmalen kann. Bilder machen das manchmal viel deutlicher. 

Also stellen wir uns einmal vor: Wir mischen diese drei Farben, Schwarz, Blau und Grün zusammen. (GR Marco Schreuder: Es reicht jetzt wirklich!) Das ist eine ziemlich dreckige graue Farbe (GR Marco Schreuder: Es reicht! Es reicht!), eine ziemlich grausame Vorstellung. (GR Marco Schreuder: Es reicht jetzt! Es reicht jetzt!) Und wenn ihr jetzt schreit (Aufregung bei den GRÜNEN. – GR Marco Schreuder: Das ist nicht würdig!), dann würde ich sagen, dass in einer Mischung zwischen Schwarz, Grün und Blau ... (GRin Dr Monika Vana: Unwürdig! Das ist unwürdig! – GR Marco Schreuder: Das ist nicht würdig! – Große Aufregung bei den GRÜNEN.) Darf ich reden? Also wenn man die drei Farben ... (GR Marco Schreuder: Das ist ja ein Schwachsinn!) Ich weiß schon, dass Sie sich so aufregen, das tut weh (GRin Mag Maria Vassilakou: Lügen ist schmutzig!), das tut weh, das tut weh! (GRin Mag Maria Vassilakou: Lügen ist schmutzig!) Wo gibt es ein Dementi? Es gibt kein Dementi! (GRin Mag Maria Vassilakou: Lügen ist schmutzig!) Es ist keine Lüge. (Weitere große Aufregung bei den GRÜNEN.) Wenn der Herr Ebinger sagt, wir werden ...

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Kollegin Vassilakou, Sie sind ja dann zur Tatsächlichen gemeldet. Da können Sie alles sagen. (Größte Aufregung bei den GRÜNEN.) 

GR Ernst Woller (fortsetzend): Ich stelle fest, wenn man Schwarz, Blau und Grün mischt, ist es eine ziemlich grausliche graue schmutzige Farbe, wo man Grün nicht mehr sieht (GRin Mag Maria Vassilakou: Es reicht jetzt!), wo man Grün nicht mehr sieht. Und so wird es sein. Daher kämpfen wir nicht um die Mehrheit und nicht um den Bürgermeister. Wir kämpfen darum (Heiterkeit bei der ÖVP.), dass diese Chaoskoalition für die Wienerinnen und Wiener verhindert wird und wir setzen demgegenüber eine Farbe, die viel freundlicher ist, eine Farbe, die Wärme ausstrahlt, eine Farbe, die nicht zufällig auch die Farbe des Feuers (GR Marco Schreuder: So etwas habe ich überhaupt noch nie erlebt!), des Herzens und der Liebe ist, so wird es immer assoziiert: Die Farbe Rot, mit der Wien in 90 Jahren sehr gut gefahren ist. Und wir werden schauen, dass alles gemacht wird, dass eben auch in den nächsten 10 Jahren Wien auf einem weiteren guten Weg dieses roten Wiens bleibt. Und die Wienerinnen und Wiener (Beifall bei der SPÖ.) werden das letztlich entscheiden. Wir werden ihnen deutlich sagen, was sie haben können: Diese grausliche Koalition aus Schwarz, Blau oder Grün (Aufregung bei der ÖVP.) oder eine Fortsetzung des Erfolges der roten Stadtregierung. (Heiterkeit bei StRin Dr Monika Vana.) Die Wienerinnen und Wiener werden sich für das rote Wien entscheiden (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.), weil sie die Stadt mit der höchsten Lebensqualität und mit dem besten Kulturangebot auf dieser Welt lieben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung ist die Frau Mag Vassilakou gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Also bitte sehr, Herr GR Woller, wir können dieses Spiel spielen, wenn Sie das möchten. So oft ein Pinocchio nach dem anderen aus dieser Fraktion herauskommt und lügt (Aufregung bei der SPÖ.), so oft wird es eine tatsächliche Berichtigung seitens der GRÜNEN geben. (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ.) Sie haben eine Nase, die schon so gewachsen ist, dass sie wahrscheinlich dort an der Wand rammt. (Weitere Aufregung bei der SPÖ.) Sie sollten sich was schämen! Sie sollten sich was schämen, derartig dreist (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) und letztklassig zu lügen! Und eines möchte ich an dieser Stelle auch noch sagen: Es gibt nur zwei Möglichkeiten. Als der Herr – wie hat er geheißen? – Ebinger, glaube ich, vorhin gemeint hat – warum auch immer, offensichtlich hat er Sehnsucht nach den GRÜNEN, das sei ihm unbenommen –, wir würden zusammenkommen, hat es deutliche und laute Zwischenrufe auch von Seiten dieser Fraktion gegeben. Sie sitzen neben mir, Sie müssen sie gehört haben. Es sei denn, Sie sitzen auf Ihren Ohren. (Aufregung bei GR Ernst Woller.) Das kann schon sein, natürlich. Aber nichtsdestotrotz sei es an dieser Stelle ein für allemal für Sie alle gesagt so wie oft tausendfach in Interviews bei jeder Gelegenheit: Es gibt eine Fraktion in diesem Haus und in Österreich, die sich niemals, niemals mit Rassismus und Faschismus jemals in eine Koalition begeben wird, nur eine und das sind die GRÜNEN! Sie nicht, Sie auch nicht und was Sie betrifft: Ja, das steht schon in den Sternen, was Sie in den nächsten Jahren vorhaben, das werden wir alle sehen. 

Tun Sie das nicht! Das ist die billigste und dümmste und dreisteste Art und Weise, den Wiener Wahlkampf zu bestreiten. (GR Godwin Schuster: Meinst du das wirklich ernst?) Denken Sie darüber nach, was Sie in Ihrer Fraktion für ein Problem haben, warum Ihre Wählerinnen und Wähler in Scharen zur FPÖ laufen! (GR Godwin Schuster: Meinst du das wirklich ernst?) Denken Sie darüber nach, was Sie falsch gemacht haben (Aufregung bei GR Godwin Schuster.), warum Sie die Arbeiter und Arbeiterinnen in diese Falle tappen lassen! Denken Sie darüber nach, was Sie besser machen können und lassen Sie die GRÜNEN mit ehrenrührigen und gelogenen Behauptungen in Ruhe! (GR Godwin Schuster: Stimmt ja gar nicht!) So werden Sie diesen Wahlkampf sicherlich nicht gewinnen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren des Gemeinderats! 

Ich verstehe in gewisser Weise die Emotionen der Kollegin Vassilakou, das ist die eine Seite. Auf der anderen Seite ist halt Lüge ein Wort, das am Index steht und ich kann nur infolge (GR Marco Schreuder: Wir nehmen es kollektiv!) auch der Aktuellen Stunde das Gleiche wiederholen (Aufregung bei den GRÜNEN.), dass das ein Ordnungsruf ist. Ich meine auch, dass es keinen Sinn hat, das Wort hier noch zwanzig Mal zu wiederholen, weil das Sammeln von Ordnungsrufen, um hier halt zu einem Maximum zu kommen (GR Marco Schreuder: In dem Fall gerne!), ja auch nicht Sinn des Gemeinderats ist. Ich versuche nur zu erklären, die Wortwahl so zu fassen, dass das Wort Lüge bei allen Ihren Überlegungen und Protesten auch nicht vorkommt. Also noch einmal: Das war der zweite Ordnungsruf für die Kollegin Vassilakou. 

Jetzt ist der Herr Dr Madejski gemeldet. Bitte zum Rednerpult. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Kollege Woller muss ja froh sein, dass die Opposition noch nicht oder nicht einig ist, weil sonst hättet ihr ja da keine Mehrheit mehr nach der nächsten Wahl. Also du musst ja froh sein, dass wir nicht vereinigt sind. Und was es nicht alles gäbe, Carnuntum und was weiß ich, Vindobona, bleiben wir bei Vindobona. Jetzt habe ich den Eindruck, wenn es die SPÖ nicht gäbe, wären wir heute begrenzt auf Vindobona. Es kann nichts anderes sein, weil alles, was seit damals geschehen ist, hat die SPÖ zu verantworten. (GRin Inge Zankl: Erst seit 90 Jahren! Seit 90 Jahren!) Sehr richtig, positiv und negativ. Aber wenn es die SPÖ nicht gäbe in der Mehrheit, dann hätten wir unter Umständen eine U4 nach Mauerbach. Wir hätten die U6 vielleicht nach Stammersdorf. Wir hätten die Festwochen, das Theater selbstverständlich, aber ohne Skandale. Wir hätten in Wien vorgesorgt beim Heizkostenzuschuss. Bei Wiener Wohnen gäbe es keinen Skandal. Es gäbe niedrigere Mieten. Es würde andere Betriebskosten geben. Die Märkte in Wien wären alle saniert. Die Umfahrung Wiens, in welcher Variante auch immer, hätten wir schon lange. Wir hätten, meine Damen und Herren, das Afritsch-Heim nicht verkauft. Skylink gäbe es nicht, wenn Sie nicht die Mehrheit hätten. (Heiterkeit bei den GRen Franz Ekkamp und Godwin Schuster.) Das Desasterkrankenhaus Nord hätten wir nicht, meine Damen und Herren, und, und, und. Seien Sie froh, dass wir in dem Fall wie Sie die Mehrheit noch nicht haben, aber wir arbeiten daran und ich bin sicher, wir werden Sie hier erreichen. (Beifall bei der FPÖ.)

Wenn Sie gesagt haben, bevor ich jetzt auf das Thema eingehe: Mich wundert es, dass Sie, Herr Kollege Woller, als Stammgast im Rabenhof noch nicht die Ehre haben, als Puppe aufzutreten. Das wundert mich ernsthaft, weil Sie wären nämlich wirklich ein Medium als Puppe. Da ginge sogar ich wieder einmal hin, wenn Sie als Puppe auftreten. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Und weil Sie gesagt haben, es ist bis Dezember ausverkauft. Na ist ja logisch beim Hauptdarsteller Faymann, das ist derzeit ein Renner. Da geh ich auch ins Puppentheater und den Faymann anschauen, der übrigens nicht dorthin gegangen ist. (Beifall bei der FPÖ.) Das Thema ist aber zu ernst, da habe ich mir als Replik an den Kollegen Woller hier nur schnell etwas aufgeschrieben. 

Kehren wir zurück zur Sachlichkeit. Es wäre vielleicht ganz schön, wenn sich die Wiener Stadtregierung und nicht nur eine Stadträtin, nämlich die für Finanzen, hier wegen des Desasters des Michael Jackson-Konzerts zu verantworten hätte. Aber ich möchte jetzt einige Punkte aufzählen, jetzt nicht nur als Kritik verstanden, sondern damit wir vielleicht in Zukunft gewisse Fehler, wenn es um solche Projekte geht, nicht wiederholen. 

Zum Anfang. Ich habe bewusst drei Protagonisten aus verschiedensten Musikrichtungen genommen, um zu zeigen, dass das Konzert so, wie es geplant war, nie hätte stattfinden können. Das wäre nicht möglich gewesen. Alle lesen die Plakate jeden Tag in der Früh, wenn sie fahren, wer irgendwo auftritt. Ich habe nur drei herausgesucht, wie gesagt, drei verschiedene Richtungen. Mike Knopfler, Kartenverkauf ab 29. September, Auftritt im Juli 2010, Vorlaufzeit neun Monate. Ich weiß, was ich mit der Karte kaufe, nämlich Mike Knopfler. U2 Kartenverkauf in drei Wochen, Auftritt August 2010, Vorlauf acht Monate. Ich weiß, was ich mit der Karte kaufe. Ganz wer anderer, Hansi Hinterseer, wurscht, tritt auch auf, Vorlauf acht Monate. Ich könnte Ihnen alle aufzählen. Sie brauchen nur zu lesen, wann die alle auftreten, alles Termine ab Sommer, Herbst 2010. Und an diesem Beispiel Durchschnittsvorbereitung acht bis neun Monate wäre jedem Menschen, der sich ein bisschen damit beschäftigt, klar geworden, dass so ein Konzert in der Dimension, wie das angekündigt war, unmöglich gewesen wäre zu organisieren. Unmöglich! Und da sind wir jetzt dabei und das möchte ich zugute halten. 

Ich glaube nämlich, dass die Frau Vizebürgermeisterin erstens von vielen Kollegen der Wiener Stadtregierung im Stich gelassen worden ist. Denn hätte sie sich vorher mit einigen Kollegen beraten, wäre das vielleicht gar nicht so passiert. Herr StR Mailath-Pokorny, ich weiß nicht, ob Sie gefragt worden sind. Aber Sie hätten, wenn Sie vor dem Problem gestanden wären und die Frau Vizebürgermeisterin und Finanzstadträtin beraten hätten, aus Ihrer langjährigen Erfahrung das, was ich jetzt gerade von Plakaten zitiert habe, wissen müssen. Sie hätten ihr sagen müssen – Sie sind wahrscheinlich per du: „Du, Renate, das kann nicht funktionieren. Das geht nicht. Du fährst ein.“ Ich wollte das nur sagen, damit sie diese Fehler in Zukunft vielleicht nicht macht. Ich weiß nicht, ob Sie sie beraten haben, keine Ahnung. 

Oder hat sie vielleicht mit der Umweltstadträtin gesprochen, mit der Frau Sima? Die Frau Sima hätte ihr sagen können - übrigens im Vergleich zum Rollrasen am Ring -: Wahnsinn die Sperre dort, Umleitungen Penzing, Hietzing, Meidling, unglaublich, CO2-Ausstoß tonnenweise alleine nur wegen diesem einen Tag Sperre. Übrigens am Ring sind es zirka 7 000 Tonnen gewesen, die die Staus dort verursacht haben und das waren aber nur acht Stunden. Hat sie es gebracht? Nein, das ist auch nicht gut. Mit StR Schicker hat sie offensichtlich ein Gespräch geführt. Ich glaube nicht, dass der überhaupt gewusst hat, was er macht. Entschuldige, lieber Herr Stadtrat, lieber Rudi Schicker, ich glaube, du hast nicht gewusst, was du wirklich gemacht hast. Wie kann ich in einer Stadt wie Wien eine der Hauptverkehrsadern vom Westen her überhaupt sperren? (GR Ernst Woller: Na ja und bei der EURO?) Was wäre da gewesen, wenn ein Brand, ein Unfall passiert wäre? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wenn Sie das alles wissen, warum haben Sie da zugestimmt? Warum haben Sie da zugestimmt? Die Frage drängt sich auf!) Da wären Sie dann durch die Massen durchgefahren? Ich glaube, er hat wirklich nicht gewusst, auf was er sich hier eingelassen hat. Noch dazu die sanitären Probleme und, und, und. 

Meine Damen und Herren! Jeder weiß ... (GR Ing Mag Bernhard Dworak: Und was sonst noch?) Sind Sie nicht so unruhig, Sie wissen, ich rede immer ein bisserl länger. Ein bisserl warten, Sie kommen schon noch. (Heiterkeit bei der FPÖ.)

Zum Glück ist kein Geld geflossen, meine Damen und Herren. Wenn Sie mich jetzt so direkt fragen, sage ich Ihnen gleich die Antwort, ich habe es zwar irgendwo da hinten, es ist wurscht, ich kann das eh, ich weiß das eh. Natürlich haben wir zugestimmt, weil in dem Akt ursprünglich überhaupt nichts drinnen gestanden ist von dem Michael Jackson-Konzert. Auf Anfrage, Gott sei Dank, ist es dann gesagt worden, wie ich mir mitteilen ließ, ich war ja nicht dabei. Und selbstverständlich hatten wir prinzipiell – auch das habe ich in einer Presseaussendung gemeint, ich war der Erste, der Sie überhaupt darauf aufmerksam gemacht hat, dann ist auch bald die Frau Kollegin Ringler gekommen und so weiter - nichts gegen das Konzert. Ich wünsche mir an sich solche Konzerte in Wien, wenn sie ordentlich durchführt werden, seriös durchgeführt werden und wenn die Stadt Wien etwas davon hat, nämlich einen Nutzen. Das ist alles nicht passiert. Dann haben wir aber gesagt, wenn die Umwegrentabilität angeblich 150 Millionen ist, dann sind ja die 600 000 ein Klacks. Dann investiere ich das in die Tourismusbranche, überhaupt keine Frage, na selbstverständlich, wäre auch durchaus so passiert, weil es ja nicht, wie Sie immer gesagt haben, in dem Sinne eine Subvention im Kulturbereich ist, sondern es ist eine Förderung Tourismus, Wirtschaft und, und, und. Nur, die 150 Millionen, bitte, wer die ausgerechnet hat, wer das der Frau Stadträtin eingeredet hat, das ist ja wirklich unglaublich. 

Da fällt mir jetzt gleich – ich werde das jetzt ein bisserl durcheinanderbringen, aber macht nichts – der Kollege Strobl ein. Ich glaube, du bist Vizepräsident der Wiener Kammer. Also bitte, als Vizepräsident der Wiener Handelskammer solche Presseaussendungen, die du am 8. September rausgelassen hast, zu machen - entschuldige, das disqualifiziert dich ein bisschen. Du weißt, ich habe normalerweise gegen dich überhaupt nichts, aber das disqualifiziert dich für die Handelskammerwahl, die auch nächstes Jahr stattfinden wird. Du schreibst in einem Pressedienst, ich lese dir das vor: „Bei der finanziellen Unterstützung der Stadt Wien im Rahmen des geplanten Konzerts ...“ (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Und trotzdem zugestimmt!) Bitte? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Und trotzdem zugestimmt! Wissend!) Moment! Ich will jetzt sagen, was er gesagt hat, er, der Wirtschaftsfachmann, ich will ja sagen, was er gesagt hat. Er hat dann gesagt: „Für den Tourismus und damit den Wirtschaftsstandort Wien ist das die einmalige Chance, sich auf internationaler Ebene noch stärker zu positionieren und Marktanteile zu gewinnen. Der Werbeeffekt für Wien ist durch diese Veranstaltung enorm. Wirtschafts- und TourismusexpertInnen“ - ich weiß nicht, wer das war, du musst einen Berater haben - „gehen von einem Werbewert in Höhe bis zu 100 Millionen EUR aus.“ Wo hast du die Zahlen her? Wenn du dauernd mit Zahlen so jonglierst, dann habe die Ehre, Wiener Kammer. So Strobl: „Viele Gäste aus anderen Länden werden bei der Veranstaltung selbst anwesend sein, hunderte“ - nicht Hundert, Hunderte! - „Millionen Menschen weltweit via Fernsehen und Internet dabei sein.“ Und so weiter, und so weiter.

Dass der Kindel und der Jermaine Jackson euch alle so reingelegt haben, das hätte zumindest bei der Vergangenheit des Herrn Kindel, der ja dieses System erfunden hat - zuerst etwas verkaufen, ohne zu wissen, um was es geht, das ist das System Kindel, bitte, großer Freund von Fellner, Klatschspaltenjournalist im „News“ gewesen -, jeder in der SPÖ wissen müssen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ihr kennt ja wahrscheinlich alle den Herrn Kindel. Also noch einmal, um Fehler in der Zukunft zu vermeiden, meine Damen und Herren von der SPÖ‑Stadtregierung: Umgebt’s euch nicht mit Leuten, denen ihr nicht, in dem Fall, gewachsen seid oder es macht der Herr StR Mailath‑Pokorny solche Sachen, der kann vielleicht mit solchen Typen umgehen und wird sie vielleicht auf den Boden der Realität zurückholen. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Denn was der uns hier versprochen hat oder Ihnen allen und das haben alle geglaubt, was die gesagt haben, ist ja wirklich unglaublich. 

Aber Hauptsache es gibt einen Slogan in der Werbung, der heißt: „Hauptsache man steht in der Zeitung, wurscht, ob negativ oder positiv.“ In dem Fall war es leider negativ, aber Hauptsache, man ist in der Zeitung gestanden. Für Wien war es eigentlich nicht sehr optimal, in diesem Rahmen so dargestellt zu werden. Sie kennen die internationale Presse, Sie kennen das Fernsehen, die auch Leute haben, die sich leider, leider hier ein bisserl lustig gemacht haben. Zum Glück ist das alles ein bisserl versandet, zum Glück, muss ich sagen, für Wien. Aber es hätte können auch noch viel ärger kommen.

Meine Damen und Herren! Wenn der Jermaine Jackson oder andere in Wien auftreten wollen, sind sie herzlich willkommen. Sie können auch beim Schloss Schönbrunn auftreten, auch herzlich willkommen. Wenn man Zeit zur Vorbereitung hat, wenn ich die Verkehrssituation besser einschätzen kann, weil das dort kann ich an sich nicht sperren. Und wenn ich mir überlege, welche Künstler ich hier einlade. Da hat Ihre Sensibilität am Schluss gefehlt, meine Damen und Herren, und Sie haben selber, und das war eine politische Todsünde von Ihnen, hier dieses Konzert in der Art und Weise am Anfang präsentiert. Es hat Sensibilität gefehlt. 

Wissen Sie, wann die öffentliche Meinung und die Medien umgekippt sind? Die sind in dem Moment umgekippt, Sie können das beobachten vom Datum her, wo publik geworden ist, dass die Stadt Wien 600 000 EUR, egal, ob jetzt Kultur- oder Wirtschaftsförderung, ausgeben wird. Da hat die Sensibilität in der derzeitigen Wirtschaftssituation gefehlt. Da hat Ihnen die Sensibilität gefehlt, zum Beispiel, Gemeindebaumieter, die die Mieten nicht zahlen können, Betriebskosten, Heizkostenzuschuss im Winter, da fehlt die Sensibilität. Hunderte Vereine, dutzende Künstler, alle, die brauchen in Wien bei einem Straßenfest, beim Gemeindebaufest, sechs bis zwölf Leute, Beamte, die da stehen und irgendwas messen, wo sie das WC hinstellen, wo sie die Absperrung hinstellen müssen. Sie müssen zahlen und wochenlang darauf warten. Und da wäre es in drei Wochen gegangen, Herr Stadtrat? Ich sage jetzt immer Sie, weil Sie der einzige Regierungsvertreter hier herinnen sind. 

Meine Damen und Herren! Das ist ja unmöglich, das ist Frust für die Kleinen. Wie kann man das machen, dass ich sage, in drei Wochen ist alles erledigt von Sanitär, Polizei, über Verkehr, über Gewerbeberechtigungen, übers Essen, übers Trinken, über die Technik? Das wäre doch unmöglich, noch dazu bei einem alten Gebäude wie Schloss Schönbrunn. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist doch lächerlich, wenn Sie sich jetzt darüber aufregen!) Meine Damen und Herren, das ist nicht lächerlich. (Aufregung bei der SPÖ.) 

Herr Stadtrat, Sie hätten vorher mit der Frau StRin Brauner reden sollen und nicht jetzt im Nachhinein Ihre guten Ideen kundtun. Ich lade Sie herzlich ein oder ich würde mir wünschen, wenn Sie bei solchen Projekten das in Zukunft mit Ihren Kollegen in der Stadtregierung beraten, wenn es ums Geld geht. 

Meine Damen und Herren! Zum StR Schicker, da habe ich mir da noch eines aufgeschrieben, diese Divergenz. Auf der einen Seite hat er sich vor drei Tagen berechtigterweise darüber ausgelassen, dass am Ring teilweise gesperrt wird und dort der Rasen gerollt wird, weil der Verkehr mutwillig blockiert wird. Da hat er sich wirklich aufgeregt. Auf der anderen Seite hat er innerhalb von 24 Stunden die Westeinfahrt sperren wollen! Also wo ist da die Verhältnismäßigkeit, meine Damen und Herren?

Und nun noch zum Akt beziehungsweise abschließend zur Kunst im öffentlichen Raum. Kollege Woller hat ja hier klargelegt, um welchen Irrtum es sich handelt mit den 800 000. Mag schon so stimmen, Herr Kollege. Nur ich frage mich ernsthaft, ich bin kein Kulturexperte, ich bin zu der Rede gekommen, weil es mir einfach Spaß macht, weil mich das interessiert (Heiterkeit bei der SPÖ.), aber ich frage mich: Wieso zahlt Wiener Wohnen 400 000 EUR und Planung und Verkehr 400 000 EUR? Wenn die das bezahlt haben, verstehe ich es sogar, weil dort macht es ja Sinn, dort findet das ja statt. Wozu brauche ich aber dann – das hat mir auch niemand so richtig erklären können – überhaupt noch die MA 7 zum Einreichen? Nur aus formalen Gründen? Es ist nicht transparent, Herr Kollege. Dann hätte er dort das Geld genommen, das ist eine reine Verschiebung. Ich gebe zu, das war ein Irrtum vom Kollegen, weil der Akt auch nicht sehr transparent geschrieben war und genau um das geht es ja auch in der Kulturdebatte. 

Meine Damen und Herren! Machen Sie diese Fehler nicht mehr, irgendjemanden, der daherg’rennt kommt, zu glauben, Millionen Konzerte oder Millionen Stars einzuladen. Machen Sie den Fehler nicht mehr, der Fehler ist passiert. Als Oppositionspartei kann ich mich nur freuen. Für Wien tut es mir wirklich leid. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

In einer Kulturdebatte, in einer so genannten Kulturdebatte, die unkultivierteste und niveauloseste Diskussion, die ich seit Langem in diesem Haus erlebt habe, das zu erleben (GR Ernst Woller: Also das hat wirklich weh getan!), ist dem Haus weniger würdig als das Wort, für das die grüne Klubobfrau und meine Kollegin Vassilakou einen Ordnungsruf bekommen hat. Offensichtlich und da sollten wir wirklich noch einmal darüber nachdenken, kann man hier an diesem Rednerpult alles behaupten. (Aufregung bei GR Ernst Woller.) Man kann auch die Unwahrheit sagen und wenn man diese Unwahrheit entlarvt, dann bekommt man einen Ordnungsruf. Ich frage mich wirklich, was ist würdiger diesem Haus gegenüber: Dieser Ordnungsruf oder hier die Unwahrheit zu sagen, und genau das, Herr Kollege Woller, haben Sie getan. Sie haben Ihre Rede damit begonnen, dass Sie glauben, im falschen Film zu sein. (GR Godwin Schuster: Er hat wortwörtlich den DDr Schock zitiert! Wortwörtlich!) Ich kann mit denselben Worten meine Rede einleiten: Ich glaube auch, dass ich im falschen Film bin, weil so etwas von Themenverfehlung wie Ihre Rede habe ich überhaupt auch noch nie erlebt! 

Was wir hier nämlich führen und was die Opposition hier führt, Herr Kollege Woller, ist eine Demokratiedebatte und zwar eine Demokratiedebatte am Beispiel der Kultur. Und Sie gehen hier raus - (Beifall bei den GRÜNEN und von den GRen Dkfm Dr Fritz Aichinger und Dr Franz Ferdinand Wolf.) danke - und behaupten, wir würden die Kultur schlechtreden! Das ist einfach ungerecht, das tut man nicht, weil wir haben über etwas ganz anderes gesprochen. Und ich glaube, auch dieses merkwürdige Farbspielchen - Sie sehen ja nur noch eine graue Masse vor sich vor lauter Absturz der SPÖ in allen Bundesländern. Sie sehen irgendwie, sie wollen nicht zuhören, sie wollen keine Debatte führen. Und ich interpretiere Ihre Rede als Gesprächsverweigerung und als nichts anderes, denn worum geht es? Ein Beispiel: 

Ein Botschafter eines EU-Staates hat mir einmal Folgendes erzählt: Es ging um eine Veranstaltung, um einen Akt, ich weiß jetzt nicht mehr genau, worum es ging, da spielte auch dieses Land, sein Land, eine große Rolle und er wusste, er hatte erfahren, das wird in einem Ausschuss behandelt. Und er, von seiner Heimat natürlich in Demokratie geschult, dachte, ich gehe jetzt in diesen Ausschuss, hör mir das an und bin einmal neugierig, was die Fraktionen so miteinander besprechen. Worauf ich ihm sagen musste: Es tut mir leid, Herr Botschafter, Sie können nicht in diesen Ausschuss gehen, weder in Wien als auch in der Republik. Sie sind nicht öffentlich. Und das ist doch zum Beispiel die Geschichte, über die wir auch sprechen. Wir beschließen im Kulturausschuss eine Unmenge Akten. Da geht es um ganz kleine Beträge 2 000 EUR, 3 000 EUR und 4 000 EUR, und kein Mensch, niemand in dieser Stadt erfährt jemals, was mit diesen nicht üppigen, aber doch Steuermitteln passiert ist. Sie werden nicht veröffentlicht (GR Godwin Schuster: Wer darüber spricht, soll sich informieren!), man erfährt es nicht, es kommt nirgendwo vor. (GR Godwin Schuster: Es stimmt einfach nicht! – GR Ernst Woller: Ja und Straßenumbenennungen?)

Zum Akt ... (GR Ernst Woller: Und wie ist das mit Straßenumbenennungen? Straßenumbenennungen sollen öffentlich sein?) Na ja Straßenumbenennungen werden beispielsweise nur im Ausschuss beschlossen und Ausschussbeschlüsse werden nicht veröffentlicht, so einfach ist es, und der Ausschuss ist auch nicht öffentlich. Jetzt können wir über Demokratie diskutieren: Ja oder nein. (Aufregung bei GRin Inge Zankl und GR Ernst Woller.)

Zum Michael Jackson-Tribute, weil das heute ja irgendwie scheinbar das Lieblingsthema geworden ist. Ich glaube, es ist hinreichend erklärt, was es mit diesem Akt auf sich hat und ich bin froh, dass die GRÜNEN die einzige Fraktion waren, die dagegengestimmt haben. Es geht ja auch darum, was in einem Akt vermittelt wird und was nicht vermittelt wird. Und jetzt hören Sie genau zu, Herr Kollege Woller. Ich wundere mich über die Kolleginnen und Kollegen der Freiheitlichen Partei, dass sie sich Sorgen um den Wien-Tourismus machen, dass sie wollen, dass mehr Gäste nach Österreich kommen, weil es sind antisemitische Sager gegen Leiter von jüdischen Museen, es sind Ihre Wahlplakate, es sind Ihre unerträglichen rassistischen Aussagen, die durch die Welt gehen, die weltweit medial wahrgenommen werden - das ist Ihnen übrigens auch bewusst - und die dazu führen, dass Österreich ein unglaublich schlechtes Image hat. Sie sind es, die das zu verantworten haben und wenn deswegen ... (Aufregung bei GR David Lasar.) Gehen Sie mal auf die Website von „Lonely Planet“ (Aufregung bei der FPÖ.) und schauen Sie sich mal die Diskussionsforen darüber an, wenn User und Userinnen fragen: „Ich möchte gerne nach Wien fahren.“ Afroamerikaner fragen in die Runde: “I would like to go to Vienna but i´m not sure, is it so rassist there?” Das haben wir Ihnen zu verdanken, Freiheitliche Partei! Deswegen übrigens werden wir auch nie eine Koalition mit dieser Freiheitlichen Partei eingehen, Herr Kollege Woller! Und hören Sie zu! (Beifall bei den GRÜNEN.) Es sind Ihre Aussagen aus Vorarlberg, die unerträglichen antisemitischen Aussagen, die hier zu verurteilen sind, die in Vorarlberg passiert sind, die weltweit wahrgenommen werden. Und zu Recht fragen (Weitere Aufregung bei GR David Lasar.) jüdische Touristen und Touristinnen: „Soll ich in dieses Land fahren?“ Sie schädigen die Wiener Wirtschaft und den Wiener Tourismus viel mehr als alle anderen hier in diesem Haus! Das sollte Ihnen bewusst sein! (GR David Lasar: Es sollte Ihnen bewusst sein, was Ihre Fraktion an antisemitischen Aussagen von sich gegeben hat, was Ihre Fraktion an antisemitischen Aussagen von sich gegeben hat!! Das sollte Ihnen sehr bewusst sein! Die Frau Jerusalem und Lunacek!)
Dann kommen Sie heraus und machen Sie eine tatsächliche Berichtigung. Ich mache gerne eine Gegen-tatsächliche-Berichtigung. Sie werden niemals, niemals in unserer Fraktion eine antisemitische Aussage finden! Dafür lege ich meine Hand ins Feuer! (GR David Lasar: Na da verbrennen Sie sich sehr! – Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich nehme zur Kenntnis, wir wollten eine Demokratiedebatte und wir bekamen von der SPÖ eine Best-of-Kulturliste von lauter Veranstaltungen, die wir auch gerne besuchen. Ich nehme zur Kenntnis, dass eine spannende interessante Diskussion in diesem Haus in diesem Moment nicht möglich ist. Daher weiß ich auch nicht, was ich Weiteres dazu für diese Debatte beizutragen hätte. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren! Frau Stadtrat! Herr Vorsitzender! 

Wir stehen da, um die Subventionspolitik der Stadt Wien zu kritisieren und das ist heute Sinn und Zweck dieser Diskussion. Und es ist nicht Sinn und Zweck der Diskussion, hier über politische Unterschiede zu sprechen (GR Godwin Schuster: Warum nicht? Man kann doch über Politik diskutieren!), denn das, was wir alle gemeinsam wollen, ist, dass sich diese Subventionspolitik, die in dieser Stadt betrieben wird, ändert. Die Diskussion über Subventionen muss sich ändern, Herr Kollege Schuster. (GR Godwin Schuster: Man kann doch über Politik diskutieren! Man kann doch über Politik hier herinnen diskutieren!)

Ja, aber hier wollen wir über die Art und Weise reden, wie die SPÖ mit dem Thema Subventionspolitik umgeht, und das ist unser zentraler Wunsch heute und das ist auch unser Thema! (Beifall bei der ÖVP.)

Zuerst zum Kollegen Woller. Japan. Kollege Woller hat gesagt, Wien Museum, wir feiern momentan 140 Jahre Aufnahme der Beziehungen Österreich zu Japan. Da gibt es im Wien-Tourismus ein Budget von 600 000 EUR, von dem wir wissen, woher die Gelder kommen. 600 000 EUR sind extra unter dem Thema Japan im Budget des Wien-Tourismus bewilligt worden. Und dann bin ich schon wieder bei den 600 000, die sich die Frau Vizebürgermeisterin relativ freihändig schlussendlich für das Jackson-Konzert genehmigt hat. 

Es ist heute schon vieles gesagt worden, aber es sind ein paar Details, die ich trotzdem aufklären möchte. Es gibt eine PID-Aussendung von der SPÖ vom 12.8., hier steht wörtlich: „Ich freue mich, dass es nach intensiven Gesprächen und Vorbereitungen“ – bitte, meine Damen und Herren, hören Sie das Wort Vorbereitungen – „gelang, diese hochkarätige internationale Sensationsveranstaltung nach Wien zu holen. Wir unterstützen die Organisatoren mit allen uns zur Verfügung stehenden Möglichkeiten.“ Ja und genau dort beginnt schon das Grundproblem. Sie wissen auch, was mit dem Akt passiert ist: Weltmeisterliche Schnelligkeit, den Sand in die Augen streuen, noch am Nachmittag. Vormittag hat es die Pressekonferenz gegeben und am Nachmittag ist dieser Akt auf der Tagesordnung des Kulturausschusses gestanden. So ein Akt, wie er uns dort vorgeführt worden ist, ist wirklich einzigartig und über diesen Akt wollen wir heute auch reden. 

Denn es ist eine Art, wie man nicht mit der Opposition in der Politik umgeht.

Herr StR Mailath-Pokorny hat einmal zum Thema „Was ist subventionswürdig beziehungsweise was wird subventioniert?" gesagt: „Das bestimmen allein wir, die wir in dieser Stadt die Mehrheit haben." - Genau so schaut die Sache aus. Es sind nämlich 600 000 EUR aus dem Vermögen des Steuerzahlers bewilligt worden, mehr oder weniger in freihändiger Vergabe. Denn wir wissen alle, dass Frau VBgmin Brauner die Vorsitzende der Wiener Tourismuskommission ist und sie hat sich dieses Geld sozusagen selbst bewilligt, abgesehen davon, dass sie in der Pressekonferenz nicht erläutern konnte, wofür diese 600 000 EUR ausgegeben werden. Es wurde davon gesprochen, dass Reisekosten finanziert werden, dass Unterstützungen für die Veranstalter finanziert werden, aber, wie Sie wissen, stand im zurückgezogenen Akt kein Wort davon.

Es wäre aber viel wichtiger, den Tourismus in Wien zu fördern. Mein Kollege Wolf hat bereits davon gesprochen, denn die 600 000 EUR könnte der Wiener Tourismus durchaus mehr verwenden, als es jetzt ausschaut. Wir wissen alle, dass die Nächtigungszahlen nicht sehr berauschend sind, dass die Umsatzerlöse bei den Hotels drastisch zurückgehen, nicht nur um 3, 4 Prozent, sondern um bis zu 20 Prozent werden hier derzeit Umsatzrückgänge gesehen und erwartet.

Wir haben heute einen Antrag betreffend die Verhandlung der Stadt Wien mit dem Bund bezüglich Bundesförderung für den Wiener Tourismus eingebracht.

Es stellt sich schon die Frage, warum zum Beispiel pro tausend Nächtigungen in Oberösterreich Unterstützungen für die Hotelbetriebe von knapp 700 EUR aufscheinen und in Wien dies umgekehrt nur mit 100 oder 120 EUR unterstützt wird. Hier könnte sich die Frau Vizebürgermeisterin durchaus einen weißen Fuß bei den Wiener Tourismusbetrieben machen.

Aber wir wissen auch, dass dieser Akt sehr schnell durch alle Instanzen gegangen ist, und zwar so schnell, wie ich es einmal in den letzten vier Jahren erlebt habe, und zwar beim Palais Kabelwerk. Zum Kabelwerk hat es gestern eine tolle Pressekonferenz gegeben. Wir haben schon im Ausschuss gesagt, dass wir gegen diesen Akt sind. Wir wissen, dass dort leider Dilettanten am Werk sind und wir fürchten uns davor, dass das ein Grab ohne Ende, nämlich ein Subventionsgrab ohne Ende, sein wird. Derzeit stehen nämlich noch 1,2 Millionen EUR von den 5 Millionen EUR, die damals beschlossen worden sind, zur Verfügung. Dass, wie in der Pressekonferenz gesagt wurde, jährlich 300 000 EUR in den nächsten drei oder vier Jahren hergegeben werden, glaube ich Ihnen nicht. Denn wenn jetzt schon für drei Monate 314 000 EUR ausgegeben werden, dann kann ich mir vorstellen, dass 700 000 bis 800 000 EUR pro Jahr voraussichtlich der Ausgabebetrag sein wird, die das Palais Kabelwerk brauchen wird. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wären Sie dort gewesen, wüssten Sie, wie es richtig gesagt wurde!) - Es war wunderschön. Ich werde auch am 1. Oktober zum Thema Roter Oktober gerne kommen, schaue mir das höchstpersönlich gerne an. (GR Dr Herbert Madejski: Dann sind wir zwei!) 

Aber, Herr Stadtrat, haben Sie heute die „Presse" gelesen? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: War das jetzt eine Prüfungsfrage?) Die Frage stellt sich, ob Sie - Zitat Barbara Petsch – „Wartehallen für Arbeitslose" finanzieren wollen. Ich gehe sicherlich nicht generell mit dem Artikel von Frau Petsch konform, aber genau das sind auch unsere Überlegungen, die dazu geführt haben, dass wir diesem Akt nicht zugestimmt haben. Es gibt keine Bedarfsprüfung. Sie wissen das. Sie fördern eine freie Szene - das wissen Sie auch - mit viel Geld, ohne dass wirklich Kontrollen vorgeschrieben werden. Es wurde auch das Palais Kabelwerk nicht ausgeschrieben, weder in der Führung noch in der Finanzierung. In wirtschaftlicher und in künstlerischer Hinsicht befürchten wir wirklich Schlimmes! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wie sähe denn eine Bestandsprüfung konkret aus?)
Nun, man könnte durchaus mehr erheben, was in der Vorstadt sozusagen möglich ist. (GR Dr Herbert Madejski: Das soll ja zentral sein!) Es gibt eine deutliche Überbesetzung, aber das wissen Sie besser als ich. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sie melden sich zum Wort und sagen etwas! Deswegen frage ich Sie!) Ich bin ja nur Abgeordneter der Opposition und habe darauf zu schauen, was mit dem Geld der Steuerzahler getan wird. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wie sähe eine Bestandsprüfung aus?) Ich kann mir durchaus vorstellen, wir können dann später darüber diskutieren. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nicht später! Jetzt!)
Damit komme ich abschließend zum Subventionsbericht. Bis heute haben wir für gewisse Sachen keine Information, was mit den Rahmenbeträgen passiert. Dass dann aus den Rahmenbeträgen und aus den normalen Akten, die im Gemeinderat bewilligt werden, noch zusätzliche Finanzierungen bewilligt werden, finden wir einfach nicht transparent. Wir werden den Akt Kabelwerk nicht zustimmen und kritisieren die Art und Weise, wie die 600 000 EUR für das Jackson-Konzert zustande gekommen sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Zankl hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zuerst einmal eine Information für den Kollegen Madejski, weil es ist ganz einfach mit der Kunst im öffentlichen Raum. Weil Sie sich gewundert haben, dass die Kunst im öffentlichen Raum vom Wohnen und von der Planung mit Geld versorgt wird: Das kommt von dem alten Begriff Kunst am Bau, wo es in den Gemeindebauten in den 50er Jahren Usus war, dass in jedem Gemeindebau ein Kunstwerk sein sollte (GR Dr Herbert Madejski: Das macht eh Sinn!), ob es ein Mosaik oder ein Brunnen war. Jetzt wurde das auf neue Beine gestellt und heißt jetzt Kunst im öffentlichen Raum, weil natürlich auch Vorplätze von U-Bahnen oder Parks dabei sind und das modern ausgestaltet werden soll. Deswegen werden diese beiden Beiträge von den anderen Geschäftsgruppen der Kultur zur Verwaltung übergeben. - Nur zum besseren Verständnis.

Noch etwas ist mir bei dieser Debatte aufgefallen, auch ein Zitat von Kollegen Madejski. Er hat gesagt, der Slogan lautet: „Hauptsache, man steht in der Zeitung." - Das Gefühl habe ich bei den Oppositionsparteien, weil wir haben alle in gutem Glauben gehandelt, diese 600 000 EUR an zusätzlicher Tourismusförderung zu beschließen. Dass aus dem Konzert nichts geworden ist, waren verschiedene Umstände. 

Aber ich denke, es ist eigentlich schade, eine Kulturdebatte, die man verlangt hat, wo man über Richtungen in der Kultur reden will, für diesen einen Tagesordnungspunkt aufzuwenden, wo ohnedies schon alles vergangen ist. Es ist kein Geld geflossen. Wir hoffen, dass die nächsten Veranstaltungen dieser Art gut funktionieren. Sie glauben ja nicht wirklich, dass wir jetzt Popkonzerte finanzieren. Keiner braucht Angst zu haben, dass wir irgendwelche Popkonzerte subventionieren, schon gar nicht aus dem Kulturbudget. Es wäre eine Tourismusförderung für Folder und dergleichen gewesen. Das hat uns Herr Norbert Kettner erklärt.

Der Kollege Dworak hat endlich ausgesprochen, dass er da steht, um die Kulturpolitik zu kritisieren. Es ist das Recht der Opposition, die Kulturpolitik zu kritisieren. Ich sage, man soll sich nicht selbst loben, aber es ist in Wien fast nicht notwendig, die Kulturpolitik zu kritisieren. (GRin Mag Marie Ringler: Es gibt doch nichts zu kritisieren, oder?) Wo gearbeitet wird, fliegen Späne, das wissen alle und manchmal läuft es nicht so rund, wie wir uns das vorstellen, aber es gibt keine großen Probleme. Auch bei der Theaterreform, aber das sage ich dann noch. 

Einladungen zu Premieren werden immer gerne angenommen. Das wissen wir auch. Ich entschuldige mich von dieser Stelle. Ich bin mit dem Finanzausschuss in Hamburg und kann nicht an der Premiere teilnehmen. Aber ich bin oft genug im Kabelwerk und werde mir dieses Gebäude noch oft anschauen können.

Vorgestern war ich bei einer 90-jährigen Wienerin auf Besuch, und zwar im Auftrag unserer Frau Bezirksvorsteherin, in ihrer Vertretung, um zu gratulieren. Das wird jeder von Ihnen wahrscheinlich schon einmal gemacht haben. Ich habe die Dame vorher noch nie gesehen. Es war eine derart rüstige Wienerin, die mir aufgezählt hat, was sie alles tut. Sie geht in die Volkshochschule tanzen, sie geht in die Pfarre turnen, sie geht in eine andere Volkshochschule Englisch lernen und sie hat ein Abonnement vom Volkstheater in den Bezirken. Da hat sie mir erzählt, wie praktisch es ist, wenn sie mit dem Autobus von ihrer Wohnung direkt in die Längenfeldgasse fahren kann, wo bei uns in Meidling das Theater in den Bezirken ist. Als wir dann miteinander gesprochen haben und ich ihr erzählt habe, dass ich im Kulturbereich tätig bin, hat sie gesagt: „Ich bedanke mich bei der Stadt Wien, dass es so eine Einrichtung wie das Volkstheater in den Bezirken gibt. Das gibt es nirgendwo und das ist eine große Errungenschaft in dieser Stadt."

Gestern bei der Vorbereitung für diese Rede habe ich in den Protokollen nachgeschaut und bemerkt, die ÖVP hat seit Jahren die Zustimmung zum Theater in den Bezirken verweigert. Das hat direkt schon Tradition. Das geht zurück bis zu den Kollegen, die jetzt nicht mehr im Kulturausschuss sitzen. Ebenso wenig wurde von der ÖVP seit Jahren den Subventionen für das Kabelwerk zugestimmt. Das fügt sich in die Reihe der Ablehnung wichtiger Kultureinrichtungen durch die ÖVP. Die ÖVP als Wirtschaftspartei übersieht dabei ganz (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist doch keine Wirtschaftspartei!) - die ÖVP nennt sich Wirtschaftspartei -, dass die Kultursubventionen ein wichtiger Wirtschaftsfaktor sind und nach einer aktuellen Studie des IHS jeder Euro an Subventionen 2,3-fach zurückfließt. 

Ich bin in den letzten Jahren zum Schluss gekommen, dass die ÖVP einfach kulturelle Projekte in Arbeiterbezirken, wie zum Beispiel Meidling einer ist - und ich bin stolz darauf, dass ich dort wohne und dass ich ein Kind aus dieser Klasse bin -, nicht will. 

Der Süden Wiens war bis jetzt kulturell unterversorgt, obwohl in den Bezirken 10, 12 und 23 zirka 350 000 Menschen leben. Das ist ein Fünftel der Wiener Bevölkerung. 

Ein kurzer Abriss: 1997 ist die Fabrik zugesperrt worden. 1999 war der Beginn der kulturellen Nutzung. Die erste Subvention wurde noch von StR Dr Marboe gegeben. Anscheinend hat er an die angeblichen Dilettanten, die dort tätig waren und sind, geglaubt, weil sonst hätte er das Geld für diese kulturelle Zwischennutzung nicht gegeben. Was noch ganz wichtig ist: 2001 gab es einen einstimmigen Beschluss der Meidlinger Bezirksvertretung über den Flächenwidmungsplan mit dem expliziten Verlangen, dort ein Kulturzentrum einzurichten. Somit entscheidet die ÖVP im Gemeinderat auch gegen die ÖVP-Bezirksorganisation in Meidling. Mir steht nicht zu, zu werten, aber die KollegInnen dort werden Ihnen vielleicht nicht so wichtig sein. Das kann ich so nicht beurteilen, aber es kommt mir so vor.

Ich finde es lustig, dass der Kollege Dworak sagt, wir sollten eine Bedarfsprüfung machen. Die Bedarfsprüfung, dass genau dort dieser Kulturstandort sein soll, hat in Echtzeit stattgefunden. Wir erinnern uns: Es war die Zwischennutzung in den alten Hallen. Wir erinnern an die Faust-Produktion von Peter Stein. Wir erinnern uns an Hamlet in der Regie von Hubsi Krammar. An Festwochenproduktionen: Warten auf Godot mit Andreas Vitasek. Alles von Dilettanten erledigt. Meiner Ansicht nach gut besucht, von der Bevölkerung sehr gut angenommen. Während der Zwischennutzung haben die Betreiber den Kontakt mit den Bewohnerinnen und Bewohnern in der Umgebung in mustergültiger Weise gesucht. Es ist sogar gelungen, vorhandene Zweifel auszuräumen. 

Ich kann mich ganz genau daran erinnern - der Kollege Woller hat es schon gesagt -, ich war von Anfang an dabei, als die Bevölkerung zuerst skeptisch war, dort einen Kulturstandort zu haben, denn das könnte Unruhe und Verkehr bringen. Im Gegenteil, es ist durch die Zwischennutzung der Wunsch entstanden, dort soll etwas bleiben, das alle benützen wollen, wo alle hineingehen wollen. Über die Entstehungsgeschichte des gesamten Kabelwerks muss ich nichts mehr erzählen, es war ein einzigartiges Bürgerbeteiligungsprojekt. Ich erinnere mich sogar daran, dass künftige Mieter nachgefragt haben, ob der Kulturstandort wirklich kommt. Eine Dame hat mich damals kontaktiert, weil sie auf Grund einer Erkrankung rechnen muss, bald nur mehr den Rollstuhl benützen zu können und sie hat gesagt, wenn das kulturelle Zentrum kommt, müsste sie sich überlegen, dort eine Wohnung zu nehmen, weil dann kann sie mit ihrem Rollstuhl barrierefrei aus dem Haus hinaus- und in das Kulturzentrum hineinrollen und das wäre eine Lebensqualität.

Damit sind wir schon beim Bau: Der Bau des Palais Kabelwerk ist technisch auf dem neuesten Stand und bis in die Künstlergarderoben behindertengerecht ausgestattet. Mir gefallen besonders der schöne Vorplatz und die Freitreppe auf die Terrasse. Ich denke, dort werden sich die Künstlerinnen und Künstler und die Bewohnerinnen und Bewohner treffen und ihre Gedanken austauschen können. Im Rahmen des Festivals der Bezirke in Meidling konnte bereits eine Gruppe Meidlinger Künstlerinnen und Künstler im Juni eine Ausstellung und Workshops gestalten. Danach fand noch eine Ausstellung von Werken der Studenten der Hochschule für angewandte Kunst statt.

Zur Eröffnung: Die Eröffnungsproduktion gestalten die Wiener Wortstätten, ein einzigartiges interkulturelles Theaterprojekt seit 2005. Ausgangspunkt sind in Wien lebende, großteils aus Osteuropa stammende Autorinnen und Autoren. Das Besondere daran ist, dass sie auf Deutsch schreiben, obwohl ihre Muttersprache eine andere ist.

Einer der ersten Autoren der Wiener Wortstätten war übrigens Dimitre Dinev. Das Stück „Das Haus des Richters" wurde vor zwei Jahren im Akademietheater aufgeführt. Begonnen hat er bei den Wiener Wortstätten. Die „Presse" schrieb damals: „Dieser begnadete Erzähler hat mit seinem ersten Stück für ein großes Haus einen echten Treffer gelandet." Das Episodenstück „Mein Wien" passt genau in diese Kultureinrichtung. Zurecht wird die Saison damit eröffnet. Es besteht aus poetischen Geschichten, aus dem Wien von heute zwischen der Schnellbahnstation am Zentralfriedhof, dem Prater und einem Zimmer im AKH. Beim Theaterplanquadrat Kabelwerk dient ein Geschäftslokal als Plattform, um Kontakte zu den Bewohnern zu benützen. Das ist genau das Niederschwellige, das wir uns wünschen. In dem Fall ist niederschwellig wörtlich zu nehmen, weil es ein Geschäftslokal ist, das man ohne Stufensteigen betreten kann.

Den Abschluss im Oktober bietet „80 Jahre Schwarzer Freitag - ein Krisenbewältigungsgipfel". Ich denke, alle verantwortungsvollen Politikerinnen und Politiker könnten sich das anschauen. Vielleicht kann man von den Künstlerinnen und Künstlern etwas lernen. 

Die erste Ausstellung im Kabelwerk heißt „@work" von TISI 2009. Hinter diesem Namen TISI verbergen sich zwei Meidlinger Künstlerinnen, Frau Martina Eder und Frau Silvia Konrad. Ausgangspunkt der Ausstellung sind die Wandmalereien im Meidlinger Amtshaus. Ich konnte die Tätigkeit der beiden Künstlerinnen seit mehreren Jahren beobachten. Die Projekte „Raum-Umkehr", „der Kübel ist voll", „Rasen" und „ohne UMweg" sind mir in guter Erinnerung. Ich war heuer in meinem Urlaub wieder bei der Biennale in Venedig und kann Ihnen versichern, dass sich die Objekte und Projekte dieser beiden Künstlerinnen mit den Projekten, die in Venedig präsentiert werden, den Werken der besten internationalen Künstler messen können. 

Das nächste Theaterprojekt wird „Onkel Wanja" von Anton Tschechow sein.

Die nächste Ausstellung unter dem Titel „Genesis 2000" sind 30 Künstlerinnen und Künstler, die die 30 Kapitel des ersten Buchs Moses interpretieren. 

Die Kollegen Dr Wolf und Schreuder werden sich daran erinnern, dass wir im Frühjahr bei einer Diskussion im Radio Kultur Cafe mit Dance Ability diskutierten. Erfreulicherweise konnte ich den Kontakt herstellen und es gibt bereits ein konkretes Projekt der Dance Ability, das im Frühjahr 2011 im Kabelwerk realisiert werden soll. So gesehen, wenn man gegen den Betrieb dieses Hauses stimmt, stimmt man unter Umständen gegen Kunst von Behinderten. Das bitte ich, einfach zu bedenken. 
Das Palais Kabelwerk steht wirklich allen offen. Jeden Mittwoch um 11 Uhr können KünstlerInnen die Räume besichtigen und den Betreibern, Herrn Sedlak und Herrn Sperger, ihre Projekte vorstellen. 

Ich persönlich habe immer an dieses Projekt geglaubt und freue mich, dass nach der Planungs- und Bauphase die Phase der künstlerischen Umsetzung beginnt. Ich habe keine Angst, dass Dilettanten am Werk sind. Die Vision, die wir vor zehn Jahren hatten, ist Wirklichkeit geworden. Aus dem kulturellen Experiment in den alten Hallen wurde ein dauerhaftes Stadtlabor, ein Experimentierfeld in einer modernen Architektur, das einen einfachen, unbürokratischen Zugang zur Kunst und Kultur speziell für die Bewohnerinnen und Bewohner des südlichen Wiens darstellt. Die Betreiber dieses Palais Kabelwerk betrachten das Projekt als Wegweiser in das 21. Jahrhundert. Ich wünsche ihnen bei ihrer Arbeit viel Erfolg, viel Erfolg beim Aufspüren Kreativer im Süden Wiens und uns viele interessante kulturelle Eindrücke.

Zum Abschluss möchte ich noch sagen, dass wir den beiden Anträgen der ÖVP leider nicht zustimmen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir können somit abstimmen, und das tun wir getrennt. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 22 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Österreichischen Volkspartei, beschlossen.

Wir können in dem Zusammenhang gleich den eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Subventionsbericht der Stadt Wien abstimmen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat somit nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es kommt die Postnummer 29 zur Abstimmung. Wer von den Damen und Herren ist für diese Post? - Das ist mehrstimmig angenommen, gegen die Stimmen der ÖVP. 

Weiters kommt zur Abstimmung die Postnummer 46. Wer ist für die Postnummer 46, meine Damen und Herren? - Mehrstimmig angenommen, gegen die Stimmen der Freiheitlichen.

Postnummer 52 können wir gleich abstimmen. Wer ist dafür? - Mehrstimmig angenommen, gegen die Stimmen der ÖVP.

Postnummer 25 gelangt jetzt zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Österreichische Gesellschaft zur Erhaltung und Förderung der jüdischen Kultur und Tradition. Die Frau Berichterstatterin, Kollegin Susi Bluma, leitet bitte ein.

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Schreuder hat sich gemeldet.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir beschließen mit diesem Akt 50 000 EUR für das Jüdische Film Festival im Jahr 2009. Natürlich werden wir diesem Akt gerne zustimmen. Ich möchte allerdings schon ein bisschen an die Geschichte, über die wir auch voriges Jahr hier bereits diskutiert haben, noch einmal erinnern und einen kleinen Appell richten. 

Voriges Jahr erreichte uns ein Hilferuf des Filmfestivals, es sei unterdotiert, es habe sehr große Probleme. Wir haben das auch im Ausschuss diskutiert, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können nicht ausreichend bezahlt werden, die Programmierung ist dementsprechend schwierig. Gleichzeitig möchte ich auch daran erinnern, und wir haben das bereits in der vorherigen Debatte angesprochen, auch wenn die Freiheitliche Partei gerade fehlt, bis auf den Herrn Kollegen Gudenus, dass in Zeiten wie diesen, in Zeiten von Ebensee, in Zeiten von antisemitischen Sagern in Vorarlberg, in Zeiten von immer mehr Relativierung, Holocaust-Leugnung und dergleichen das Präsenzzeigen, das Unterstützen von jüdischer Kultur und jüdischem Film ein sehr zugängliches gutes Medium und gutes Kulturmittel ist, das man hier einsetzen kann und das notwendig ist. 

Nach dem Hilferuf des Jüdischen Film Festivals bekam es also im Vorjahr 70 000 EUR. 2009 sind es um 20 000 EUR weniger. Das bedauern wir sehr, auch wenn wir wissen, dass hier diesbezüglich eine Umstrukturierung gedacht ist, dass eine Neustrukturierung angedacht ist, dass dieses Festival künftig biennal stattfinden soll. Wir hoffen, dass diese biennale Struktur dazu beiträgt, dass dieses Festival in ausreichendem Maß finanziert wird. 

Gleichzeitig sollte man auch darauf achten, dass bei allen größeren Filmfestivals, die mittlerweile biennal stattfinden, diese nicht alle in denselben Jahren stattfinden, sondern dass man da vielleicht ein Reißverschlussprinzip findet.

Im Prinzip will ich nur an Sie appellieren, dieses wertvolle, wichtige Festival weiter großzügig zu unterstützen. Derzeit sind es um 20 000 EUR weniger als im Vorjahr. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Dr Vitouch hat sich gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Der Kollege Woller hat vorher Farbenspiele betrieben. Ein bisschen möchte ich mich da anschließen, denn ich finde es sehr nett, dass sich die GRÜNEN immer für filmische Belange einsetzen und sozusagen die Guten sind und wir hätten dann den Schwarzen Peter oder aber auch die roten Zahlen. Wie heißt es in Wien so schön: „Ihre Sorgen und dem Rothschild sein Geld hätt' ich gern!" „Rot gewinnt" heißt es bei einem Kartenspiel. Ich würde sagen, von Rot profitiert auch die siebte Kunst. Es hat einmal der Helmut Schmidt, glaube ich, war es, wenn es nicht der Willy Brandt war - das weiß ich nicht mehr so genau – gesagt: „Wir lassen uns die schöne Farbe Rot von niemandem vermiesen, auch von jenen nicht, die sie entweder missbraucht haben oder auf Grund schlechten Gewissens als schockierend empfinden." (GRin Nurten Yilmaz: Das war der Willy Brandt!) Wir lieben Rot und Rot kommt auch der Kultur in dieser Stadt sehr zugute. 

Das jüdische Filmwochenende - es ist diesmal nur ein Wochenende, 14./15. November, im kleinen Rahmen, was aber die Chance für eine Neupositionierung gibt -, ist eigentlich der Auftakt für 2010, wo es wieder volle zwei Wochen Jüdisches Film Festival gibt. Nichtsdestotrotz gibt es heuer sehr interessante Themenveranstaltungen am Rande dieses Festivals, zum Beispiel Schwerpunkt für sefardische Kunst, mit sefardischen Kabarettisten, Schauspielern und Regisseur. Es gibt eine Kooperation mit Caroline Koczan, die Sie wahrscheinlich noch von Les Miserables kennen. Sie wird jüdische Lieder singen. 

Was mich besonders freut, neben der Zusammenarbeit mit dem Institut für Zeitgeschichte der Uni-Wien auch eine Kooperation mit fran:cultures, die ganz tolle französisch-jüdische Filme bisher ohne einen Groschen Unterstützung nach Wien gebracht haben und sich jetzt an das jüdische Filmwochenende andocken können, dort untergekommen sind. Das finde ich sehr positiv an dieser heurigen Konstellation. 

Dazu muss man auch sagen, dass das Jüdische Film Festival außer von Wien von niemandem Unterstützung bekommen hat. Monika und Frédéric Gérard Kaczek haben das bisher wirklich in Selbstausbeutung gemacht. Ich finde, 50 000 EUR sind - beim Film ist es nie genug - sehr angemessen für dieses Filmwochenende. Es tut uns sehr leid, dass der Bund zum Beispiel vollkommen ausgelassen hat. 

Wir wären aber auch schon froh, auf ideelle Unterstützung zurückgreifen zu können. Die Israelitische Kultusgemeinde steht diesem Festival zum Beispiel sehr reserviert gegenüber. Da würden wir doch um Unterstützung ersuchen, dann wird es, wie gesagt, im nächsten Jahr ganz bestimmt wieder ein tolles zweiwöchiges Jüdisches Film Festival geben.

Ganz kurz noch zur Rolle Wiens in Sachen Film und Filmförderung: Wir sind da wirklich federführend. Das anerkennt sogar die Frau Präsidentin Jank, die in letzter Zeit den Platz der Wiener Wirtschaft zum Thema der Kinoförderung immer wieder sehr positiv betrachtet. Sie setzt auf den Filmbrancheneffekt. Wir haben da eine sehr große Zustimmung und das zu Recht, finde ich, denn Wien setzt sich für Kino wirklich auch mit unserer Vienna Film Commission, mit der vom Herrn Stadtrat neu gegründeten Institution, sehr für die siebte Kunst ein. 

Zum Abschluss, wie immer, vielleicht noch ein kleiner Tipp, wenn Sie ins Kino gehen wollen: Derzeit läuft eine Dokumentation von Georg Misch, zum Teil unter schwierigen Bedingungen in Saudi-Arabien gedreht, über Muhammad Assad. Das ist jener jüdische Araber, nach dem von Wien auch ein Platz vor der UNO vor nicht allzu langer Zeit benannt wurde. Der Film heißt: „Der Weg nach Mekka".

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Ich verzichte auf das Schlusswort. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit kommen wir zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen in der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen Fraktionen fest. Das Poststück ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 31 der Tagesordnung, Subvention an die Kunst im öffentlichen Raum. Die Redner haben sich streichen lassen. Wir kommen daher sofort zur Abstimmung. - Wer ist für das Geschäftsstück? - Hier stelle ich die Zustimmung bei SPÖ und GRÜNEN fest. Das Geschäftsstück ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 33 der Tagesordnung, Abschluss einer 4-Jahresvereinbarung mit der Ludwig Boltzmann-Gesellschaft und dem Ludwig Boltzmann-Institut für Kriegsfolgen-Forschung. Berichterstatterin ist Frau Mag Straubinger. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. - Bitte schön. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Wir werden diesem Geschäftsstück nicht zustimmen. Ich möchte kurz erklären, warum. 

Als Vorwort noch: Wir sind natürlich dafür, dass es Forschungen im Bereich der Kriegsfolgen-Forschung gibt. Aber bei diesem Projekt erscheint einiges etwas unklar beziehungsweise nicht ganz nachzuvollziehen. 

Der Projektantrag ist ein Antrag auf eine Vierjahressubvention in der Höhe von 300 000 EUR. Wir haben uns mit einigen HistorikerInnen in dieser Stadt besprochen, was sie denn zu diesem Forschungsprojekt meinen. Durchgängig war die Reaktion eher skeptisch. Sie haben gemeint, das, was hier als Forschungsgegenstand in einem Vierjahresprojekt beantragt wird, wäre ihrer Einschätzung nach eine Diplomarbeit, vielleicht noch eine Dissertation, aber sie bezweifeln, dass die Erforschung des Treffens von Chruschtschow und Kennedy 1961 in Wien wirklich ein Vierjahresforschungsprojekt sein kann, dass das wissenschaftlich so viel hergibt und es nicht „etwas unterdimensioniert sei", war das Originalzitat eines Historikers. 

Vielleicht ist es wirklich sehr umfangreich, dieses Treffen zu untersuchen, wenn sich zwei Herren hier 1961 getroffen haben, trotzdem ist die Finanzgebarung dieses Projekts eher undurchsichtig, denn es soll in Summe 905 000 EUR ausmachen. Die Stadt Wien vergibt Beiträge von 300 000 EUR. Es ist weiters im Antrag angeführt, dass man bei anderen Stellen angesucht hat, nämlich bei der Bundesstelle um 395 000 EUR und auch bei sonstigen Sponsoren. Das heißt, es ist noch nicht einmal klar, ob die Finanzierung gesichert ist. Man stellt sich die Frage, ob dieses umfangreiche Forschungsprojekt, von dem hier offensichtlich ausgegangen wird, wirklich finanziert wird und ob es dann zustande kommt, wenn die anderen Finanzierungsgeber hier nicht mitziehen. 

Wenn man sich dann die Kosten ansieht, ist es doch verwunderlich, dass es von den WissenschafterInnen, von Historikern als unterdimensioniertes Forschungsprojekt bezeichnet wird, wenn man 727 000 EUR Personalaufwand hat, also auszugeben gedenkt. Da stellt sich dann schon die Frage, was mit diesen Geldern gemacht werden soll, wie viele Personen sich mit diesem Treffen von Chruschtschow und Kennedy in der Stadt Wien beschäftigen und wie sinnvoll es wirklich ist, von 900 000 EUR bei einem Forschungsprojekt 727 000 EUR in Personalaufwand zu stecken. 

Weiters ist nicht ganz nachzuvollziehen, warum die Forschung eigentlich darin besteht, dass man Dokumentenbände herausgibt. Das heißt, es werden dann wahrscheinlich in Russland Kopien von Dokumenten angefertigt, die es wahrscheinlich auch dort gibt. Es ist auch gut so, wenn man sich in russische Archive begibt. Diese Dokumente werden dann gesammelt und in Bänden aufgelegt. Zu hinterfragen ist, ob das dann schon reicht, als große wissenschaftliche und forscherische Leistung, dass es einen Begleitband geben soll. Das ist auch schön. Der Sammelband in Englisch auch. Aber wo ist bei diesem Antrag wirklich die Kriegsfolgen-Forschung, weil dieses Projekt unter diesem Aspekt eingereicht beziehungsweise hier um Subvention angesucht wurde. Es gibt überhaupt keine Ideen, zumindest nicht diesem Akt zu entnehmen, wie die Vermittlung von diesem Forschungsergebnis passieren soll, um auch die Öffentlichkeit über dieses so wichtige Treffen in Wien zu informieren. 

Wenn man sich das dann im Vergleich zu anderen Projekten, die in diesem Bereich, also Kriegsfolgen-Forschung, an die Stadt Wien herangetragen wurden, kann ich nur darauf hinweisen, dass hier offensichtlich mit zweierlei Maß gemessen wird und es vielleicht auch am klingenden Namen des Einreichenden liegen könnte, weil die Ausstellung „Was damals Recht war ...", die ja läuft, ist nach langem Ringen und harten Kämpfen mit einer Subvention über 25 000 EUR ausgestattet worden und hier vergibt man locker auf vier Jahre 300 000 EUR. Das steht in keinerlei Verhältnis zu dem - noch einmal - offensichtlich etwas unterdimensionierten Forschungsvorhaben. 

Ich finde, es wäre interessant, ob der Einreicher zu seinen Geldern kommt. Uns ist noch nichts anderes bekannt geworden. Bezüglich der Sponsoren weiß ich nichts. Ich weiß auch nicht, wer hier einspringen könnte. Vielleicht gibt es da Informationen, wer die sind und ob es schon von Bundesseite her eine Finanzierung gibt, denn dieses zumindest im Personalaufwand doch sehr ambitionierte Projekt wird mit den Mitteln der Stadt Wien nicht auskommen. Die Frage ist, ob es dann zustande kommen wird oder nicht. Vielleicht gibt es da nähere Informationen. Das würde uns sehr interessieren. 

Es stellt sich auch die Frage, ob man wirklich einem Grazer Wissenschaftler eine Subvention gewährt, wenn es eigentlich in Wien genügend Historikerinnen und Historiker gibt, die sich in diesem Forschungsfeld aufhalten, die auch gute Ideen für Projekte haben und die, wie gesagt, eher nur mit kleineren Summen abgespeist werden.

Wir werden dem nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann zumindest einige der Fragen der Kollegin Smolik beantworten. 

Es gibt schon eine fixe Zusage für die Förderung auch von anderen Stellen. Das Bundesministerium für Wissenschaft beteiligt sich mit fast 400 000 EUR, das Bundesministerium für Äußeres mit 60 000 EUR, die niederösterreichische Landesregierung mit 150 000 EUR und die Stadt mit 300 000 EUR, die hier angeführt sind.

Ich glaube, das zeigt, dass mehrere Stellen hier durchaus einen großen Mehrwert in diesem Projekt sehen. Ich glaube, das Besondere ist zum einen, dass hier Originaldokumente analysiert werden, die bisher nicht öffentlich zugänglich waren, diese Dokumente auf einer sehr hohen politischen Ebene angefertigt wurden und es gleichzeitig ein internationales Projekt ist, wo es eine Zusammenarbeit mit dem Stadtarchiv für Zeitgeschichte der Russischen Förderation, der Russischen Akademie der Wissenschaften, mit den USA, dem Center Austria in New Orleans und dem Deutschen Institut für Zeitgeschichte gibt. Ich glaube, darin ist auch ein spannender Zugang zu sehen, diese Dokumente, die erstmals zugänglich sind, mit den anderen Dokumenten in diesen Ländern zu vergleichen, zu analysieren und aufzuarbeiten.

Wenn man auf die Homepage schaut, dann sieht man auch, dass es nicht nur eine Berichtslegung geben wird, sondern dass unter anderem auch geplant ist, eine internationale Tagung zu diesem Thema abzuhalten. Ich denke mir, das ist etwas, wo es wichtig sein wird, auch Öffentlichkeit zu bekommen. Es geht nicht nur um das Gipfeltreffen selbst, sondern auch das, was es vorher an internationalen Entwicklungen gegeben hat, wie sich die internationale Politik in diesem Zusammenhang verändert hat. Ich denke, Lernen aus der Geschichte für die Zukunft, trifft auch auf dieses Gipfeltreffen zu. 

Ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 36 der Tagesordnung betrifft eine Subvention an den Verein Vladimir & Estragon. - Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung von FPÖ und SPÖ. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Von den GRÜNEN auch!) - Von den GRÜNEN auch. Ich bitte um Entschuldigung. Auch mit Zustimmung der GRÜNEN. 

Wir kommen zur Postnummer 40, Zusatzsubvention an den Verein Wiener Symphoniker. Berichterstatter ist Herr GR Dr Troch. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach dieser sehr emotionalen Debatte im Vorfeld werde ich mich hier jetzt kurz halten. 

Die Wiener Symphoniker sind ein sehr wesentliches und wichtiges Orchester dieser Stadt. Wir haben jedes Jahr, so wie auch dieses Jahr, für die Basissubvention gestimmt. Wir werden aber auch, so wie in den letzten Jahren, nicht für die Zusatzsubvention stimmen, da wir glauben, dass die Symphoniker bei allen anzuerkennenden, sagen wir einmal, Versuchen und dem guten Willen, der immer wieder zu erkennen ist, tatsächlich Veränderungen herbeizuführen, die in der Kostenstruktur dringend notwendig sind, doch unsere Erinnerung daran benötigen, das schneller voranzutreiben.

Diese Erinnerung erfolgt in Form einer Ablehnung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr Berichterstatter, Sie haben das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich habe den Willen der Frau Ringler vernommen, hier Veränderungen vorzunehmen. Ich denke mir, es gibt Kulturbereiche, dort muss man nicht unbedingt etwas verändern. Da möchte ich kurz einmal in Erinnerung rufen, was eigentlich dieses Orchester ist, was die Wiener Symphoniker sind, mit denen wir uns da beschäftigen.

Ich glaube, die Wiener Festwochen sind unvorstellbar ohne die Wiener Symphoniker. Die Wiener Symphoniker sind Teil einer irrsinnig sympathischen, beeindruckenden Erfolgsgeschichte des Theaters an der Wien. Die Wiener Symphoniker haben eine hohe internationale wie österreichweite Anerkennung, insbesondere bis zu den Bregenzer Festspielen, wo sie immer teilnehmen. Das ist schon einmal sehr beeindruckend.

Aber die Wiener Symphoniker sind nicht nur Kulturbotschafter Wiens, sie sind auch Kulturvermittler. Auch das erfordert Ressourcen und Energien. Die Wiener Symphoniker haben einen starken Einsatz an Volksschulen, auch an Volksschulen mit hohem Zuwandereranteil. Sie sind Kulturvermittler österreichischer und Wiener Kultur. Das bedarf einfach auch der finanziellen Absicherung. Ich meine daher, ein Orchester, das auch die Nachwuchsförderung ernst nimmt, das auch darauf schaut, am Mädchentag teilzunehmen, dass es ausgewogene Geschlechterverhältnisse auch in diesem Orchester gibt, ein Orchester mit einem derartigen gesellschaftlichen Ansatz, benötigt die Ressourcen, die ihm zustehen. 

Ich würde sagen, sagen wir Ja zu den Wiener Symphonikern als Kulturbotschafter und Kulturvermittler. Ich bin stolz auf dieses Orchester. Sagen wir Ja zu einer ordentlichen finanziellen Absicherung der Wiener Symphoniker. 

Ich ersuche um Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer gibt dem Antrag des Berichterstatters seine Zustimmung? - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 43, Subvention an den Verein Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung. - Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Da gibt es die Zustimmung bei FPÖ, SPÖ und GRÜNEN. Das Geschäftsstück ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 28, Subvention an das Architekturzentrum Wien. Berichterstatterin ist Frau GRin Schinner. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Katharina Schinner: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. - Bitte schön.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich kann es sehr kurz machen. Wir werden dem vorliegenden Poststück zustimmen. Wir halten die Arbeit des Architekturzentrums für durchaus gut organisiert, gut gemacht und werden daher zustimmen.

Ich möchte dies aber zum Anlass nehmen, einen Beschluss- und Resolutionsantrag zum Thema „Neubau des Wien Museums" einzubringen. Prinzipiell begrüßen wir den Plan, einen Neubau zu errichten, um die Probleme des Wien Museums, die räumlichen Probleme et cetera, zu lösen. Wir meinen, dass die Ankündigung des Stadtrates, die er Ende August in einem Interview gemacht hat, nun auch konkretisiert werden sollte. 

Wir meinen, dass einige Dinge gemacht werden sollten, um diesen Neubau professionell weltstädtisch und Wien-adäquat durchzuführen. Wir meinen, dass man eine Kommission aus Fachleuten einberufen sollte, die rasch einen Standort finden sollte. Man sollte ein modernes Museumskonzept bis Frühjahr 2010 machen. Ganz wichtig wäre auch eine internationale Ausschreibung, ein Architekturwettbewerb, eine internationale Jury, damit tatsächlich eine großzügige, großstädtische Lösung gefunden wird. Außerdem muss man natürlich auch ein Konzept für die Nachnutzung des derzeitigen Museumsgebäudes entwickeln. Das alles würden wir gerne dem amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft überantworten. Wir meinen, er sollte den zuständigen Gemeinderatsausschuss jeweils über den aktuellen Fortgang des Projektes informieren. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Katharina Schinner: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Lassen Sie mich kurz noch ein paar Worte zum Akt sagen: Es freut mich, dass die Arbeit des Architekturzentrums auf breitester Basis eine so große Zustimmung findet und dass es so sichtbar und so eindeutig für uns alle ist, was das Architekturzentrum in den letzten Jahren geleistet hat. 

Wenn man sich hier das breiteste Angebot an Schulungen, an Archivierung, an Sensibilisierung auf die Architektenszene in Österreich, auch an internationaler Anerkennung, an Arbeit über die Grenzen unseres Landes hinaus anschaut, ist das schon extrem beachtlich. Architektur, glaube ich, ist einfach auch wichtig, um eine moderne Stadt zu repräsentieren. Ich denke, hier leisten sie auch eine ganz besondere Arbeit, vor allen Dingen auch, und das finde ich wunderbar, in der Vermittlung zu jungen Menschen, in der Vermittlung zu Kindern. Hier sind sie einfach sehr bemüht. Ich glaube, es ist richtig, dass das unsere Anerkennung findet. 

Dann möchte ich noch ein paar Worte zu dem eingebrachten Antrag sagen: Ich finde es an und für sich sehr fein, dass Sie sich, Herr Wolf, dem anschließen, was der Stadtrat bereits in seinem Interview zu dem Neubau des Wien Museums gesagt hat. Wir sehen Ihren Antrag grundsätzlich sehr positiv, was wir nur sehr schwierig finden, ist, dass Sie hier von einem sehr konkreten Zeitplan sprechen. Ich glaube, das muss man schon verstehen, das eine ist, dass man, glaube ich, das Beste tun muss, um das Wien Museum so umzusetzen und das andere ist, dass das Beste immer auch Zeit braucht, man es sehr gewissenhaft machen muss und schlussendlich beim Stadtrat hier die Verantwortung liegt. Somit können wir diesem Antrag nicht zustimmen, weil einfach die Punkte des Zeitplans, die mit 2009 und 2010 beziffert sind, in der Gewissenhaftigkeit, mit der wir das machen wollen, natürlich anzustreben sind, aber ich glaube, dass die Qualität und das Bestmögliche sozusagen immer vor festgelegten und von Anfang an festgesetzten Zeiten stehen sollen.

Deswegen bitte ich um Zustimmung zum Akt. Dem Antrag können wir so nicht zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich lasse jetzt über den Antrag der Berichterstatterin abstimmen. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung von allen vier Fraktionen. Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zum Beschlussantrag der ÖVP. Wer für diesen Beschlussantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier kann ich die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN feststellen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Wir kommen zur Postnummer 92, Generalsanierung Zentralfeuerwache. Berichterstatter ist Herr GR Strobl. – Bitte schön. 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. - Bitte sehr.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der heute vorliegende Akt wurde schon am Vormittag in „orf.at“ angekündigt: „Gibt es in Wien einen neuen Bauskandal?" Ich sage jetzt ganz offen, ob es sich um einen Bauskandal, einen Vergabeskandal, einen Planungsskandal, einen Budgetierungsskandal oder was auch immer handelt, wird sich so oder so in den kommenden Wochen und Monaten herausstellen. 

Ich hoffe, dass es mir gelingt, Sie innerhalb der nächsten paar Minuten anhand der dargestellten Fakten davon zu überzeugen, dass es sinnvoll erscheint, dem gemeinsam mit den Kollegen und Kolleginnen von der ÖVP einzubringenden Antrag, betreffend eine Prüfung der Kostenexplosion der Sanierung der Zentralfeuerwache durch das Kontrollamt zuzustimmen. Wir haben heute gehört, dass wir schon für das Jahr 2009 mit rund 400 bis 500 Millionen EUR weniger Einnahmen als budgetiert und für das Jahr 2010 mit 800 Millionen EUR weniger Einnahmen rechnen müssen. Ich frage mich daher tatsächlich, ob es der Wiener Sozialdemokratie egal ist, dass es bei eigenen Bauprojekten prozentuell zu einer stärkeren Kostenexplosion kommt als beim Skylink-Skandal.

Im Jahr 2004 wurde im Gemeinderat die Generalsanierung der Zentralfeuerwache beschlossen. Damals ist in dem Akt gestanden, dass es in der Art und Weise, wie das gemacht worden ist, möglich ist, die exakten Kosten zu ermitteln. Diese wurden dem Gemeinderat vorgelegt: 16,8 Millionen EUR. Was folgte, war eine Zeit lang nichts. Das passiert öfters. Das ist das Faszinierende an Beschlüssen, es passiert dann oft einmal ein paar Jahre lang nichts. 

Dann ist man daraufgekommen, man will ein ganz anderes Projekt. Ich habe mir dann den Akt angesehen, der im Jahr 2007 beschlossen wurde. Es steht zwar ein bisschen darin, dass sich das Projekt erweitert und verändert hat, aber auf jeden Fall waren es dann plötzlich gleich einmal 21 Millionen EUR mehr, Gesamtsumme: 39 Millionen EUR. Jeder hier im Haus steht zu unserer Feuerwehr, auch die GRÜNEN. Jede Fraktion hier im Haus hat im Jahr 2007 der Begründung im Akt geglaubt und zugestimmt. 

Jetzt, zwei Jahre später, kommt ein Überschreitungsantrag um weitere 12 Millionen EUR, wo im Antrag steht, dass es nicht einmal gröbere Umplanungen seit dem letzten Beschluss gegeben hat, sondern wo viel mehr die Kostenüberschreitung damit begründet wird, dass der Papst auf Besuch gekommen ist, dass die Ausführung des Kellers in einer säulenfreien Ausführung einfach teurer geworden ist, dass die Baukosten explodieren und so weiter. Aber das Faszinierende daran ist, der größte Teil dieser Kosten war bei der Beschlussfassung des Nachtrages im November 2007 bekannt. 

Liebe KollegInnen von der Sozialdemokratie, eine Frage habe ich tatsächlich, wenn Ihnen die Kosten bekannt sind. Das gibt es sogar schriftlich. Ich stehe dazu, dass die Tiefgarage säulenfrei ausgeführt wird, wenn die Feuerwehr das sagt. Im Jahr 2006 sagt der Architekt, das kostet um 420 000 EUR mehr. Im Jahr 2006! Und das muss im Jahr 2009 als Begründung herhalten, warum die Kosten um 12 Millionen EUR explodieren? 

Der Papstbesuch war im September 2007. Im November 2007 wurde übrigens die Überschreitung beschlossen. Das war abgerechnet. Das muss im Jahr 2009 dafür herhalten, dass es zu Überschreitungen kommt? 

Eine Preisindexanpassung des Projekts verzögert sich angeblich nur um ein halbes Jahr. Wir werden es noch sehen, aber es verzögert sich angeblich nur um ein halbes Jahr. Im Jahr 2007, wenn man den Akt liest, steht drinnen, das ist alles super geprüft und das sind die Kosten, ganz einfach zusammengefasst. Plötzlich tauchen Preisindexanpassungen in der Größenordnung von 3 Millionen EUR netto auf?

Diese Antworten blieben mir leider die Frau Finanzstadträtin und der zuständige Abteilungsleiter der MA 34 im Finanzausschuss schuldig. Aber vielleicht kann das entweder der Herr Berichterstatter oder ein Kollege oder eine Kollegin der Sozialdemokratie beantworten. (GR Günter Kenesei: Oder die Frau Stadträtin!) - Oder die Frau Stadträtin, aber ich sehe sie gerade nicht, was nicht heißt, dass sie nicht da ist. Vielleicht sitzt sie irgendwo hinten, aber ich sehe sie gerade nicht. - Die Frau Stadträtin ist Gott sei Dank gekommen. Ich bin überzeugt, sie wird mir antworten können. 

Zu welchem Zeitpunkt werden Preisindexanpassungen bei mehrjährigen Projekten in den Kreditantrag aufgenommen? Zum Zeitpunkt der Antragstellung, wo man weiß, das dauert jetzt noch ungefähr fünf Jahre oder irgendwann? Irgendwann ist möglich, wirft aber kein gutes Bild auf die Budgetierung. Aber natürlich kann man das irgendwann machen, genauso wie die Finanzierungskosten. Es sind aber doch 3 Millionen EUR. 

Die Umlegung öffentlicher Versorgungsleitungen schlägt mit brutto 600 000 EUR zu Buche. Wann hat das stattgefunden? Wann ist das geplant worden? Was sagt der Schriftverkehr? Sagt der Schriftverkehr, dass es im Jahr 2008 erstmals als neues Problem aufgetaucht ist? 
Oder sagt der Schriftverkehr, dass eigentlich im Juni 2007 schon vollkommen klar war, dass die Kosten ungefähr in dieser Größenordnung auftreten werden? Was ist das für eine Art der Budgetierung, wo man dem Gemeinderat unwahre Kostenschätzungen vorlegt? Ich meine, das ist ja eigentlich ein Skandal. Sie würden sich doch auch aufregen, wenn ich Ihnen sage, irgendwas kostet 100 EUR und ich weiß, es kostet das Doppelte, und ich sage, es kostet 100 EUR. Ich weiß, mit meiner Mehrheit kann ich machen, was ich will, irgendwann erkläre ich Ihnen, es kostet mehr. Wo kommen wir denn da hin? Auf was sollen wir denn als Opposition, aber auch als Mitglied der Regierungspartei, wenn man sich ein Budget anschaut, wenn man sich Planungen überlegt, auf was soll man sich denn verlassen können, wenn ganz bewusst von Ihnen falsche Zahlen vorgelegt werden? (GR Günter Kenesei: Ja, von der SPÖ! – GR Franz Ekkamp: Und die ÖVP?)
Na ja, in der konkreten Situation ob der absoluten Mehrheit der Wiener SPÖ muss man tatsächlich sagen, ja, die anderen Fraktionen, selbst wenn sie Kostenschätzungen vorlegen, egal, ob richtig oder falsch, das interessiert Sie nicht einmal. Ja, es bleibt die SPÖ in Wien über, die für die Überschreitung von budgetierten Plankosten für jedes einzelne Projekt zuständig ist.

Jetzt möchte ich, jetzt war ich schon fast verleitet, dazu aus dem kommenden Kontrollamtsbericht zu zitieren, weil da als zentrale Zusammenfassung steht: „Ein essentieller Kritikpunkt des Kontrollamtes bildete hiebei die mangelnde Projektvorbereitung, da am Beginn der Sanierung keine ausreichende Klarheit über den Projektumfang bestand und eine Untersuchung des Baubestandes und des Schadensgrades unterblieb." Sollten Sie jetzt fragen, welcher Bericht das ist (GR Günter Kenesei: Ein „Standard“-Bericht!), es ist ... Nein, es ist nicht der „Standard"-Bericht. Es ist die Generalsanierung der Hauptfeuerwache Döbling, wo das Kontrollamt vor knapp zwei Jahren genau das festgestellt hat, was auch in den kommenden Kontrollamtsberichten drinnen stehen wird. Anlass zur Kritik gaben auch die Leistungen der Baubetreuung, und so weiter, und ... (GR Mag Thomas Reindl: Wer hat denn die Baubetreuung in Döbling gemacht?) Entschuldigung ... (GR Mag Thomas Reindl: Wer hat denn die Baubetreuung in Döbling gemacht?) Wo? Ich verstehe Sie akustisch nicht. (GR Mag Thomas Reindl: Ist ja wurscht!) Wurscht. Jedenfalls bin ich jetzt schon davon überzeugt, dass es ganz starke Parallelitäten zwischen dem Kontrollamtsbericht Hauptfeuerwache Döbling und dem Kontrollamtsbericht Generalfeuerwache Am Hof geben wird, nämlich der Satz „Planung, Sanierung, sich etwas anschauen". 

Man ist ja doch tatsächlich draufgekommen, dass erst Abbruch- und Entsorgungsleistungen um eine knappe Million Euro teurer sind als geplant, weil man plötzlich beim Bauen entdeckt hat, dass dort Tresore vorhanden sind, die man wegräumen muss. Man hat entdeckt, dass es eine Stahlträgerdecke gibt. Man hat entdeckt, dass es einen Öltank gibt. Kurze Frage: Schaut sich irgendjemand, bevor man irgendetwas umbaut und generalsaniert, ganz am Anfang dieses Gebäude an und geht vielleicht in den Keller, den man umbauen will, hinunter und schaut, ist da irgendwas, was weggeräumt gehört und wenn ja, zu welchem Zeitpunkt? (GR Günter Kenesei: Das wird runtergehoben!) Dazwischen ... (GR Günter Kenesei: Das wird runtergehoben!) Und das Hinaufheben war dann wieder so teuer, ja. Wann passiert das? Mich würde das einfach interessieren! Wann passieren solche Sachen? Normalerweise hausverstandsmäßig sagt man, das macht man, bevor man den Auftrag gibt. Da geht man einmal hinunter und schaut sich an, was es da gibt. Und dann frage ich natürlich wegen der Entsorgung: Was kostet das? Aber dann im Jahr 2009 draufzukommen, dass plötzlich ein Tresor da gestanden ist, und ich bin mittlerweile davon überzeugt, dass selbst das schon im Jahr 2007 bekannt war.

Nur wenn all diese Überschreitungen schon im Jahr 2007 schon bekannt waren und ich gehe davon aus, dass ordnungsgemäß budgetiert wurde, welche Kosten sind dann eigentlich explodiert? Und bevor jetzt noch einmal der Papstbesuch kommt, ja, der Papstbesuch war teuer. Er war unglaublich teuer (GRin Henriette Frank: 200 000 EUR!), dieser Papstbesuch. Ich glaube, es waren ungefähr 200 000 EUR. (GR Mag Wolfgang Jung: Da war der Michael Jackson teurer!) Na ja, ein Drittel Michael Jackson ist der Papst. Das kann man irgendwie so stehen lassen, wobei der Vorteil war, den Michael Jackson haben wir ja dann nicht ausgegeben, den Papst schon. Eine Rechnung an die Katholische Kirche wäre durchaus angebracht.

Nichtsdestoweniger, es geht weiter mit den üblichen Geschichten, die sonst auch in jedem Kontrollamtsbericht drinnen stehen, nur dass es sich diesmal um eine Explosion von 17 auf 50 Millionen EUR handelt. Das ist nicht wenig, wie gesagt. Alle Fraktionen haben in dem Glauben, dass wirklich alle Kosten bei der Umplanung drinnen sind, der Erhöhung auf 39 Millionen EUR zugestimmt. Aber jetzt noch einmal 12 Millionen EUR mehr und dabei wird es ja auch nicht bleiben! Das darf man ja tatsächlich jetzt nicht annehmen, dass wir im Jahre 2012 dann bei diesen 50 Millionen EUR stehen bleiben. 

Nichtsdestoweniger kommen noch zwei Punkte, auch wieder eine knappe Million, glaube ich, im Großen und Ganzen, nein, 1,5 Millionen EUR netto. Bei einem fixfertigen Projekt im Jahr 2007, was fertig ist, wo jetzt steht, es gibt keine großen Umplanungen mehr, Ausschreibungsdifferenzen – ein sehr interessantes Wort –, Ausschreibungsdifferenzen, Kostendifferenzen bei den gewährten Schlosserarbeiten, Natursteinarbeiten, Portalschloss und Fassade. Allein die sind im Großen und Ganzen um 150 Prozent explodiert. Mein Gott na, haben wir uns um 1,5 Millionen EUR geirrt, wir haben es ja, ist ja egal! Keine Frage, ob dann wirklich möglicherweise Vergabekriterien, also Vergaben gestürzt werden müssten, weil die Mengen dort ganz andere sind. Aber das Kontrollamt wird es überprüfen.

Und ich frage Sie ganz offen: Haben Sie Interesse daran, dass das Kontrollamt die Zentralfeuerwache, die Kostenexplosion bei der Zentralfeuerwache überprüft, Ja oder Nein?

Frau Stadträtin, es wäre total nett, wenn Sie diesbezüglich eine klare Antwort geben würden. Sehen Sie in der Prüfung des Kontrollamtes eine Unterstützung oder eher ein Hindernis, ein ungeliebtes Hindernis, wenn das Kontrollamt jetzt herkommt und reinschauen will, warum es tatsächlich zu dieser Überschreitung gekommen ist? Wie gesagt, bis jetzt nehme ich noch an und im Sinne der Polithygiene wäre es mir auch lieber, dass diese Kostensteigerung auf Schlamperei beruht, zum Teil wurden möglicherweise nicht gerade die fähigsten Menschen in der Anfangsphase damit betraut, aus Ungenauigkeiten, aus Unbedachtsamkeit, aus budgetkosmetischen Gründen oder was auch immer passiert ist. Das ist jetzt der Stand und es wäre unangenehm genug, aber trotzdem wäre es mir lieber, als man kommt drauf, da sind Gelder vielleicht noch ganz woanders hingeflossen. Mir wäre Ersteres lieber. Trotzdem müsste meines Erachtens die Stadtregierung daraus Konsequenzen ziehen. 

Die Prüfung der Generalsanierung der Hauptfeuerwache Döbling hat in Wirklichkeit ein vernichtendes Ergebnis gebracht. Damals war die Überschreitungssumme 3 Millionen EUR, jetzt handelt es sich um 33 Millionen EUR, ein Betrag, der für die Feuerwehr – und jetzt bleibe ich bewusst bei der Feuerwehr – erheblich sinnvoller und besser eingesetzt werden hätte können, außer Sie sagen tatsächlich: Wir sind am Anfang vollkommen falsch gelegen und haben uns geirrt. Aber dann sagt bitte demnächst: Wir haben uns geirrt, wir waren nicht in der Lage, die Kosten richtig zu schätzen, das ist auch nicht unsere Aufgabe als Stadtregierung, gescheit zu budgetieren, das heißt, wir haben eine absolute Mehrheit und wenn uns irgendwo Geld fehlt, stellen wir einen Nachtragsantrag. Das können Sie auch machen, aber dann sagen Sie es so. Ansonsten ist es tatsachlich so, dass man das Geld gegenwärtig angesichts der Finanzsituation in Wien tatsächlich in vielen Bereichen besser verwenden könnte.

Ich bringe deshalb gemeinsam mit meiner Kollegin Antonov sowie mit Günter Kenesei und Alexander Neuhuber einen Antrag ein, dass der Gemeinderat beschließen möge, das Kontrollamt zu beauftragen, den bisherigen Verlauf der Generalsanierung der Zentralfeuerwache hinsichtlich Ordnungsmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit möglicher Auswirkungen und so weiter zu überprüfen. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender Dr Wolfgang Ulm: Ich hätte jetzt als Nächsten auf der Rednerliste Herrn GR Dr Tschirf. (GRin Ingrid Korosec: Kenesei!) Kenesei, bitte um Entschuldigung. Herr Gemeinderat, bitte ans Rednerpult.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): 2 Minuten 15 werde ich nicht schaffen, sage ich gleich dazu. Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorhaben Generalsanierung Zentralfeuerwache. Der Kollege Margulies hat ja ausführlichst ausgeführt und dargelegt, wie unglaublich eigentlich dieser Akt ist. Das ist seit Langem im Gemeinderat wieder einmal eine wirklich mehr als spannende Geschichte. Und es ist wirklich mehr als eigenartig, dass es immer wieder die Feuerwehr erwischt, sei es bei Döbling oder jetzt bei der Zentralfeuerwache, denn ich sage einmal, die Feuerwehr an sich, die wir in Wien haben, ist sicherlich eine der besten der Welt, ist sicherlich top. Da kann man im wahrsten Sinne des Wortes die Hand ins Feuer legen. 

Und immer wieder ist man aber offensichtlich mit Planungsdesastern und mit Ausbildungsdesastern gerade bei so großen Sanierungen konfrontiert, wobei sich die Feuerwehr als solches ja da in eine lange Liste von solchen Planungs- und Ausführungsdesastern einreiht: Prater, Krankenhaus Nord, Skylink, Feuerwache und da könnten wir jetzt zu den Punkterln, die da hinten nachkommen, noch einige tun. 

Also 297 Prozent Preissteigerung ist schon was, also das kann was! Da muss man sagen, das ist eine feine Sache. Und wenn man sich das anschaut, der Kollege Margulies hat es schon ausgeführt, aber ich will es Ihnen nicht ersparen: Nicht zur Strafe, nur zur Übung ist dieses Schmankerl mit dem plötzlich aufgetauchten zweigeschoßigen Tresorraum, zwei Öltankbehältern, einem Stahlbetonblock, einer Stahlträgerziegeldecke – „wurden unerwartet vorgefunden“. Also demjenigen, der mit der Erstkontrolle dieser Häuser beauftragt war, was dort aus- und eingebaut werden kann, falls sich der noch im Amt befindet, würde ich durchaus vielleicht einen anderen Job zutrauen, weil das wirklich ein ganz ein schlechter Witz ist. Da kann genau niemand darüber lachen! 

Wenn ich ein Haus umbaue, ich weiß nicht, entweder ist er mit dem Auto daran vorbeigefahren und hat gesagt: Okay, sieben, neun, elf sind noch da, die bauen wir um. Wenn das die Bauaufsicht gewesen ist oder die Ausschreibungskriterien sind, dann hat er es gut gemacht. Sollten es andere Kriterien sein, als man normalerweise anlegt, dann ist das wirklich schlichtweg ein Skandal! So mit Steuergeldern umzugehen und vor allem zu einem Zeitpunkt, wo eigentlich schon alles klar gewesen ist, dass es so teuer wird, nämlich 2007, also hier 2007 ein Projekt mit seitenlangen Begründungen warum, weshalb und wieso vorzulegen, darzulegen, warum das halt damals zu dem Zeitpunkt um 16, nein Entschuldigung, um 21,9 Millionen teurer geworden ist, eh schon mehr als die veranschlagte Summe von 16,8 Millionen, und zu dem Zeitpunkt genau zu wissen, dass wir hier, alle Vertreter von allen Parteien, die Hand heben, so auf die Art: Tätärätä, lange Nase, Schleckapatzl, eigentlich habt ihr jetzt was beschlossen, wo wir – nämlich die ausschreibenden Stellen - genau wissen, dass das um etliche Millionen zu wenig ist, das ist eigentlich die Sauerei, wie die Mehrheitsfraktion, wer auch immer dafür verantwortlich ist - und es gibt politisch Verantwortliche und dann gibt es jemanden, der für die technischen Ausführungen, für das alles verantwortlich ist -, hier die Oppositionsabgeordneten an der langen Nase herumführt oder durch den Nasenring durch die Manege führt! 

Das ist eigentlich die Riesensauerei! Denn all diese Maßnahmen, die jetzt mit 19. August 2009 beschrieben sind, sind zu dem Zeitpunkt 2007 bereits festgestanden: Das mit den zwei Öltanks im Keller, die plötzlich aufgetaucht sind, dass man die entsorgen muss und so weiter, und so fort, das mit der Tiefgarage, schon lange gesagt, das mit den Ausgrabungsarbeiten bezüglich der archäologischen Ausgrabungen - na no na net, man findet im 1. Bezirk, wenn man ein bissel runtergräbt, immer irgendwelche Tonscherben, die ein Zeitl alt sind, meist so Römerzeit. Jetzt kann man es natürlich auch so herunterbrechen und sagen, die Römer und der Papst sind ja räumlich durchaus in einer Nähe, die einen waren ein bissel früher da als der Papst. Aber das weiß ich, wenn ich im 1. Bezirk irgendwo ein bissel ein tieferes Loch grabe, habe ich eine hundertprozentige Garantie, irgendwelche archäologische Funde auch auszugraben. Die öffentlichen Versorgungsleitungen, die sind nicht plötzlich in der Erde verschwunden, sondern die liegen schon eine Zeit lang dort. 

Die Kostendifferenz beim Ausschreibungsergebnis zur Schätzung, na das finde ich auch sensationell. Was haben die dann geschätzt? Ich würde ja vorschlagen, bei so großen Bauvorhaben überhaupt nichts mehr zu schätzen, sondern einmal einen Rahmen zu beschließen und dann, bis man draufkommt, wie viel es kosten wird, sagt man: Okay, wir haben jetzt auch noch die Sanierung der Zentralfeuerwache mit 50 Millionen geplant. Dann beschließen wir es da herinnen, machen eine Endabrechnung und alle sind zufrieden. Wir brauchen keine Erhöhungen, wir sind nicht die Gelackmeierten, keiner hat etwas falsch gemacht. Aber ob wir so das Budget in den Griff bekommen werden, wage ich zu bezweifeln.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist wieder ein klarer Auftrag an das Kontrollamt. Ich hoffe, dass Sie es bei diesem Antrag zusammenbringen zuzustimmen, denn Ruhmesblatt, liebe Genossinnen und Genossen, ist das nicht und ich glaube, das gehört so rasch als möglich aufgeklärt! So rasch als möglich gehört das geprüft. Aber - und das hat jetzt einen schalen Beigeschmack – es reiht sich halt nahtlos in die Baugeschichten, die die Wiener SPÖ zu verantworten hat. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Günther. 

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Meine beiden Vorredner haben das Aktenstück sehr ordentlich und sehr deutlich besprochen, zum Teil launig, aber sehr ausführlich. Das Launige kann einem an sich vergehen, wenn man das Ganze sieht. Und Margulies hat gesagt, er hofft, dass das Ganze Unfähigkeit und Schlampigkeit war und nicht was anderes.

Aber wenn man sich die Baugeschehen der letzten Tage vorführt, dann ist es üblich, dass in Wien von der Planung bis zur Fertigstellung 300 Prozent dazwischenliegen. Und zuständig ist in vielen Bereichen die Finanzstadträtin! Da kann ich nur sagen: Skylink. Da trifft sie vielleicht nur die Auswahl des nicht sehr erfolgreichen Managements. Aber dort war die erste Schätzung für den Skylink ungefähr 280 Millionen und endet jetzt in der Nähe von einer Milliarde!

Beim Prater-Vorplatz ist sie auch nicht direkt betroffen, weil das hat der Kollegin Laska gehört. Dort hat es auch eine Verteuerung von fast 300 Prozent gegeben.

Krankenhaus Nord: Eine ähnliche Situation!

Nur die Feuerwehr, Frau Stadträtin, die können Sie nicht wegschieben, weil die begleiten Sie und die Feuerwehr begleitet Sie seit Ihrer Tätigkeit als Personalstadträtin. Sie haben sie schon damals in Ihrer Geschäftsgruppe gehabt. Sie waren dann Gesundheitsstadträtin und die Feuerwehr war bei Ihnen und jetzt ist sie weiterhin bei Ihnen. Und die Feuerwehr macht hervorragende Arbeit. Dazu stehen alle Fraktionen in diesem Haus und das hat auch jeder gesagt. Der wirkliche Wahnsinn passiert im Planungsbereich. Und wenn – was mir der Kollege Stark erzählt hat – im Ausschuss die MA 34 versucht hat zu erklären, was da alles für die Verlängerungen und Notwendigkeiten herhalten musste, so haben heute meine Vorredner sehr deutlich begründet, dass das eigentlich schon alles abgeschlossen war. Es ist auch durchaus interessant, dass bereits im August 2005 die Stadträtin gesagt hat, bis 2010 ist das Projekt fertig und wird zirka 34 Millionen kosten. Die Sachkrediterhöhung hat es dann im November 2007 gegeben, und da war vieles wirklich schon fertig. Die Kollegen haben das auch sehr ausführlich ausgeführt, was jetzt alles da drinnen steht, was man damals nicht nur wissen hätte können, sondern gewusst haben muss. Das ist der Grund, der hier vorwerfbar ist. 

Es kann doch nicht angehen, dass hier Planungen durchgeführt werden, wo Kenesei an sich richtig gesagt hat: Ist dort einer mit dem Auto vorbeigefahren und hat geschaut, machen wir die Häuser und wie wir sie machen, das werden wir im Laufe der Arbeit schon sehen. So ähnlich kommt mir das vor. 

Aus diesem Grund ist es nicht möglich, dieser jetzt nochmaligen Erhöhung von 12 Millionen oder fast 12 Millionen zuzustimmen. Und natürlich wird der Antrag auf Einschaltung des Kontrollamts, das festzustellen hat, was hier bei diesem Bauprojekt wirklich läuft, von der Freiheitlichen Fraktion voll und ganz unterstützt. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Mag Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Also ich möchte mich da jetzt nicht so auf das Niveau meiner Vorredner begeben, weil wenn Kenesei (Aufregung bei der ÖVP.) in seiner Wortwahl das Einzige, was er mehrmals wiederholt hat, „Sauerei“ ist, halte ich das eigentlich für unwürdig, dass da im Haus solche Worte verwendet werden. Und Kollege Margulies, deine krampfhaften Versuche, hier einen Skandal zu interpretieren und auf Basis von wieder einmal unrichtigen Zahlen Zusammenhänge darzustellen, wo du selbst (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Welche Zahl ist unrichtig?) ja gar nicht mehr daran glaubst, und dann noch dazu so in einem Nebensatz zu sagen, na wer weiß, wohin denn das Geld sonst noch geflossen ist (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Welche Zahl ist unrichtig? Welche Zahl ist unrichtig? Welche?) - ich halte deine Wortwahl auch für einen Skandal und es zeigt sich eigentlich immer mehr, dass ihr in der politischen Diskussion nur mehr mit Unterstellungen und Behauptungen arbeitet und keine Tatsachen auf den Tisch legt. (Beifall bei der SPÖ.) Mein Wahlspruch dazu könnte auch sein „Tief, tiefer, Margulies“. Es tut mir leid, lieber Freund, aber es ist so.

Wir sprechen heute hier über ein für Wien sehr, sehr wichtiges Projekt für die Wiener Feuerwehr, nämlich dass die Hauptfeuerwachezentrale Am Hof erneuert und generalsaniert wurde. Ich möchte hier sagen, dass ich das Projekt toll finde, dass ich es auch hervorragend finde, wie man jetzt schon sieht, wie es wird und wie es werden wird, wenn es nächstes Jahr fertiggestellt und eröffnet wird. Ich sage aber auch dazu, ich gratuliere jedem Bauherrn, wenn er im 1. Bezirk auf tausendjährigem alten Siedlungsgrund ein altes denkmalgeschütztes Haus hat, wo auf der einen Seite das Grundstück so hoch ist, auf der anderen Seite sehr viel tiefer liegt, wo das Haus verwinkelt ist, eine alte Haustechnik hat, Pläne seit Jahrhunderten vorhanden sind, wo keiner weiß, ob sie richtig sind oder nicht, und (Aufregung bei GR Dipl-Ing Martin Margulies.) dann im Vorhinein sagen kann, das kostet x-Euro und das kostet auch x-Euro. Also jeder ist ein Scharlatan, der sich hier herstellt und behauptet, in so einem Gebäude kann man eine seriöse hundertprozentig fixe Kostenschätzung machen, was ein Umbau kostet. Das ist unseriös! In der Baubranche, und das weißt du ganz genau, Kollege Margulies, gibt es niemanden, der so etwas macht und der für so etwas eine Garantie gibt. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Hunderte!) Unsere Dienststelle, die MA 34, hat hier richtig und auch vorbildlich gehandelt, nämlich indem man im ersten Schritt eine Grobkostenschätzung – was ist eine Grobkostenschätzung? Auf Basis der vorhandenen Planungen wurde eine Kostenschätzung von zirka 16,8 Millionen auf einer Fläche von 11 250 m² gemacht, allerdings, und das vergisst du zu erwähnen, ohne Kosten für die Statik, für das Dach, für die Fenster, für die Fassade und für keine Zubauten. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich habe es nicht vergessen, aber es war die Rede von einer Generalsanierung!) So, und daher wurde auch nur der Grobkostenplan vor Wirtschaftlichkeitsbesprechung 2003 auch im Gemeinderat beschlossen. Dass ihr das nicht zur Kenntnis nehmen wollt, tut mir leid. Es wurde ja auch sehr heftig und intensiv gearbeitet. Bis 2007 wurde das Projekt komplett umgeplant. Es war ja geplant, dass einige Dinge vom Hof in andere Stellen der Feuerwehr teilweise ausgelagert werden. Dann ist man draufgekommen, dass es besser ist, wenn es doch Am Hof bleibt. Das wurde daher umgesetzt. Es wurden verschiedenste interne Abläufe auch von der Feuerwehr selbst optimiert. Auf dieser Basis ist man in die Wirtschaftlichkeitsbesprechung 2006 gegangen und hat ein komplett neues Generalsanierungsprojekt vorgestellt, wo sich die Flächen, die saniert wurden, von 11 250 m² auf 15 037 m² erhöht haben, also bitte eine Steigerung um über ein Drittel. Dass sich das in den Baukosten auswirkt, darüber brauchen wir ja gar nicht zu reden und auch dass dann nach genauerem Hinschauen beschlossen wurde, dass natürlich auch die komplette Haustechnik gemacht wird und zwar auch in dem Gebäudeteil, wo man angenommen hatte, dass man es nicht machen muss. Basis war daher 2007 ein Antrag über insgesamt 38 Millionen EUR und das ist auch für mich die Zahl, meine Damen und Herren, wo wir sagen können, das war die erste gute Schätzung für das, was auf uns zukommt. Das haben wir auch gewusst (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Also die war nicht gut!) und das haben auch die GRÜNEN gewusst. Die GRÜNEN, die ja immer alles wissen! Sie haben sich weder im Ausschuss noch im Gemeinderat zum Wort gemeldet. Der Akt ist gar nicht aufgerufen worden, es ist ja schon gesagt worden, weil er von allen einstimmig beschlossen wurde.

Da finde ich es auch okay, dass man sagt: Okay, wir haben eine Vorstudie gehabt, eine Grobkostenschätzung 2003, 2004, haben die beschlossen, und 2007 ist das endgültige Projekt beschlossen worden. Aber wer in so einem alten Gebäude, in so einer alten Substanz baut, und das noch dazu, das dürfen wir auch nicht vergessen, bei vollem Betrieb der Wiener Berufsfeuerwehr - bei vollem Betrieb und jeder, der schon einmal auf einer Baustelle gewohnt hat, und das haben viele von uns im privaten Bereich, weiß das, aber wenn man in so einem Haus umbaut, da geht es ein bisschen anders zu. Meine Hochachtung vor jedem einzelnen Feuerwehrmann, der in dieser Zeit seinen Dienst Am Hof mit diesen Erschwernissen verrichtet hat, und wenn man heute hinschaut, dann sehen wir sie ja, die Fahrzeuge unter freiem Himmel, weil eben Baustelle war. Also meinen Hut ab! Die Feuerwehr hat es hier trotzdem geschafft, die jährlich rund 65 000 Einsätze vom Hof aus perfekt zu koordinieren und alle Einsätze, die vom Hof aus geleitet wurden, auch durchzuführen. Dafür, glaube ich, ist auch der Dank des Gemeinderats der Berufsfeuerwehr auszusprechen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Kommen wir jetzt zum Abänderungsantrag. Also dass es schwierig ist, in einem alten Gebäude zu bauen, ist das Beispiel Tresor. Meine Vorredner haben sich darüber ja schon lustig gemacht: Ja, hat man nicht gewusst, dass da ein Tresor ist? Also von was reden wir? Wir reden von einem Raum, der im Keller, zweites, drittes Untergeschoß, ist, wo, wenn man reinkommt, ein ganz ein normaler Kellerraum, ein Gewölbe vielleicht dort ist. Was man aber nicht weiß, ist, dass vielleicht ein oder zwei Meter dicke Wände hinter dem Keller sind, weil vor 100, 200, 300 Jahren im Gebäude ein Tresor war. Wer soll das bitte feststellen, ob in einem zweiten, dritten Keller eine Begrenzungsmauer eines Kellers einen halben Meter, einen Meter oder zwei Meter breit ist? (GRin Henriette Frank: Vorher anschauen!) Also jeder ist ein Held hier, der das kann. Dass ich jetzt sage ... Ja, Frau Kollegin, Sie können doch nicht so eine Untersuchung machen, dass Sie bei vielleicht hunderten oder tausenden Quadratmetern Kellerwegen Probebohrungen machen, wie dick die sind. Wissen Sie, was das kostet? Eine Lawine! Daher gibt es eben auch solche Überraschungen beim Bau, dass man glaubt (Heiterkeit bei der FPÖ und GR Dipl-Ing Martin Margulies.), es ist ein normaler Kellerraum, aber in Wirklichkeit war es früher ein Tresorraum, der zu einem neuen Kellerraum umgebaut wurde. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wenn du ein Auto kaufst, schaust du es dir auch nur von außen an!) Ja, aber das ... Schauen Sie, das ist ein gutes Beispiel für das Unverständnis im Baugeschäft. Wenn ich mir ein Auto ankaufe, sehe ich es von außen und kann es mir von innen anschauen. Bei einem Gebäude ist das schon ein bisschen schwieriger. Da kann ich mir den Keller von innen anschauen, aber ich kann mir nie anschauen, wie er von außen beieinander ist. Und das sind die Unwägbarkeiten und die Schwierigkeiten, mit denen man am Bau zu tun hat. 

Jetzt muss man aber auch ein Glasdach und Glasfassadenkonstruktionen im Innenhof errichten. Das wurde auch vergessen zu erwähnen. Es ist dadurch auch eine gesamte Änderung der Deckenkonstruktion in der Tiefgarage notwendig gewesen. Und was auch gesagt wurde, na ja wegen der Garage, man hat ja gewusst, dass da Autos hineingestellt werden müssen und dass die Autos eine gewisse Höhe brauchen, da sage ich: Ja, man hat zuerst geglaubt - und das ist im Planungsprojekt vielleicht ein Irrglaube gewesen -, man kann das mit einer normalen Betondecke machen, ist aber dann bei der Statik draufgekommen, wenn man eine normale Betondecke macht und darunter 3,50 m oder 3,80 m Luft hat, hält das die Statik des Hauses nicht aus. Daher sind zusätzliche Säulen notwendig. Man wollte aber keine Säulen, weil man mit den Feuerwehrautos in der Garage dort rangieren muss. Daher musste man eine Stahlkonstruktion machen. Und ob ich jetzt in Stahl baue oder in Beton baue, sind zwei verschiedene Welten und sind auch zwei verschiedene Kostenlandschaften. Aber wem sage ich das? Jemand, der am Bau tätig ist, weiß das. Die Wiener GRÜNEN wissen das leider nicht.

Auch was die Kostendifferenzen betrifft, da ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das Kontrollamt wird das sehen!) Das Kontrollamt, der Kontrollamtsbericht wird üblich zitiert so wie vom Kollegen Kenesei auch, also Feuerwehrwache Umbau Döbling. Erstens ist es einmal hervorragend gelungen, ein super Gebäude. Es sind auch die Nutzer sehr, sehr zufrieden. Ich habe mir das schon angeschaut, auch im Zuge des Kontrollamtsberichts damals. Wobei ich überhaupt bemerken möchte, es ist schon sonderbar, der Herr Feuerwehrkommandant von Wien, der Herr Branddirektor hat ja nach dem letzten Finanzausschuss alle Fraktionen eingeladen: Kommt doch und schaut´s euch die Baustelle an. Und wissen Sie, wer überhaupt nicht reagiert hat, bis heute nicht? Die grüne Fraktion! Ich meine, Sie reden über etwas, was Sie sich gar nicht angeschaut haben. Warum sind Sie der Einladung des Branddirektors nicht gefolgt, sich das Gebäude anzusehen, damit Sie auch sehen, dass hier nicht Steuergeld verschwendet wurde, sondern sinnvoll investiert wurde? Sie haben gar kein Interesse, sich seriös mit den Dingen auseinanderzusetzen, weil Sie billigen, negativen Populismus machen wollen und glauben, Sie gewinnen so Stimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Und ein Lob, meine Damen und Herren, das wird Sie vielleicht überraschen und ich hoffe, meine Fraktion schlägt mich nicht danach, dem Herrn Klubobmann Tschirf. Der war dort und hat es sich angesehen. Vielleicht ein Grund, warum er sich heute nicht zum Wort gemeldet hat, sondern den Kollegen Kenesei geschickt hat (Heiterkeit bei ÖVP und SPÖ.), vermute ich. Ich weiß es ja nicht. Ich lege es ja positiv für ihn aus. Ich sage ja, es war toll, dass er es sich angesehen hat. Ich glaube, er war auch sehr beeindruckt, dass die 50 Millionen EUR, die wir dort investiert haben, sehr gut investiert wurden. 

Zur Feuerwache Döbling möchte ich nur noch anmerken, dass wir nicht übersehen dürfen, dass es hier Planungen und Durchführung durch Private gegeben hat. Es waren hier Architekten und Architekturbüros am Werk. Es ist ein Problem, das wissen wir, dass dadurch, weil es nicht die Stadt Wien macht, sondern private Firmen machen, nicht alles viel besser und viel schöner ist. Das dort ist leider ein Beispiel dafür, dass das nicht der Fall ist, wenn man etwas aus der Stadt auslagert und es privaten Händen übergibt, es auch besser wird, wobei ich hier auch keinen Vorwurf machen möchte, weil natürlich auch in eine alte Substanz eingegriffen wurde. Aber das haben wir eh schon alles besprochen.

Last but not least glaube ich, dass wir hier ein wirkliches Schmuckstück aus historischen Gründen, und das sage ich im wahrsten Sinne des Wortes, aber auch ein Schmuckstück hergerichtet haben, das dem Tagesbedarf, dem Tagesablauf und den Bedürfnissen der Wiener Feuerwehr unter Bedachtnahme des Denkmalschutzes auf höchst historischem Boden in Wien zu 100 Prozent gerecht wird. Ich gebe schon zu, die Kosten, es war nicht billig. Aber auf der anderen Seite muss man sagen, die Alternative wäre gewesen, wir ziehen aus, bauen irgendwo auf der grünen Wiese und das wäre für Wien nicht gut gewesen, das wäre für die Wiener Feuerwehr nicht gut gewesen. Daher bitte ich Sie um Zustimmung zum vorliegenden Aktenstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dipl-Ing Margulies. (GR Dr Matthias Tschirf kommt zum Rednerpult. – Allgemeine Heiterkeit. – GR Prof Harry Kopietz: Ihr könnt eh gegeneinander reden!)

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Es ist mir ein Bedürfnis, eine tatsächliche Berichtigung zu machen, weil der Kollege Reindl gesagt hat, ich argumentiere mit unrichtigen Zahlen. Während ich so darüber nachgedacht habe, habe ich mir gedacht, vielleicht hat er in einer tiefsinnigen Art und Weise sogar recht, weil ich mit den Zahlen aus dem Akt argumentiert habe. Wenn diese unrichtig sind, habe ich mit unrichtigen Zahlen argumentiert. Wenn diese richtig sind, Kollege Reindl, dann würde ich dich schon ersuchen, dich bei mir zu entschuldigen, weil ich nur mit den Zahlen aus dem Akt argumentiert habe und die sollten meines Erachtens richtig sein. Oder ich irre mich, aber dann habt´s ihr wirklich ein Problem. - Danke. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ebenfalls zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Tschirf. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Erste tatsächliche Berichtigung: Der Kollege Reindl hat behauptet, dass ich jetzt nicht da gewesen sei, weil ich mich hier der Diskussion nicht stellen wollte. Der Klubvorsitzende (Heiterkeit bei der SPÖ.) weiß genau, dass es ein Termin war, der nicht von mir festgelegt wurde (GR Mag Thomas Reindl: Nein, nein! – GR Prof Harry Kopietz: Nein!), um das auch klarzustellen. 

Und das Zweite ist: Ich war tatsächlich, weil ich die Wiener Berufsfeuerwehr kenne, von der Leitung der Berufsfeuerwehr beeindruckt, das ist richtig. Aber ich war auch entsetzt darüber, dass sich hier die MA 34 offensichtlich viel zu wenig um die Bedürfnisse der Wiener Berufsfeuerwehr kümmert und dass hier offensichtlich für eine Lösung der auf die Berufsfeuerwehr Am Hof zukommenden Probleme nicht rechtzeitig entsprechend vorgesorgt wurde. Es hat sich herausgestellt, dass hier teilweise von falschen Annahmen ausgegangen worden ist. Dafür kann die Berufsfeuerwehr nichts. Das hat nichts damit zu tun, dass die Berufsfeuerwehr exzellente Arbeit leistet. Aber dass es nicht so ist, dass man sagen könnte, dass hier von Seiten des Magistrats, von Seiten der Finanz, von Seiten der MA 34 das geschehen ist, was man ordnungsgemäße Verwaltung nennt. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: So, ich habe jetzt keine Wortmeldung mehr. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

In aller, aller Kürze: Ich brauche auf die Argumente nicht mehr einzugehen, das hat mein Kollege Reindl hervorragend gemacht. Ich möchte nur eines schon klarstellen und das ist mir wirklich auch ein persönliches Bedürfnis: Der Herr Kollege Margulies hat in seinen Ausführungen hier behauptet, dass bewusst falsche Zahlen vorgelegt wurden und das weise ich auf das Schärfste zurück. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer dem Antrag des Berichterstatters seine Zustimmung geben möchte, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Ich lasse nun den Beschlussantrag von den GRÜNEN und der ÖVP abstimmen. - Wer für diesen Beschlussantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Postnummer 94, 7. Gemeinderatssubventionsliste. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Ich lasse getrennt abstimmen. 

Wir stimmen zunächst über die Subvention an das Lois Weinberger-Institut für christlich-soziale Politik in Wien ab. Wer für diese Subvention ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ, mehrstimmige Annahme.

Ich lasse nun über die Subvention an die Freunde der Wiener Polizei abstimmen. Wer ist dafür? – Hier gibt es wiederum die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ, mehrstimmig angenommen.

Ich lasse nun die restlichen Subventionen der Liste abstimmen. Wer ist für die restlichen Subventionen? – Hier stelle ich die einstimmige Annahme fest.

Wir kommen zur Postnummer 88, Verkauf einer Liegenschaft der KatG Nußdorf. Wir kommen sofort zu Abstimmung. Wer ist für dieses Geschäftsstück? – Es gibt Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ. Das Geschäftsstück ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 90, Abschluss einer Baurechtsauflösungsvereinbarung mit dem Verein Volkshilfe Österreich hinsichtlich einer Liegenschaft in der KatG Auhof. Berichterstatter ist Herr GR Niedermühlbichler. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank, bitte schön.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben heute schon eine ganze Menge Akten gehört, die Steuergelder kosten und die desaströs waren, um es milde auszudrücken.

Jetzt haben wir einen Akt, da wimmelt es nur so von Geschenken. Da gab es im Jahre 1952 einen Baurechtsvertrag, Geschenk Nummer 1 an die Volkshilfe. Ich sage jetzt einmal der Einfachheit halber Volkshilfe und unterscheide jetzt nicht zwischen dem Begriff der Wiener Volkshilfe, Österreichische Volkshilfe, wie sie ja dann umbenannt wurde.

Also das Geschenk bestand einmal darin, dass man hier 130 981 m² im Form eines Baurechts um umgerechnet 20 EUR per Jahr abgeschlossen hat. Dafür allerdings musste sich die Volkshilfe verpflichten, dass sie diese Liegenschaften, die nicht als Kinderheim genutzt werden, mit Nebengebäuden, in irgendeiner Form bearbeiten wird.

Dann gab es das Geschenk Nummer 2, es war der Schenkungsvertrag im Jahre 1982. Da hat man jetzt äußerst großzügig diese 20 EUR per Jahr auch noch erlassen. Also man musste jetzt überhaupt nichts mehr bezahlen. Allerdings blieb nach wie vor die Nutzung als Kinderheim mit Nebengebäuden und die Pflege der Grünanlagen aufrecht. 

Jetzt kommt das Geschenk Nummer 3, das ist jetzt die Auflösung des Baurechtsvertrags und die ist gleich gekoppelt mit Geschenk Nummer 4. Denn bei der Auflösung des Baurechtsvertrags bekommt jetzt die Volkshilfe 450 000 EUR dafür, dass sie einmal gerade zirka 11 000 EUR bezahlt hat und man ihr durch dieses Geschenk, durch diesen Schenkungsvertrag, ohnehin schon knappe 60 000 EUR an Baurechtszahlungen erlassen hat. Dieses 4. Geschenk ist auch, dass nun die Volkshilfe dieses Grundstück mit den Gebäuden in einem mehr als desolaten Zustand zurückstellt, das heißt, hier hat man auch noch die Sanierung der Gebäude, die Instandhaltung und so weiter gleich mitgeschenkt. Musste nicht sein, ist halt jetzt kaputt. Wir haben solche Fälle öfter, dass hier das als Auflage gilt und dann kriegen wir das zurück und das Ganze ist kaputt.

Nun ist es auch so, dass in Zukunft – im Zuge dieses Baurechtsauflösungsvertrags und auch im Akt steht es so drinnen – es auch nicht mehr zwingend notwendig ist, dass es für ein Kinderheim genutzt wird. Auch das ist jetzt plötzlich gefallen, lediglich das Biotop bleibt aufrecht, wobei das aber sehr zweifelhaft ist, denn ich meine, ich will nicht ein Grundstück mit 131 000 m² zurück haben, wo ich ein paar Quadratmeter Biotop aufrechterhalte. Nein, aller Wahrscheinlichkeit nach nicht, aber das darf jetzt die Opposition nicht wissen und es ist ja auch nicht unbedingt Gegenstand des ganzen Vertrags, was dort tatsächlich passiert. Ich wage ja zu bezweifeln, wenn dort eine Verbauung stattfinden soll, wie sich dann das Biotop überhaupt noch hält, wenn das im Umfeld gestört wird. Aber das ist ja nur eine Randbemerkung. 

Tatsache war, dass es bereits vor zwei Jahren eine Flächenwidmungsänderung hätte geben sollen. Allerdings war damals unser Klubobmann vom 13. Bezirk, der Herr Mag Kasal, mit seiner Gruppe sehr aktiv, hat eine Menge Unterschriften gesammelt und man hat einmal das Ganze wieder zurückgestellt, was aber nicht heißt, dass jetzt nicht, sobald es diese Auflösung gibt, das ganze Theater wieder von vorne beginnt. 

Eine interessante Rolle hat jetzt auch die ÖVP dabei gespielt, wenngleich sie jetzt das mit Verwindungen wieder geradebiegt. Denn es war so, dass in diesem Akt zur Baurechtsauflösung drinnen steht, dass die Bezirksvorstehung, nämlich die ÖVP-Bezirksvorstehung, das genehmigt hat und nichts dagegen einzuwenden hat. Die ÖVP hat das jetzt etwas relativiert, sie wird das dann selber ausführen. Tatsache aber ist, dass hier offensichtlich die ÖVP-Stadt Wien-Gemeinderat nicht mit der ÖVP-Bezirk gesprochen hat, denn im Bauausschuss hat ja plötzlich die ÖVP diesem Akt in Anlehnung an den Bezirk ebenso zugestimmt und gab dann prompt eine Presseaussendung, dass sie die Retter dieser Abrissgeschichte sind. Was aber so sicher nicht sein kann, wenn ich zuerst dieser Baurechtsauflösung zustimme.

Das Bundesdenkmalamt sollte ebenfalls jetzt noch das Gebäude begutachten. Jetzt steht das Ganze nicht einmal unter Denkmalschutz und jetzt habe ich mir überlegt, warum soll dann das Bundesdenkmalamt das wirklich begutachten? Eben vielleicht auch, um hier, Herr Stadtrat, ich sage es jetzt sehr salopp, einen Freibrief zu bekommen, dass diese Gebäude so desolat sind, dass man ja wirklich gar nichts mehr damit anfangen kann und dann nur mehr der Abbruch übrigbleibt, was aber so nicht hätte sein sollen. Das Wenigste hier wäre nämlich gewesen, dass man aus dem Baurechtsvertrag aussteigt und die Kosten für eine mögliche Sanierung von diesen 450 000 EUR abzieht. Das wäre das Wenigste gewesen, denn das war ja eine Verpflichtung, die die eingegangen sind und an die sie sich nicht gehalten haben und das hat überhaupt keine Konsequenzen. Was jetzt ist, ist, dass wir das jetzt um wirklich teures Geld verschenken, keine Auskunft darüber haben, was weiter passiert und dass die Bürgermitbestimmung im 13. Bezirk absolut nicht ernst genommen wurde. 

Ich glaube, das sind schon maßgebliche Gründe, mit denen ich jetzt hoffentlich auch zu verstehen gegeben habe, warum wir dieses Geschäftsstück ablehnen müssen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben auch schon im Ausschuss darüber debattiert und interessanterweise - wie es auch schon die Kollegin Frank erwähnt hat - hat die ÖVP seitdem hundertprozentig ihre Meinung geändert. Es ist mir unerklärlich, nachdem ich sehr wohl im Akt die Stellungnahme des Bezirksvorstehers gefunden habe, auch den Hinweis auf die Nutzung für Jugendliche. Insofern ist mir Ihr Antrag, einer davon, absolut verständlich, wo Sie beantragen, dass diese Bezirksstellungnahme da in dem Akt vorliegen sollte. Ich habe das da rauskopiert. Ich wüsste nicht, wo ich es sonst herhaben sollte. Aber möglicherweise haben Sie den Akt nicht genau durchgeschaut. Wir haben ihn eigentlich schon vor dem Ausschuss sehr genau durchgeschaut, eben deshalb, weil wir schon seit Jahren darauf hinweisen, dass das Afritsch-Heim durchaus eine Bedeutung hat, dass wir es auch für ein nicht nur architekturhistorisch interessantes Gebäude, sondern daneben auch eigentlich für ein sozial- und kulturhistorisch wertvolles Zeugnis einer Zeit halten und ich würde provokant formulieren, wo die Sozialdemokratie noch wirklich gewusst hat, wofür sie steht, wo es wirklich darum ging, benachteiligten Jugendlichen eine schöne Umgebung zu bieten, einen tollen Ort, wo man sich treffen kann. Sogar internationale Treffen haben dort stattgefunden. 

In den letzten Jahren wurde diese Anlage zumindest teilweise dann noch als Flüchtlingsheim genutzt. Also das Areal war quasi zweigeteilt. Das Afritsch-Heim Hauptgebäude hat man leider verfallen lassen. Wie gesagt, darauf haben wir in den letzten Jahren auch schon oftmals hingewiesen. Und in dieser anderen Anlage, wo eher so Bungalows sind, sind Flüchtlingsfamilien untergebracht worden. Ich habe dort auch die Volkshilfe vor Ort besucht und habe auch ein Gespräch geführt. Im Ausschuss hat mir der Herr Stadtrat gesagt, das sei nicht geeignet, weil eben die Verkehrsanbindung so schlecht ist. Das stimmt, die Verkehrsanbindung ist leider wirklich nicht besonders. Der Bus fährt alle 15 bis 20 Minuten. Wenn man den verpasst, geht man bis zur Straßenbahn eine halbe Stunde, würde ich sagen. Aber die Volkshilfemitarbeiter dort vor Ort haben mir gesagt, dass auch solche Anlagen notwendig sind, also welche, die jetzt nicht so zentral liegen, sondern auch welche, wo es eben in der Nähe Naturraum gibt, wo man eben vor allem Kinder und Familien unterbringt, die traumatisierte Fälle sind. Beispielsweise sind in dieser Anlage relativ viele tschetschenische Familien untergebracht und wie ich auch weiß, sind auch die Kinder in der örtlichen Schule in der Hermesstraße sehr gut integriert. Also da gibt es überhaupt kein Problem, im Gegenteil, sehr gute nachbarschaftliche Verhältnisse. Umso unerklärlicher ist es mir, dass die Volkshilfe dieses wertvolle Areal aufgibt. Ich nehme an, ich glaube, der Herr Kollege Hatzl ist bei der Volkshilfe tätig und wird sich vielleicht dafür eingesetzt haben oder hat auch die Stadt Wien realisiert, dass das einfach eine äußerste wertvolle Liegenschaft ist, eine Liegenschaft sicher in einer der teuersten Wohngegenden Wiens, Grünruhelage, Blick auf den Lainzer Tiergarten, was wünscht man sich mehr? Offensichtlich hat man festgestellt, dieses Grundstück ist im Besitz der Stadt Wien, man könnte damit durchaus ein Geschäft machen. Das geht auch aus dem Akt hervor. Es gibt hier schon so Bewertungen, einerseits natürlich, um zu bewerten, wie hoch diese Baurechtsvereinbarung der Volkshilfe abzulösen wäre, andererseits, was man quasi da rausholen könnte. 

Was mich jetzt da zutiefst verunsichert, ist die Anmerkung - es gehören ja auch Sportflächen und große Grünareale dazu -, ob man eben auch vielleicht eine etwaige Veräußerung dieses Sportareals oder Gartenflächen, wie es da drinnen heißt, mit einbezieht. Also da gibt’s zwei unterschiedliche Varianten. Bei der einen Variante sind 6 Millionen EUR zu lukrieren, bei der anderen mit den größeren Grünflächen 9 Millionen EUR, genau „mit Gartenzone“ heißt es da, in einem Bestbieterverfahren. Und was mich hier besonders stört, wir haben es ja vor Kurzem bei der „Stadt des Kindes“ erlebt, auch eine kulturhistorisch äußerst wertvolle Anlage, auch mit einer sehr großen sozialdemokratischen Geschichte dahinter, einst ein Vorzeigeprojekt, und dort hat man sich eben für den Teilabriss entschieden. In diesem Fall, nachdem die Anlage schon so verfallen ist, kann man davon ausgehen, ist auch hier schon in der Bewertung drinnen, was der Abbruch kosten wird. 

Man verliert also nicht nur diese Anlage, man hat sich hier auch überhaupt noch keine Gedanken gemacht, was man mit diesem Areal eigentlich machen will, um der Geschichte zu entsprechen, die dieser Ort hat. Man macht sich nur mehr Gedanken, wie viel Geld man noch lukrieren kann. Bei der „Stadt des Kindes“ damals war zumindest in den Ausschreibungsbedingungen und dann für den Bauträgerwettbewerb doch noch ein gewisser sozialer Anspruch drinnen. Man hat sich dann in meinen Augen leider für einen falschen Bieter entschieden, wo es sich ja dann auch letztlich herausgestellt hat, dass der das mit dem Angebot, das er damals im Verfahren gemacht hat, gar nicht umsetzen kann. Ich denke, diesen Fehler darf man auf keinen Fall ein zweites Mal machen. 

Wir sprechen uns dafür aus, dass dieser Baurechtsvertrag heute nicht so einfach aufgelöst wird. Nachdem wir die Mehrheitsverhältnisse im Hause kennen und auch das Ausschussergebnis und auch die Diskussionen im Wohnenausschuss eindeutig waren, verlangen wir zumindest in einem Beschluss- und Resolutionsantrag, dass die bestehenden Grün- und Sportflächen geschützt und erhalten werden und dass sichergestellt wird, dass vorab geprüft wird, welche soziale Nutzungen man auf dem Areal unterbringen könnte und wie man sicherstellen könnte, dass diese Idee und dieser Geist dieses Ortes weiterleben und dass das dann die Grundlagen für etwaige Weiterentwicklungen bilden soll. Natürlich ist auch das Verkehrsthema an diesem Ort sicher eines, das man vorab noch ordentlich untersuchen muss. Und nachdem im Wohnenausschuss auf diese Fragen keine konkreten Antworten gegeben werden konnten, sondern nur: Ja, wir werden uns bemühen. Ich hoffe, dass Sie sich wirklich bemühen, dass es, wenn es dazu kommt, ortsverträglich mit einer sozialen, mit einer öffentlichen Note im Geiste der Anlage passiert und meinen, dass diese Auflösung hier so überfallsartig und hauruck-aktionsmäßig unverständlich ist. 

Wir werden deswegen diesem Antrag sicher nicht zustimmen und appellieren an Sie, diese Anlage zumindest wertschätzender zu behandeln, als es bisher geschehen ist. Leider muss ich sagen, ist auch eine Stellungnahme des Bundesdenkmalamtes drinnen. Es war auch einmal auf der Liste der schützenswerten Gebäude und man hat dieses Gebäude von der Liste genommen und hat jetzt letztlich sogar auf eine ordentliche Dokumentation verzichtet, was mir gänzlich unverständlich ist und wo ich auch dem Denkmalamt den Vorwurf machen muss, dass ich meine, so sollte man mit unseren Bauwerken nicht umgehen, noch dazu, wenn sie so eine Bedeutung hatten, vor allem eben im Hinblick auf die soziale Idee. Es ist sicher einzigartig in Wien.

Wie gesagt, dem Beschluss- und Resolutionsantrag bitte ich zuzustimmen. Den Anträgen der ÖVP, wie gesagt, dieser komischen Behauptung da können wir nicht zustimmen. Einem Antrag werden wir zustimmen, da geht es um die öffentliche Nutzung. Das entspricht in etwa dem, was wir mit der Sozialnutzung gemeint haben. Der andere Antrag, wo vorgeschlagen wird, dass die Volkshilfe selbst die Abtragung des Areals übernehmen soll, ist ein bissel gar voreilig, weil möglicherweise kann man ja mit Resten dieser Bausubstanz noch was anfangen und das dann gerade auch der Volkshilfe zu überlassen, das finde ich auch einigermaßen zynisch und unsensibel. Wir werden diesem Antrag sicher nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Dworak bitte.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! 

Frau Kollegin Gretner hat ja schon sehr viel von der historischen Dimension des Afritsch-Heimes gesprochen. Ich darf nur darauf hinweisen, dass es in Kriegszeiten dort NS-Bauten gegeben hat. Aus historischen Informationen darf ich festhalten, dass das Afritsch-Heim auf der Basis einer NS-Planung oder auf Resten von NS-Bauten steht. Aber das ist ein ganz eigenes Kapitel.

Ich möchte damit anfangen, dass 1952 dieser Baurechtsvertrag mit der Wiener Volkshilfe abgeschlossen worden ist. In diesem Baurechtsvertrag wird festgehalten, dass das Kinderheim pfleglich instandzuhalten ist. Wir haben heute schon gehört, dass diese Instandhaltung von der Volkshilfe nie erfolgt ist. Am Anfang schon, es hat dort 1952 dieses internationale Jungsozialistentreffen mit rund 32 000 Teilnehmern gegeben und 1958 ein internationales Rote-Falken-Camp. In der Zeit und bis Mitte der 60er Jahre ist es durchaus noch instandgehalten gewesen, aber dann ist es von der Volkshilfe sukzessive verfallen gelassen worden. Das hat auch damit zu tun, dass es innerhalb der Volkshilfe Wien und der Volkshilfe Österreich zu Problemen gekommen ist, weil man sich dieses Areal schon damals nicht leisten konnte und der abgeschlossene Baurechtsvertrag auf 80 Jahre schon von Haus aus 1952 ein mittlerer Irrsinn war.

Dazu kommt noch, dass man in dem Baurechtsvertrag von einem jährlichen Baurecht in der Höhe von 2 600 Schilling gesprochen hat und das wären nicht 20 EUR gewesen, wie es die Frau Frank gesagt hat, sondern rund 200 EUR. Aber das ist ja wirklich eine sekundäre Sache.

Heute wäre das mit der damaligen Einkommensverhältnissituation zirka 10 000 EUR pro Jahr wert. Wenn man also an die vielen Jahre denkt, in denen der Stadt Wien schon das Geld entgangen ist, dann muss man sich fragen, warum man diesen Vertrag so lange aufrechterhalten hat.

Dazu kommt noch etwas: Im Vertrag steht, dass man bei einer Geldwertänderung, und wenn diese größer oder kleiner als 30 Prozent ist, neu verhandeln wird. Das hat die Stadt Wien zu keinem Zeitpunkt getan. Hier liegt also ein Geschenk der Stadt Wien an die Volkshilfe Wien beziehungsweise Volkshilfe Österreich vor.

Ja, wir sind als Bezirk für die Auflösung dieses Baurechtsvertrags mit Ende 2010. Allerdings - und das ist das ganz Eigenartige - habe ich diese Stellungnahme des Herrn Bezirksvorstehers an die MA 69 nicht gefunden. Ich habe das dann zu einem späteren Zeitpunkt erhalten, und in dieser Stellungnahme heißt es: Prinzipiell kein Einwand, nur sofern die bebaubaren Flächen weiterhin ihrer eigentlichen Bestimmung gemäß für Kinder- und Jugendeinrichtungen verwendet werden. 

Gleichzeitig ersuche ich um Information über die weitere Nutzung der Franziska-Fast-Anlage. Das ist in dieser Form nicht passiert. 

Deswegen stellen wir den Antrag, dass die Stellungnahme eines Bezirksvorstehers in Zukunft vollständig in den Akten der MA 69 enthalten sein soll.

Kommen wir nun zur Auflösung dieses Baurechtsvertrages. Es wird Ende 2010 - ursprünglich 2009, jetzt wird es Ende 2010 - der Baurechtsvertrag aufgelöst, normalerweise wäre er bis Ende 2029 gegangen. Im Akt - das hat auch Frau Kollegin Gretner schon gesagt - steht über den Wert des Grundstückes: zwischen 6 Millionen und 9 Millionen EUR erzielbarer Erlös. Die Übergabe soll geräumt mit Ende 2010 erfolgen. Die Vereinbarung lautet darauf, dass man der Volkshilfe 450 000 EUR für die vorzeitige Beendigung des Baurechts zahlen will.

Es steht aber auch drin, dass die Kosten für den Abbruch des Afritsch-Heims 200 000 EUR ausmachen. Unserer Meinung nach - und das ist unser Vorschlag - soll die Volkshilfe bis Ende 2010 das Josef-Afritsch-Heim so abtragen, als wäre dort niemals ein Bauwerk gestanden. Dazu haben wir ebenso einen Antrag gestellt, betreffend Abtragung des Afritsch-Heims durch den Österreichischen Wohlfahrtsverband Volkshilfe, wobei der Beschlussantrag eben lautet:

„Der zuständige Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung wird ersucht, die Baurechtsauflösungsvereinbarung mit dem Österreichischen Wohlfahrtsverband dahin gehend abzuändern, dass die Volkshilfe Österreich das Abtragen des nicht sanierbaren Afritsch-Heims auf Kosten des Vereins übernimmt, nachdem dieser seiner eigentlichen Verpflichtung zur Instandhaltung und Erhaltung nicht nachgekommen ist."

Ich möchte nochmals betonen: Dafür, dass die Volkshilfe die ursprüngliche Baurechtsvereinbarung nicht eingehalten hat, bekommt sie jetzt noch 450 000 EUR. Da ist der Betrag von 200 000 EUR für die Abtragung des Gebäudes sehr wohl gerecht.

Heute muss man sagen, dass die daneben gelegene Franziska-Fast-Anlage 107 Flüchtlinge beherbergt. 70 dieser Flüchtlinge sind Kinder, die, durchaus positiv integriert, in die Schulen der Umgebung gehen. Es gibt kaum Beschwerden. Die Lage des Flüchtlingsheims als solches kann man im Prinzip durchaus positiv sehen, und wir haben nichts gegen diese Flüchtlingsanlage.

Wir wollen natürlich, dass das gesamte Areal so wie bisher zugänglich bleibt. Das muss man schon sagen: Bisher war das der letzte Teil des Lainzer Tiergartens, der frei zugänglich war. Wenn Sie dort spazieren gehen, können Sie auf einem herrlichen Sportplatz, sozusagen auf einem freien, wilden Sportplatz, Fußball spielen und Ihre Laufrunden ziehen. Das wird von der Bevölkerung sehr gerne angenommen. 

Es gibt in der Umgebung einen Verein, der sich dafür stark macht, dass dieses Areal weiter öffentlich zugänglich ist, und diese öffentliche Zugänglichkeit wollen auch wir weiter gewährleisten. Der Hintergrund dazu ist, dass wir keine Verbauung haben wollen, wie sie im Akt der MA 69 vorgesehen ist. Wir wollen eben, dass das Areal frei zugänglich bleibt. Daher bringen wir folgenden Beschlussantrag betreffend eine Bausperre zum Plandokument 7711, Areal Hörndlwald, ein:

„Der zuständige Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird ersucht, eine Bausperre zum Plandokument zu veranlassen und dafür Sorge zu tragen, dass das Areal Hörndlwald für die öffentliche Nutzung weiter zugänglich gehalten wird."

Der Antrag richtet sich also an den zuständigen Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr.

Abschließend möchte ich noch einmal betonen, dass dies unsere Forderungen sind: Abriss des Afritsch-Heims; eine Bausperre, damit in der Zwischenzeit nichts passieren kann; und dass in Zukunft die Stellungnahme des Bezirks auch vollständig und umfangreich eingetragen wird. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Geschätzter Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir befinden also hier über den Abschluss einer Baurechtsauflösungsvereinbarung mit dem Verein Volkshilfe Österreich, KG Auhof, im Volksmund Hörndlwald genannt. Es geht da um das Afritsch-Heim, und daneben ist, wie schon aus den Ausführungen meiner Vorredner hervorgegangen ist, die Franziska-Fast-Wohnanlage.

Ich glaube, dass die Befürchtungen, die von der Opposition vorgebracht worden sind, unbegründet und nicht stichhaltig sind. Vor allem, wenn man bedenkt, dass wir einen gültigen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan haben, in dem das eher restriktiv gewidmet ist, sodass damit kein exorbitant großer Spielraum gegeben ist, wie das dem Vorgehen bei neuen Bauprojekten entspricht. Wir haben derzeit das Schutzgebiet Park, allerdings mit bebaubaren Flächen, die dort durchaus vorhanden sind.

Derzeit geht es also nur um die Ablösung des Baurechtes; mit Ende 2010 wird es abgelöst, sonst wäre es bis 2029 weitergegangen. Zur Ablösesumme ist zu sagen, dass marktkonform auch eine eher höhere Ablöse denkmöglich gewesen wäre. Man muss umgekehrt natürlich sagen - und das haben Vorredner zum Teil, nicht ganz, aber zum Teil zu Recht betont -, dass auch die Stadt Wien fair gegenüber dem Vertragspartner war und dass in Summe jetzt ein Ergebnis herauskommt, das beide vertreten können. Das ist auch richtig so. Wenn die Stadt Wien Verträge abschließt, ist es meistens oder fast immer so, dass man für beide Vertragspartner faire und gerechte Lösungen findet. (GR Mag Wolfgang Jung: Das haben wir beim Prater gesehen!)
Es ist so, dass jeder neue Vertragsnehmer sich an diesen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan wird halten müssen - falls es dann wieder irgendeinen Vertrag mit irgendjemandem geben sollte. Das ist ja noch offen, wir haben noch eine gewisse Zeit bis Ende 2010. Rein juristisch gesehen ist bis Ende 2010, würde es abgerissen werden, noch die Volkshilfe zuständig, und später würde diese Pflicht dann übergehen.

Die Veräußerung des gesamten Areals ist derzeit nicht geplant. Auf jeden Fall sollte man das Areal sinnvoll verwerten, und es ist noch offen, wie das im Rahmen der Flächenwidmung geschehen wird. 

Aber eines muss man auf jeden Fall sagen: Derzeit ist das da draußen kein Eldorado! Es ist also nicht so, dass man jetzt in besondere nostalgische Gefühle verfallen soll, wie es teilweise bei den GRÜNEN der Fall ist. Das ist mir nicht unsympathisch, aber ich glaube, dass die neue Nutzung auf jeden Fall eine bessere als die jetzige sein wird, dass es wesentliche Fortschritte und wesentliche Aufwertungen in einigen Jahren geben wird. Wenn ich also mit Kollegen Dworak in fünf oder sechs Jahren dort irgendwo stehen werde, wird Kollege Dworak zustimmen und wird sagen: Eigentlich ist es da jetzt wirklich besser als damals, und ihr habt den richtigen Weg gewählt! Insofern bin ich auch sehr zuversichtlich.

Zu dem, was die GRÜNEN gesagt haben: Sicher, es ist schön, dass dort 1952 die internationale Jugendtagung der Sozialistischen Jugend stattfand und dass das damals ein schöner Erfolg war. Nur, wenn wir heute, im Jahr 2009, wieder so eine Tagung machen würden, wenn unsere Jugendorganisationen wieder so eine Tagung machen würden, würden sie vermutlich die Jugendlichen, die aus Schweden, Frankreich, den Niederlanden und von weiß Gott wo herkämen, nicht dort am Hörndlwald unterbringen, weil sie dann vielleicht nicht so begeistert von Wien wären, wie in der Regel Besucher der Stadt Wien von Wien begeistert sind. 

Jugendliche wollen heute zentral sein, sie wollen möglichst in der Stadt sein, sie wollen dort sein, wo etwas los ist. 1952 war es noch romantisch, dass man vielleicht auch in diesen Gebäuden oder in Zeltlagern zusätzlich untergebracht war und die Lagerfeuerromantik genossen hat. Das ist im 21. Jahrhundert vorbei. Jugendliche von heute wollen nicht irgendwo fern der Stadt sein, sondern im Zentrum, wo etwas los ist. Deshalb ist es ein durchaus sympathischer Zug, dass Kollegin Gretner das vorgebracht hat, aber es ist eben sehr romantisch und nicht realistisch. 

In dem Sinn meine ich, dass man bei einer neuen Nutzung natürlich mehr als jetzt auf die Sportplätze wird schauen können und sie deshalb pflegen wird. Man kann natürlich auch sagen, dass der Baurechtsnehmer seine Verpflichtungen wirklich nicht so wahrgenommen hat, wie wir uns das alle gewünscht hätten. So gesehen, sehe ich in neuen Nutzungen, die wir gestalten werden, sicher Fortschritte. Afritsch ist ein großer Name, ein wunderbarer Name, der für vieles steht. Aber das Gebäude entspricht so, wie es jetzt ist, nicht den Anforderungen unserer Zeit, und es muss dort etwas Neues hinkommen.

In dem Sinn meine ich auch, dass ein genereller Baustopp, wie er von der ÖVP verlangt wird, nicht sinnvoll ist und dass uns das in unseren gestalterischen Fähigkeiten behindern würde. 

Ich glaube auch, dass diese Stellungnahme des Bezirks durchaus im Akt ist - ich habe sie im Akt gefunden -, nur wird im Motivenbericht in der Regel eine Stellungnahme des Bezirks verkürzt wiedergegeben. So ist es auch hier geschehen. Insofern ist es auch beim zweiten ÖVP-Antrag nicht erforderlich, dass man ihm zustimmt. 

Auch dem Antrag mit der Abtragung des Afritsch-Heimes würde ich nicht zustimmen.

Und, wie gesagt, der Antrag der GRÜNEN ist zwar rein mental gesehen sympathisch, aber eben nicht dem 21. Jahrhundert angepasst. (StRin Dr Monika Vana: ... aber nicht mental!) Insofern würde ich auch hier die Ablehnung empfehlen.

In dem Sinn meine ich, dass wir heute mit diesem Beschluss eine gute Grundlage für eine echte Aufwertung des Gebietes des Hörndlwaldes schaffen, dass wir diesem Akt zustimmen sollen und den eingebrachten Entschließungsanträgen ablehnend gegenüberstehen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es wurde im Wesentlichen schon alles gesagt, was wichtig ist. Auch mein Kollege Stürzenbecher hat auf alles hingewiesen.

Ich möchte nur eines doch noch einmal hervorheben, weil ich auch in einer Zeitung gelesen habe, dass hier im Akt die Stellungnahme des Herrn Bezirksvorstehers verkürzt wiedergegeben wurde beziehungsweise sogar ein zweiter Absatz weggestrichen wurde. Das stimmt nicht, und auch nicht das, was Kollege Dworak gesagt hat: dass die Stellungnahme nicht drinnen zu finden sei. Hier ist die Stellungnahme eins zu eins im Akt vorhanden. Ich möchte nur sagen, dass die Akte der Stadt Wien in Ordnung sind. 

Daher ersuche ich, dem Akt zuzustimmen und die Anträge abzulehnen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters hinsichtlich der Postnummer 90 zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es liegen mir insgesamt vier Beschluss- und Resolutionsanträge vor. Ich werde in der Reihenfolge des Eingangs auch die Abstimmung durchführen.

Der Antrag der GRÜNEN betrifft das Josef-Afritsch-Heim am Hörndlwald. Er wurde in der Debatte inhaltlich ausreichend dargestellt. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der erste Antrag der ÖVP betrifft eine Stellungnahme des Bezirks bezüglich Baurechtsauflösungsvereinbarung mit dem Verein Volkshilfe Österreich. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und ist damit nicht ausreichend unterstützt.

Der nächste Antrag, wiederum eingebracht von der ÖVP, betrifft die Abtragung des Afritsch-Heims durch den Österreichischen Wohlfahrtsverband Volkshilfe. Auch hier wird die Zuweisung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht ... (GR Dr Herbert Madejski: Entschuldigung, habe ich das richtig verstanden?) Das betrifft den Abbruch. (GR Dr Herbert Madejski: Die Abtragung? - Weitere Zwischenrufe.) Abtragung, ja. Dies wird also vom Antragsteller unterstützt und hat damit trotzdem nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag, ebenfalls eingebracht von der ÖVP, betrifft eine Bausperre zum Plandokument Nr 7711, Areal Hörndlwald. Auch hier wird die Zuweisung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 55 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7456E im 23. Bezirk, KatG Liesing. Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. - Wer der Postnummer 55 zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt.

Es gelangt jetzt die Postnummer 56 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7879 im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf. Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. - Wer dieser Post zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 57 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7847 im 13. Bezirk, KatG Speising. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dipl-Ing Al-Rawi, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Das haben wir schon im Ausschuss angekündigt. Es handelt sich bei diesem Plandokument um ein Plandokument in Hietzing, in Speising. Ich spreche deswegen von diesem Plandokument, weil wir unser bisheriges Abstimmungshandeln verändern werden. Wir haben es bisher abgelehnt.

Das Ganze hat eine Vorgeschichte. In diesem Planentwurf war vorgesehen, in einer Parkgebietsfläche eine Bebauungsmöglichkeit vorzusehen und dort einen Kindergarten zu ermöglichen. Auf Grund des grünen Engagements im Bezirk konnten viele Bewohner gewonnen werden, die dieses Vorhaben auch nicht als ganz vernünftig gesehen haben, da es sich bei dieser Parkfläche um ein attraktives kleines Wäldchen handelt, das so genannte Speisinger Wäldchen, das sehr stark genutzt wird.

Daraufhin ist eine breite Zustimmung im Bezirk erwirkt worden, nachdem sich etliche Leute engagiert hatten, um dieses Wäldchen zu schützen. Es konnte dann auch in Zusammenarbeit mit der MA 21 eine bessere Lösung gefunden werden. Ich danke allen, die daran mitgewirkt haben. Es ist ein besserer Standort für diesen Kindergarten gefunden worden.

In diesem Sinne muss ich noch einmal appellieren: Wenn man die Leute rechtzeitig von solchen Änderungen informiert, es auch aushandelt und darüber diskutiert, findet man letztlich bessere Lösungen. Davon bin ich zutiefst überzeugt. Ich glaube, dass es im Hinblick auf Beteiligung und darauf, wie die Flächenwidmungsplanung in Wien besser funktionieren kann, eigentlich ein ganz gutes Beispiel ist, wenn man sagt: Hier hat man wirklich eine bessere Lösung gefunden, man ist zur Einsicht gelangt, dass es einen anderen Standort gibt, und wir schützen das Wäldchen. Daher möchte ich hiermit, wie gesagt, den Leuten danken, die sich dafür eingesetzt haben.

Wir haben dennoch im Ausschuss diesen Plan noch abgelehnt, weil es da doch die eine oder andere Widmung gibt, die für uns nicht ganz schlüssig war. Ich möchte jetzt nicht ganz genau darauf eingehen. Es war eine Baulandwidmung an der Hetzendorfer Straße, worüber es einige Diskussionen gab. Ich möchte Ihnen da nur noch in Erinnerung rufen, dass dort auch ein Fußweg gewidmet ist, und da geht es dann um den Fußweg zwischen Feldkellergasse ... 

Entschuldigung, ich habe mich versprochen: Hetzendorfer Straße/Feldkellergasse; es geht um einen Fußweg, der von der Feldkellergasse weggeht und dann rund um das Freibad Hietzing führen würde. Es wäre wirklich dringend notwendig, diesen zu realisieren. Wir hoffen, dass das jetzt mit dieser Widmung vielleicht ein bisschen beschleunigt werden kann. 

Wie gesagt, wir werden nun auf Grund dieses vernünftigen Einlenkens zugunsten des Speisinger Wäldchens zustimmen. - Danke. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Es freut mich festzustellen, dass dieser Akt jetzt doch noch einstimmig beschlossen wird und dass die GRÜNEN ihre Meinung im Vergleich zum Abstimmungsverhalten im Ausschuss geändert haben. Ich ersuche um Zustimmung. - Danke.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur Abstimmung. - Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Ich danke für die Einstimmigkeit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 60 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 6984E im 10. Bezirk, KatG Inzersdorf Stadt. Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. - Wer dem Poststück Nr 60 zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dem wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ so zugestimmt, es hat die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 65 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Errichtung eines Kreisverkehrs, Herstellung eines neuen Radweges sowie eine Fahrbahnsanierung auf der Hauptstraße B228. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dkfm Dr Maurer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir werden so wie im Ausschuss dem Akt zustimmen. Nur finden wir das ein bisschen eigenartig. Es geht hier um eine Fahrbahnsanierung und um einen Radweg, aber letztendlich geht es um die B228. Die B228, oder zumindest ein Teil davon, ist jetzt gleichzeitig in der Begutachtungsphase gewesen, und zwar als Plandokument 7221E. Ich möchte nur darauf hinweisen: Das ist das Gebiet, wo Mehrwert Simmering stattfinden soll, und dort ist die B228 als Verbindungsstraße zwischen St Marx und dem Industriegebiet in Simmering eingezeichnet. 

Wir werden uns vehementest gegen diesen Teil der Verbindungsstraße einsetzen, weil das im Grunde genommen nichts anderes als ein Schleichweg für den Schwerverkehr ist, um dem Stau auf der Flughafenautobahn und auf dem großen Autobahnkreuz auszuweichen. Das heißt, Sie werden in Wirklichkeit zwar ein schönes Projekt Mehrwert Simmering konstruieren und uns irgendwie vorlegen, aber Sie werden dann sicherlich mit uns rechnen können. Denn wir wollen nicht, dass man ein sehr gutes Projekt, das die AnrainerInnen sicher auch jetzt schon befürworten und das diejenigen, die wirklich nun schon dort wohnen, goutieren werden, herunterwürdigt, wenn man so will, durch eine schwere Bundesstraße, die dort den Schwerverkehr möglicherweise sogar vierstreifig durchleitet. Deswegen möchte ich ankündigen, dass wir dann vehement dagegen auftreten werden. 

Jetzt allerdings stimmen wir dem Radweg beziehungsweise der Fahrbahnsanierung auf diesem Teil der B228 zu. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Das kann ich kurz machen. Es handelt sich hier, wie gesagt, um eine Fahrbahnsanierung und verschiedene Investitionen, die dort absolut notwendig sind in einem Gebiet, das ja eine gewerbliche und industrielle Entwicklung hat. Insofern sind natürlich auch Verbindungsstraßen zu den Betrieben dort absolut erforderlich. - Daher ersuche ich um Zustimmung zum gegenwärtigen Antrag.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur Abstimmung. - Wer der Postnummer 65 zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 68 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Kostenbeitrag für die Verlängerung des Eisenbahntragwerkes Gudrunstraße. Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. - Wer der gegenständlichen Postnummer zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 69 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7902 im 21. Bezirk, KatG Großjedlersdorf I. Zum Wort ist niemand gemeldet. Daher kommen wir gleich zur Abstimmung. - Wer diesem Poststück zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier stelle ich die Einstimmigkeit fest.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 73 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Stadterweiterungsgebiet 22, Rolandgasse. Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. - Wer diesem Poststück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. (Widerspruch bei den GRÜNEN.) - Entschuldigung, es wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt jetzt die Postnummer 76 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7896 im 11. Bezirk, KatG Simmering und Kaiserebersdorf. Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. - Wer diesem Poststück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 77 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7097E im 11. Bezirk, KatG Kaiserebersdorf. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hora, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich möchte zu diesem Poststück einen Abänderungsantrag einbringen. Es geht um ein Gebiet im südöstlichen Bereich von Simmering. Für jene, die sich in Simmering auskennen: Das ist zwischen der Simmeringer Hauptstraße und der Kaiserebersdorfer Straße. Dieses Gebiet ist landwirtschaftlich geprägt. Bei Durchsicht der Akten ist uns aufgefallen, dass man dort einem Grundstückseigentümer, der zugleich Landwirt ist, etwas zugemutet hat mit einer Bestimmung, mit einer besonderen Bestimmung, wodurch er im Ausüben seiner Tätigkeit eingeschränkt gewesen wäre. 

Ich bringe daher einen Abänderungsantrag ein. Wir haben im Ausschuss noch dagegen gestimmt und werden jetzt drehen, wenn der Abänderungsantrag von Gerstl, Nevrivy, Troch und meiner Wenigkeit angenommen wird. Unser Abänderungsantrag lautet:

„Die für die landwirtschaftliche Fläche vorgesehene besondere Baubestimmung 7, die einen vollkommenen Baustopp vorsieht, soll entfallen, da diese nunmehr geplante BB7 der per Gesetz festgelegten Erlaubnis für eine Bebauung der L-gewidmeten Flächen mit für den landwirtschaftlichen Betrieb notwendigen Gebäuden widerspricht."

Es wird also in Zukunft möglich sein, dass man für die Ausübung der Landwirtschaft notwendige Gebäude in diesem Gebiet situieren darf. Ich denke, dass das im Sinne des Grundstückseigentümers ist, und bitte um Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Troch. Ich erteile es ihm.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja, wir sind stolz auf die Naturlandschaft in Wien. Aber es gibt auch Kulturlandschaft, Kulturlandschaft, die bearbeitet wird. Dazu zählen als Berufsgruppe die Wiener Bauern, die Simmeringer Bauern. Was wir tun wollen und tun können, ist, die Arbeits- und Existenzbedingungen dieser für Wien so wichtigen Berufsgruppe im Sinn einer Nahversorgung mit gesunden Lebensmitteln zu sichern. Daher auch von meiner Seite ein Abänderungsantrag, akkordiert mit den Kollegen Hoch und Hora:

„Für das im Antragsgebiet liegende ländliche Gebiet soll die besondere Bestimmung BB8 wie in der Rechtslage 7097 festgesetzt werden. Die im Antrag 7097 für die Fläche vorgeschlagene besondere Bestimmung BB7 soll entfallen."

Damit soll diese Kulturlandschaft weiterhin im Sinn von landwirtschaftlicher Nutzung bebaut und benutzt werden können.

Ich ersuche um Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Zur gegenständlichen Postnummer liegen mir zwei Abänderungsanträge vor. 

Der erste Antrag, einreferiert von Herrn GR Alfred Hoch, wurde gemeinsam mit Mag Gerstl, Ernst Nevrivy und Dr Troch eingebracht. - Wer diesem Abänderungsantrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und ist ausreichend unterstützt. 

Der nächste Abänderungsantrag, eingebracht von Dr Troch, Hora und Hoch, wurde von Kollegen Troch einreferiert. - Wer diesem Abänderungsantrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest. 

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 77. Wer dieser zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke für die Einstimmigkeit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 79 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Individualantrag auf teilweise Aufhebung des Plandokuments Nr 7677 durch den Verfassungsgerichtshof. Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. - Wer dieser Postnummer zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und ist ausreichend unterstützt.

Es gelangt jetzt die Postnummer 81 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Sachkreditgenehmigung für den „Wiental Highway". Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Ich melde mich nicht, weil es mir darum geht, gegen die Vorlage zu sein, sondern ich melde mich aus einer Vorsicht heraus. 

Vor zwei Jahren bekamen wir zum Thema „Wiental Highway" einen Bericht des Rechnungshofes. Er hat dazu einige Anregungen gegeben und einige Feststellungen gemacht. 

Ich beginne: Beim Bedienungsweg für den Wiental-Radweg Auhof - Hütteldorf haben sich die Baukosten für den im Juni 2005 fertiggestellten Weg von 400 159 EUR gegenüber der Angebotssumme von 233 000 EUR um 71,6 Prozent erhöht. 

Ich setze fort: Der Rechnungshof stellt weiter fest, künftig wäre ein wirksamerer Mitteleinsatz anzustreben. 

Weiters stellt der Rechnungshof fest: Die Gründe für die Kostenerhöhungen liegen vor allem in der Ausschreibung eines unausgereiften und zu diesem Zeitpunkt nicht genehmigungsfähigen Projektes. 

Weiters stellt der Rechnungshof fest, dass die Machbarkeitsstudie für die Ausweitung dieses „Wiental Highways" von einer politischen Steuerungsgruppe, die aus vier Gemeinderäten der politischen Parteien SPÖ und GRÜNE bestehen soll. Die für die generelle Radverkehrsplanung in Wien zuständige MA 18 war nicht eingebunden.

Weiters stellt der Rechnungshof fest, dass sich im Vergleich der Schlussrechnungen vom 31. März 2004 mit der Kostenschätzung der MA 45 in diesem Bereich eine Kostensteigerung um 44,9 Prozent ergeben hat. 

Die Stadt Wien hat zu diesem Rechnungshofbericht gesagt: Sie wird die Bemerkungen des Rechnungshofes aufnehmen und in ihre weiteren Beratungen einfließen lassen. 

Nun habe ich dazu am 20. Juli dieses Jahres eine Anfrage an den Verkehrsstadtrat eingebracht und habe ihn gebeten mitzuteilen, was die konkreten Ergebnisse der Machbarkeitsstudie wären, welche Personen beziehungsweise Institutionen und Firmen an der Machbarkeitsstudie mitgearbeitet haben und welche Beurteilungen dazu abgegeben wurden. Ich habe ihn ersucht, die Machbarkeitsstudie auch dem Verkehrsausschuss vorzulegen. Ich habe ihn gefragt, welche Mandatare in die Machbarkeitsstudie bereits Einblick erhalten durften, et cetera.

Die Antwort war leider mehr als dürftig. Ich erhielt die Antwort: Die Machbarkeitsstudie umfasst 47 Seiten, und sie gliedert sich in eins, zwei, drei, vier, fünf, sechs Punkte. - Was darin steht: „Schmeck's, Kropferter!", nichts. 

Meine Damen und Herren! Das ist eindeutig zu wenig für das Fragerecht der politischen Parteien, ein Recht der Opposition. Dieses parlamentarische Fragerecht versucht man so abzuhandeln, dass man es nicht mit Inhalt füllt. Wir bekamen keine Auskunft darüber, welche Personen in diese Studie bereits Einblick erhalten haben. Wir bekamen keine Auskunft darüber, welche Mitarbeiter an dieser Studie konkret mitgearbeitet haben, außer einem allgemeinen Hinweis, dass es Mitarbeiter der Stadt Wien waren. Zuvor hatte der Rechnungshof noch kritisiert, dass die MA 18 nicht dabei war. Daher möchte ich zumindest wissen, ob da auch die MA 18 dabei war. 

Wir stellen daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag, in dem wir den Stadtrat für Verkehr auffordern, den vollen Umfang der Machbarkeitsstudie „Wiental Highway" den Mitgliedern des Gemeinderatsausschusses für Stadtentwicklung und Verkehr vorzulegen und die Planungen, die darin zum Ausdruck gebracht werden, auch mit den Mitgliedern des Ausschusses zu diskutieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Das möchte ich einfach nur festhalten für den Fall, dass der Rechnungshof die Sache weiter prüft: Dass hier konkret nachgefragt wurde, dass hier extra darum ersucht wurde, dass all das, was zuvor geplant worden war, auch ordentlich diskutiert wurde und auf einer ordentlichen Grundlage beruht - all das, was der Rechnungshof zuvor gefordert hat. 

Ich möchte auch festhalten, dass der Rechnungshof weiß, dass das hier von der Opposition gefordert wurde und dass Sie, wenn Sie dem nicht nachkommen, dann auch die komplette Verantwortung dafür tragen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Mir liegt eine Wortmeldung von GRin Dipl-Ing Gretner zu einer tatsächlichen Berichtung vor. - Bitte.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Herr Kollege Gerstl!

Der Rechnungshof hat damals den ersten Teilabschnitt dieses Radwegs geprüft, der durchs Wiental führt, aber sicher nicht den Rad-„Wiental Highway", den es ja erst ab dem Abschnitt Hütteldorf bis hinein gibt. 

Wenn Sie einmal logisch nachdenken: Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die Sicherheitsmaßnahmen für dieses relativ kurze Teilstück nicht sehr clever waren, weil halt sehr hoch, weil eben Teilstück kurz. Wenn Sie darüber nachdenken: Das Stück wird jetzt länger, also rechnen sich ja diese Sicherheitsmaßnahmen viel mehr. Das müsste eigentlich auch für Sie schlüssig sein.

Abschließend vielleicht noch: Sie sind ja auch in der Bezirkspolitik im 14. Bezirk tätig. Ich würde mich bei Ihrer Art, Politik zu machen, schon einmal fragen, ob Sie nicht eigentlich den Bewohnern im 14. Bezirk keinen Gefallen tun, wenn dieser äußerst sichere und angenehme Weg, im 14. Bezirk Rad zu fahren, von Ihnen immer wieder kritisiert und behindert wird. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm. Die Restredezeit liegt bei ungefähr 14 Minuten.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, diese werde ich nicht ausnutzen.

Es tut mir leid, dass ich mich jetzt noch einmal zu Wort melden muss. Ich habe nicht damit gerechnet, dass ich mich hier mit den GRÜNEN und nicht mit der Regierungsfraktion auseinandersetzen muss. (Zwischenrufe bei SPÖ, GRÜNEN und FPÖ.)
Ich möchte Kollegin Gretner darauf hinweisen, dass im Rechnungshofbericht auf Seite 34 ganz konkret auf das Projekt „Wiental Highway" eingegangen wird und dass dort unter anderem kritisiert wird, dass die MA 18 nicht darin eingebunden ist. Es wird darin auch ein Ausblick auf die Zukunft gegeben. Daran schließe ich an, dass es uns wichtig ist, dass wir eine ordentliche Prüfung durchführen.

Ich sage das deswegen, weil ich das offensichtlich nicht so wie Sie eins zu eins hinnehme, nur weil es Ihren politischen Zielsetzungen entspricht, dass man mehr Radwege als Straßen macht. Ich weiß, dass das Ihr Interesse ist. Mein Interesse ist es, zwar auch Radwege zu machen, aber diese ordentlich auszuführen. 

Sie wissen, dass mein Bezirksrat Hannes Taborsky im 14. Bezirk der Erste war, der dort den Antrag gestellt hat, dass im Wiental der Rad-Highway errichtet wird. Daher können Sie uns nicht so positionieren, dass wir gegen den Radweg wären. Wir sind dafür, dass das mit möglichst geringen Kosten effizient gestaltet wird. (Beifall bei der ÖVP. - GR Prof Harry Kopietz: Er hat einen eigenen Bezirksrat!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich denke mir, es ist einmal festzustellen, dass hier in der Debatte die grundsätzliche Sinnhaftigkeit des „Wiental Highways" nicht in Frage gestellt worden ist. Dieser stellt ja nicht nur einen Quantensprung für die Radfahrerinnen und Radfahrer dar, sondern ist auch ein absolutes „Goodie" für die Bewohnerinnen und Bewohner des 13. und 14. Bezirks. - Das ist das eine.

Ich denke mir auch - und da bin ich in der Frage sogar sehr glücklich, dass ich diesmal als Berichterstatter und nicht als Debattenredner tätig bin -, es ist einmal festzuhalten, dass die Frage der Intensität der Beantwortungsart und der Information, die ein amtsführender Stadtrat im Zuge einer Beantwortung gibt, der Kenntnislage, aber auch der Einschätzung des jeweiligen amtsführenden Stadtrats entspricht. Es ist also keine wie auch immer geartete Einlösung von internen Dokumenten und Ähnliches Bestandteil oder verpflichtendes Informationspotenzial. - Das ist das, was ich feststellen möchte.

Zum Zweiten denke ich mir - und lassen Sie mich das durchaus nicht zynisch feststellen -, die Machbarkeitsstudie des „Wiental Highways" hat auch ein bisschen schon eine historische Dimension. Er wird ja bereits realisiert, das heißt, die Machbarkeit ist durchaus im Maßstab eins zu eins gegeben. 

Auf Grund der aktuellen Debatte habe ich auch den Eindruck, dass das eher eine Kontroverse zwischen zwei Oppositionsparteien und weniger eine Kontroverse mit dem zuständigen Stadtrat ist. Ich glaube, es ist eine politische Diskussion, deren Hintergrund diejenigen, die Projekte in dieser Stadt und das Zustandekommen kennen, durchaus auch erahnen können. Ich denke mir, die Damen und Herren des Wiener Gemeinderates wissen auch ihre Beweggründe des Antrags durchaus als die einzuschätzen, die sie tatsächlich sind. 

In diesem Sinne schlage ich vor und empfehle ich den Damen und Herren des Hohen Gemeinderates, dem Geschäftsstück ihre Zustimmung zu geben, den Antrag jedoch abzulehnen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters hinsichtlich Postnummer 81 die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt.

Es liegt dazu ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP vor. Er wurde ausführlich begründet und dargelegt. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nunmehr zur Postnummer 59 der Tagesordnung. Sie betrifft das Plandokument 7912 im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hora, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Al-Rawi. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Danke, Herr Vorsitzender!

Die Vorsorge für die Ansiedlung von Betrieben im südlichen Wiener Raum zu treffen, stellt ein wirtschaftspolitisches strategisches Anliegen der Stadt dar. Auf Grund der Lage und Konfiguration der bereits verfügbaren Liegenschaften ist es daher sinnvoll, die Ausweisung von Betriebsflächen auch auf den Bereich westlich des bestehenden Logistikzentrums der Post auszudehnen.

Ich möchte hier einen Abänderungsantrag gemeinsam mit der ÖVP, gemeinsam mit den Kollegen Karlheinz Hora, Alfred Hoch und Roman Stiftner, einbringen, in dem es darum geht, dass hier die Grundflächen unmittelbar westlich des Paket-Verteilzentrums der Post und nördlich des als Einbahnstraße ausgewiesenen Grundstreifens ÖBB im Anschluss die Widmung Bauland/Gemischtes Baugebiet/Betriebsbaugebiet erhalten sowie die Bauklasse II und die geschlossene Bauweise festgesetzt werden.

Ich darf diesen Antrag einbringen und mich bedanken. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen daher zur Abstimmung über den Abänderungsantrag.

Wer dem Abänderungsantrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (GR Dr Herbert Madejski: Dem Abänderungsantrag?) Dem Abänderungsantrag. - Dies wird von ÖVP und SPÖ unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 59 der Tagesordnung zur Abstimmung. Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Die Zustimmung erfolgt einstimmig.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 1 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Zukunft durch Bildung", Verein zur Förderung der Integration und Bildung von Personen mit Migrationshintergrund. Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. - Wer der Postnummer 1 zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt jetzt die Postnummer 2 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Universität Wien. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Bacher-Lagler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Ich bitte um Zustimmung. (Zwischenrufe.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir haben gehört, was der Berichterstatter gesagt hat. Damit eröffne ich die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nur für die, die jetzt bei der Tagesordnung gerade nicht wissen, wo wir sind: Wir sind bei einer Subvention an die Universität Wien. Es geht in diesem Fall um den Universitätslehrlang „Muslime in Europa" zur Förderung der Integration und Weiterbildung von Wiener Imamen und SeelsorgerInnen.

Ich wollte diesen Akt zum Anlass nehmen, weil es ja doch schade ist, wenn das ohne Debatte hier in diesem Gemeinderat passiert, wenn ich erinnern darf an Diskussionen, heftige politische Diskussionen, die wir am Anfang dieses Jahres in Österreich erlebten nach der Studie zu den islamischen Religionslehrern und ‑lehrerinnen, wo es auch das Ende eines Religionslehrers gab, der antisemitische Äußerungen gemacht hatte, und wo in einer Studie festgestellt wurde, dass es starke Demokratiedefizite gibt. 

Warum ich jetzt dazu aushole, ist: Wir haben hier im Gemeinderat auch eine Partei sitzen, die Wiener Freiheitliche Partei, die mit markigen Sprüchen - unerträglichen Sprüchen aus meiner Sicht - immer wieder vor allem die Integration fordert. Nun gibt es ja - und wir stimmen natürlich diesem Akt auch zu, gerade deswegen - von der freiheitlichen Seite immer wieder die Forderung, es möge mehr Integration passieren, die demokratischen Werte mögen auch vermittelt werden. Genau das passiert in diesem Akt, und wenn meine Informationen richtig sind, werden sie diesen Akt ablehnen. 

Ich finde, diese Tatsache, dass die Freiheitliche Partei einen Lehrgang für Imame und SeelsorgerInnen an der Uni Wien ablehnt, bedeutet nichts anderes, als dass sie das, von dem sie behauptet, es zu wollen, nämlich Integration, in Wirklichkeit gar nicht will. Und warum will die Freiheitliche Partei keine ausgebildeten ReligionslehrerInnen, keine ausgebildeten Imame und SeelsorgerInnen? Deshalb: Je weniger man für die Integration tut, je weniger man für die Ausbildung dieser Menschen tut und je weniger Kontrolle man auch über Positionen hat, die in den Moscheen vertreten werden, desto mehr kann man hetzen! Und je mehr die Freiheitliche Partei hetzen kann, desto mehr Stimmen gewinnt sie.

Das heißt, die Freiheitliche Partei schreit immer nach Integration, um genau diese nicht haben zu wollen. Das ist eine Tatsache, die einfach einmal in diesem Haus festgehalten werden muss, egal, ob es um Deutschkurse geht, und egal, ob es in diesem Fall um Imame und SeelsorgerInnen geht, die hierher nach Österreich kommen und hier eine Ausbildung über österreichisches Recht, über Gender-Forschung, über die Kultur Österreichs und so weiter und so fort bekommen. Dagegen sind Sie - aber das ist das, was ihr immer fordert! Ich verstehe es nicht. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie verstehen es nicht! Und Sie verstehen die österreichischen Wähler nicht!)
Erlauben Sie mir am Ende noch die Anmerkung, dass wir auch hoffen, dass die zuständigen Regierungsstellen und Behörden, aber auch die islamische Glaubensgemeinschaft eine dementsprechende Ausbildung auch für ReligionslehrerInnen ermöglicht. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Mag Wolfgang Jung: Das Wahlergebnis werden Sie verstehen, Herr Kollege!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Postnummer 2. - Wer diesem Geschäftsstück zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 6 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Dienstvorschrift für Aushilfs- und Saisonbedienstete 1997. Zum Wort ist niemand gemeldet, daher kommen wir zur Abstimmung. - Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt jetzt die Postnummer 9 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Liga für emanzipatorische Entwicklungszusammenarbeit. Zum Wort ist niemand gemeldet, wir kommen daher zur Abstimmung. - Wer dieser Postnummer zustimmt, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - ÖVP, SPÖ und GRÜNE unterstützten dies, damit ist die ausreichende Mehrheit gegeben.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 10 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Volkshilfe Österreich. Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet, und wir kommen zur Abstimmung. - Wer dieser Postnummer zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt.

Es gelangt jetzt die Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzenbecher, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist ... (Widerspruch bei SPÖ und GRÜNEN.) Auf die Wortmeldung wurde verzichtet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Postnummer 11. - Wer diesem Geschäftsstück zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 12 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Geschäftsordnung für den Magistrat der Stadt Wien. Hier ist niemand zum Wort gemeldet, daher kommen wir zur Abstimmung. - Wer der Postnummer 12 zustimmt, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Damit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung behandelt worden.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass der von den GRen Dr Sigrid Pilz und Marco Schreuder eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Antrag betreffend „Ortspolizeiliche Verordnung zur Gewährleistung eines sicheren Zugangs für Frauen zu Frauengesundheitseinrichtungen, die Schwangerschaftsabbrüche durchführen" gemäß § 38 Abs 2 der Geschäftsordnung verlesen und hier auch mündlich begründet werde. Ich bitte daher den Herrn Schriftführer um Verlesung dieses Dringlichen Antrages.

Schriftführer GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein: Ich verlese den Antrag:

„Der Wiener Gemeinderat fordert den Bürgermeister von Wien auf, er möge den Magistrat veranlassen, eine ortspolizeiliche Verordnung auf der Grundlage von Art 118 Abs 6 B-VG und Art 108 WStV mit folgenden Eckpunkten zu erlassen:

1) Personen, die die Vornahme eines nicht strafbaren Schwangerschaftsabbruches verhindern oder zu verhindern versuchen, sei es durch Drohung, durch Ausübung von psychologischem oder moralischem Druck oder jegliche Akte der Einschüchterung gegenüber der Schwangeren oder gegenüber Personen, die an der Durchführung von Abtreibungen mitwirken, sowie Personen, die den freien Zutritt zu konkret betroffenen medizinischen Einrichtungen zu behindern versuchen, soll der Aufenthalt innerhalb eines bestimmten Bereiches nicht gestattet werden. 

2) Alle konkret betroffenen Einrichtungen in Wien, welche bislang mit der Situation der Belästigung ihrer Patientinnen durch radikale AbtreibungsgegnerInnen vor ihren Räumlichkeiten konfrontiert waren, sind namentlich und mit Adresse zu nennen. Auf alle Fälle gehören pro:woman Ambulatorium für Sexualmedizin und Schwangerenhilfe am Fleischmarkt 26/14, 1010 Wien und Gynmed Ambulatorium am Mariahilfer Gürtel 37, 1150 Wien in der ortspolizeilichen Verordnung erwähnt. 

3) Die sinnvolle Weite des Aufenthaltsverbots für Personen, die oben definierte Handlungen setzen, soll in Zusammenarbeit mit den betroffenen Einrichtungen und den Sicherheitsbehörden festgelegt werden. 

4) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Personen, die das Verbot übertreten, aus den festgelegten Bereichen wegzuweisen. 

5) Die weggewiesenen Personen haben den bestimmten Bereich unverzüglich zu verlassen; sie dürfen diesen Bereich nicht ohne Not wieder betreten. 

6) Wer das Verbot missachtet beziehungsweise einer Wegweisung nicht unverzüglich Folge leistet, ist mit einer Verwaltungsstrafe im Strafrahmen gemäß Art 108 WStV zu bestrafen."

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke dem Schriftführer für die Verlesung des Antrags.

Für die nun folgende Begründung des Verlangens auf dringliche Behandlung dieses Antrags sieht die Geschäftsordnung gemäß § 38 Abs 3 eine Redezeit von 20 Minuten vor. Zur Begründung des Verlangens erteile ich Frau GRin Dr Pilz das Wort. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender!

Lassen sie mich als Erstes meiner Bestürzung darüber Ausdruck verleihen, dass die Regierungsbank der SPÖ leer ist. Weder der Herr Bürgermeister, an den dieser Antrag gerichtet ist, noch die zuständigen Stadträtinnen für Gesundheit und Frauenfragen sind anwesend. Offensichtlich ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Aber sie sind im Saal! (Die Amtsf StRinnen Mag Sonja Wehsely und Sandra Frauenberger führen im Bereich der hinteren Bankreihen ein Gespräch.) 

GRin Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): Dann würde ich sie bitten herzukommen und sich die Sache anzuhören (Rufe bei der SPÖ: Na geh? – Also, Entschuldigung! – GRin Anica Matzka-Dojder: Was soll das?! – GR Karlheinz Hora: Über das Thema haben wir schon diskutiert!), denn es geht um eine wichtige Sache, die auch den SPÖ-Stadträtinnen wichtig sein sollte. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) - Bitte, sei so nett und horch dir an, worum es geht! (Rufe bei der SPÖ: Wir hören eh zu!)
Das Thema ist wichtig genug, und das ist heute die Nagelprobe für Sie von der SPÖ, wie Sie reagieren auf klare und einsichtige und vor allem gut argumentierte politisch wichtige Forderungen der GRÜNEN. Es ist eine Nagelprobe, die zeigen wird, ob Sie es bei Lippenbekenntnissen belassen, was den Schutz und die Unterstützung der Frauen betrifft, oder ob Sie Ernst machen und in Wien eine Politik machen, die für die Frauen Sicherheit und Würde bedeutet. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Die Debatte, die in den letzten Wochen vom Zaun gebrochen wurde, weil es etliche gesellschaftliche Kräfte in Österreich nicht akzeptieren können, dass man würdigt, dass eine Institution wie pro:woman am Fleischmarkt seit 30 Jahren wichtige und gute und unentbehrliche Leistungen für die Frauen in diesem Land und nicht nur in dieser Stadt erbringt; dass eine derartige Feierlichkeit den Anlass gibt, dass viele, von denen wir meinen, dass sie endlich hätten verstehen müssen, wie die Dinge in Österreich liegen, sich nun ermutigt fühlen, alte Debatten wieder aufzuwärmen - das ist der wahre Skandal!

Da geht es nicht nur um die militanten Abtreibungsgegner und -gegnerinnen – von denen wird heute auch noch ausführlich die Rede sein, ebenso wie davon, wie man gegen diese die nötigen Schritte einleiten kann -, sondern es geht mir jetzt in meinem Redebeitrag um das gesellschaftliche Klima, das seit Neuestem wieder Dinge zur Debatte stellt, die wir vor mehr als 30 Jahren außer Streit gestellt haben. Und da ist jetzt die SPÖ, die Stadtregierung, gefordert, Farbe zu bekennen. 

Kardinal Schönborn hat aus Anlass dieser Debatte „30 Jahre pro:woman" Herrn Bgm Häupl einen Brief geschrieben, und in diesem Brief - er hat ihn ja veröffentlicht - hat er seine Haltung verdeutlicht: Abtreibung sei keine Lösung, es gehe um die Tötung menschlichen Lebens. Und er hat an den Herrn Bürgermeister die Forderung gerichtet, einen Runden Tisch für flankierende Maßnahmen zur Fristenregelung einzurichten. 

Der Herr Bürgermeister ist der Forderung nach einem Gespräch nachgekommen, und dann haben eben zwei Herren im Alter von Großvätern darüber gesprochen, was für Frauen im gebärfähigen Alter gut und richtig ist. (GR Karlheinz Hora: Also, das ist eine ...! – GR Franz Ekkamp: Sehr tief!)
Herr Kardinal Schönborn ist in seiner Forderung klar, und ich kann verstehen, dass die katholische Kirche in dieser Frage eine Position hat. Etwas völlig anderes ist es, was der Herr Bürgermeister für diese Stadt sicherzustellen hat. Und die flankierenden Maßnahmen, die gefordert sind, die könnten wir dem Herrn Bürgermeister sehr gerne verdeutlichen. Ich hoffe, dass der Herr Bürgermeister - er hat nicht veröffentlicht, was das Ergebnis des Gesprächs mit dem Herrn Kardinal war - den Herrn Kardinal erinnert hat, dass im April 2008 der Europarat eine Resolution verabschiedet hat, in der die 47 Mitgliedstaaten eine Empfehlung abgegeben haben mit dem Ziel, den Frauen einen besseren Zugang zur Abtreibung zu ermöglichen, die Abtreibung zu entkriminalisieren, Aufklärung zu ermöglichen und Prävention anzubieten. Es geht - und da war der Europarat klar - um den barrierefreien Zugang zum Schwangerschaftsabbruch. 

Ich hoffe, der Herr Bürgermeister hat dem Herrn Kardinal gesagt, was er sich unter flankierenden Maßnahmen vorstellt: Dass diese Dinge, diese Resolution des Europarates auch in Österreich aktiv umgesetzt werden.

Und ich hoffe, der Herr Bürgermeister hat mit den flankierenden Maßnahmen, um die es hier geht, gemeint, mit den modernen Märchen aufzuhören, den modernen Märchen, die von den Abtreibungsgegnern und -gegnerinnen, und nicht nur von den militanten, in die Welt gesetzt werden und die da sind: Es gebe ein Post-Abortion-Syndrom, also eine Depression, eine Krankheit der Frauen, die, geplagt von Schuldgefühlen, in psychische Erkrankung kippen würden, weil sie abgetrieben haben.

Diese pseudowissenschaftlichen Studien, die politisch motiviert sind, sind längst entlarvt als das, was sie sind: als wissenschaftlicher Unfug. Und wenn das auch - und der Herr Kardinal hat so argumentiert - von der katholischen Kirche verwendet wird, dann hoffe ich, dass der Herr Bürgermeister die Dinge hier klargestellt hat.

Und ich hoffe, dass der Herr Bürgermeister auch deutlich gemacht hat, dass die Zahlen, die aus politisch durchsichtigen Motiven verwendet werden, wonach nämlich die Zahl der jungen Mädchen, die Abtreibungen vornehmen, steigt, ebenfalls zu widerlegen sind. Die Zahlen bleiben seit Jahren konstant. Und das Problem des Schwangerschaftsabbruchs ist sehr häufig auch das Problem von Frauen, die ihre Kinder, die sie wollten, bereits geboren haben und die mit einer Familienplanung im Sinne von weiteren Kindern bereits abgeschlossen haben.

Und der Herr Bürgermeister hat hoffentlich dem Herrn Kardinal gesagt, dass unter flankierenden Maßnahmen Lebensschutz zu verstehen ist. Ja, der Herr Kardinal spricht immer von Lebensschutz - reden wir also auch von Lebensschutz! Und wir meinen damit den Schutz der Frauen, die nur durch eine qualitativ gut gemachte und medizinisch untadelige Abtreibung in guter klinischer Umgebung vor gesundheitlichen Schäden bewahrt werden. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Lebensschutz heißt, den Frauen hier kein Risiko zuzumuten und nicht durch eine Infragestellung der Abtreibung der Gefahr Vorschub zu leisten, dass es – und das wäre der Albtraum für, glaube ich und hoffe ich, die meisten Frauen hier im Saal –wieder zurückgeht auf den Küchentisch und zur Stricknadel. Niemand kann das wollen, und Lebensschutz muss klar der Schutz der Frau vor psychischer und physischer Gefährdung sein.

Die flankierenden Maßnahmen, wie wir sie uns vorstellen, sind eine offensive Strategie, die klar auftritt gegen diese neue Propaganda gegen die Frauen und gegen den Schwangerschaftsabbruch. Es geht schlicht und einfach darum, dass man die reproduktiven Rechte der Frauen verteidigt und die Frauen nicht wieder unter Druck setzt, sodass sie sich rechtfertigen müssen, weil sie für sich selbst entscheiden wollen, wann und wie viele Kinder sie bekommen.

1975 ist mit dem Gesetz über die Fristenlösung eine sehr, sehr wichtige Entscheidungsfreiheit gewonnen worden. Und was für mich das Besorgniserregendste an der jetzigen Debatte ist, ist der Umstand, dass man wieder versucht, den Zugang zu erschweren, einen Diskurs der Ablehnung führt, dass es offensichtlich wieder so sein soll, dass Frauen sich moralisch und vor allem offensichtlich auch religiös unter Druck gesetzt fühlen, wenn sie einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen.

Und es gibt auch diejenigen – und da zähle ich die Frauen und die Männer von der SPÖ dazu –, die sagen, wir wollen - und das will ich hier überhaupt nicht in Zweifel ziehen -, dass den Frauen diese Möglichkeit offensteht. - Das ist aber nicht genug, man muss sie absichern! Man muss sie absichern durch hohe Qualität, durch Unterstützung, durch Respekt und Anerkennung ihrer Entscheidung. Und wenn wir Respekt und Anerkennung ihrer Entscheidung voraussetzen, dann heißt das auch, dass wir ihnen den Zugang zu dieser medizinischen Leistung nicht erschweren, sondern ermöglichen und erleichtern.

Das hat in Wien ein paar Voraussetzungen. Wenn es weiterhin so ist, dass die Halbherzigkeit der SPÖ in Vollziehung dieser Haltung bedeutet, dass man sagt: Seien wir froh, dass der Schwangerschaftsabbruch im Wesentlichen privatisiert ist und dass die Wiener Spitäler da keine besondere Rolle zu spielen haben!, dann ist das halbherzig und bleibt ein Lippenbekenntnis. In so vielen anderen Bereichen legt die SPÖ Wert auf die öffentliche Zurverfügungstellung von Leistungen, bei der Abtreibung hingegen, diesem wichtigen, gesellschaftspolitisch nach wie vor so umstrittenen Thema ist sie offensichtlich daran interessiert, dass das andere machen. Sonst wäre es nicht zu erklären, dass die Spitäler des Krankenanstaltenverbundes, die ohnehin erst seit 2003 offen für Schwangerschaftsabbrüche sind, so beschämend niedrige Zahlen zu verzeichnen haben. 

Wir haben eine Anfrage gemacht, nicht nur eine, aber die jüngsten Zahlen dazu sind völlig klar: Im SMZ-Ost und im AKH gibt es keine Abtreibungen ohne medizinische Indikation. 2004 gab es im Wilhelminenspital 12, in der Semmelweis-Klinik gut 230, im KFJ 53, in Lainz 40, in der Rudolfstiftung 165. - Seither sind die Zahlen nur mehr gesunken. Das heißt, man macht keine Politik des offensiven Barriereabbaus, sondern man sagt: Nun, wir können ja keine Ärzte und Ärztinnen zwingen! - Davon spricht ja auch niemand. Aber eine Politik, die den Frauen mit Respekt und Anerkennung ihrer Entscheidung den Zugang in den öffentlichen Spitälern aufmacht, die sieht anders aus! Denn dann wären die Zahlen anders. Der Schwangerschaftsabbruch im öffentlichen Spital kostet 300 EUR - ohnehin schon sehr, sehr teuer. Aber anderswo ist er noch teurer, und man könnte sich und sollte sich dazu entscheiden, den Anteil der öffentlichen Spitäler auszubauen.

Frankreich hat vorgezeigt, wie das geht. In Frankreich ist jedes Spital, das eine gynäkologische Abteilung hat, dazu verpflichtet – verpflichtet! -, den Schwangerschaftsabbruch in seinem Bereich zu ermöglichen. Und jeder Abteilungsvorstand ist ebenfalls verpflichtet, dazu auch einen Arzt oder eine Ärztin seiner Abteilung anzubieten und den Frauen damit in jedem Spital diese Möglichkeit einzuräumen. 

In Wien geht man diesen Schritt nicht, und es wird die Besetzung der neuen Leitung der Semmelweis-Klinik, die soeben vorgenommen worden ist, zeigen, was diese Entscheidung wert ist. Denn wenn es so ist - und wir wissen das, und die Frau Stadträtin wurde von mir auch schon damit konfrontiert -, dass man ärztliche Leitungen hat, die für sich persönlich die Durchführung eines Abbruchs ausschließen, dann ist das auch ein Signal nach innen.

Ich glaube, dass die französische Lösung die einzige ist, die wir in Wien tatsächlich anstreben sollten, damit die Frauen die Möglichkeit haben, im öffentlichen Spital die Abtreibung vorzunehmen. (Beifall bei der GRÜNEN.) 

Wir haben auch einen entsprechenden Beschluss- und Resolutionsantrag eingebracht, und wir gehen davon aus, dass Sie zustimmen, wenn Sie die Frauen wirklich unterstützen wollen und nicht nur Lippenbekenntnisse abgeben. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Die Halbherzigkeit der Sozialdemokratie zeigt sich auch an dem Umstand, dass es nach wie vor nicht möglich ist, die Abtreibung auf Krankenschein durchzuführen - eine langjährige Forderung der GRÜNEN. Klar ist, dass hier der Bund zuständig ist. Aber wir haben einen sozialdemokratischen Gesundheitsminister, und es wird für die SPÖ heute die Möglichkeit geben, dem Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Schwangerschaftsabbruch auf Krankenschein hier zuzustimmen. - Im Übrigen sind wir diesbezüglich eine unrühmliche Ausnahme in Europa: In den meisten Ländern Europas wird der Schwangerschaftsabbruch auf Krankenschein finanziert. In Wien ist es teuer. Sie wissen das: Rund 300 EUR in einem öffentlichen Spital, bei den privaten Einrichtungen zwischen 460 und 560 EUR. Das können sich viele Frauen sehr, sehr schwer leisten. Stimmen Sie daher unserem Beschlussantrag zu, der wie folgt lautet:

„Der Gemeinderat ersucht die Bundesregierung, dafür Sorge zu tragen, dass es künftig möglich sein wird, einen Schwangerschaftsabbruch auf Krankenschein zu erhalten." 

Wir werden heute noch einen weiteren Antrag einbringen, und das ist der lange und große Beschluss- und Resolutionsantrag, der sich damit beschäftigt, den Schutz der Frauen vor Belästigung im Rahmen ihres Besuches bei den privaten Einrichtungen zum Schwangerschaftsabbruch zu gewährleisten, sicherzustellen, dass diese Belästigung hintangehalten wird. Meine Kollegin, Frau StRin Vana, wird dazu inhaltlich ausführlich Stellung nehmen. Ich bringe daher den Beschluss- und Resolutionsantrag ein - weil ich Gemeinderätin bin und Monika Vana Stadträtin -, und sie wird dazu sprechen und wird auch die Begründung umfassend darlegen.

Dazu möchte ich aber doch noch ein paar Worte sagen, die auch wieder den Gesundheitsbereich betreffen: In Salzburg wird der Schwangerschaftsabbruch am Gelände des Landeskrankenhauses durchgeführt, von einer privaten Filiale von Gynmed. Dort ist die Belästigung der Frauen praktisch auf null zurückgegangen. Und warum? - Weil die Einrichtung im Spital ist und weil es für die Menschen, die meinen, Frauen belästigen zu müssen, bevor sie zu dieser Einrichtung gehen, nicht möglich ist, sie zu identifizieren. In ein öffentliches Spital gehen Frauen aus unterschiedlichen Gründen, und man kann Frauen nicht sozusagen diskriminieren auf Grund ihres Wunsches, dort eine Abtreibung vorzunehmen.

Ich wiederhole hier einen Vorschlag, den wir schon aus Anlass der Einführung des Wegweiserechts gemacht haben: Warum bietet man den privaten Institutionen in Wien nicht an, in die Räumlichkeiten des Krankenanstaltenverbundes einzuziehen? Man kann hier mit Mietverhältnissen die Möglichkeit sozusagen einer In-house-Lösung auch für die privaten Ambulatorien anbieten. Das hieße, dass die militanten Abtreibungsgegner und -gegnerinnen keine Möglichkeit mehr haben, Frauen zu identifizieren und zu belästigen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Das wäre eine Lösung, die viel von dieser Debatte entkräften würde. Es gäbe schlicht und einfach keine Möglichkeit. 

Ich schließe damit, dass ich sehr eindringlich an die Sozialdemokratie appelliere, hier und heute zu beweisen, dass es Ihnen nicht egal ist, wenn es wieder einen Diskurs gibt, der lautet: Frauen, ihr müsst euch rechtfertigen, ihr müsst euch Druck aussetzen lassen und ihr müsst euch für euren Wunsch, euer Leben selbst in die Hand zu nehmen, irgendjemandem gegenüber in Erklärungsnot bringen! - Das soll nicht sein, und das darf nicht sein. 

Die GRÜNEN stehen für eine unverbrüchliche Unterstützung der Frauen, und wir hoffen auf Ihre Zustimmung zu unseren Anträgen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke der Frau Gemeinderätin für die Begründung dieses Antrags und eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Besprechung des Dringlichen Antrags hat sich Frau StRin Dr Vana zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr, wobei ich darauf aufmerksam mache, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir GRÜNEN haben heute als Dringlichen Antrag ein sehr ernstes Thema gewählt: das Thema Schwangerschaftsabbruch und Zugang zum Schwangerschaftsabbruch in dieser Stadt. 

Ich möchte vielleicht, um Missverständnissen vorzubeugen, vorausschicken, dass wir GRÜNEN Schwangerschaftsabbruch nicht als erfreuliche oder gar zu fördernde – wie uns in der Diskussion der letzten Wochen sogar unterstellt wurde, auch von einigen Medien - Angelegenheit betrachten. Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen, machen sich die Sache nicht leicht. Sie sind in einer Notsituation. Es ist eine Krisensituation. Und selbstverständlich wollen wir GRÜNEN eine Gesellschaftspolitik, die ungewollte Schwangerschaften verhindert und gewollte Schwangerschaften fördert. 

Genau aus diesem Grund sehen wir selbstverständlich in der Gesellschaftspolitik die Prävention ungewollter Schwangerschaften als eine der Prioritäten insbesondere auch in der Sexualpädagogik an Schulen an. Und aus diesem Grund wird heute meine Kollegin Susanne Jerusalem auch eine Reihe von Anträgen stellen, genau zu diesem Thema: Wie können ungewollte Schwangerschaften verhindert werden? Wie kann die Sexualpädagogik an Schulen auf eine bessere, modernere und auch geschlechtergerechtere Basis gestellt werden? 

Aber wir haben seit 34 Jahren in diesem Land – oder: so dachten wir bisher - einen großen gesellschaftlichen Grundkonsens, nämlich die Fristenregelung: Dass es das Recht der Frau ist, über ihren Körper und die Zahl ihrer Kinder selbst zu bestimmen. Und es kann nicht sein, dass dieser gesellschaftliche Grundkonsens jetzt, wie wir es bei den Demonstrationen Anfang September erleben mussten, von reaktionär-konservativen Kräften - die leider zum Teil auch politisch von Teilen der ÖVP unterstützt wurden, jedenfalls aber von der gesamten Kirche unterstützt wurden – in Frage gestellt wird, dass hier das Rad der Geschichte zu Lasten der Frauen zurückgedreht wird. 

Wir haben heute den Dringlichen Antrag gestellt, weil wir in diesem Zusammenhang in Wien eine unerträgliche Situation vorfinden. Meine Vorrednerin, Frau Dr Pilz, hat es schon angesprochen: Seit mehr als zehn Jahren sind Frauen, die an privaten Kliniken einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen lassen wollen, Psychoterror ausgesetzt. Jawohl! Wer vielleicht bisher geglaubt hat, es handle sich um normales Ansprechen oder Belästigungen oder auch so genannte unzumutbare Belästigung, wie sie im Landes-Sicherheitsgesetz vor ein paar Jahren verankert wurde, der irrt. Es sind nicht nur unzumutbare Belästigungen, es ist, wie auch das Oberlandesgericht bereits festgestellt hat, Psychoterror - seit mehr als zehn Jahren. 

Sie erinnern sich sicher: Die ersten Medienberichte dazu kamen 1998, 1999. Also vor genau zehn Jahren gab es den ersten Antrag der GRÜNEN im Nationalrat auf Schutzzonen. Seither ist nicht sehr viel passiert. Frau Dr Pilz hat es schon angesprochen, es gibt eine Reihe von Entschließungen des Europäischen Parlaments gegen diese Radikalisierung in der Abtreibungsfrage und auch zur Bestrafung dieser so genannten religiösen Eiferer, die diesen Psychoterror ausüben. Zuletzt hat auch der Europarat 2008 in dieser Frage eine Empfehlung an die Mitgliedstaaten ausgesprochen, diese Probleme doch ernsthaft anzugehen und wirklich auch mit Strafen gegen diesen Psychoterror vorzugehen. 

Wir sprechen bei diesem Psychoterror von Gewalt, die seit über zehn Jahren auf den Straßen und zum Teil auch in den Häusern selbst, in den Einrichtungen, in denen Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen werden, quasi geduldet ist. Wo bleibt hier der Aufschrei der Politik? Wo bleiben die Lösungen?, fragen wir GRÜNEN. Bis auf das Landes-Sicherheitsgesetz, das 2005 verschärft wurde und womit ein Wegweiserecht eingeführt wurde, hat sich in dieser Frage nicht viel getan. Und wir wissen, dass dieses Wegweiserecht auch nicht greift. Es hat keine Sanktionen vorgesehen, es ist nicht nachhaltig. Die Polizei weist zwar die radikalen Eiferer weg, aber sie sind fünf Minuten oder zehn Minuten später wieder da. Und wer glaubt, dass das einzelne Personen und einzelne religiöse Eiferer sind, der irrt. Es ist eine sehr gut organisierte, sehr gut international vernetzte und auch finanziell sehr gut ausgestattete, sehr hoch dotierte internationale Vereinigung, HLI - Human Life International -, die hier am Werk ist und diesen Psychoterror ausübt. 

Was passiert? - Nur um das zu veranschaulichen: Frauen vor Antreibungskliniken werden beleidigt, als Mörderinnen beschimpft, bedrängt, bedroht, man stellt sich ihnen direkt in den Weg und hindert sie am Betreten des Hauses - nicht nur Frauen, die eigentlich in die Klinik wollen, sondern alle Frauen, auch diejenigen, die in diesem Haus wohnen oder die nur zufällig in dieses Haus hineingehen, weil sie jemanden besuchen oder weil sie, wie ich, einen politischen Termin dort haben, oder aus anderen Gründen. Alle diese Frauen werden festgehalten, es werden ihnen Gegenstände überreicht, die Frauen werden fotografiert, es wird von den radikalen Eiferern minutiös Buch geführt, es werden Fotos gemacht, Autos fotografiert, Auto-Kennzeichen aufgeschrieben, es wird festgehalten, wer denn da vor diesen Kliniken parkt, wer dort hineingeht, und das während der gesamten Öffnungszeiten der Kliniken. Das ist also kein Einzelfall, der nur ab und an passiert, sondern es passiert jeden Tag zu den Öffnungszeiten der Kliniken in dieser Stadt. Manche Frauen werden beim Verlassen der Klinik sogar bis in die U-Bahn hinein verfolgt, als Mörderinnen beschimpft und quasi wie Freiwild behandelt. 

Das hat nicht nur psychische Folgen für die Frauen - meine Vorrednerin hat es schon angesprochen -, das hat selbstverständlich auch eine gesundheitspolitische Dimension. Denn gerade durch die Belästigung vor und auch direkt nach diesem sensiblen medizinischen Eingriff sind die Patientinnen einer extremen psychischen Stresssituation ausgesetzt, die sich selbstverständlich auch negativ auf die Heilungschancen auswirkt. 

Dieses Problem hat also nicht nur eine - ich nenne sie - moralisch-politische oder frauenrechtlerische, sondern es hat auch eine starke gesundheitspolitische Komponente. Auch das medizinische Personal, das tagtäglich diesen wiederkehrenden Belästigungen ausgesetzt ist, ist entsprechend betroffen. Und ich denke, es ist einer Stadt wie Wien unwürdig, wirklich unwürdig, einen solchen Zustand seit über zehn Jahren zu dulden. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es kann nicht sein, dass der Zugang zu einer medizinischen Leistung für Frauen ein Spießrutenlauf ist, noch dazu für Frauen in Krisensituationen, und dass dieser Spießrutenlauf mit Gewalt einhergeht und damit gesundheitsgefährdend ist. In keinem anderen Bereich, meine Damen und Herren, glaube ich, ist es vorstellbar, dass Menschen über Jahre derartig belästigt werden, aber mit Frauen kann man es ja anscheinend machen. 

Eine aktuelle Umfrage des Integral-Instituts bestätigt übrigens auch den dringenden Handlungsbedarf. Es gab vor ein paar Wochen eine Blitzumfrage, in der Frauen direkt über ihre Meinung zu den Abtreibungsgegnern befragt wurden: Ob sie von ihnen gehört haben und ob sie sich durch die Situation vor den genannten Kliniken auch belästigt fühlen. 92 Prozent der befragten Frauen haben angegeben: Ja, sie fühlen sich massiv belästigt und auch bedroht. Und die überwiegende Mehrheit der Frauen hat zum Teil von sich aus, wie wir gehört haben, hier Maßnahmen verlangt, und zwar strenge Maßnahmen - wie sie auch, wie wir gehört haben, in anderen Ländern wie Frankreich möglich sind -, hat Schutzzonen verlangt oder eine bundesgesetzliche Regelung, jedenfalls ein Verbot dieser religiösen Aktivitäten.

In Österreich fehlen uns bisher - ich habe das angesprochen - entsprechende politische Schritte. Außer der Novellierung des Landes-Sicherheitsgesetzes, die nicht viel gebracht hat, ist hier nicht viel geschehen. Die beste Lösung in dieser Frage - und zu dieser bringen auch die SPÖ und die GRÜNEN heute einen gemeinsamen Antrag ein, Frau Dr Pilz hat es schon angesprochen - wäre sicher eine bundesgesetzliche Lösung, eine bundesgesetzliche Lösung nach dem französischen Vorbild: In Frankreich besteht seit 2001 ein Verbot, Frauen an einem Schwangerschaftsabbruch oder an den nötigen Voruntersuchungen zu hindern. Dieses Verbot hat auch zu einem sofortigen Stopp der Aktivitäten dieser radikalen AbtreibungsgegnerInnen geführt. Es ist ein sehr erfolgreiches Gesetz. Es war natürlich bei seiner Einführung in Frankreich umstritten, aber mittlerweile ist es aus der dortigen Rechtsprechung nicht mehr wegzudenken. Und es lässt sich mithin sagen, dass Österreich hier eine dramatische Gesetzeslücke aufweist, nämlich: Dieses Verbot, eine Frau am Schwangerschaftsabbruch zu hindern, ist in der österreichischen Rechtsordnung nicht verankert. Das erklärt ja die Problemlage, die wir auch juristisch haben. 

Das heißt, diese Gesetzeslücke ist sofort zu schließen. Ich sage, sofort, weil das Problem akut ist. Ich glaube nur nicht daran! Selbst wenn sich die SPÖ jetzt auch dafür einsetzt, dass diese französische Regelung auf Bundesebene in Kraft tritt - ich glaube nicht daran, denn: Wenn ich mir die jüngsten Aussagen aus der ÖVP zu dieser Thematik anschaue und die Aussagen von Staatssekretärin Marek, die die Fristenregelung sogar noch verschärfen will, indem sie eine Bedenkzeit einführen will, oder auf so abstruse Ideen kommt, wie an alle Frauen, die einen Schwangerschaftstest kaufen, Broschüren zu verteilen, an denen die Kirche mitgearbeitet hat, dann glaube ich, dass es in den nächsten Monaten oder selbst in dieser Legislaturperiode auf Bundesebene zu keiner entsprechenden Regelung, wie es sie in Frankreich gibt, kommen wird. Auch wenn sich die Sozialdemokratie jetzt dafür einsetzt - und das glaube ich Ihnen sogar, denn auch die Frauenministerin hat sich einige Male in dieser Frage zum Teil auch sehr provokant geäußert, und das finden wir gut -, wir glauben nicht, dass es in dieser Legislaturperiode zu diesem so wichtigen Gesetz kommt.

Das heißt, wir müssen alle Mittel ausschöpfen, die es in Wien gibt und die Wien hat, um diesem Psychoterror ein sofortiges Ende zu setzen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Und Wien hat Möglichkeiten! Wir haben schon vor einigen Jahren darauf hingewiesen und entsprechende Anträge eingebracht. Wien hat Möglichkeiten, nämlich die Möglichkeit einer so genannten ortspolizeilichen Verordnung. Der Antrag liegt Ihnen vor. Eine solche ortspolizeiliche Verordnung wird in vielen, vielen anderen Fällen seit Jahren erlassen, ortspolizeiliche Verordnungen in Wien sind nichts Neues. Der Bürgermeister kann eine ortspolizeiliche Verordnung erlassen und kann damit bestimmte Handlungen verbieten oder sanktionieren. Das kann er. Das Bundesrecht räumt ihm dies ein. Und zwar sagt die Bundesverfassung in Artikel 118 Absatz 6, dass der Bürgermeister zur Abwehr beziehungsweise Beseitigung der das örtliche Gemeinschaftsleben störenden Missstände eine solche ortspolizeiliche Verordnung erlassen kann. Und nach Meinung von vielen, vielen ExpertInnen - und wir GRÜNEN haben uns, anstatt uns mit Kardinal Schönborn zu treffen, wirklich mit den ExpertInnen und mit den Betroffenen hier im Rathaus an einen Runden Tisch gesetzt - ist diese ortspolizeiliche Verordnung nicht nur möglich, sondern sie ist auch dringend und wünschenswert. Und wir stellen heute den Antrag auf Erlassung dieser ortspolizeilichen Verordnung. 

Es gibt dazu den Vorschlag, der vom Verein österreichischer Juristinnen ausgearbeitet ist, und wir haben uns mit diesem Vorschlag nicht leicht getan, denn man kann natürlich auch Gegenargumente - wie auch damals im Zuge des Landes-Sicherheitsgesetzes und im Zuge der Debatten über Schutzzonen - dagegen vorbringen, weil man natürlich auch Bedenken dahin gehend anbringen kann: Was bedeutet das für die Versammlungsfreiheit, für die Meinungsfreiheit, für die Nutzung von öffentlichem Raum in dieser Stadt, der gerade uns GRÜNEN auch sehr, sehr wichtig ist? 

Aber der vorliegende Vorschlag der GRÜNEN ist hier eindeutig: Es soll nicht pauschal ein Wegweiserecht oder Sanktionen oder gar ein Aufenthaltsverbot geben, wie dies in manchen anderen Ländern der Fall ist, also pauschale Schutzzonen oder Bannmeilen - das wollen wir nicht -, sondern wir wollen eine ortspolizeiliche Verordnung, die klar benennt, um welche Gruppen von Menschen es geht. Und das kann man juristisch nämlich: Für Menschen - so wie es auch in Frankreich im entsprechenden Gesetz geregelt ist -, die Frauen an einem Schwangerschaftsabbruch oder den nötigen Voruntersuchungen hindern wollen, für diese Gruppe von Personen soll diese ortspolizeiliche Verordnung gelten. Es ist uns GRÜNEN bewusst, dass dieses Instrument der ortspolizeilichen Verordnung ein schwieriges und ein sensibles ist, dass es in Ermangelung zeitlich realistischer anderer - auch besserer - Lösungen zustande kommt und dass wir eben ausschließlich jene Handlungen, die das Recht auf ungehinderten Zugang zu einem Schwangerschaftsabbruch verletzen, für einen möglichst kleinen, aber dennoch möglichst handlungswirksamen Raum definieren wollen. Den Inhalt werde ich Ihnen nicht noch einmal vorlesen, er wurde schon verlesen. 

Ich hoffe nach wie vor auf die Zustimmung der SPÖ in dieser Frage. Es gab in den letzten Wochen wieder sehr viele Lippenbekenntnisse über das Recht der Frau auf Schwangerschaftsabbruch. Auch die Frauenministerin hat gesagt: Jede Frau, die einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen will/muss, wird von mir geschützt! - Ich erhoffe mir ein Bekenntnis, wonach jede Frau auch von der Politik - denn das ist unsere Aufgabe - in ihren Rechten geschützt wird, auch von der Wiener Stadtregierung. Ja, das erfordert vielleicht einmal auch politischen Mut, aber ich hoffe, dass Sie diesen politischen Mut haben, auch wenn Sie rechtlich zweifeln, dass eine solche Verordnung hält. Wir haben in anderen Fällen auch schon einmal mutige Wege gewählt, in der Frage des kommunalen Wahlrechts zum Beispiel. Das heißt, auch hier könnte man es durchaus darauf ankommen lassen, dass der Verfassungsgerichtshof die Notwendigkeit einer solchen ortspolizeilichen Verordnung prüft. 

Wir GRÜNEN wollen jedenfalls in dieser Frage nicht länger wegschauen. Wir wollen und wir müssen - denn das ist unsere Aufgabe als PolitikerInnen, egal, wie wir in diesem Haus zur Fristenregelung stehen - Frauen in dieser Stadt vor Gewalt schützen. Und ich möchte, dass wir das heute tun. Das ist ein wichtiges Signal, und es ist ein notwendiges Signal. 

Ich möchte noch kurz zu einem anderen Antrag Stellung nehmen, den mein Kollege Schreuder dann einbringen wird. Er betrifft die Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs. Es ist dies ein Antrag, der sich an die Bundesregierung richtet. Denn was vielleicht viele von Ihnen in diesem Haus nicht wissen, ist, dass Schwangerschaftsabbruch in Österreich eigentlich immer noch ein Verbrechen darstellt und nicht wirklich eine legale Handlung. Die Legalität des Schwangerschaftsabbruchs ist nämlich die Ausnahme von der Regel. Die §§ 96 bis 98 im Strafgesetzbuch regeln, dass Schwangerschaftsabbruch und auch alle, die bei einem Schwangerschaftsabbruch mithelfen, also Ärzte und Ärztinnen, zu bestrafen sind, wenn nicht bestimmte Ausnahmen vorliegen. 

Wir GRÜNEN finden, das widerspricht einer modernen Auffassung von Gesundheitsrechten, von den Reproduktionsrechten von Frauen. Wir wollen eine generelle Entkriminalisierung. Das wollen nicht nur wir, das wollen viele, viele ExpertInnen, viele, viele Frauen, die auch eine entsprechende Petition auf unserer Homepage unterschrieben haben. Wir wollen, dass Schwangerschaftsabbruch - wie in den meisten westeuropäischen Ländern, außer Irland, auch - grundsätzlich straffrei ist. Und wir wünschen uns auch hier, dass die Sozialdemokratie in dieser Frage mitgeht, denn eigentlich fordern Sie es ja im Bund. Also lassen Sie uns in Wien doch endlich einmal das umsetzen, was wir im Bund auch fordern! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Bevor ich zur nächsten Wortmeldung komme, komme ich zurück auf das Verlangen der ÖVP, Herrn StR Ellensohn einen Ordnungsruf zu erteilen. Nachdem ich für das schlechte Wort schon einen Ordnungsruf erteilt habe, inkludiert mein Ordnungsruf auch den von der ÖVP geforderten. - Nur damit wir diese Geschäftsordnungsangelegenheit ordentlich abgehandelt haben. 

Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. – Bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte namens unserer Fraktion feststellen, dass wir keine Veranlassung sehen, an der derzeitigen, bestehenden Situation betreffend die Fristenlösung zu rütteln. Ich möchte weiters feststellen, dass wir wollen, dass Frauen, die aus angezeigten Gründen einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen, weil sie sich dazu entscheiden, nicht kriminalisiert werden. Und ich stelle drittens fest, dass wir natürlich dafür stehen, dass, wenn ein Schwangerschaftsabbruch vorgenommen werden muss, dieser unter bestmöglichen medizinischen Voraussetzungen gemacht werden soll. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir Freiheitliche stehen grundsätzlich dagegen, dass Menschen, die sich im öffentlichen Raum bewegen, die Einrichtungen, Institutionen, medizinische Einrichtungen besuchen, die eine Veranstaltung aufsuchen, die sich eben bewegen, die dann zu einem Verkehrsmittel gehen oder von einem Verkehrsmittel kommen, die sich in ihrem Auto bewegen, belästigt, beobachtet, nämlich über die Maßen beobachtet, bedroht oder terrorisiert werden. Ich glaube, das ist etwas, was grundsätzlich gegen keinen Menschen in dieser Stadt stattfinden darf. Es ist keine Frage, dass vor den Einrichtungen Personen aufzutauchen begannen, die sich an die Frauen oder an das medizinische Personal gewendet haben. Aber, sehr geehrte Damen und Herren, wir haben im Fall, wo sich Menschen in dieser Stadt, Frauen, bedroht, belästigt, terrorisiert fühlen, auch ein – wie schon erwähnt – verschärftes Landes-Sicherheitsgesetz. Wir haben die rechtlichen Möglichkeiten, dagegen anzugehen. Man muss sie nur ausschöpfen, und sie müssen natürlich auch vollzogen werden. Dafür stehen wir. Und insofern sehen wir keine Veranlassung, Ihrem heutigen Dringlichen Antrag beizutreten. 

Sie haben eine Reihe von anderen Anträgen auch noch eingebracht, und es war vor allem in der Rede von Frau Dr Pilz schon erschreckend zu hören, dass sie beklagt, dass zu wenig Schwangerschaftsabbrüche in medizinischen Einrichtungen der Stadt vorgenommen werden. Ich glaube - und das geht weit über die Grenzen hinweg, und wir haben das auch am Dienstag im Frauengesundheitsbeirat so ausgesprochen, und da war ja auch die Präsidentin des Instituts für Familienplanung anwesend -, es ist kein Mittel der Familienplanung, sondern es ist immer ein letzter Weg, einen Schwangerschaftsabbruch durchzuführen - dann aber, wenn es sein muss, unter optimalen Bedingungen, das ist keine Frage. Daher muss ich sagen, diese Klage, dass es zu wenig sind, hat schon sehr betroffen gemacht. 

Sie zeigen auch etwa in Ihrem Antrag betreffend den Sexkoffer-neu, wie Sie die Gewichtung sehen. Wenn man sich da Punkt 9, was die Aufklärung betrifft, anschaut - wobei wir selbstverständlich für eine gute, altersgerechte Aufklärung und Information stehen -, muss man sagen, dass die derzeitige Sexualpädagogik überhaupt nicht anzukommen scheint, wenn man eben sieht, dass ein großer, ich sage einmal, Leichtsinn auch gegenüber einer HIV-Infektion besteht, dass immer noch sehr viele ungewollte Schwangerschaften eintreten, wo man doch meinen müsste, über diese Zeit seien wir hinweg. Selbstverständlich: Aufklärung, Information - keine Frage -, aber wenn Sie die Aufklärungsmöglichkeiten etwa rein nach der Geburt mit Babynest, Adoption, Beratungsstellen, Wohnheim, Schulen für junge Mütter umschreiben, dann sehe ich schon, dass Ihre Erstintention diejenige ist, dass die junge Mutter, und sei es auch noch so schwierig, ihr Kind eher weggibt. Ich würde schon sagen, an erster Stelle müsste - und das würde eine Spontangewichtung sein - natürlich eine Unterstützung einer jungen Mutter oder einer Mutter, die vielleicht in finanzieller oder sozialer Not ist, stehen. Ich glaube, auf eines muss man sich einigen können: Es darf nicht das Argument des Materiellen das vorrangige sein, ein Kind nicht in die Welt zu setzen.

Sie verlangen unter anderem auch den Schwangerschaftsabbruch auf Krankenschein. Sehr geehrte Damen und Herren von den GRÜNEN! Schwangerschaft ist keine Krankheit! (Beifall bei der FPÖ.)
Sie wollen die Verhütungsmittel auf Krankenschein, und Sie schränken das nicht ein. Wir haben uns das schon auch überlegt, und ich könnte mir das durchaus vorstellen, wenn es Schülerinnen, Lehrlinge oder Menschen mit einem sehr niedrigen Einkommen betrifft. Aber der Forderung, dass man das allgemein macht, kann ich mich absolut nicht anschließen, denn das würde inkludieren, dass etwa ein gut verdienendes Paar ebenfalls die Verhütung von der Krankenkasse ersetzt bekommt. Überlegen Sie einmal, wie sich Menschen mit sehr niedrigem Einkommen heute um ihre Heilbehelfe kümmern müssen oder wie viel sie dafür investieren müssen! - Das steht in keiner Relation, und insofern lehnen wir das in dieser Form ab.

Zur Entkriminalisierung habe ich schon gesagt, wir sehen die derzeitige Regelung als angemessen. 

Wir werden Ihre Anträge daher zur Gänze ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich habe den Dringlichen Antrag der grünen Fraktion sehr genau studiert, und wir haben offensichtlich unterschiedliche Sachverhalte erhoben. Ich weiß nicht, woher die Informationsquellen der Frau Kollegin Vana stammen. Sie sagt, es gäbe einen dringenden Handlungsbedarf, der Gesetzgeber dulde derzeit Gewalt gegen Frauen, Frauen würden ungehindert belästigt, bedroht und terrorisiert, und das polizeiliche Wegweiserecht würde in der Praxis wenig nützen.

Ich habe meine Erkundigungen in der Bundespolizeidirektion Wien eingeholt. Diese Informationen sagen mir, dass die Auseinandersetzungen vor den Kliniken zurückgegangen sind, dass es die Auseinandersetzungen, wie es sie vor Jahren gegeben hat, mittlerweile nicht mehr gibt, dass sich die Lebensschützer mittlerweile zum weit überwiegenden Teil rechtskonform verhalten und dass es im Jahr 2009 eigentlich, nach Wissen der Bundespolizeidirektion Wien, keine einzige Wegweisung gegeben hat – wenn, dann in minimalem Umfang. (StRin Dr Monika Vana: ... die Innenministerin! – Erkundigen Sie sich wirklich bei der Polizei!)

Ich glaube, sehr geehrte Frau Kollegin, wir gehen nicht nur von unterschiedlichen Fakten aus, sondern auch von einer völlig unterschiedlichen rechtlichen Beurteilung der geltenden Rechtslage. Sie sind der Meinung, es bedarf eines zusätzlichen Schutzes gegen Belästigungen, psychische Gewalt, Bedrohungen oder Terror und fordern deshalb einen zusätzlichen Straftatbestand in einer ortspolizeilichen Verordnung. Ich bin davon überzeugt, dass die geltende Rechtslage eine ausreichende Grundlage bietet, um gegen solche Vorgänge vorzugehen.

Ich darf auf die Paragraphen des Strafgesetzbuches, der Straßenverkehrsordnung und des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes verweisen: Die Nötigung ist in § 105 StGB mit einer Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr bedroht. Die gefährliche Drohung ist gemäß § 107 StGB ebenfalls mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bedroht. Die Beleidigung ist in § 115 StGB geregelt: „Wer öffentlich ... einen anderen beschimpft, verspottet, ..., ist, ... mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen."

Die Straßenverkehrsordnung regelt in § 78 das Verhalten auf Gehsteigen. Dort heißt es: Verboten ist es, „den Fußgängerverkehr ... durch das Verstellen des Weges, durch das Tragen von Reklametafeln ... oder durch unbegründetes Stehenbleiben zu behindern". 

Das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz gibt zwei Paragraphen zur Hand, nämlich die Anstandsverletzung nach § 1 des Gesetzes und den § 3 des Gesetzes, „Abwehr von Belästigungen und Sicherung des Gemeingebrauchs": „Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes können Personen anweisen, folgendes Verhalten einzustellen ...: Wenn diese Personen andere Personen an öffentlichen Orten 1. in unzumutbarer Weise belästigen, insbesondere wenn auf Personen, die sich einer sozialen oder medizinischen Einrichtung nähern, psychischer Druck, wie zum Beispiel durch nachdrückliches Ansprechen oder ... Übergabe von Gegenständen, ausgeübt wird, oder 2. am widmungsgemäßen Gebrauch von öffentlichen Einrichtungen nachdrücklich hindern." „Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes können Personen ... durch unmittelbare Zwangsanwendung vom Ort des Geschehens wegweisen."

Würde sich jetzt jemand dagegen wehren und diese unmittelbare Zwangsanwendung nicht dulden, so läge ein Widerstand gegen die Staatsgewalt gemäß § 269 des Strafgesetzbuches vor.

Sie haben es am Rande angedeutet: Es ist tatsächlich so, dass der Schwangerschaftsabbruch nach geltender Rechtslage nicht legal ist, grundsätzlich nicht legal ist. Er bleibt rechtswidrig, ist aber unter bestimmten Voraussetzungen, nämlich nach § 97 StGB, straffrei gestellt. Es gibt nach geltender Rechtslage kein Recht auf einen Schwangerschaftsabbruch (StR David Ellensohn: Sind die Frauen in der ÖVP auch Ihrer Meinung, Herr Ulm?), aber sehr wohl ein Recht auf Leben.

Was die politischen Forderungen betrifft, so denke ich, dass sie in Ihrem Dringlichen Antrag unzureichend dargestellt worden sind. 
Ich darf auf unsere politischen Schwerpunktsetzungen in unserem Antrag verweisen, den Frau Kollegin Feldmann und ich eingebracht haben. Dort geht es um die statistische Erfassung und Motiverhebung der vorgenommenen Schwangerschaftsabbrüche. Dort geht es um effiziente Hilfestellung für die Frauen durch ausreichende flankierende Betreuungs- und Beratungsmaßnahmen.

Lassen Sie mich mit einem Zitat schließen, das Sie vielleicht überraschen wird, nämlich mit einem Zitat von Bruno Kreisky in einer Rede vor dem österreichischen Nationalrat. Er sagt: „Man muss alles tun, um im Bereich der Politik diesen ganzen Paragraphen" - nämlich § 97 StGB – „so obsolet zu machen, wie dies mit den Mitteln der Politik, Psychologie und auch Moral nur geht, um die Frau zu veranlassen, dass sie dann, wenn sie empfangen hat, das Kind behält.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Krotsch. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nie hätte ich mir gedacht, was der 3. September auslösen wird, das 30-jährige Jubiläum von pro:woman, dem Ambulatorium am Fleischmarkt, wo wir eigentlich den MitarbeiterInnen danken wollten für die so wichtige Arbeit, die sie für viele Frauen in dieser Stadt leisten. Das hat sich umgewandelt in einen, ja, grauslichen Tatbestand. Wir haben Demonstrationen vor dem Rathaus gehabt, schlimmste Anwürfe, Vergleiche mit Holocaust und KZ-Stätten et cetera, es war wirklich auf das niedrigste Niveau heruntergeschraubt. Und, Frau Kollegin Matiasek, ich möchte Ihnen da schon sagen, dass wir Schwangerschaftsabbrüche nicht bejubeln. Wir feiern keine Abtreibungen. Wie gesagt, es war uns hier wichtig, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu danken, die jeden Tag im Dienst für die betroffenen Frauen stehen. 

Auch wir sehen die Aufklärung, die Verhütung als das beste Mittel gegen Schwangerschaftsabbrüche - ich möchte da die Aussagen von StRin Vana unterstreichen. Wir unterstützen deshalb auch den eingebrachten Antrag zum Thema Sexkoffer. 

Generell, wie gesagt, hätte ich mir nie denken können, was am 3. September abgeht. Die Fristenlösung ist ein so großer gesellschaftlicher Konsens und eine so wichtige, immens wichtige frauenpolitische Errungenschaft, die die Sozialdemokratinnen erkämpft haben! Die Fristenregelung haben wir nur durch dieses vehemente Engagement, durch dieses Eintreten, durch dieses Kämpfen der Sozialdemokratinnen erreicht, und ich glaube, niemand von uns will zurück in die Zeiten der Engelmacherinnen, wo viele Frauen bei illegalen Schwangerschaftsabbrüchen gestorben sind.

Ein Ja zu Nein muss möglich sein - daran darf sich nichts ändern, daran wird sich nichts ändern! Für uns ist das Selbstbestimmungsrecht der Frau ein ganz zentraler Grundsatz, es ist unantastbar. Und, wie auch schon heute in der Diskussion gesagt wurde, Frauen entscheiden sich nicht leichtfertig für einen Abbruch, es ist dringend notwendig, sie auch vonseiten der Politik zu unterstützen, sie auf dem Wege zu begleiten. 

Und Wien macht das, Wien steht hinter den Frauen, Wien handelt hier seit Jahren verantwortungsvoll. Wir haben ein umfangreiches Beratungsnetz für schwangere Frauen, für Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch machen möchten. Wir haben die Möglichkeit eines Schwangerschaftsabbruchs in Wien. Bezug nehmend auf den Antrag der GRÜNEN möchte ich sagen, dass in Wien jede Frau die Möglichkeit eines Schwangerschaftsabbruches hat, wenn sie sich dazu entscheidet, einen zu machen. Es besteht in allen Geburtenabteilungen der städtischen Spitäler in Wien die Möglichkeit, Schwangerschaftsabbrüche durchzuführen. Und für Frauen, die finanziell nicht so gut gestellt sind und Sozialhilfe beziehen, übernimmt darüber hinaus die MA 40 die Kosten für den ersten Schwangerschaftsabbruch. 

Zum vorliegenden Dringlichen Antrag, der die ortspolizeiliche Verordnung thematisiert, die von den GRÜNEN gefordert wird. Sie wird ja schon des Längeren, wie StRin Vana schon gesagt hat, diskutiert und auch gefordert. Ich kann aber nur eines dazu sagen: An der verfassungsrechtlichen Situation hat sich bis dato nichts geändert. Es ist hier kein Gemeinde-Wien-Spezifikum enthalten. Eine ortspolizeiliche Verordnung ist daher nicht möglich. 

Wien hat aber auf Grund auch der Diskussion und der Vorkommnisse schon vor Jahren reagiert. Wir haben 2005 einen wichtigen Schritt gesetzt: das Wegweiserecht – es wurde heute schon erwähnt. Hier bestand vordergründig eben auch die Notwendigkeit, Frauen vor diesen radikalen Übergriffen von radikalen AbtreibungsgegnerInnen zu schützen. Die Exekutive wurde ermächtigt, diese radikalen AbtreibungsgegnerInnen wegzuweisen. Natürlich sehen wir auch, dass es nicht verhinderbar ist, dass Menschen, AbtreibungsgegnerInnen, vor Kliniken die Frauen belästigen. Es können nur Personen weggewiesen werden, die konkret Frauen ansprechen, belästigen, die passive Anwesenheit hingegen kann mit dem Landes-Sicherheitsgesetz nicht verboten werden. 

Deshalb heißt es von unserer Seite aus, wir werden hier auch weitere, andere Schritte prüfen, weiter auf Landesebene nachdenken, was möglich ist. Aber darüber hinaus kann ich auch nur eines sagen: Dass ich der Meinung bin, dass es eine bundesweite Angelegenheit ist. Wir müssen schauen, dass bundesweit Schutzzonen installiert werden – dieser Meinung sind auch Kollegin Vana und Kollegin Pilz. Ich kann Ihnen nur eines versprechen: Dass wir in dieser Richtung nicht untätig sind, dass wir hier im Bund sehr gute Gespräche führen, immer wieder von Wien aus die Diskussion in dieser Frage antreiben und mit Bundesministerin Gabi Heinisch-Hosek in sehr guten Gesprächen sind. Es ist ja heute schon erwähnt worden, dass sie ebenfalls die Einführung von Schutzzonen fördert. 

Das ist wichtig, die Frauen verdienen in dieser schwierigen Situation den Schutz und das Verständnis der Gesellschaft. Deshalb ist es sehr wichtig, hier eine bundesweite Regelung zu finden. Ich appelliere hier vor allem auch an die Wiener ÖVP, sich in dieser Frage auf die Seite der Frauen zu stellen. Ich finde es ja begrüßenswert, dass sich auch Männer in dieser Debatte zu Wort melden, aber es ist auch sehr bezeichnend, dass die Frauensprecherin der ÖVP-Wien sich nicht äußert, außer zu einer Presseaussendung zu dem Empfang von pro:woman, wozu sie gesagt hat, die Stadtregierung soll nicht feiern, sondern für die Frauen etwas tun. – Das finde ich auch sehr bezeichnend in dieser Diskussion. 

Ich bitte nun im Zusammenhang mit den bundesweiten Schutzzonen um die Zustimmung zu einem Antrag, der auch schon angesprochen wurde, den wir, ich und meine Kollegin Martina Ludwig-Faymann, gemeinsam mit den GRÜNEN, mit Dr Pilz und Marco Schreuder, einbringen. Es geht, wie heute schon angesprochen, um die Schutzmaßnahmen beim Zugang zu einem legalen Schwangerschaftsabbruch nach internationalem Vorbild. Wir haben uns da auch sehr genau, wie heute auch schon angesprochen, das französische Modell angesehen, wo 2001 ein Gesetz in Kraft getreten ist, durch das verboten wird, Frauen von einem Schwangerschaftsabbruch abzubringen, sie daran zu hindern. Und bei Zuwiderhandeln drohen zwei Jahre Gefängnis oder Geldstrafen in der Höhe von bis zu 30 000 EUR. Das wäre ein Modell. Wir wollen uns da aber nicht fixieren. Vielleicht gibt es auch noch andere Modelle, die hier Vorzeigemodelle sind. Aber jenes von Frankreich wäre sozusagen eines, an dem wir uns orientieren könnten. 

Der Antrag liegt Ihnen vor, und in formeller Hinsicht möchte ich die sofortige Abstimmung beantragen. (Beifall bei der SPÖ und von StRin Dr Monika Vana.)

Ich möchte nur noch sagen: Stehen wir gemeinsam hinter den Frauen! Es muss das Ziel sein, dass wir gemeinsam hier für die Frauen einstehen und für die Frauen weiterarbeiten, denn es ist unser Ziel hier in Wien, dass jede Frau selbstbestimmt, sicher und unabhängig leben kann. Und ich glaube, so eine bundesweite Regelung der Schutzzonen würde auch einen sehr großen Teil dazu beitragen. (Beifall bei der SPÖ und von GRin Dipl-Ing Sabine Gretner.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zu meiner Vorrednerin: Ich freue mich, dass wir diesen gemeinsamen Antrag mit einer Aufforderung an die Bundesregierung, diesbezüglich für Vorkehrungen zu sorgen, geschafft haben, und es freut mich sehr, dass auch die Wiener SPÖ zustimmt. Wir können nur hoffen, dass auf Bundesebene diesbezügliche Maßnahmen eingeleitet werden, denn, wie auch schon meine Kolleginnen vorher gesagt haben: Die beste Lösung ist nach wie vor die auf Bundesebene. 

Sie haben aber auch gesagt, dass Sie auf Wiener Ebene noch prüfen. Wir haben und vor allem meine Kollegin Monika Vana hat auch mit Expertinnen und Experten lange Beratungen gemacht, welche Möglichkeiten Wien hat, den Psychoterror und die Gewalt, die ausgeübt wird, zu stoppen. Und diese ortspolizeiliche Verordnung ist eine Möglichkeit. Wir bitten euch daher wirklich inständig, da zuzustimmen, denn es ist eine geprüfte und mit ExpertInnen abgesprochene Möglichkeit der Stadt Wien, und wir haben die Möglichkeit, dieser Psychogewalt ein Ende zu bereiten. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Nun zum Kollegen Ulm. Ich habe mir lange überlegt, wie ich Ihre Rede interpretieren soll. Das war eigentlich keine Rede, es war vielmehr eine Vorlesung, eine juristische Vorlesung und ein offensichtlicher Bericht von einem Anruf bei der Polizei. Ich kann Ihre Rede nur als eines interpretieren: Als die absolute Niederlage der ÖVP-Frauenpolitik! (Beifall bei den GRÜNEN und von GRin Nurten Yilmaz.)
Ich finde es unglaublich, dass bei diesem Thema bei Ihnen keine Frau spricht. Wir haben uns sehr intensiv damit auseinandergesetzt, nämlich nicht nur unsere Frauensprecherin, nicht nur die Frauen bei den Wiener GRÜNEN, sondern der gesamte Klub hat sich intensivst mit diesem Thema auseinandergesetzt (GR Dr Matthias Tschirf: Wir auch!), und wir haben etwas gemacht, was Sie offensichtlich nicht gemacht haben, wir haben die Stimmen der betroffenen Frauen gehört und wir haben auch die Stimmen der Ärzte gehört, die unter diesem Terror und unter dieser Gewalt leiden. 

Was Sie offensichtlich übersehen – ich weiß nicht, wie die ÖVP zum Thema staatliches Gewaltmonopol steht –, aber Tatsache ist, dass diese privaten Kliniken selbst Menschen anstellen müssen, damit ihre Klientinnen nicht belästigt werden. Und da stimmt doch etwas nicht in dieser Stadt, wenn dem so ist, da kann man juristisch vorlesen, was man will, aber da stimmt etwas nicht. 

Ich glaube auch nicht, dass die Frauen in ihrer eigenen Fraktion mit Ihrer Rede glücklich waren. Ich glaube, dass sie großen Widerstand leisten werden gegen Ihre Rede. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das die Sicht von Frauen ist, auch nicht von ÖVP-Frauen. Das kann ich mir nicht vorstellen.

Offensichtlich, wie bei so vielen Themen, wenn es um so etwas wie Moral und Ethik geht, wo die katholische Kirche, aber auch sehr radikale Kräfte innerhalb dieser katholischen Kirche die Richtung vorgeben – ich selbst weiß es auch sehr gut, ich werde sehr oft von so Webseiten wie „kreuz.net“ und dergleichen angegriffen, aus dieser Ecke kommen ja diese radikalen Abtreibungsgegnerinnen und -gegner –, versucht ihr wirklich, einen Spagat zu schaffen zwischen „kreuz.net“, Opus Dei und Liberalismus. Das wird nicht funktionieren. Ihr müsst euch jetzt endlich bekennen. Doch zu all den Anträgen und zu all den Themen, die heute hier besprochen worden sind, ist in Ihrer Rede, Herr Ulm, kein Wort gesagt worden, keine Stellungnahme abgegeben worden. Sie haben sich auf eine rein juristische Vorlesung reduziert und kein Bekenntnis, zu was auch immer, abgegeben. Und ich finde das für eine angeblich so staatstragende Partei wie die ÖVP eine Schande. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)
Ich verstehe das allerdings, weil reaktionäre Politik oder auch religiös motivierte fundamentalistische Politik, egal, ob es um Sexualfragen geht, ob es um Frauenthemen geht, vollkommen gescheitert sind. Überall dort, wo ultrakonservative, konservative Familienpolitik passiert, wird immer gesagt, wir brauchen mehr Kinder. Nur dort allerdings, wo dafür gesorgt wird, dass Frauen in der Karriere bleiben, im Berufsleben integriert werden, wo aktive Frauenpolitik gemacht wird, werden mehr Kinder geboren. Dort, wo es Aufklärung gibt, wirklich gut finanzierte, ausfinanzierte, organisierte Aufklärung, wo es Verhütung auf Krankenschein gibt, wo es all das gibt, gibt es viel weniger Schwangerschaftsabbrüche.

Also denkt bitte noch einmal nach! Ihr geht absolut den falschen Weg. Wenn ihr weniger Schwangerschaftsabbrüche wollt, dann bedeutet das, ihr müsst von eurer konservativen Politik endlich abrücken und der Wahrheit ins Gesicht sehen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Apropos Verhütungsmittel auf Krankenschein. Ich habe das jetzt vorhin im Internet kurz mal geschrieben. Wisst ihr eigentlich, habe ich so in die Runde gefragt, dass in Westeuropa Österreich das einzige Land ist, in dem es Verhütungsmittel nicht auf Krankenschein gibt? Und es war wirklich in der Internet-Community gerade ein großes Staunen. Das wussten erstaunlich wenige. Überall gibt es das, überall. 

Der Zugang zu Verhütungsmitteln ist auch eine soziale Frage. Je niedriger die Schwelle ist, gerade für Jugendliche, umso weniger Schwangerschaftsabbrüche hätten wir auch. Ohnedies das, was Sie wollen in Wahrheit, ohnedies das, was die ÖVP will.

Daher stelle ich gemeinsam mit meinen Kolleginnen Pilz und Jerusalem diesen Antrag, dass die zuständige Stadträtin Wehsely sich bei der Bundesregierung dafür einsetzt, dass es in Zukunft möglich sein wird, dass gesetzlich sozialversicherte und mitversicherte Personen Verhütungsmittel auf Krankenschein erhalten. Wir werden die sofortige Abstimmung verlangen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Was das übrigens auf der medizinischen Ebene bedeutet, wenn Verhütungsmittel auf Krankenschein zu haben sind, was es auch an Information bedeutet, darauf möchte ich jetzt nicht genauer eingehen, dazu fehlt mir die Zeit. Aber wenn ich so Stichworte wie sexual übertragbare Krankheiten nenne, sollte es eigentlich klar sein, worum es auch in dieser Richtung geht. Was es auch für die Schulen bedeutet, darauf wird auch meine Kollegin Jerusalem noch näher eingehen.

Der zweite Antrag, den ich stelle, ist von meiner Kollegin Monika Vana begründet worden, und ich möchte der FPÖ, weil da in Ihrer Wortmeldung auch die Rede davon war, schon auch sagen, es ist ein großer Unterschied, ob ein Schwangerschaftsabbruch die Ausnahme von etwas Verbotenem ist oder ob der Schwangerschaftsabbruch einfach klar geregelt und erlaubt ist. Das ist im Prinzip ein riesengroßer Unterschied, auch von der Wahrnehmung dessen, was passiert und Frauen in ihrer Entscheidung hilft, ohne dass sie das Gefühl haben, das sei vielleicht gerade noch was Geduldetes, das dann in einer privaten und manchmal auch teuren Klinik über die Bühne gehen muss und wo sie dann auf dem Weg dorthin auch noch von irgendwelchen Fundamentalisten terrorisiert werden. Hier muss der Gesetzgeber klar sagen, es ist in Ordnung. Deswegen stelle ich auch gemeinsam mit meinen Kolleginnen Sigrid Pilz und Susanne Jerusalem den Antrag zur Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruches:

„Der Wiener Gemeinderat ersucht die Bundesregierung, eine Novelle des Strafgesetzbuches vorzulegen, mit der der Schwangerschaftsabbruch aus dem Strafgesetz genommen wird. Die gesetzlichen Regelungen für den Schwangerschaftsabbruch sollen dahin gehend geändert werden, dass ein Schwangerschaftsabbruch im Rahmen der Fristenregelung grundsätzlich erlaubt ist und nicht nur als Ausnahme für die Straflosigkeit definiert wird. Verbots- und Strafbestimmungen sollen ausschließlich für Missachtungen der Bedingungen des legalen Schwangerschaftsabbruches gesetzlich verankert werden.

Wir beantragen die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn wir sagen – das hört man sehr oft –, die Fristenregelung wäre ein Grundkonsens der Republik, dann bin ich mir in der letzten Zeit nicht mehr so sicher, ob wir diesen Konsens noch haben. Ich möchte aber auch betonen, dass die GRÜNEN diese Diskussion nicht scheuen.

Im Übrigen geht es uns auch nicht darum, irgendwelche Demonstrationen zu verbieten. Wenn Menschen gegen die Fristenregelung sind, dann sollen sie bitte dort demonstrieren, wo sie demonstrieren können, dort, wo diese Gesetze gemacht werden, vor dem Parlament und, ja, unseretwegen auch vor dem Rathaus. Dieses Recht sollte in einer Demokratie ermöglicht sein, und das hält eine Demokratie auch aus. Wir haben deswegen ja auch Gegendemonstrationen gemacht. Das gehört zur demokratischen Kultur und zur demokratischen Debatte dazu.

Wenn allerdings Psychoterror, psychische Gewalt ausgeübt wird, kann man nicht mehr von Demonstrationen sprechen. Das ist nicht mehr Demonstration. Gewalt ist Gewalt, und Gewalt soll auch als das geahndet werden, was sie ist, nämlich ein Verbrechen. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Ludwig-Faymann. Ich erteile es ihr.

GRin Martina Ludwig-Faymann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Auch wenn ich jetzt in weiten Teilen mit meinem Vorredner, vor allem im gesellschaftspolitischen Bereich, übereinstimme, möchte und kann ich es nicht stehenlassen, was Ihre Kollegin, die Frau Pilz, hier am Anfang unserer Debatte gesagt hat. Denn, Frau Kollegin Pilz, zu Ihrer Wortmeldung, die anfangs von einer gewissen Überheblichkeit gezeichnet war: Wer war es denn, der sich heuer Anfang September hingestellt hat auf die Straße, aber nicht nur auf die Straße, sondern auch medial diesen – unter Anführungszeichen – Kampf aufgenommen hat? Wer war das? Das waren die SPÖ-Frauen in erster Linie an der Spitze, es war die Frauenministerin, es war die Frauenstadträtin, die sich hingestellt haben (Beifall bei der SPÖ. – Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN), aber nicht nur heuer im September, sondern auch vor 35 Jahren. (StRin Dr Monika Vana: Ihr habt doch eine Gegenveranstaltung gemacht!) Auch damals waren es sozialdemokratische Frauen, aber auch Männer, die die Fristenregelung im Parlament durchgesetzt haben, die dafür gekämpft haben. (Weiterer empörter Zwischenruf von StRin Dr Monika Vana.) Das war nicht einfach, aber es waren SozialdemokratInnen, die das damals auch erkämpft haben. Und sich heute hier herzustellen und immer von Lippenbekenntnissen zu sprechen, also ganz ehrlich, das hat auch mich etwas erbost und emotional geladen. Denn es war vor 35 Jahren und auch davor ein harter Kampf, es ist in den Jahren danach immer wieder auch ein Kampf gewesen (GRin Dr Sigrid Pilz: Auch heute noch!), und es ist auch heute leider anscheinend immer noch ein Kampf, und es sind immer auch die SozialdemokratInnen, die ganz vorne, an vorderster Front stehen, um das, was sie erreicht haben, auch zu verteidigen. (Beifall bei der SPÖ. – StRin Dr Monika Vana: Stellen Sie sich doch nicht her, als wären Sie die Einzigen! Das ist ja unglaublich!) 

Ich denke, es waren vor allem aber auch fast alle unsere Mütter und Großmütter, die dafür gekämpft haben, dass Frauen heute ein Selbstbestimmungsrecht in dieser Frage haben, ein Selbstbestimmungsrecht, das natürlich auch für mich unantastbar ist, und ich gehe davon aus, dass es auch für die meisten hier im Saal unantastbar ist und auch so bleiben muss. 

Frau Kollegin Pilz, als Information, damit einfach auch allen klar ist – weil vielleicht auch die Information nicht bei allen so da ist –, wie es bei uns in Wien tatsächlich ausschaut. In Wien können in allen Spitälern außer im AKH und im Donauspital – das stimmt, dort kann man das nur nach medizinischer Indikation machen, aber sonst in allen Wiener Spitälern – Schwangerschaftsunterbrechungen durchgeführt werden können und auch durchgeführt werden. Sie haben sogar dankenswerterweise die Zahlen hier erwähnt, und Sie haben auch Salzburg erwähnt. Und es war auch dort – da schließe ich jetzt wieder am Anfang an – eine Gabi Burgstaller, ich glaube, wir können uns alle noch gut an diesen harten Kampf erinnern, die es durchgesetzt hat, dass endlich auch in Salzburg in einem öffentlichen Spital Schwangerschaftsunterbrechungen durchgeführt werden können, und ich finde, auch dafür gehört ihr heute noch ein herzliches Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.)

Es gibt in Wien natürlich auch finanzielle Unterstützung für jene Frauen, wo es nur daran scheitert, dass sie es sich nicht leisten können. Auch das hat Wien. 

Im Übrigen möchte ich nur auf das von Ihnen heute sehr wohl auch gepriesene Wegweisungsrecht hinweisen, welches wir 2005 hier in diesem Raum beschlossen haben. Damals war es allerdings leider so, dass nur zwei Grüne mitstimmen konnten, als wir diesen ganz wichtigen Schritt 2005 hier beschlossen haben. Es war zumindest ein kleiner Schritt, auch wenn wir wissen, dass er nicht ausreichend ist. Aber dass nur zwei Grüne zugestimmt haben, ich hoffe, daran können Sie sich zumindest noch erinnern. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wegen des Tierschutzes! Die Kollegin Pilz hat damals mit dem Tierschutz argumentiert!) Ich habe mich, bevor ich es hier erwähne – denn ich sage nie was, wo ich mir nicht ganz sicher bin, dass es stimmt –, noch einmal erkundigt, und es war so. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben heute schon viel gehört, und ich möchte das jetzt auch ein bisschen so in Richtung ÖVP sagen, denn der Herr Kollege Ulm hat hier sehr lange referiert, und es hat mich, ehrlich gesagt, ein bisschen gestört, dass er hier fast ausschließlich juristisch auf dieses Thema, das doch ein stark emotionales Thema ist, eingegangen ist. Ich möchte noch einmal betonen, dass es unzumutbar ist, was hier in Wien und auch in anderen Gegenden in Europa und auf der ganzen Welt zum Teil noch passiert. Es gibt Situationen außerhalb unserer Grenzen, die noch viel schärfer sind. Ich glaube, es wäre gut – und deshalb auch eine bundesweite Lösung, die auch greift –, dass wir hier vorgreifen, bevor es sozusagen auch hier bei uns vielleicht noch zu Zuständen kommt, wie wir sie beispielsweise auch aus den USA kennen. 

Ich habe auch eigene Erfahrungen insofern gemacht, als auch ich einmal einen Termin mit der Leiterin des Ambulatoriums hatte, um die furchtbare Situation zu besprechen. Ich konnte es mir vorher nicht ganz vorstellen, aber selbst wenn man dort hineingeht als eine Frau, die jetzt nicht sozusagen in dieser furchtbaren Situation ist, eine Abtreibung vornehmen lassen zu wollen, sondern wenn man einfach nur hineingeht, wird man bedroht, es werden einem Plastikembryos vors Gesicht gehalten. Es war eine ganz furchtbare Situation für mich. Also ich konnte mir da erst so richtig vorstellen, was es eigentlich für ein Psychoterror sein muss, wenn man in dieser furchtbaren Ausnahmesituation als Frau ist, da hineinzugehen und derart mit Psychoterror belästigt und unter Druck gesetzt zu werden. 

Wie Sie ja wissen, haben auch die Frauenhäuser eine Beratungsstelle am Fleischmarkt – nicht direkt dort, aber unmittelbar in der Nachbarschaft –, und ich kann Ihnen berichten, dass natürlich auch die Mitarbeiterinnen bei uns immer wieder ganz furchtbare Dinge erzählen, die am Fleischmarkt stattfinden.

Ich sage es nicht als Erste, ich glaube, das haben fast alle gesagt: Natürlich ist es unsere Aufgabe, Frauen in diesen schwierigen Ausnahmesituationen zu schützen, denn keine entscheidet sich leichtfertig, und auch jenen einmal den Spiegel vorzuhalten, die Teil der Kirche sind, oder den Extremen, die vor Ort stehen, dass es, wenn es ihnen um Menschen geht, ja ganz abstrus ist, dass sie hier Menschenrechte derart verletzen und Menschen in derart furchtbare, unerträgliche Situationen bringen.

Was stimmt, ist natürlich – und darauf haben wir auch immer großen Wert gelegt und Initiativen gesetzt –, dass man so früh wie möglich anfangen muss, hier präventiv aktiv zu werden, dass natürlich Aufklärung und Information an erster Stelle stehen. 

Die leidige Diskussion rund um den berühmten Sexkoffer kennen wir alle. Auch ich bin dafür, dass alles unternommen wird, um einen, natürlich altersadäquaten, ordentlichen Aufklärungsunterricht an den Schulen voranzubringen. Ich freue mich auch, dass wir hier in Wien wieder einen wichtigen Schritt setzen werden und auf Initiative der Frauengesundheitsbeauftragten und des Wiener Bildungs-Servers im Oktober, soweit ich informiert bin, einen quasi zeitgemäßen Sexkoffer präsentieren werden, für den in zeitgemäßer elektronischer Form ganz, ganz wichtige Materialien produziert wurden, die den Lehrerinnen und Lehrern für einen modernen Aufklärungs- und Sexualunterricht in den Schulen zur Verfügung gestellt werden oder wozu sie Zugang haben.

Herr Kollege Ulm – ich habe es schon angesprochen –, auch ich hätte es gerne gehabt, dass hier natürlich auch von Seiten der ÖVP ein wirkliches Bekenntnis kommt, dass offensichtlich das, was derzeit möglich ist, nicht genug Schutz ist für jene Frauen, die wir ja unterstützen wollen und denen wir einfach auch ihr Recht, welches sie haben, zugestehen wollen, damit sie dieses ohne Behinderung durchführen können. 

All das, was Sie verlesen haben, mag schon stimmen, aber es ist offenbar zu wenig, und deshalb – im Antrag ist es ja auch formuliert – appelliere ich an Sie – und ich weiß ja, dass ich in der Frauensprecherin der ÖVP-Wien, der Frau Feldmann, und in anderen Kolleginnen, ich bin mir sicher, auch im Bund, wirkliche Mitstreiterinnen finde, und gehe eigentlich davon aus, auch bei vielen Männern in den Reihen der ÖVP –, hier einfach zu schauen, wie man Frauen noch wirksamer schützen kann. Appell ist vielleicht übertrieben, aber wirken Sie mit uns gemeinsam darauf ein, dass wir auf Bundesebene die Initiative der Frauenministerin gemeinsam unterstützen und hoffentlich bald eine wirksame Regelung zum Schutz vieler Frauen haben werden. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es tut mir sehr leid, Ihnen nicht vergönnen zu können, dass Sie jetzt noch einmal Frau Vana und Frau Pilz lauschen können, denn die zwei sind jetzt – und sicher hundertprozentig zu Recht – auf 180 und wirklich sehr, sehr zornig. Und zwar interessanterweise auf Grund der Rede meiner Vorrednerin, die gemeint hat, dass die SPÖ da an vorderster Front gekämpft hat (GR Godwin Schuster: Ja, sicher!), und dann auch noch gesagt hat (GR Erich Valentin: Wer sonst? – GR Prof Harry Kopietz: Wer, wenn nicht wir! – GR Heinz Hufnagl: Das ist Faktum!) – nur zu, meine Damen und Herren, ich lausche –, und dann auch noch gesagt hat: Und wo waren die Grünen? Und wenn Sie uns so fragen, beantworten wir das auch gleich sehr gerne. Es waren nämlich die Grünen, die – und zwar nicht Stunden später, sondern sofort – eine breite Plattform gegründet haben, eine breite Demonstration durchgeführt haben und einen Runden Tisch mit ExpertInnen gemacht haben. Und zu dieser breiten Plattform – ich habe da jetzt nur kurz mitgeschrieben – gehörten der VSStÖ, die AKS, die SJ, die Autonome Frauenbewegung, der Österreichische Frauenring und so weiter, also alles Organisationen, die ja auch Ihnen etwas sagen, und selbstverständlich war auch der SPÖ das Rederecht dort angeboten. Es war ja überhaupt nie daran gedacht, die SPÖ aus dieser Plattform auszuschließen, sondern Sie waren eingeladen, und Sie haben sich selbst ausgeschlossen. So war es tatsächlich. Wenn irgendetwas nicht stimmt, können Sie ja eine tatsächliche Berichtigung machen, aber ich denke, dass es so war, das wissen Sie ja ohnehin auch selbst.

Was mir im Besonderen und was uns immer so ganz wichtig war in dieser Sache, ist, dass eben auch JuristInnen dabei sind, die ja alles das, was wir eingebracht haben, überprüft und gesagt haben, ja, das geht so, wie die Grünen es da verlangen. Es ist interessanterweise nur die SPÖ, die findet, dass das so nicht geht. Und was uns auch besonders wichtig ist, ist, dass mit den betroffenen Frauen diese Dinge gemeinsam besprochen und abgehandelt werden. – Jetzt so viel nur einmal als Replik auf die Rede meiner Vorrednerin.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich komme ja jetzt eigentlich nur zum letzten Teil dieser Dringlichen und möchte meinen Antrag einbringen, einen Antrag, in dem ich einen neuen Sexkoffer einfordere. Ich habe ja gehört und freue mich auch sehr darüber, dass die SPÖ diesem Antrag zustimmen wird. Das heißt, worum ich jetzt im Besonderen bitte, ist eigentlich, dass vielleicht auch die ÖVP noch überlegt, ob sie nicht mitgehen kann. Vielleicht – sie drehen mir zwar den Rücken zu, ist auch charmant – können die ÖVP-Frauen jetzt zumindest, wenn sie schon nicht geredet haben, reden konnten, reden durften, ich habe keine Ahnung, was ... (Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Nur weiter, Frau Jerusalem!

GRin Susanne Jerusalem (fortsetzend): Vielleicht wollen ja die ÖVP-Frauen dem einen oder anderen Antrag zumindest zustimmen und wollen sich das noch überlegen. 

Dieser Antrag auf einen neuen Sexkoffer zielt darauf ab, meine Damen und Herren von der ÖVP, dass es weniger Abtreibungen geben soll in Zukunft. (Beifall bei den GRÜNEN.) Es handelt sich daher um einen Antrag, von dem ich denke, dass er durchaus die Unterstützung der ÖVP finden kann, die ja in dem Punkt ganz sicher unsere Ansicht teilt. 

Wer hier im Rathaus bei den Treffen des Schülerparlaments manchmal dabei ist, weiß ja sicher, dass sich diese Mitglieder des Schülerparlaments wiederholt bereits mit dem Thema Sexualkunde in der Schule befasst haben und dass sie hier auch Anträge eingebracht haben, die ganz ähnlich sind wie meiner, und, meine lieben Damen und Herren von der ÖVP, auch die Jugendlichen im Schülerparlament, die der Union angehören, haben diesen Antrag mitgetragen. Das heißt, auch Ihre Parteijugend hat diesen Antrag mitgetragen. Ich bitte Sie jetzt nur, aufmerksam zuzuhören.

Die Jugendlichen haben sich darüber beschwert, und zwar alle, wurscht, welchen ideologischen Hintergrund sie hatten, sie haben verschiedene Sätze verwendet, verschiedenes in den Vordergrund oder in den Hintergrund gestellt, aber unterm Strich haben sie uns eines mitgeteilt, nämlich der Sexualkundeunterricht in der Schule ist schlecht. – Das war die erste Mitteilung. 

Und die zweite Mitteilung, die sie gemacht haben, war: Der Sexualkundeunterricht im Rahmen des Religionsunterrichtes und des Biologieunterrichtes widerspricht sich teilweise, und man sollte einfach dafür sorgen, dass es einen Sexualkundeunterricht gibt im Rahmen von Biologie, im Rahmen von wissenschaftlich fundierten Aussagen, der – und das ist der springende Punkt – die Jugendlichen auch tatsächlich erreicht. 

Also wir wissen ja alle, die Tatsache, dass da vorne ein Lehrer steht und viel redet, hat ja überhaupt nichts damit zu tun, ob irgendwas von dem, was der Mensch sagt, auch ankommt bei den Jugendlichen. Das heißt, wenn man den Sexualkundeunterricht verbessern will, dann muss man alles daransetzen, dass er die Jugendlichen erreicht und dass sie spätestens mit 12 Jahren wissen, wie ihr eigener Körper funktioniert, wie die Verhütung funktioniert und wozu man sie anwendet, denn sonst wird die Katastrophe immer eine gleichbleibend große sein.

Das ist der eine Grund für meinen Antrag, aber vor allem – und das ist jetzt ein Zwischensatz, den ich einflechte zu einem Kapitel, das wir zu einem anderen Zeitpunkt auch noch behandeln müssen: Was geschieht eigentlich mit diesen ganzen Anträgen, die die Jugendlichen im Rahmen des Schülerparlaments da beschließen? Die reden stundenlang, engagiert, teilweise viel besser als da im Gemeinderat (GR Mag Thomas Reindl: Nehmen Sie sich gleich selbst als Beispiel!), verfassen Anträge, beschließen Anträge, und dann kommt, glaube ich, die große Schublade – und tschüss! Also auch da sind wir aufgefordert, etwas zu verändern. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich möchte – ich möchte es ja nicht unnötig ausdehnen – Ihnen nur ein paar Daten und Fakten zur Kenntnis bringen, die ja einige sicher schon in- und auswendig kennen, viele sind ja Fachleute, andere haben es vielleicht nicht gehört. Daher ein paar Daten und Fakten, im Besonderen immer für die ÖVP, die ich ja da mitnehmen will auf meinen Antrag, vielleicht im Speziellen die ÖVP-Frauen. Sie können es sich ja noch überlegen. 

Das „erste Mal" erleben Mädchen in Wien mit 15 Jahren, rund 27 Prozent machen ihre ersten sexuellen Erfahrungen mit 14. Das heißt, alles, was in der 8. Schulstufe gesprochen wird, ist schon zu spät. Man kann da auch sprechen, man kann später sprechen, man muss aber vor allem auch schon früher sprechen, und zwar in der geeigneten Art und Weise. 

Denn dass das nicht in der geeigneten Art und Weise geschieht, sagt uns gleich die zweite Zahl, nämlich 68 Prozent der Mädchen verhüten beim ersten Mal nicht. Da muss irgendwo die Mär umgehen, dass man beim ersten Mal nicht schwanger wird, oder was weiß ich, was da ist. Es kommt aber noch besser, denn 50 Prozent verhüten auch danach nicht oder nur unregelmäßig, so unter dem Motto, es wird schon nichts passieren. 

Die Informationsquelle Nummer 1 bei den Mädchen ist das Fernsehen. Viele Mädchen haben Angst vor ungewollter Schwangerschaft. Nachvollziehbar. 

Laut Aussage der Wiener Gesundheitsbeauftragten Dr Wimmer-Puchinger nimmt die Zahl der HIV-Infektionen zu. – Gehört, meine lieben Frauen von der ÖVP? (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

40 Prozent der österreichischen Burschen haben ihre Informationen über Sexualität aus Pornos. 

Jährlich kommen in Wien 800 Babys zur Welt, deren Mütter zwischen 15 und 19 Jahre alt sind. Europaweit liegt Wien damit an dritter Stelle. Man muss dazusagen, dass in England alles noch ganz viel schlimmer ist diesbezüglich, aber das soll uns nicht daran hindern, einen Schritt zu machen in die nächste richtige Richtung.

Österreichweit gibt es 3 000 jugendliche Schwangere. Lag der Anteil – jetzt kommt es, extra für die ÖVP habe ich etwas gefunden – der 14- bis 19-jährigen Klientinnen des Ambulatoriums pro:woman im Jahr 2003 bei 1 Prozent, so stieg dieser auf 3 Prozent im Jahr 2004, auf 8 Prozent im Jahr 2006 und auf 11 Prozent im Jahr 2007 an. Ich denke, dass das für jeden und jede, der/die hier sitzt, eine blanke Katastrophe ist. Das soll nicht sein, und das darf nicht sein! 

Meine Damen und Herren! Ich denke daher, dass wir uns gemeinsam auf diesen Antrag durchaus einigen können sollten, der da schlicht und einfach den zuständigen Stadtrat Christian Oxonitsch auffordert, ihn bittet, ihn ersucht, in Gespräche einzutreten mit der Unterrichtsministerin, um einen neuen Sexkoffer für die Jugendlichen zu schaffen. Da braucht es etwas! Diese Verbesserung brauchen wir. 

Ich führe jetzt nur eine Punktuation von Kriterien auf. Da kann was dazukommen, das kann noch verbessert werden, wer weiß, ist mir alles eingefallen, keine Ahnung, ich zähle es jetzt einmal nur auf:

Erstens: eine Modernisierung der Unterrichtsmethoden. Auch eine Trennung von Buben und Mädchen wird ganz stark auch von den Schülerinnen und Schülern gefordert. 

Der zweite Punkt: Es soll externe ausgebildete Fachleute geben, die mit den Jugendlichen sprechen. Nicht jeder hat jetzt die große Lust, selbst wenn viele Fragen brennend sind, mit der Biologielehrerin oder dem Biologielehrer oder sonst einem Lehrer über seine Sexualität zu sprechen. Also externe Fachleute sind ganz, ganz wichtig. 

Dritter Punkt – und man höre und staune, auch die ÖVP-Jugendlichen haben dem zugestimmt; da kann ich mich gut erinnern, es war eine lebhafte Diskussion –: Es soll eine gleichberechtigte Sexualität vermittelt werden, auch weitergedacht für alle Orientierungen, inklusive Homosexualität, Bisexualität und alles, was es so gibt. Auch die ÖVP war da wirklich mit dabei. Sie können diesen Antrag unterstützen. Da steht nichts drinnen, was irgendwie schrecklich ist. 

Weitere Punkte: geschlechtssensibles Aufklärungsangebot, das auf soziale und kulturelle Unterschiede achtet; Vermittlung eines lustvollen Bildes von Sexualität – das ist ein ganz wichtiger Punkt –; Aufklärung über Schwangerschaftsverhütung und Abtreibung; HIV-Prävention; Vermittlung aller Möglichkeiten der Verhütung einer ungewollten Schwangerschaft inklusive der Pille danach; Aufklärung über alle Möglichkeiten nach der Geburt wie zum Beispiel Babynest, Adoption, Beratungsstellen, Wohnheime, Schulen für junge Mütter; Sexualkunde in geeigneter Form ab dem Kindergarten, so wie in den Niederlanden, und keine Sexualkunde im Religionsunterricht, weil das offensichtlich nicht ganz das Zielführende ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich werde jetzt diesen Antrag gleich ohne Turnübungen abgeben und bitte Sie um eine wirklich sehr, sehr breite Unterstützung für diesen Antrag. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Man könnte jetzt versucht sein, in diesen Graben zwischen Grünen und SPÖ Öl ins Feuer hineinzugießen, aber ich glaube, das Thema ist zu ernst, um das hier so zu behandeln. 

Es geht nicht, Herr Kollege, darum, irgendwelche bestehenden Gesetze anzuzweifeln oder einzuschränken, es geht auch nicht darum, den Frauen, die im Einklang mit dem österreichischen Recht eine Abtreibung vornehmen – das kann man ethisch anders werten, aber die rechtliche Situation ist eindeutig –, den nötigen Schutz zu verwehren. Man kann darüber streiten, wie weit dieser gehen muss. 

Aber was mich erschreckt und jetzt zu dieser Wortmeldung bewogen hat, ist der Tenor, der da teilweise mitschwingt. Wenn man auf der einen Seite von einem Jubiläum hört, was dann abgeschwächt wird, indem man sagt, man könnte es in einen Sektempfang, in einen Cocktailempfang umfunktionieren, das, muss ich sagen, hat mich erschreckt. Denn mit einem Cocktail auf 30 Jahre einer gesetzlich einwandfreien und vielleicht auch in manchen oder vielen Fällen notwendigen Abtreibung anzustoßen, dreht mir, ehrlich gesagt, den Magen um. (StRin Dr Monika Vana: Wissen Sie überhaupt, was die Frauen mitmachen?) Darum geht es nicht. Mir geht es hier um die Schwangerschaftsabbrüche, und ich rede darüber, ich rede nicht über Beratungen. (StRin Dr Monika Vana: Sie haben keine Ahnung!) 

Und wenn dann die Frau Kollegin Pilz von „beschämend niedrigen Abtreibungszahlen" redet, dann, muss ich sagen, das ist beschämend, Frau Kollegin, nicht die niedrigen Abtreibungszahlen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie verstehen das nicht! Ich meine nicht den privaten Bereich, aber die öffentlichen Spitäler drücken sich davor!)

Ich kann der Frau Kollegin Jerusalem vollkommen zustimmen, wenn sie sagt, es ist bessere Aufklärung notwendig, es ist mehr Aufklärung für unsere Jugendlichen, für unsere fast noch Kinder notwendig. Frau Kollegin (in Richtung GRin Dr Sigrid Pilz), schreien Sie ruhig nachher, Sie können sich ja noch einmal zu Wort melden. Das Thema ist nicht zum Schreien, es ist eher in manchem zum Weinen. „Beschämend niedrige Abtreibungszahlen", haben Sie gesagt. Das kann hier niemand wegwischen, und das ist schlimm, das sage ich Ihnen. 

Was ich auch als schlimm empfunden habe, ist – ich bin Vater von Kindern –, dass es hier jemanden gegeben hat, der gesagt hat, wieso kommen da überhaupt die Väter raus und reden mit. Ein bisschen etwas haben wir bei der Geschichte, glaube ich, auch mitzureden, und wer Kinder hat, den trifft so etwas, das kann ich Ihnen auch sagen. 

Und wenn man dann in die Reihen geschaut hat – das war aber vor allem bei der SPÖ-Demonstration –, so kam von dort auch Gewalt. Dort wurden nämlich Steine geworfen auf eine Gruppe von Leuten (GR Siegi Lindenmayr: Das stimmt ja gar nicht! – Zwischenruf von GRin Martina Ludwig-Faymann), Frau Kollegin, deren Anliegen ich auch nicht billige. Ich habe, wie wahrscheinlich die meisten von Ihnen, die Schreiben dieses verrückten Herrn Humer und anderer Gruppierungen bekommen. Ich habe ihm auch zurückgeschrieben und habe ihm gesagt, dass ich das nicht für angemessen halte in der Wortwahl und dass er mich mit seinen Dummheiten nicht weiter belästigen soll. So schaut es aus, Frau Kollegin! Ich billige das nicht, aber ich billige auch nicht, wenn Sie auf andere Demonstranten Wasserflaschen und anderes werfen, das ist auch nicht die richtige Art (GR Siegi Lindenmayr: Das ist die Unwahrheit!), und dass in diesen Gruppen – das können Sie auf Fotos sehen – Sprüche sind wie „Hätt' Maria abgetrieben, wärt ihr uns erspart geblieben." Ich bin nicht katholisch, ich bin aus der Kirche ausgetreten, aber das ist nicht nur Geschmacklosigkeit, das ist schlichtweg grauslich und zeigt den Geist dieser Menschen. Es ist menschenfeindlich. 

Wie gesagt, niemand will den Frauen ihr Recht, das ihnen gesetzlich zusteht, wegnehmen, aber ich vermisse eine Gruppe, die da herinnen redet für diejenigen, die nicht reden können, und für diejenigen, deren Rechte auch wahrzunehmen sind, auch wenn sie noch kein Stimmrecht haben (Der Redner hält eine illustrierte Zeitschrift in die Höhe. – StRin Dr Monika Vana: Na bitte!): Das sind die da! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist Kollegin Ludwig-Faymann gemeldet. Sie hat noch elf Minuten ihrer Zeit. 

GRin Martina Ludwig-Faymann (Sozialdemokratische Faktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Genau Ihr Abschluss ist das, was hier manche sehr spontan als unappetitlich empfunden haben (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.), und das ist für mich, ehrlich gesagt, erschreckend. Wo sind wir eigentlich? (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Schauen Sie, das ist ein Frühchen – ich habe diesen Artikel gelesen –, und ich finde es toll, dass es Ärzte in den Spitälern der Stadt Wien gibt, die es, wie auch in diesem Bericht beschrieben, zustande gebracht haben, diesem Kind ein Überleben zu sichern. Das ist nämlich die Geschichte. Aber es ist unappetitlich, dass Sie hier, wo wir zuerst von den Dingen gesprochen haben, die passieren, wenn Frauen dort hineingehen, nichts anderes tun, als das herzuzeigen. (GR Mag Wolfgang Jung, der dabei die Illustrierte auf den Tisch knallt: Dass es vorkommt, das ist unappetitlich!) Das ist unappetitlich, das ist erschreckend, und ich muss Ihnen ehrlich sagen, mir fehlen fast die Worte. Mit vielem habe ich gerechnet, aber dass es von diesem Pult von Seiten der FPÖ zu dieser Debatte heute so tief wird, damit habe ich nicht gerechnet. 

Ich möchte auch zurückweisen, dass bei einer Demonstration von SPÖ-Funktionärinnen und -Funktionären Steine geworfen wurden. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie verdrehen das bewusst! Das ist unglaublich!) Ich glaube, gerade Ihnen steht das nicht zu (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.), und ich bitte Sie, bei Ihren eigenen Demonstrationen darauf zu achten, dass dort alles mit rechten Dingen zugeht, rechten unter Anführungszeichen. (Beifall bei der SPÖ und von StRin Dr Monika Vana.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Besprechung des Dringlichen Antrages ist damit beendet.

Diesen Antrag weise ich zur weiteren Behandlung dem Herrn Bürgermeister zu. 

Mir liegen eine Reihe von Beschluss- und Resolutionsanträgen vor, die ich jetzt der Reihe nach abstimme.

Der erste Antrag ist der Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Schwangerschaftsabbrüche in den öffentlichen Krankenanstalten der Gemeinde Wien. - Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt ... (GR Siegi Lindenmayr: Das ist eine Zuweisung!) Moment! In formeller Hinsicht ist die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales geplant. Wer der Zuweisung an den Gesundheitsausschuss zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der SPÖ und der GRÜNEN fest. Das ist somit die Mehrheit.

Der zweite Antrag ist von den GRÜNEN betreffend Schwangerschaftsabbruch auf Krankenschein. Hier wird die sofortige Abstimmung des Antrages verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei den GRÜNEN fest. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag ist ebenfalls von den GRÜNEN betreffend ortspolizeiliche Verordnung zur Gewährleistung eines sicheren Zugangs für Frauen zu Frauengesundheitseinrichtungen, die Schwangerschaftsabbrüche durchführen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der GRÜNEN. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag ist eingebracht von den GRÜNEN und von der SPÖ betreffend Schutzmaßnahmen für den Zugang zu einem legalen Schwangerschaftsabbruch nach internationalem Vorbild. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Die Zustimmung erfolgt von SPÖ und GRÜNEN. Das ist die Mehrheit.

Der nächste Antrag ist von den GRÜNEN betreffend Verhütungsmittel auf Krankenschein. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der GRÜNEN. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag ist von den GRÜNEN betreffend Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der GRÜNEN. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der letzte Antrag ist ebenfalls von den GRÜNEN betreffend Sexkoffer-neu für eine zeitgemäße, qualitätsgesicherte Sozialpädagogik an Schulen. Hier wird auch die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ und GRÜNEN fest. Das ist mit Mehrheit so beschlossen.

Damit ist der Dringliche Antrag behandelt. 

Wir kommen jetzt zur nichtöffentlichen Sitzung. Drehen wir einmal alle Kameras ab. Es ist auch niemand auf der Galerie.

(Schluss um 17.44 Uhr.)

